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Zur Problematik der Wirtschaftsreformen 1963-1968 in der CSSR 


Pavel LIEKA Jan Koval 


1, Einleitung 


Der vorliegende Artikel will die vorschnellen und absoluten Wertungen der Wirt- 
schaftsreformen in der CSSR durch eine Untersuchung an konkretem Material rela- 
tivieren, Es soll dabei keine neue Theorie der Notwendigkeit bzw. der Schädlichkeit 
von ökonomischen Reformen in den existierenden Gesellschaftsformationen der 
Länder des sog. Ostblocks entwickelt, noch ein Bekenntnis für bzw. gegen die 
Reformen abgelegt werden. 

Diese Untersuchung beschränkt sich auf eine Darstellung der Entwicklung der 
Wirtschaftsformen und deren Folgen in der Zeitspanne 1963 bis 1968. Es ist also 
nicht die Frage nach der Übereinstimmung der tschechoslowakischen Realität dieser 
Zeit mit irgendeiner Theorie, sondern es ist die Frage nach dem konkreten Verlauf 
der Realität, d.h. in diesem Fall nach dem Verlauf der Wirtschaftsreformen, ihren 
Folgen in der Wirtschaft und in dem Bewußtsein von verschiedenen Schichten der 
tschechoslowakischen Bevölkerung. 

Es hat sich schon mehreremale gezeigt, daß theoretische Untersuchungen der 
Reformtheorien, ohne genauere Kenntnis der konkreten Fakten nur zu mehr oder 
weniger allgemein bekannten Schlußfolgerungen kommen Können, ohne daß diese 
einen Gewinn für die konkrete politische Arbeit darstellten. 

Auf der anderen Seite fällt es den, meistens emigrierten Apologeten der Wirt- 
schaftsreformen leicht, ihnen eine uneingeschränkte Progressivität zu bescheinigen, 
wenn sie als einzige über genaue Kenntnisse des erforderlichen Materials verfügen. 

Weder aber eine rein theoretische Analyse der Wirtschaftsreformen, der es an 
konkretem Material mangelt, noch die subjektive Auswertung von Kenntnissen und 
Erfahrungen aus der praktischen Tätigkeit in der CSSR können die widersprüchliche 
Bedeutung der Wirtschaftsreformen in der ÜSSR erfassen. 

Die Wirtschaftsreformen sind zunächst als ein Komplex von wirtschaftsorien- 
tierten Aktivitäten zu begreifen, die sich auf drei Ebenen darstellen: auf der Ebene 
der reinen Theorie, der der Parteibeschlüsse und der der konkreten Praxis. Wenn bei 
einer Untersuchung der Wirtschaftsreformen diese Trennung nicht eingehalten wird, 
dann bekommt man notwendigerweise ein falsches Bild von deren Rolle und Aus- 
wirkungen. 

Da die theoretischen Diskussionen und die Parteibeschlüsse bezüglich der 
Wirtschaftsreformen im Westen weitgehend bekannt sind, kam es in diesem Artikel 
besonders darauf an, die Realisierung der Wirtschaftsreformen in der Praxis und die 
daraus folgenden Konsequenzen zu analysieren. Dadurch wurden auch die zu unter- 
suchenden Quellen bestimmt: außer den Übersichtswerken über den Verlauf der 


29 


Diskussionen und der Parteibeschlüsse stand die „Hospodäfsk& Noviny“ — Die Wirt- 
schaftiszeitung — die ökonomische Wochenzeitung der ZK KSC im Vordergrund. 
Leider war es nicht möglich, noch weitere wichtige Quellen heranzuziehen wie z.B. 
die Gewerkschaftszeitung „Präce‘‘ — Die Arbeit —, oder verschiedene Betriebszei- 
tungen. Es ist jedoch möglich zu behaupten, daß diese fehlenden Quellen das Er- 
gebnis dieser Untersuchung nur noch bestätigen könnten, denn auf den niedrigeren 
Ebenen des gesellschaftlichen Lebens waren die Widersprüche der Wirtschaftsre- 
formen mehr zu spüren als auf der des offiziellen Organs der Spitzegremien der 
Partei, wo man immer auf die angewöhnte Einheitlichkeit drängte. 

Die Untersuchung ist aufgeteilt in eine kurze Darstellung der Hintergründe der 
Wirtschaftsreformen, Genesis der Wirtschaftsreformen und Schlußfolgerung, in der 
kurz das Verhältnis zwischen den Wirtschaftsreformen und der radikalen Massen- 
bewegung angesprochen wird. 


2. Zum Hintergrund der Wirtschaftsreformen in der CSSR 


Um die spezifische Form und den Verlauf der Wirtschaftsreformen in der ÜSSR 
erfassen zu können, ist es notwendig die politische und wirtschaftliche Situation der 
Tschechoslowakei nach 1948 zu skizzieren. 

Im Unterschied zu fast allen anderen Ländern des ‚Ostblocks‘ spielte die 
Kommunistische Partei der Tschechoslowakei (KSC) seit den 20er Jahren eine wich- 
tige Rolle in dem offiziellen politischen Leben der CSR. Als eine echte Massenpartei 
war sie einerseits einem starken Druck der Basis ausgesetzt, andererseits besaß sie 
notwendigerweise einen so verzweigten Apparat, daß ständig die Gefahr seiner Ver- 
selbständigung drohte. Auch wenn die KSC nach der „Bolschewisierung“ 1929 viele 
Anhänger eingebüßt hatte — hauptsächlich infolge der Politik des Sozialfaschismus 
der Sozialdemokratie gegenüber — konnte sie durch ihre Widerstandstätigkeit 
während der faschistischen Okkupation ihren Einfluß wieder vergrößern. 

So findet man in den frühen 50er Jahren, d.h. einige Jahre nach der gewalt- 
losen Machtübernahme, in den Reihen der KSC und oft auch auf wichtigen Posten 
viele qualifizierte Genossen, Intellektuelle ud international erfahrene Kommu- 
nisten. Solche Strukturen innerhalb der KSE entsprachen nicht der Stalin’schen 
Vorstellung von einer Partei, die die Diktatur des Proletariats ‚realisiert‘ und wurden 
deswegen bald zum Drehpunkt einer „brüderlichen“ Kritik. Eine Veränderung 
dieser personellen Zusammensetzung innerhalb der KSC war auch eines der Ziele 
der enorm starken politischen Repression in den Jahren 1950-54, die gegen alle 
„unzuverlässigen‘“ Elemente in der Partei geführt wurde. 

Die Intensität der Repression hing andererseits von der Tatsache ab, daß die 
Ksl nicht schnell genug den Wechsel der Einstellung zu dem neu gegründeten Staat 
Israel seitens Moskau mitgemacht hat, wodurch sie als Ganzes in den Verdacht einer 
„prozionistischen“ Haltung rückte. In dieser Zeit änderte sich auch die ideologische 
Untermauerung der politischen Prozesse in den anderen Ländern des Ostblocks, 
indem von der früheren Position des „Antititoismus‘ zu der des „Antizionismus“ 
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übergegangen wurde. Die relativ hohe Zahl von Kommunisten jüdischer Abstam- 
mung in den Reihen der KSC erschien plötzlich als ihr besonderer Mangel. 

Diese Faktoren, zusammen mit der unbegründeten, jedoch allgemeinen An- 
sicht in den übrigen „brüderlichen“ Parteien, daß die Tschechoslowakei zwar das 
technisch und strategisch wichtigste, politisch jedoch unzuverlässigste Mitglied der 
Gemeinschaft sei, bewirkte die vollkommen irrationale Intensität der politischen 
Prozesse, die auch außerordentlich lange — bis 1954 — andauerten. Im Rahmen der 
Repgession wurde eine große Zahl von Funktionären und einfachen Mitgliedern der 
KSC verhaftet, ihrer Posten enthoben und aus der Partei ausgeschlossen (1) wo bei 
es sich in den meisten Fällen um Genossen handelte, die sich durch besondere 
Aktivität, Erfahrung und Qualifikation von den anderen auf „gefährliche‘“ Weise 
unterschieden. 

Diese Parteisäuberung, verbunden mit der „Entfernung der bürgerlichen Ele- 
mente“ aus dem Leitungsapparat der Wirtschaft seit 1948 hatte zur Folge, daß 
zwischen 1948 und 1953 200 bis 250 Tausend Beschäftigte des ökonomischen und 
technischen Apparats, der Administration, der Armee und der Sicherheitsorgane in 
die Produktion oder Landwirtschaft versetzt und durch linientreue Arbeiter mit 
ungenügender Qualifikation ersetzt wurden (2). So stand in der Mitte der 50er 
Jahre, in einer Zeit, in der die ersten ökonomischen Probleme auftauchten, die KSC 
weitgehend dequalifiziert und eingeschüchtert da. 

Schon seit 1951/52 zeichneten sich in der wirtschaftlichen Stagnation die 
ersten Konsequenzen der bisherigen Wirtschaftspolitik der KSC ab und ab 1953 
sogar mit einem Sinken des Lebensstandards der Bevölkerung. Diese unerwartete 
Verschlechterung wurde seitens der Arbeiterschaft mit Unzufriedenheit und sogar 
Streiks und Demonstrationen beantwortet (3). Die Stagnation und der Rückgang 
des Lebensniveaus war eine Folge einerseits des unangemessenen Tempos des Wirt- 
schaftswachstums, das in dem I. Fünfjahresplan vorgesehen war und das nach den 
ersten zwei Jahren zu einer Verlangsamung des Wachstumstempos der Industrie- 
produktion sowie des Nationaleinkommens führte, andererseits der Zwangskollek- 
tivierung der Landwirtschaft, die schon 1951 einen erheblichen Rückgang der Er- 
träge verursachte (4). 

Obwohl die Volumen der ökonomischen Entwicklung zunächst relativ schnell 
wuchsen (vor allem wegen der extensiven Entwicklung hauptsächlich in der bis 


1 Diese Repression richtete sich natürlicherweise auch gegen Nicht-Kommunisten, für die 
Untersuchung ist jedoch der Wechsel in der Partei von entscheidender Wichtigkeit. 

2 Hejzlar, Zdenek, K politice a vnitrnimu vyvoji KSC po roce 1968 (Zur Politik und der 
inneren Entwicklung der KSC nach 1968), in: Systemov& zmeny, Sbornik (Systemände- 
rungen, Sammelband), Köln, 1972, S. 73. 

3 Besonders nach der Währungsreform im Mai 1953 fanden in vielen Städten und Unter- 
nehmen Streiks und Demonstrationen statt. Vgl. Angaben in: Pelikan Jirı (Hrg.): 
Zakäny dokument. Zpräva komise UV KSC o politickych procesech a rehabilitacich v 
Ceskoslovensku 1949-68, Wien, 1970, S. 15 (deutsch: Das unterdrückte Dossier, Wien, 
1970) 

4 Ernteerträge in der Tschechoslowakei in t je ha: 

Tabelle S. 27 im Ms. 
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dahin industriell unterentwickelten Slowakei), erwies sich die prioritäre Orientie- 
rung der Produktion auf die Import-Bedürfnisse der Sowjetunion für die tschechos- 
lowakische Wirtschaft als äußerst nachteilig. Eine ungünstige „Arbeitsteilung“ inner- 
halb der COMECON-Länder führte zu einer disproportionalen Zunahme der Pro- 
duktion in der Abteilung A (Produktionsmittelproduktion) (wobei die Produktion 
der Abteilung B (Konsumgüterproduktion) nur halb so schnell wuchs wie das 
Sozialprodukt, eine mangelnde Versorgung der Bevölkerung war die Folge). Auf- 
grund des hohen Niveaus der tschechoslowakischen Technologie wurde die CSR 
gegen Rohstofflieferungen aus der Sowjetunion zur Lieferung von Anlagegütern 
verpflichtet, sodaß ihre Produktionskapazitäten auf lange Sicht ausgelastet wurden 
— dies führte wiederum zu einer starken arbeitsintensiven Produktion. Eine Innova- 
tion des Maschinenparks und der Technologie überhaupt wurde deshalb kaum 
durchgeführt (5). Die Folgen waren: Absatz- und Produktivitätsstagnation, hohe 
Verluste durch Produktion von absatzunfähigen Gütern. Das stark zentralistische 
und alibistische Planungssystem gewährte der heranwachsenden neuen Generation 
der technischen Intelligenz Keinen Raum für die Einführung neuer Methoden und 
technologischer Fertigungsweisen in die Produktion. Das Wirtschaftssystem näherte 
sich der Grenze seines möglichen extensiven Wachstums. 

Die Zusammensetzung der KSC nach den Prozessen, durch ‚Kader‘ geprüft, 
die sich selbst so gesäubert hatten, daß jedes Vertrauen untereinander vollkommen 
verschwand, verstärkte nur den Alibismus in der Wirtschaftsleitung (denn jede Fehl- 
entscheidung könnte als eine Sabotage gewertet werden), der dem hierarchisch 
gestalteten bürokratisch-zentralistischen Planungssystem innewohnt. Die KSC der 
50er Jahre kann man mit einem harten Dogmatismus und tiefen Mißtrauen allem 
Neuen gegenüber charakterisieren. Diese historisch entwickelten Eigenschaften der 
Partei spielten dann eine wichtige Rolle bei den Versuchen einiger jüngerer Mitglie- 
der der KSC das Wirtschaftssystem zu rationalisieren — zu reformieren. Während 
nämlich in den anderen Ländern des COMECONs Wirtschaftsreformen mittleren 
Grades ohne größere Schwierigkeiten innerhalb der Parteien über die Bühne liefen, 
steigerte sich in der CSSR der Fachstreit durch die hartnäckig ablehnende Stellung 
des alten Parteiapparats in eine öffentliche Auseinandersetzung, die die Grenzen des 
Nur-Öökonomischen und des Nur-parteiischen sprengte und in eine Massenbewegung 
überging. 

In dieser und nur in dieser Hinsicht waren die Wirtschaftsreformen in der 
CSSR der Impuls, aus dem die Massenbewegung des sogenannten Prager Frühlings 
hervorging, denn die Ziele und auch die anzuwendenden Mittel der Massenbewe- 


gung einerseits und der Wirtschaftsreformen andererseits waren grundunterschied- 
lich, 


5 Sik führt an, daß im Jahre 1963 57% des immer noch verwendeten Maschinenparks 
praktisch ausrangiert war; vor allem in der Konsumgüterindustrie waren veraltete (in 
vielen Fällen 60-90 Jahre alte) Maschinen im Betrieb. Ota Sik, The Czechoslovak Eco- 
nomy Today, in: Coates, Ken (Hrg.), Czechoslovakia and Socialism, Bertrand Russel 
Peace Foundation, Nottingham, 1969 
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3. Zur Genesis der Wirtschaftsreformen in der CSSR 
(Etappen des Kampfes um die Durchsetzung der Wirtschaftsreformen) 


1957-62: Verlangsamung des ökonomischen Wachstums — Verschärfung der Wider- 
sprüche im zentral-bürokratischen Planungssystem. 

Die Schwierigkeiten in der Wirtschaft seit 1953/54 führten jedoch erst Ende 
der 50er Jahre zu den ersten Versuchen, die wirtschaftliche Situation durch’ Wirt- 
schaftsreformen zu verbessern. 

Die erste Form von Wirtschaftsreformen bestand — entsprechend dem Grund- 
prinzip jeder bürokratischen Wirtschaftsreform — in dem Versuch des bürokrati- 
schen Apparats, sich selbst zu dezentralisieren. Diese Dezentralisierung von 1958/59 
trug einen rein formalen Charakter, sie sollte nicht die Entscheidungsbefugnisse des 
Zentrums verteilen, sondern’ verteilte Ableger des Zentrums entstehen lassen, die 
ihm seine Kontrollfunktion erleichtern sollten. 

Es wurde versucht, mit Hilfe verschiedener Methoden der Förderung der mate- 
riellen Interessiertheit einen gewissen Automatismus in die Lenkung einiger ökono- 
mischer Prozesse einzuführen, um die Zentrale zu entlasten und ihr so zu ermög- 
lichen, eine effizientere Perspektivplanung durchzuführen. Diese partielle Reform 
brachte nicht die erwarteten Ergebnisse und wurde innerhalb von zwei Jahren prak- 
tisch zurückgezogen (6). Der Mißerfolg dieses Versuches, das zentral-bürokratische 
Planungssystem zu rationalisieren, führte zu einer Reaktion, die typisch für die 
eingeschüchterte KSC war: alles wieder rückgängig machen, zurück zum alten diri- 
gistischen Zentralismus. 

Gleichzeitig mit der Festigung des zentral-bürokratischen Planungssystems war 
man jedoch nicht in der Lage, die anstehenden Rehabilitationsverfahren vom Tisch 
zu wischen. War man — unter dem Eindruck des ungarischen Aufstandes — noch 
1957 der Meinung, daß die „Entstalinisierung‘ mit der Revision von 2,6 % aller 
Prozesse abgeschlossen wäre (7), so wurden in der Vorbereitungsdiskussion zum 
XII. Parteitag (1962) der KSC Stimmen laut, die nicht nur die Beseitigung von 
Stalin-Denkmälern unter dem Kampf gegen den Personenkult verstanden wissen 
wollten, sondern hauptsächlich die Ausmerzung von nichtkommunistischen Metho- 
den und Praktiken in der ganzen Gesellschaft (8). 

Im Referat von Novotnyam XII. Parteitag im Dezember 1962 wurden die 
wichtigsten Probleme dieser Periode direkt angesprochen: 

— die wirtschaftliche Lage sei ungünstig. Novotny nannte als Gründe: 
— die Disproportion zwischen Industrie und Landwirtschaft 
— die Disproportion zwischen Produktion und Verbrauch 
— die ungenügende Ausnutzung der Wissenschaft, Technik und neuer Technolo- 
gie 


6 Vgl. Politickä ekonomie (Lehrbuch), Prag 1966, S. 372 
7 Das unterdrückte Dossier, Hrsg. J. Pelikan, Wien 1970, S. 214 ff. 
8 Vgl. CSSR — Dokumentation und Kritik 1962-1968, Hrsg. Röll, München 1968, S. 1 
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— die zentralistisch-bürokratische Planung sollte gefestigt werden, und zwar sowohl 
international (sog. sozialistische Arbeitsteilung unter den COMECON-Staaten), 
als auch im Innern, indem die „Festigung der leitenden Tätigkeiten aller Stufen 
und eine vollkommenere Planung und Kontrolle‘ (9) gefordert wurden. 

— die Parteispitze sah sich gezwungen, von den Prozessen der 50er Jahre Abstand 
zu nehmen, und wollte ab sofort ‚‚die strenge Einhaltung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit gewährleisten“ (10). 

In dieser Periode schien also die wirtschaftliche und politische Lage in der Tschech- 

oslowakei dafür prädestiniert zu sein, den Reformweg der UdSSR oder der DDR 

nachvollziehen zu können; unter intensiverer Ausnutzung von moderner Technolo- 
gie und strenger Beibehaltung des administrativen Zentralismus. 


1963-64: Wirtschaftliche Krise — Anerkennung der Notwendigkeit von Wirt- 
schaftsreformen, P 

Das Jahr 1963 bedeutete für die CSSR-Wirtschaft eine tiefe Krise (11), die 
eine grundlegend neue Situation für die Diskussion über die Wirtschaftsreformen 
geschaffen hatte. 

Die Krise wurde wesentlich durch folgende Faktoren verursacht: 
zunächst durch die blinde Übernahme des zentralen Planungs- und Leitungssystems 
sowjetischen Typs, trotz der Tatsache, daß die Tschechoslowakei die Periode der 
primären Kapitalakkumulation im Jahre 1948 schon hinter sich hatte. Daraus er- 
gaben sich auf der gesamtstaatlichen Ebene bekannte Schwierigkeiten. Vor der 
Aufstellung des von der Parteiführung beschlossenen Plans mußte die Zentrale eine 
mühsame und kostspielige Bilanzierung durchführen (in der CSSR gab es ca. 1,5- 
Mio. Warenarten). So entstand eine unübersichtliche Menge von Kennziffern, An- 
weisungen etc., die an Betriebe weitergeleitet wurden. Darauf folgte eine schwer- 
fällige administrative Kontrolle der Planerfüllung. Die administrativ festgesetzten 
Preise hatten weder Bezug zu der inländischen Arbeitsproduktivität, noch zu den 
Weltmarktpreisen. Die Entwicklung der administrativ festgesetzten Schwerpunkt- 
zweige der Abteilung A (wie Metallurgie, Maschinenbau) wurde in einem Maß for- 
ciert, das ein harmonisches Wirtschaftswachstum nicht ermöglichte. In den nicht 
präferierten Industriezweigen (z. B. Textilindustrie) wurde mit einem unglaublich 
veralteten Maschinenpark gearbeitet, es gab nicht genug Ersatzinvestitionen. Auf 
der anderen Seite vermehrten sich ständig die unabsetzbaren Güter und Zwischen- 
produkte. Es dauerte jahrelang, bis sich die Wirkung der nicht optimalen Investi- 
tionspolitik durchsetzte, weil die Investitionszyklen langristig sind und weil die 
zentrale Planungsbehörde trotz der Kontrolle auf allen Ebenen immerhin sehr oft 
verzerrte Informationen von verschiedenen untergeordneten Instanzen bekam. 

Die Schwierigkeiten und Unstimmigkeiten auf der betrieblichen Ebene wur- 


9 ebenda, $. 4 

10 ebenda, S. 7 

11 Jahreszuwächse einiger Indizes in %: 
Tabelle Ms. Seite 28 
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den von Ellmann (12) in neun Punkte zusammengefaßt: 

— Pläne für die Unternehmen kamen oft zu spät, waren unrealistisch und wider- 
sprüchlich. 

— Die Versorgung mit Material und Rohprodukten war unzuverlässig, was oft zur 
Eigenproduktion von fremden Produkten oder zur Hortung von Material führte. 

— Keine Institution sorgte für eine Kontrolle der Brauchbarkeit der hergestellten 
Produkte 

— Die Erfüllung des Plans wurde an Erreichung bestimmter Produktionsziele ge- 
bunden, was zu Verzerrungen in der Produktion führte. 

— Um niedrig eingesetzte Pläne zu erhalten, täuschten die Betriebe Angaben über 
ihre Kapazität und Kosten vor. 

— Betriebe lehnten grundsätzlich jede Neuerung ab, denn sie bedeutete nur Kom- 
plikationen. 

— Die Eile bei der Planerfüllung vor dem Jahresende beeinträchtigte die Qualität 
der Produkte. 

— Die Subjektivität der Planung. 

— Unternehmen forderten weiteres fixes Kapital an, ohne daß dieses an künfiige 
Erträge gebunden wäre. 

Bei der Erklärung der Krise kann man nicht die internationalen Faktoren ausklam- 

mern, wobei die Trennung der Faktoren nur der Übersichtlichkeit wegen erfolgt. 

Im Laufe der 50er Jahre wurde die erste Etappe der Industrialisierung in den 
anderen osteuropäischen Staaten abgeschlossen, so daß die tschechoslowakische 
Industrie ihre Quasi-Monopolstellung auf den ursprünglich sicheren Absatzmärkten 
verlor. Einerseits fingen diese Staaten an, einen Teil ihrer Investitionsgüterimporte 
mit den qualitiativ besseren Erzeugnissen aus den kapitalistischen Ländern zu 
decken (13), andererseits war es ihnen nunmehr möglich, mit der tschechoslowaki- 
schen Industrie zu konkurrieren (14). 

Einen besonderen Nachteil für die Entwicklung der tschechoslowakischen 
Wirtschaft bedeutete der Konflikt zwischen der KPdSU und der chinesischen KP. 
So wurden die Exporte in die VR China zwischen 1960 und 1961 um mehr als 
300 % gesenkt, in demselben Zeitraum fielen die Importe aus China um mehr als 
150% (15). 

Während der 50er Jahre wuchs zwar die Arbeitsproduktivität ständig, aber aus 
Gründen, die bereits behandelt wurden, blieb dieser Zuwachs immer noch hinter 
dem der hochentwickelten kapitalistischen Länder zurück. Das bedeutete sich 
ständig vergrößernde Verluste für den tschechoslowakischen Außenhandel. 

Obwohl die Krisenerscheinung in den Jahren 1963/64 fast in allen COME- 
CON-Staaten auftrat (nirgendwo aber so stark wie in der CSSR), findet man keine 


12 in: Zur Kritik der Sowjetökonomie, Rotbuch 11, Berlin 1972, S. 16 ff. 

13 Borin/Plogen, Management und Selbstverwaltung in der CSSR, Rotbuch 4, Berlin 1970, 
S. 20 

14 B. J. Page, The Czechoslovak reform Movement, Amsterdam 1973, S. 31 

15 ebenda, S. 31 


Bestrebung, diese Probleme gemeinsam zu lösen, oder die entstehende Diskussion 
über die Wirtschaftsreformen zu koordinieren. Dies ist jedoch verständlich, wenn 
man sich klar macht, daß jede koordinierte Diskussion innerhalb der Ostblock- 
staaten notwendigerweise die „sozialistische Arbeitsteilung‘ zum Gegenstand haben 
müßte, was der Kreml-Führung äußerst unangenehm hätte sein müssen. 
Diese erste echte Krise in der tschechoslowakischen Wirtschaft eröffnete den 
Weg für die Durchsetzung der Wirtschaftsreformen. Die kritischen Stimmen inner- 
halb der KSC von Seiten der Fachleute waren nicht mehr — wie bisher — durch die 
Spitze des bürokratischen Parteiapparats zu ..stoppen, denn diese Krise gefährdete 
unmittelbar die Herrschaftsgrundlage des Apparats selbst. 
2 1963/64 kann man eine langsame Durchsetzung der Wirtschaftsreformen 
der CSSR beobachten, die in drei Stufen erfolgte: 
auf der theoretischen Ebene, als eine grundsätzliche Kritik an der bisherigen 
Wirtschaftstheorie und -politik der Partei 
— auf der Ebene der Parteibeschlüsse, die als Resultate der inneren Kämpfe in der 
Partei zu werten sind 
— auf der Ebene der praktischen Realisierung der Wirtschaftsreformen, die gesamt- 
gesellschaftliche Konsequenzen mit sich brachte. 


in 


Die Wirtschaftsreformen 1963-64 


In dieser Periode bewegte sich die Reformtätigkeit auf den ersten zwei Ebenen: der 
der theoretischen Verarbeitung und der der Parteibeschlüsse. 

Die theoretische Diskussion über die Wirtschaftsreformen in dieser Zeit wurde 
weitgehend isoliert in den ökonomischen Fachzeitschriften (Hospodafske noviny, 
Plänovan& hospodäfstvi, Politickä ekonomie usw.) geführt. Ihr gemeinsamer Aus- 
gangspunkt war eine Kritik an dem bisherigen d.h. stalinschen Verständnis der 
polit-ökonomischen Kategorien. Von der Kritik an der zentral-bürokratischen Form 
der Planung d.h. an den oben beschriebenen und nun „plötzlich“ erkannten Miß- 
ständen des bürokratischen Planungssystems, kamen einige, sich „‚objektiv‘ gebende 
Wissenschaftler schnell zur generellen Ablehnung der zentralen Planung, als der 
Quelle aller wirtschaftlichen Mißstände in der Volkswirtschaft der CSSR. 

Während am Anfang der Diskussionen (bis Ende 1963) nur sehr vorsichtig 
über die Einführung und Erweiterung der ‚materiellen Interessiertheit“ gesprochen 
wird und die Kategorien „Wert“ und „Profit“ nur selten und am Rande als Kon- 
trollindex erwähnt werden, werden nach der Veröffentlichung eines Artikels von 
Sik am 22.11.1963 im Rude Prävo die Kategorien „Markt“, „Marktverhältnisse“, 
„Angebot-Nachfrage“, usw. zu Grundbegriffen des polit-ökonomischen Vokabulars. 
Es entsteht unter den meisten ökonomischen Fachleuten eine weitgehende Einig- 
keit darin, daß es notwendig ist, die Rolle des zentralen Plans zu schwächen und die 
Bedeutung des Wertgesetzes anzuerkennen, d.h. die „sozialistische Warenproduk- 
tion“ einzuführen, 

Um den Stand damaliger Theorie der Wirtschaftsreformen in etwa zu zeigen, 
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sei stellvertretend Ota Sik zitiert: „Die Ökonomen (...) betrachten die sozialisti- 

sche planmäßige Entwicklung als Entwicklung einer sozialistischen Etappe, der 

völlig organisch eigene Warenbeziehungen zwischen allen relativ selbständigen Wirt- 
schaftseinheiten angehören. Wertkategorien, Preise, Brutto- und Nettoeinkünfte, 

Löhne, Prämien usw. besitzen durchaus nicht nur evidenzmäßige, unmittelbar ver- 

teilende Funktionen. Sie sind der Ausdruck bestimmter, objektiv noch nicht zu 

beseitigender Widersprüche in der gesellschaftlichen Produktion und müssen zur 

Lösung dieser Widersprüche beitragen... Es handelt sich um Gegensätze zwischen 

gesellschaftlichen, Gruppen- und individuellen Interessen, zwischen den Interessen 

der Lieferanten und Abnehmer, der Produzenten und Konsumenten“ (16). 
Während in der Theorie die Wertkategorien ihre volle Rehabilitation erfahren, 

ist die offizielle Formulierung der gleichzeitigen und wirtschaftsorientierten Partei- 
beschlüsse viel vorsichtiger. Unter dem ökonomischen Zwang der Situation sah sich 
das ZK der KSC gezwungen am 21. und 22. Januar 1964 in Prag eine Sitzung 
zusarnmenzurufen, auf der folgende Maßnahmen zur Gesundung der Wirtschaft — 
unter anderen — verabschiedet wurden: 

1.  Liquidierung aller unrentablen Produktionskapazitäten. Als Anfang sollten im 
Verlauf des Jahres 162 Unternehmen stillgelegt werden. Dies bedeutete eine 
Umdisponierung von ca. 15 000 Arbeitskräften 

2. Durch Rationalisierung sollte die Industrie auf den Stand der meisten fortge- 
schrittenen Länder gebracht werden. 


3. Die Löhne sollten aufgrund des verschiedenen Beitrages zum gesellschaft- 
lichen Gesamtprodukt stärker als bisher differenziert werden. 
4. Die Differenzierung sollte mittels Prämien auf Grund realer Leistung erfolgen. 


5. Das Kriterium für Gehälter der leitenden Angestellten sollte nunmehr das 
reale Betriebsergebnis, und nicht die quantitative Kennziffer sein (17). 

Damit man jedoch diese wirtschaftlichen Zugeständnisse der Partei nicht fälsch- 
licherweise als eine Zustimmung zur allgemeinen Kritik an der bisherigen Politik 
verstünde, nahm das ZK gleichzeitig eine ablehnende Stellung zu „bestimmten Er- 
scheinungen im kulturellen und politischen Leben ein“ (18). 

Am 7.2.1964 trat dann die Regierung zusammen, um die Direktiven zu diskutie- 
ren und entsprechende Maßnahmen zu ergreifen. 
Beschlossen wurde: 


1. Das Volkseinkommen neu zu verteilen. 

2. Es werden flexiblere Preise eingeführt. 

3. Die Mieten und Sozialleistungen müssen den neuen Bedingungen angepaßt 
werden. 

4. Das Verwaltungspersonal in der Industrie muß entsprechend abgebaut wer- 
den (19). 

16 Tschechoslowakische Gewerkschaften, Juli 1964, zit. nach CSSR-Dokumentation, 
(FW 8), s 58 

17 CSSR-Dokumentation, (Fw 8), S. 46 f 

18 ebenda 

19 ebenda 
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Das waren Beschlüsse und Direktiven; in der Praxis wirkte jedoch das alte zentral- 
bürokratische Planungssystem des sowjetischen Typus weiter (20). 

Neben der Kritik am Bürokratismus in der Wirtschaftsführung lief die Kritik 
am „Personenkult‘“ weiter. Und ähnlich wie im Wirtschaftssektor, wo man die 
Unzulänglichkeit des alten Leitungssystem offiziell zugeben mußte, gleichzeitig aber 
die Realisierung der WR in der Praxis blockierte, gab die politische Führung der 
KSC im politischen Bereich zwar zu, daß es in der Vergangenheit zu Übergriffen 
gekommen war, die konkreten Rehabilitationsverfahren wurden jedoch verschleppt 
und hinausgezögert. Denn trotz der personellen Veränderungen (Entlassung von 
Bacilek, Urvälek, Köhler, Slavik u. a. im März 1963) wurden die meisten der leiten- 
den Posten im Staats-, Partei- und Wirtschaftsapparat von Funktionären bekleidet, 
die noch unter Stalin bei den politischen Prozessen der frühen 50er Jahre aktiv 
mitgewirkt hatten. 

In der Parallelität und durch den selben Ausgangspunkt der beiden Kritiken 
an der bisherigen Weise vom „Aufbau des Sozialismus‘“ (wirtschaftlich und poli- 
tisch) lag von Anfang an die Annahme nahe, die Überwindung des Personenkults 
und die Überwindung des „Plankults‘‘ (Selucky, 1963) aufeinander zu beziehen und 
als untrennbar zu betrachten. Diese künstliche Koppelung spielte später eine nicht 
unwichtige Rolle bei der Aktivierung der Öffentlichkeit für die Wirtschaftsreformen 
und bei ihrer Zurückdrängung während der Auswirkungen der Nachteile, die durch 
die Einführung der WR 1967/68 entstanden waren. Denn die überwältigende Mehr- 
heit der Bevölkerung schloß sich spontan jeder Kritik an der Bevormundung im 
politischen und kulturellen Leben durch den Parteiapparat an. 


1965-66: Kampf um die Realisierung der WR 


In dieser Periode wurden die Grundlagen der Wirtschaftsreformen durch die Ksc 
beschlossen und die ersten wirtschaftlich-politischen Maßnahmen praktisch durch- 
geführt (21). 

Während in der vorangegangenen Periode (1963/64) die theoretische Diskus- 
sion als die erste Reaktion auf die Wirtschaftskrise zu verzeichnen war, der erst 
einige — zwar sehr allgemeine, aber reformfreudige — Beschlüsse der Partei folgten, 
bewegte man sich nun weitgehend auf der Ebene der Parteientscheidungen, d.h. 
auch der Kämpfe innerhalb der Partei. _ 

Auf der Plenarsitzung des ZK KSC am 27.—29. Januar 1965 wurde ein Ent- 
wurf Siks „Über die vorgeschlagenen Grundsätze zur Vervollkommung des Pla- 
nungssystems der Volkswirtschaft‘‘ angenommen. Dieser Entwurf legte grob die 
Aufgaben der zentralen Planungsinstanzen fest und nannte Räume in der Wirt- 
schaft, die für die Wirkung des Marktgesetzes offenstehen sollen: 


20 Vgl. Kosta/Släma, Ekonomickä reforma a ceskol sovensk& hospodärstvi (Ökonomische 
Retorm und die tschechoslowakische Wirtschaft in: Syst&mov& zmeny, a.a.o. (Fn 2), 
5.109 

21 Vgl. ebenda 
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Die zentrale Leitung sollte: 

— wissenschaftlich unterbaute Volkswirtschaftspläine (einen langfristigen 
10-15-Jahre, Fünfjahrespläne und ein- bis zweijährige Pläne) ausarbeiten und 
entscheiden. 

— über die grundlegenden Proportionen der Produktion, über die Aufteilung des 
Nationaleinkommens in Akkumulation und Verbrauch, über die Proportion zwi- 
schen individueller und gesellschaftlicher Konsumption, sowie über die Entwick- 
lung des Lebensstandards, 

— über die Hauptrichtung der Entfaltung der Produktivkräfte, 

— über die ökonomischen Instrumente der Leitung, über Preise und Löhne, sowie 
über Finanz- und Kreditpolitik entscheiden 

Bonn Maßnahmen sollten eine Selbständigkeit der Betriebe schaffen: 
das materielle Interesse der Unternehmen sollte mit den tatsächlichen Wirt- 
schaftsresultaten verknüpft und nicht nur an die Erfüllung der Kennziffern des 
Plansolls gebunden werden 

— die Gesamtentlöhnung eines jeden Werktätigen sollte von den Ergebnissen seiner 
Arbeit und in einem gewissen, differenzierten Maß von den Wirtschaftsergebnis- 
sen des Unternehmens abhängen 

— die bisherige Praxis der Gestaltung der langfristig festen Preise sollte durch eine 
elastische, planmäßig geregelte Preisbewegung ... ersetzt werden. (Die Zentral- 
organe sollten einerseits Festpreise, andererseits Limitpreise festsetzen) 

— der Außenhandel sollte staatliches Monopol bleiben; die Preise, die auf dem 
Auslandsmarkt erzielt werden, sollten jedoch Einfluß haben auf die Gewinne der 
Unternehmen 

— es sollten Maßnahmen, die zur Abschwächung unerwünschter Folgen von Mono- 
polproduktion führen, getroffen werden 

— ausdrücklich wurde hervorgehoben die Notwendigkeit einer Erweiterung der Be- 
fugnisse und der Verantwortlichkeit der Fachdirektoren und der leitenden Mitar- 
beiter (z. B. Erweiterung der Befugnisse bezüglich der Entscheidungen über die 
Auswahl von unterstellten Mitarbeitern usw.) 

— Wichtige Aufgaben sollte die Staatsbank erfüllen, die nach dem Prinzip der Ren- 
tabilität und Rückerstattung Kredit gewähren sollte (22). 

So der Beschluß, der einen Kompromiß zwischen der von Sik verlangten Einführung 

von Marktmechanismen unter den Unternehmen und dem Beharren der Funktio- 

näre um Novotny am zentral-bürokratischen Planungssystem darstellte. Dieser Kom- 
promiß unterschied sich in dieser Form kaum von der gemäßigteren Reformmodel- 
len in der UdSSR oder in der DDR (lediglich die Preispolitik weicht ab). 
Entsprechend der Terminplanung wurden einige Punkte dieses Beschlusses in 
die Praxis umgesetzt, wie vorgesehen, zuerst experimentell und nur in ausgewählten 

Betrieben. Die Realisierung aller Hauptprinzipien der Wirtschaftsreformen war für 

das Jahr 1966 geplant. 


22 Vgl. CSSR:Dokumentation, (Fn 8), S. &1 ff 
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1965 wurden in 400 Betrieben einige Elemente der Wirtschaftsreformen aus- 
probiert. Es handelte sich um die Einführung der materiellen Interessiertheit und 
um die Aufhebung der Direktiven für Produktion und Distribution. Im Rahmen der 
Rentabilitätsbestrebungen wurden in den Jahren 1964/65 insgesamt 1 300 Produkt- 
ionseinheiten mit 33 000 Beschäftigten geschlossen (23). 

Auch die Gewerkschaften partizipierten an den Tendenzen der Wirtschaftsre- 
formen und organisierten seit 1965 die sog. Produktionskommitees, in denen auf 
betrieblicher Ebene die Interessenvertretung der Werktätigen vollzogen wurde (24). 
In diesen neuen organisatorischen Aktivitäten der Gewerkschaften kann man eine 
neue „reformistische“ Funktion der Gewerkschaften erkennen: die Gewerkschaften 
sollten nicht mehr, wie bisher, nur als ein „Transmissionsriemen“ funktionieren, der 
den Fluß der Direktiven des Parteiapparats nach unten unter die Massen gewähr- 
leistet, sondern sie sollten das „nerrschaftlich-kybernetische System intendierter 
Selbstregulierung des neuen ökonomischen Modells“ (25) unterstützen. 

Ab 1966 wurden weitere Elemente der Wirtschaftsreformen eingeführt, 
worunter die Umgestaltung der Einzelhandelspreise als die wichtigste Maßnahme zu 
bezeichnen ist. Ähnlich wie in Ungarn (im Unterschied zu UdSSR und DDR) ging 
man zu einem drei- bzw. vier Kategorien erfassendem Preissystem über (26): 

Tabelle Ms. seite 15 
Nach Aussage von Ota Sik sollten am Ende der Reform durchschnittlich 40 % aller 
Preise frei sein. 

Gleichzeitig wurde eine Teilumstrukturierung der Großhandelspreise durchge- 
führt und zwar so, daß Festpreise 64 %, Limitpreise 29% und Freie Preise 7% 
ausmachten. Es wurde dabei eine 3 %ige Erhöhung der Preise geplant — in Wirklich- 
keit machte sie jedoch 4,1 % aus (27). 

Die materielle Interessiertheit der einzelnen Betriebe wurde durch ein Ge- 
winnanteilsystem initiiert: im Jahre 1966 rechnete man mit einem Gewinnanteil am 
Bruttoeinkommen des Unternehmens von 2% des gesamten Arbeitslohnes; dieser 
Anteil sollte schrittweise gesteigert werden und zwar bis 1970 auf 8% (28). 

Wie man feststellen kann, blieb die Realisierung der Wirtschaftsreformen weit 
hinter den Beschlüssen des ZK zurück. Gegen die vollständige Relaisierung wirkten 
nämlich viele objektive und subjektive Faktoren. Zu den objektiven Hindernissen 
gehörte, nach Kosta und Slama, z.B., die bisherige Produktionsstruktur, die 


23 Vgl Rud& prävo (RP), v. 24. März 1966 

24 im Jahr 1966 gab es mehr als 5 500 solcher Komitees mit mehr als 50 000 Mitgliedern. 
Vgl, RP v. 1.12.1966 

25 Vgl, Altvater/Neusüss, Bürokratische Herrschaft und geselischaftliche Emanzipation, in: 
Neue Kritik, 51-52, Frankfurt/M, 1969. Unter diesem Aspekt muß man auch die Kon- 
zeption der Räte der Werktätigen sehen, die von Sik u.a. ab 1968 intendiert wurden. 

26 Es ist darauf hinzuweisen, daß diese Umgestaltung der Einzelhandelspreise zum 1.1.1967 
teilweise zurückgenommen werden mußte, um nicht die breiten Massen der Bevölkerung 
gegen die Wirtschaftsreformen aufzuhetzen. 

27 Vgl. Hospodärske noviny (HN), Prag, Jg. 7, 1967,58. 4 

28 Kosta, Meyer, Weber, Warenproduktion im Sozialismus, Frankfurt a. M, 1973, S. 208 
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wirkenden Preisrelationen, die Preisdisziplin, die Monopolstellung von güterliefern- 
den Unternehmen und das fiskusorientierte Steuersystem. Subjektive Hindernisse 
sieht man in der Einstellung einiger Funktionäre und Wirtschaftsarbeiter zu den 
Wirtschaftsreformen, die gewährt waren, nach Direktiven von oben zu arbeiten- 
(29). Dazu kam noch die Tatsache, daß die breiten Schichten der Werktätigen den 
Wirtschaftsreformen ziemlich lax gegenüber standen, d. h. sie waren nicht abgeneigt, 
wenn man über besseren Konsum sprach, sie standen jedoch mißtrauisch den Ver- 
änderungen in Betrieben gegenüber (30). 

Währenddessen hat sich die wirtschaftliche Situation verbessert: dies ist je- 
doch weder auf eine „natürliche“ Überwindung der Schwierigkeiten des alten zen- 
tral-bürokratischen Planungssystems, noch auf die Einführung der Wirtschaftsrefor- 
men zurückzuführen. Hauptsächlich war es der Produktionszuwachs in der Land- 
wirtschaft, wo dank der guten Wetterbedingungen hohe Erträge erzielt werden 
konnten, die die Steigerungsrate des Nationaleinkommens (9,2 %) erlaubten (31). 
der Zuwachs in der Industrie ist trotz (oder dank? ) der Wirtschaftsreformen nur 
von 64% durch die Steigerung der Arbeitsproduktivität gedeckt, was einen Rück- 
gang von 11 % zum Vorjahr bedeutete (32). 

Die Einstellung verschiedener sozialer Schichten zu den Wirtschaftsreformen 
ist in dieser Periode ungefähr folgende: die ziemlich uninformierte und weitgehend 
gleichgültige Mehrheit der Werktätigen spürte noch keine Konsequenzen der Wirt- 
schaftsreformen und reagierte deswegen kaum; sie schloß sich jedoch jeder Kritik an 
der bisherigen Herrschaft der Partei an und war deshalb den Wirtschaftsreformen 
nicht abgeneigt; die große Gruppe der Partei-, Staats- und Wirtschaftsbürokraten, 
die weitgehend unqualifiziert waren und ihre Stellungen nur dank ihrer Loyalität 
dem Parteiapparat gegenüber bekamen, war gegen jede Art von Reformen, denn 
diese machten eine Verbesserung der Qualität der Leitungskader erforderlich (33); 
die jüngere technische Intelligenz, die einerseits alle besseren Posten schon fest 
besetzt vorfand und andererseits die Qualität der bisherigen Wirtschaftsleitung 
beurteilen konnte, diese Gruppe, nämlich das neue Management, war für die Wirt- 
schaftsreformen. Zu dieser technischen Intelligenz stieß auch ein Teil der sog. 
humanistischen Intelligenz, die der Meinung war, daß die Wirtschaftsreformennot- 
wendigerweise mit einem Mehr an wissenschaftlicher und künstlerischer Freiheit 
verbunden sein müssen (vgl. Selucky u. a.), der jedoch — wie sich später noch zeigte 
— nicht unbedingt für die Wirtschaftsreformen, wohl aber für die politischen Refor- 
men, oder sogar für eine radikale Demokratisierung der Gesellschaft eintrat. 

Die ungenügende Realisierung der Parteibeschlüsse bezüglich der Wirtschafts- 


29 Kosta/Släma, (Fn 20), S. 114 

30 Vgl. Artikel in: Literärni noviny, Prag, v. 28.5.1966 

31 Vgl. z. B. Kosta/Slama, (Fn 20), S. 114 

32 Vgl. HN (Fn 27), Nr. 7, 1967, S. 4 

33 im Jahr 1963 hatten von 11941 Betriebsdirektoren und ihren Vertretern nur 2 822 
Hochschulausbildung, d. h. circa einer von fünf. 2 265 von diesen „Managern“ hatten nur 
eine Grundschulausbildung. Angaben nach: Sik: Czechoslovak Economy Today, (Fn 5), 
S.182 
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reformen hatte zur Folge, daß die Diskussion in den Wirtschaftszeitschriften einen 

viel schärferen und offeneren Ton bekam. Gemessen am Ziel der Reformen d.h. an 

der Einführung der „objektiven Wertkategorien“ in die Wirtschaft, waren die reali- 

sierten Wirtschaftsreformen von 1966 ein harmloser Anfang (34). 

Gleichzeitig (ab 1965) sprang die Diskussion, ursprünglich ausschließlich über 
die Wirtschaftsreformen geführt, auf andere Gebiete über, die nicht mehr nur die 
Wirtschaftsproblematik beinhalteten (35). 

In der Diskussion konnte man zwei Tendenzen unterscheiden: 

— einerseits handelte es sich um eine technokratische Kritik des bisherigen offiziel- 
len dogmatischen Denkens, die in ihrer positiven Formulierung im Richta-Report 
(beendet 1966) gipfelte und die man als eine Ideologie einer technokratischen 
Modernisierung des bisherigen Herrschaftssystems einer Minderheit über die 
ganze Gesellschaft (wenn auch im Namen der Arbeiterklasse) bezeichnen kann. 
im Endeffekt sollte die bisherige Herrschaft der unqualifizierten Parteibüro- 
Kraten durch eine Herrschaft der höchstqualifizierten Wissenschaftler ersetzt 
werden 

— eine Vorstellung, die auf dem Glauben basierte, die Wissenschaft sei ein Aus- 
druck der objektiven Erkenntnis ohne jede Beimischung subjektiver Interessen, 
und deswegen sie sie imstande, alle Probleme objektiv d.h. für alle optimal zu 
lösen. 

— andererseits Konnte man aber — wenn auch seltener — Beiträge finden, die eine 
radikale politische Kritik des bisherigen Gesellschaftssystems und seiner Ideolo- 
gie anstrebten (36). Die Radikalität bestand darin, daß man — im Unterschied zu 
der elitären technokratischen Kritik — eine Demokratisierung der ganzen Gesell- 
schaft durch die Einbeziehung der breiten Massen in die Entscheidungsprozesse 
erreichen wollte. 

Das Übergreifen der offizeillen, d. h. parteilichen Kritik am bisherigen System vom 

wirtschaftlichen Gebiet auf das Feld des allgemeinen gesellschaftlichen Lebens war 

auf folgende Ursachen zurückzuführen: 

— der „Fraktionskampf“, wie man den Kampf um die Wirtschaftsreformen gegen 
die unqualifizierten Bürokraten bezeichnen kann, zerschlug den Monolithismus 
der Partei und gab auch anderen Parteimitgliedern (natürlich ab einer bestimm- 
ten hierarchischen Stufe) die Möglichkeit, in ihren Fachgebieten zu diesem Streit 
Stellung zu nehmen 


34 Vgl. Plänovanc hospodärstvi (Zeitschrift), Prag, z.B.: Kouba/Sokul/Turek, Nova 
soustava rizini a rust ceskoslovenskeho hospodarstvi, Nr. 10, 1966, 8. 1 ff 

35 Vgl z.B. Tomäsck, Vztah filosofie a ckonomie a Nov& zäsady rizeni (Die Beziehung 
zwischen Philosopie und Wirtschaft und die Neuen Leitungsprinzipien) in: Plänovane 
hospodärstvi (Fn 34), Nr. 23, 1965, S. 2: „Die Unterschiede zwischen dem, was von den 
Wirtschaftsreformen 1966 realisiert worden ist und ihrem Ziel sind viel größer als diejeni- 
ge zwischen der Reformen von 1966 und dem bisherigen System“. 

36 Vgl. z.B. J, Strinka, Verschärfter Dogmatismus und revolutionäre Dialektik, in: Nase 
teme 12/1965 (Zagreb), zit nach Hillmann, Selbstkritik des Kommunismus, Hamburg 

1967, S. 221 ff 
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— die Verzögerung der Realisierung der geplanten Wirtschaftsreformen, die durch 
den Widerstand eines Teils des Parteiapparats entstand, führte die Diskussion so 
weit, daß sie die Totalität des gesellschaftlichen Geschehens hat anfangen reflek- 
tieren zu müssen. 

— die Reformer versuchten bewußt, andere Fachleute-Parteimitglieder für sich, 
d. h. für die Wirtschaftsreformen zu aktivieren 

— man hat gesehen, daß die Masse der Werktätigen ziemlich lax auf die Wirtschafts- 
reformen, jedoch sehr aktiv auf Reformen in anderen Bereichen reagierte und 
deswegen auf diese zu sprechen kam. 

— konkreter Einfluß des jugoslawischen „Sozialismus“ 

— das Interesse der Slowaken, mehr eine Reform in Richtung Föderation (d.h. 
politische Reform) als Wirtschaftsreformen durchzuführen (37). 

Unter diesen Umständen, in denen mit der Zeit die Position der Reformer nur 

stärker werden konnte, bestätigte der XIII. Parteitag (Mai/Juni 1966), daß die Aner, 

kennung der Notwendigkeit von Wirtschaftsreformen zur offiziellen Linie der KSC 
geworden ist. 


1967-68: Realisierung der Wirtschaftsreformen und deren Auswirkungen 


Mit dem Erlaß v. 1.1.1967 wurden Anfang des Jahres 1967 folgende wichtige Ele- 
mente der Wirtschaftsreformen realisiert (38): 
1. Reform der Großhandelspreise mit dem Ziel sie zu „objektivieren“. 
2. Einführung von einheitlichen Produktionsabgaben, die als ‚, objektiver Maß- 
stab“ fungieren sollten 
3. Dezentralisierung des Investitionsaufbaus nach dem Prinzip der ökonomi- 
schen Kalkulation einzelner Betriebe 
4. Anpassung der inländischen Preise an die Preise auf dem internationalen 
Markt mittels Transformationskoeffizienten, 
Von dem wirtschaftlichen Reformprogramm wurden damit alle Elemente der Wirt- 
schaftsreformen realisiert — außer der Liberalisierung der Preisentscheidungen und 
der Auflösung von administrativen Monopolen in Produktionsbereichen (39). 
Laßt uns diese Reformmaßnahmen nach ihrem Inhalt und Auswirkungen ge- 
nauer ansehen: 
Die Reform der Großhandelspreise (GHP) beinhaltete eine Erhöhung der GHP ge- 
genüber ihrem Stand 1966 durch bestimmte Koeffizienten (es handelte sich um 
16 000 Koeffizienten, aufgeteilt in 3 500 Gütergruppen) (40). 
Gleichzeitig wurde jedoch eine gewisse Antireform durchgeführt; nämlich im 


37 Vgl auch die Konsequenzen der Wirtschaftsreformen von 1967 — Benachteiligung der 
slowakischen Betriebe 

38 Nach Kosta/Slama, (Fn 2), S. 116 f 

39 ebenda 

40 VgL HN; (Fn 27), 10/1968, S. 4 
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Bereich der Einzelhandelspreise wurde der Anteil der freien Preise reduziert von 
15 % (1966) auf 13 % (1967) (41). In der Industrie blieben nach der Maßnahme 
vom 1.1.1967 69 % aller GHP fest, 24,4 % Limit- und 4, % freie Preise. Von der 
ursprünglich vorgesehenen GHPreiserhöhung von ca. 19 % gegenüber 1966, kletterte 
die Steigerungsrate im Laufe des Jahres 1967 auf durchschnittlich 29 %, maximal 
jedoch sogar auf 52 % (42). 

Die Folgen waren schwerwiegend: diese, rein rechnerisch erzielte Preiser- 
höhung brachte allen Lieferbetrieben (43) sehr hohe Gewinne, ohne daß diese selbst 
mehr oder besser produziert hätten (44). Insgesamt „verdienten“ diese Betriebe 
ca. 3 Mrd. Kcs, die jedoch von den Betrieben nicht investiert wurden (aus Unsicher- 
heit, Ratlosigkeit usw.), sodaß die Investitionsrate dem Vorjahr gegenüber zurück- 
ging (unter enormem Zuwachs von Lagerbeständen (45); auch die Zahl der nicht 
vollendeten Bauvorhaben erhöhte sich): 

Tabelle s. Ms. seite 19 

Die „objektivierende“ Rolle der GHPreiserhöhung und der in den Wirtschaftsre- 
formen als Punkt 2 eingeführten Produktionsabgaben (,‚objektivierend‘“ in dem 
Sinne, daß sie keine Rücksicht auf die Vorbedingungen und die Ausgangspositionen 
der einzelnen Betriebe nahmen), kombiniert mit der Dezentralisierung der Investi- 
tionspolitik auf der betrieblichen Ebene führte zu schwerwiegenden Konsequenzen 
in der Investitionsmittelverteilung: 

— die GHPreiserhöhung bezog sich auf alle Unternehmen der Industrie der Abt. A 

und nun Wenigere der Abt. B und der nichtindustriellen Sektoren. 

Da aber das bisherige Wirtschaftssystem ohnehin schon die Abt. A der Abt. B gegen- 
über präferierte und deswegen für die Produktionsmittelindustrie ungleich bessere 
Entwicklungsmöglichkeiten schuf (im Rahmen der Bedürfnisse der sowjetischen 
Wirtschaft der 50er Jahre), kamen die neuen Gewinne überwiegend denjenigen Be- 
trieben zugute, die es am wenigsten notwendig hatten. Damit wurde die schon 


41 VgL HN, (Fn 27), 5/1968, S. 1. Diese Maßnahme sollte vorläufig verhindern, daß sich die 
Nachteile der Wirtschaftsreformen direkt auf die Bevölkerung abwälzen, was eine Antire- 
formstimmung hervorgerufen hätte, 

42 Der Trend der Großhandelspreissteigerung sah nach drei Monaten wie folgt aus: Bergbau 
52,5%, Energie 34,6%, Schwerindustrie 29 %, Chemieindustrie 46,5 %, Baugewerbe 
40,2 %, dauerhafte Nahrungsmittel und Gebrauchsgüterindustrie 20,2 %, Gesundheits- 
dienst 13,9 %. Nach RP, (Fn 23) 4.4.1967, S. 3. Vgl. auch HN, (Fn 27) 9/1967, S. 3: der 
Trend hielt das ganze Jahr durch an: Maschinenbauindustrie 50 %. Der Plan sah eine 
Erhöhung um ca. 20 % vor. 

43 D. h. dijenigen Unternehmen, die Güter für andere Unternehmen oder den Großhandel 
liefern: alle Betriebe der Abt. A, viele der Abt. B, keine der unporoduktiven Sektoren. 
Vgl. auch die Steigerungsraten in Anm. 42 

44 Vgl. RP, (Fn 23), 28.9.1967; auch folgende Tabelle: 
Tabelle s. Ms. Seite 30 

45 Jährliche Veränderung der Lagerbestände in Mrd. Kcs: 
Tabelle s. Ms.Seite 30 (2) 
Quelle: HN, (Fn 27), 20/1967, S. 3 (+) HN 7.7.1967). Nach HN 7.7.1967 stieg der Wert 
der in Warenlagern liegenden Güter um zusätzliche 6 bis 7 Mrd. Kcs als nützlich wurden 
jedoch nur 2 bis 3 Mrd. Kcs bezeichnet 
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existierende ungleiche Verteilung der Investitionsmittel zwischen der Abt. A und 

der Abt. B im verstärkten Maße perpetuiert. Diese Tatsache stand aber im Wider- 

spruch zu einem der Hauptziele der Wirtschaftsreformen: ein Gleichgewicht in der 

Produktion, angemessen der Konsumtion zu schaffen. Hier zeigte sich zum ersten- 

mal in der Praxis die Ungeeignetheit der Marktmechanismen, eine schon vorhandene 

ungleiche Verteilung von Investitionen den Bedürfnissen der Gesamtgesellschaft an- 
gemessen neu zu gestalten: was bisher durch die subjektivistischen politischen Ent- 
scheidungen des Parteiapparats verursacht wurde, (z. B. die absolut unangemessene 
Präferenz der Abt. A), wurde von nun ab durch die „objektiven“ Marktmechanis- 
men fortgesetzt (46). 
— die „einheitlichen Produktionsabgaben‘ ließen diejenigen Unternehmen der- 
selben Branche mehr gewinnen, die schon sowieso „gut“, und benachteiligten 
diejenigen Unternehmen, die. „schlecht“ waren. Damit „objektivierten“ sich 
Unterschiede, die durchaus subjektivistischen Ursprungs waren. Diese Tendenz, 
wenn sie konsequent durchgeführt werden sollte, mußte zur Schließung oder 
zum Bankrott vieler Unternehmen führen, die ohne eigene Schuld in die roten 
Zahlen geraten sind, wenn man nicht mal an diejenigen Betriebe denkt, die trotz 
ihrer möglichen passiven Bilanz gesellschaftlich notwendig sind und keineswegs 
wegen ihrer scheinbaren Unrentabilität geschlossen werden durften (z. B. For- 
schung, soziale Dienste, Verkehrswesen usw.). So spricht man 1968 über ein 
Viertel der ganzen Produktion, die durch streng durchgeführte Rationalisierung — 
d. h. durch die konsequente Anwendung der „ökonomischen Instrumente“ — liqui- 
diert werden müßten (47). 
— die unproduktiven Sektoren d.h. die Sektoren der Sozialleistungen wurden 
durch die GHPreiserhöhung, die Festsetzung von Produktionsabgaben und durch 
die Überlassung der Investitionsentscheidungen einzelner Unternehmen (Punkt 3 
der Wirtschaftsreformen) stark benachteiligt: man investiert ja nicht in Berei- 
chen, die keinen Gewinn bringen (48). 
46 Diese Tendenz setzt sich im Jahre 1968 fort: 
Tabelle s. Ms, Seite 30 (3) 

47 Nach Angaben des stellvertretenden Finanzministers Koudelka, in: HN, (Fn 27), 
26/1968, S. 3 

48 „Wer hat Betriebe bereichert und die Zuspitzung der inflationären Situation zugelassen? 
Wer spitzte den Widerspruch zwischen den Interessen der Betriebs- und gesamtgesell- 
schaftlichen Sphären zu? Es war vor allem das neue Leitungssystem (Wirtschaftsrefor- 
men 
Anm. des Verf.)... Im gesamten Kreis führten alle wirtschaftlichen Organisationen, 
geleitet vom Kreisnationalausschuß im Jahre 1966 in das Etat 274 Mio. Kes und im 
Jahre 1967 nur 238 Mio. Kcs ab. Aber in die eigenen Betriebsfonds haben dicselben 
Organisationen im Jahre 1966 nur 30 Mio. Kcs und im Jahre 1967 schon 184 Mio. Kcs 
zugeteilt, was einen sechsmaligen Zuwachs darstellt. ... Wer ist dafür verantwortlich, 
daß das Zentralorgan kein Geld für die Deckung von Grundbedürfnissen im Schulwesen, 
Gesundheitswesen und anderen Etatbereichen hat? ... Es geht nicht um einen Neid, es 
handelt sich um gesamtgeselischaftliche Interessen und um das Symptom der Infla- 
tion.... Zumal sich so — ohne Arbeit, ohne Steigerung der Produktivität — diejenigen 
Betriebe bereichern, die es am wenigsten brauchen und die Sphäre der Konsumgüterin- 
dustrie, der Dienstleistungen und des Handels relativ verarmte‘“. Entnommen dem Offe- 
nen Brief an Prof. O. Sik, von J. Suba (Mitglied des Kreisnationalausschusses Südmäh- 
ren), inHN, (Fn 27), 17/1968, S. 8; Vgl. auch Tab. S. 20. 
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— die Entwicklungsgebiete der CSSR, in denen ziemlich neue Industrieanlagen ge- 
baut worden waren, wurden durch diese Maßnahmen der Wirtschaftsreformen 
benachteiligt, denn sie mußten von den investierten Mitteln mehr abführen als 
die „alten“, längst amortisierten Unternehmen. Damit wurde am meisten die 
slowakische Industrie betroffen: so sank die Rentabilität der slowakischen Be- 
triebe von 14,05% (1966) auf 12,83% (Mitte 1967) (49). Die Gewinne der 
slowakischen Unternehmen waren viel niedriger als die der alten tschechischen, 
was sich auch im Rückgang des Investitionsanteils der Slowakei ausdrückte: statt 
geplanten 28 % sank dieser Anteil auf 21,9 % (50). 

Nur durch zentrale administrative Eingriffe wurde diese Tendenz verlangsamt. 

(Hierin sind auch die Gründe zu suchen, warum die slowakische technische Intelli- 

genz kein großes Interesse an den Wirtschaftsreformen zeigte und sogar oft dagegen 

war (51). 

— außer diesen unsozialen Tendenzen, die jedoch erst auf lange Sicht zu Auswir- 
kungen auf die Bevölkerung geführt hätten, bewirkte die Wirtschaftsreform auch 
einen Trend, der direkt massenpolitische Wichtigkeit besaß: eine starke Tendenz 
zur Inflation. Aufgrund der hohen Gewinne der Unternehmen stiegen (differen- 
ziert nach Bereichen) auch die Löhne, und zwar schneller als die Arbeitsproduk- 
tivität: 

Tabelle s. Ms. seite 21 

So nahmen die persöhnlichen Einnahmen um 5,5 Mrd. Kcs zu, wogegen die Versor- 

gung mit Konsumgütern um 3,0 Mrd. Kcs hinter dem Plan zurückgeblieben ist (52). 

Auch die ständige Steigerung der Lagerbestände verstärkte die inflationäre Tendenz. 

In der ersten Hälfte des Jahres 1967 wurde zwar die Produktion um 5,6 % gestei- 

gert, im Endverkauf jedoch nur um 2 % mehr Güter verkauft als im Vorjahr (53). 

— die Lohndifferenzierung wurde nicht durch bestimmte Relationen zwischen ver- 
schiedenen Berufsgruppen erreicht — für Ende 1967 ergibt sich zwischen dem 
Mindestlohn eines unqualifizierten Arbeiters und dem reinen Grundgehalt eines 
Betriebsdirektors eine Relation 1: 1,5 —, sondern die wirklichen Unterschiede 
entstanden aufgrund der Leistungsanreize und verschiedenen Privilegien, die in 
den Wirtschaftsreformen in erster Linie auf Angestellte, speziell auf Wissen- 
schaftler und Techniker ausgerichtet wurden (54). Trotzdem ist es wichtig zu 
wissen, daß seit 1966 die Durchschnittslöhne (1967) der Ingenieure und Techni- 


49 Pravda (Bratislava), 10.6.1967 

50 Dubcek in seiner Rede vor dem ZK, in RP, (Fn 23), 29.6.1967, S. 3 

51 Ein großer Teil der informierten Kreise der slowakischen Bevölkerung sah in den Wirt- 
schaftsreformen eine neue Art der aus der Zeit der bürgerlichen Republik traditionellen 
Ausbeutung der Slowakei durch die tschechische Regierung. Dieses Gefühl ließ eine 
starke Welle des latenten slowakischen Nationalismus entstehen, so daß sich-die Aktivitä- 
ten in der Slowakei weitgehend auf das Erreichen der politischen Föderation als auf einc 
Veränderung des ökonomischen Systems konzentrierten. 

52 CTK (Tschechoslowakische Presscagentur), 30.8.1967 

53 Strouga im ZK-Plenum 26.-27.9.1967, zit. nach Osteuropäische Rundschau, 11/1967, 

54 Vgl. Kosta/Meycr/Weber, (Fn 28), S. 210 


ker um 5,2%, die der Verwaltungsangestellten um 6,2 % und die der Arbeiter 

um 1,4 % stiegen (55). 
In dieser Situation ist es nur verständlich, daß man unter den Fachleuten nicht nur 
Befürworter der Wirtschaftsreformen findet, die auf die weiteren Schritte zu deren 
Realisierung drängten (es handelte sich nun um die Anpassung der Preise an den 
internationalen Markt, Aufhebung des Außenhandelsmonopols und die Reform der 
Einzelhandelspreise), sondern auch nüchterne Stimmen oder sogar scharfe Kritiker 
der bisherigen Wirtschaftsreformen. Man kann sagen, daß (Stand Mitte 1968) Fach- 
leute der Praxis (direkt in Betrieben, die nicht zu den ‚‚auserwählten‘ gehören; bei 
den lokalen Investoren, z. B. den Nationalausschüssen) und die Verantwortlichen im 
„Zentrum“ (es handelt sich längst nicht mehr um die alten unqualifizierten Büro- 
kraten, sondern um Reformer) sehr besorgt und vorsichtig auf die Ergebnisse und 
Auswirkungen der Wirtschaftsreformen im Jahre 1967 reagieren (vgl. Anm. 48), wo- 
gegen die theoretischen Fachleute, die direkt keine Verantwortung trugen und die 
eine wissenschaftliche „Beratungsstelle“ innerhalb der Leitungsstrukturen der Wirt- 
schaft innehatten (Sik & Co.) sehr dogmatisch und arrogant auf die weitere rück- 
sichtsiose Durchführung der Wirtschaftsreformen und Einführung aller „ökonomi- 
schen Instrumente“ drängten. 

So finden die Reformer Widerstand gegen die Wirtschaftsreformen „unten 
und oben“ (56) innerhalb der Fachkreise, und Unentschlossenheit und Laxheit in- 
nerhalb der Bevölkerung. (‚Für euch (!) ist alles fortschrittlich, neu, nützlich. Aber 
ich weiß nicht, was wirklich fortschrittlich und neu ist, wie es meine Arbeit beein- 
flussen wird, mein Einkommen, das Leben meiner Familie“ (57). 

Wenn es trotz dieses Mißtrauens zu den Wirtschaftsreformen doch zu keinen 
spontanen Aktionen der Werktätigen größeren Maßstabs (58) gekommen ist, dann 
nur deswegen, weil man: 


55 RP, (Fn 23) 20.7.1967 

56 Das prominente Reformerteam Horälek, Sokol, Kozusnik und Turek drückt das ‚worum 
es geht‘“ so aus: „Wir streben eine Renaissance des Marktes, mit seinen objektiven Krite- 
rien als die ökonomische Wahrheit an“. Gleichzeitig müssen diese Reformer sich jedoch 
beschweren, daß man die zentralen Eingriffsmöglichkeiten, die in den WR nur als Aus- 
nahmen vorgesehen wurden, zum „regelmäßigen Ersatz für die ökonomischen Instrumen- 
te‘“ werden läßt, daß „von oben als auch von unten (!) starke Bestrebungen wirken“, die 
die Wirtschaftsreformen so „deformieren“ wollen, daß die alte Struktur vorherrsche. Die 
Reformer geben offen zu, daß ‚der bisherige Einfluß des neuen Systems bestimmte 
Enttäuschungen mit sich brachte, manchmal sogar vollkommene Ernüchterung für die 
Betriebsbelegschaften vorbereitete“. Man hatte „den Vertrauenskredit der Betriebswerk- 
tätigen, der am Anfang der Reformen hier war, nach einem Jahr des Fungierens der 
neuen Maßnahmen teilweise verloren“ und es seinotwendig, ihn wiederherzustellen. Man 
könne sogar beobachten, daß „bestimmter Verlust des Vertrauens der Betriebswerktäti- 
gen in das neue System in unserer Gesellschaft in einen Verlust des Vertrauens der Bürger 
allgemein überwächst‘“. (Nach HN, (Fn 27), 14/1968, Beilage Entwurf einer Konzeption 
der weiteren Entwicklung des ökonomischen Leitungssystems). 

57 Brief eines Arbeiters an Reporter, 17.11.1967, zit. nach Altvater/Neusüss, (Fn 25), S. 47 

58 Es soll lokale Streiks gegeben haben, siche Pravda, Some Aspeuts of the Czechoslovak 
Economic Reform and the working Class in 1968, in Soviet Studies, Glasgow 1973. 
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— einerseits die Unzufriedenheit mit der ökonomischen Situation seit Anfang 1968 
durch die Erwartungen und Aktivitäten auf dem politischen Feld kompensieren 
konnte 

— andererseits, weil die Wirtschaftsreformen von Anfang an als Kritik des bisheri- 
gen undemokratischen Systems auf dem ökonomischen Feld begriffen und 
konzipiert wurden, sodaß sie der allgemein oppositionellen Stimmung der Bevöl- 
kerung sympathisch waren. Dazu wurden in der ersten Etappe der Wirtschaftsre- 
formen absichtlich nur diejenigen Schritte gemacht, die kurzfristig keinen großen 
Ärger bei den Werktätigen hervorrufen konnten (59). 

Wie die Massen reagiert hätten, wenn man die „ökonomischen Instrumente“ hätte 

so wirken lassen, wie es in der Theorie vorgesehen worden war, Konnte man dem 

Verhalten der polnischen Arbeiter 1969-1970 entnehmen. Denn die Folgen einer 

Einführung des Marktgesetzes fast ohne Einschränkung. in die tschechoslowakische 

Wirtschaft hätte bedeutet: 

— im Bauwesen eine enorme Steigerung der Mieten 

— in der Landwirtschaft Steigerung der Preise der Agrarprodukte um durchschnitt- 
lich 50% 

— im Dienstleistungssektor weitere Preissteigerung 

— Liquidierung von ca. 25 % aller Betriebe der Produktion (60). 

Unter solchen Umständen und mit der politischen Aktivität, die sich die tschechos- 

lowakischen Werktätigen im Verlauf des Jahres 1968 zu eigen gemacht haben, wäre 

der Widerstand gegen solche technokratischen Vorstellungen vom Sozialismus wahr- 
scheinlich genauso gesamtgesellschaftlich und genauso gut organisiert gewesen, wie 
es der Widerstand gegen die Okkupationstruppen gewesen war. 

Aus dieser Sicht erweist sich die — heute so scheinbar eindeutige und untrenn- 
bare — Gemeinsamkeit des Prager-Frühlings (als Massenbewegung) und der Wirt- 

schaftsreformen als eine optische Täuschung (61). 


39 vgl. Kosta/Slama, (Fn 20), S. 117; vgl. die Rücknahme der Reform der Einzelhandels 
preise von 1966 (S. 13); vgl. HN 17/1968, S. 1 und HN 26/1968, S. 3 usw. 

60 Zitiert nach: Koudelka (stellvertredender Finanzminister der neuen Regierung), Vom 
Modell zur Wirtschaftspolitik, in HN, (Fn 27) 26/1968, S. 3 

61 Allerdings haben die engagierten Reformer diesen Unterschied nicht ganz überschen — 
und wenn, dann nur deswegen, weil es opportun war. So schreiben z. B. Kosta/Släma 
über den politischen Massencharakter des Prager Frühlings: „Dieser Prozcß hatte jedoch 
aus der Sicht der Chancen der ökonomischen Reform auch seine Nachteile. Die eindeuti- 
ge Priorität der Politik von der Ökonomik (hervorgehoben im Original — Anm. der Verf.) 
wurde zweifelsohne durch den spontanen Ausdruck der Bevölkerung im Prager Frühling 
hervorgerufen, und diese Priorität wurde auch von den Repräsentanten der ökonomi- 
schen Front voll respektiert. Man könnte nämlich erwarten, dafß eine erfolgreiche politi- 
sche Demokratisierung die Tür öffnet, die für eine konsequente Realisierung der ökono- 
mischen Reform noch teilweise geschlossen war. Gleichzeitig scheint es uns aber, daß 
dieser Zugang zu einer bestimmten Vernachläßigung konkreter wirtschaftspolitischer 
Konzeptionen nach dem Januar 1968 führte“. Kosta/Siäma, (Fn 20), S. 118 
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3, Zur Eigendynamik der Massenbewegung von 1968 


Die Notwendigkeit der Wirtschaftsreformen und die Wirtschaftreformen selbst wa- 
ren es nicht, die den Motor der politischen Massenbewegung von 1968 ausmachten 
— auch, wenn sie einen der ersten Anlässe (ein anderer Anlaß: Forderung nach 
Rehabilitation) zur offiziellen d. h. von der Partei getragenen Kritik am bisherigen 
System geliefert hatten. Man kann sogar sagen (siehe Teil 2.) daß die Ziele der 
Massenbewegung und die der Wirtschaftsreformen sich tendenziell widersprachen. 

Die Antwort auf die Fragen nach der Entstehung der Dynamik der politischen 
Massenbewegung ist also außerhalb des Bereichs der Wirtschaftsreformen zu suchen. 
Die engagierten Wirtschaftsreformer sahen diese Massenbewegung von 1968 nicht 
sehr gerne (für sie war sie eine Bewegung von Massen unqualifizierten Laien), haben 
jedoch verstanden, daß diese Bewegung 
— die alten bürokratischen Funktionäre abzusetzen helfen und dadurch die Tür für 

die Wirtschaftsreformen voll öffnen (62) kann 
— die zu erwartenden unpopulären Folgen der Wirtschaftsreformen durch Erkämp- 
fung von politischen Freiheiten zu neutralisieren vermag. 
In der tschechoslowakischen Wirklichkeit von 1968 erwies sich die These von 
Kuron und Modzelewski als wahr (63), die besagt, daß die Bürokratie, die Techno- 
kratie und das Proletariat (64) sich in einem Dreieckverhältnis bewegen, in dem je 
zwei beliebige Gruppen zu vorläufigen Bündnispartnern im Kampf gegen den Drit- 
ten werden können, obwohl alle drei Gruppen grundsätzlich verschiedene Interessen 
langfristig verfolgen. 

So verbanden sich in der Phase 1967-69 die technokratischen Reformer mit 
der Masse der Werktätigen gegen die konservativen Teile des bürokratischen Partei- 
apparats, ohne jedoch die Ziele der Massenbewegung zu übernehmen. Nach der 
endgültigen Niederlage der Massenbewegung durch die Folgen der Okkupation sucht 
jetzt die neue Spitze des Parteiapparats sich die Fachleute in der Produktion zum 
Partner zu machen, indem man ihnen Privilegien anbietet (65). 


62 Kosta/Släma, (Fn 20), S. 118; Vgl. Fw 61. 

63 Kuron/Modzeiewski, Monopolsozialismus (offener Brief an die PVAP), Hamburg 1969, 
3. 35 ff, 

64 Drei Kurzformeln für a) den Teil der Parteifunktionäre, deren Machtposition ausschließ- 
lich in der Beibehaltung des hierarchischen zentral-bürokratischen Planungssystems fußt, 
b) die Gruppe der Betriebsmanager und Wirtschaftsfachleute samt ihrer politischen Ver- 
treter, die im zentralen Plan zunehmend eine unangebrachte Einschränkung ihrer eigenen 
Aktivitäten sagen und die auf immer breitere Selbständigkeit „ihrer‘‘ Betriebe drängen, 
c) als Proletariat wird die Masse der direkten Produzenten und auch Nicht-Produzenten 
(wie z. B. künftige Produzenten d.h. Studenten u. a.) bezeichnet, die keine oder ganz 
geringfügige Machtbefugnisse besitzen. 

65 Vgl. GIM, Der sogenannte XIV. Parteitag, Berlin 1970, nachgedruckt in CSSR Fünf Jahre 
„Normalisierung‘‘, Hamburg 1973 
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Wie entwickelte sich jedoch die Massenbewegung selbst? 


Seit 1967 erweiterte sich langsam das Feld der kritischen offiziellen Auseinanderset- 
zung mit dem zentral-bürokratischen Planungssystem um die politische Problema- 
tik. Von den zunächst benachbarten Gebieten (Journalistik, Philosophie, Kunst) 
ausgehend eskalierte sich die Diskussion über eine Demokratisierung auf alle gesell- 
schaftlichen Gebiete. Von den Forderungen der Schriftsteller auf dem Schriftsteller- 
kongreß im Juni 1967 nach der Freiheit der literarischen Tätigkeit, über die studen- 
tischen Forderungen nach einer besseren Ausbildung, nach grundlegenden politi- 
schen Rechten für alle Gesellschaftsmitglieder und nach der Druchsichtigkeit von 

Entscheidungs- und Kontrollfunktionen (66) führt der Weg in die Fabriken, wo die 

Studenten über die Demokratisierungsforderungen mit Arbeitern diskutierten. Die- 

ser Prozeß entwickelte eine von den Wirtschaftsreformen unabhängige Eigendyna- 

mik und dadurch auch eine neue Qualität, indem die Diskussion: 

— zum Gemeingut von breiten Bevölkerungsschichten wurde und weitgehend 
außerhalb der KPC geführt wurde (67). (Die Partei mußte sich ab nun bemühen, 
so zu handeln, daß sie nicht mit den schnell anwachsenden Aktivitäten der 
Bevölkerung zu sehr in Konflikt gerät) 

— in praktische Tätigkeit überwächst (Demonstrationen, Streiks Organisationsgrün- 
dungen, Rätebildung etc.) 

In dieser Demokratisierungsbewegung figurierten zwar die Wirtschaftreformen im- 

mer noch als ein Bestandteil der gesamtgesellschaftlichen Veränderungen, sie wur- 

den jedoch nicht mehr als erstrangig angesehen, entsprechend den Interessen der 

Beteiligten (68). 

Zu den wichtigen praktischen Tätigkeiten der Werktätigen gehörte ihre Akti- 
vität im Produktionsbereich, nämlich die Bildung von Räten der Werktätigen. 


66 Vgl. Manifest der Prager Jugend zur Frage von Partei und Gesellschaft, aufgenommen auf 
einer Kundgebung in Prag im März 1968 wurde u. a. beschlossen zu fordern: 
1: Aufhebung aller Formen der Zensur... 
2: Novellierung des Vereins und Versammlungsgesetzes... 
3: Abänderung der Durchführungsverordnungen über die Ausgabe von Pässen und Ausrei- 
sevisen 
Zit. nach CSSR-Dokumentation, (Fn 8) S. 182 

67 Auch Parteimitglieder standen außerhalb der Legalität der Partei, wenn sie sich an dieser 
Diskussion beteiligten: vgl, z.B. Rede L. Vaculiks auf dem Schriftstellerkongreß: „Ich 
spreche hier als Bürger eines Staates... Ich habe staatsbürgerliche Angelegenheiten im 
Sinne, befinde mich aber in einer peinlichen Situation; ich bin gleichzeitig Mitglied der 
KP und darf und will also hier nicht über Parteiangelegenheiten sprechen .. .“ Zit. nach 
CSSR-Dokumentation, (Fw 8, S. 35; Vgl. auch Dubceks Rede am 28. März im ZK-Ple- 
num: „Ein besonderes Merkmal der gegenwärtigen Entwicklung besteht darin, daß ihr 
Tempo von einer schöpferischen und gleichzeitig spontanen Aktivität der von Kommuni- 
sten geführten breiten Massen bestimmt wird... Wir (d. h. die Mitglieder der KSC) 
wollen diese Welle nicht fürchten, sondern von ihr lernen... Wir müssen an der Spitze 
der weiteren Entwicklung der Demokratie stehen...“ zit, ebenda, S. 200 

68 Vgl. die Forderungen der Schriftsteller, Studenten, 2 000 Worte etc, 


50 


Es waren zwei unterschiedliche Faktoren, die zur Entstehung dieser Räte ab 
Mai 1968 geführt hatten und die auch ihren Charakter prägten: 
— das immer stärker werdende politische Bewußtsein der Werktätigen, die neue 
Formen der Entscheidungsstrukturen suchten 
— das Interesse der Reformer, einerseits die Aktivität der Werktätigen für das En- 
gagement in der Produktion auf der betrieblichen Ebene zu steigern und 
auszunutzen (69), andererseits — und dies war für die Reformer angesichts der 
Gefahr einer Okkupation sehr wichtig — die neue Wirtschaftspolitik auf eine 
breite und proletarische Massenbasis zu stellen. 
So wohnte den Räten der Werktätigen auf der betrieblichen Ebene, wie sie 1968/69 
in der CSSR entstanden Doppelcharakter inne: auch wenn man entsprechend der 
Untersuchung von Milos Barta (70) behaupten kann, daß die „Betriebsräte der 
Werktätigen zweifelsohne wirklich von unten entstanden‘‘, und dadurch einen kla- 
ren sozialistischen Charakter trugen, darf man nicht vergessen, daß es sich bei dieser 
Form ausschließlich um Betriebsselbstverwaltung handelte, die für die Ziele der 
technokratischen Wirtschaftsreformen ausgenutzt werden konnten und sollten (71). 
Trotz dieser Einschränkungen, die man gerechterweise zu der Rätebewegung 
von 1968-69 einführen muß, wurde ab Sommer 1968 klar, daß die Massenpolitisie- 
rung auf allen Gebieten des gesellschaftlichen Lebens zu keiner anderen gesamtge- 
sellschaftlichen Organisationsform tendierte, als zu der der Selbstverwaltung. Die 
verschiedensten Organisationen, die die Interessen von verschiedenen Schichten und 
Gruppen vertraten, die Aktivitäten in den Gewerkschaften, die Diskussionen der 
Studenten mit Arbeitern (72) und schließlich auch die wenigen theoretischen An- 
sätze, die auf die ursprüngliche Sowjet-Form des Sozialismus zurückgriffen (73), wie 


69 Das Desinteresse der Arbeiter an ihrer Arbeit ist hauptsächlich das Erbe des alten zentra- 
listisch-bürokratischen Planungssystems; aber auch die Wirtschaftsreformen haben einen 
Teil dazu beigetragen (ungerechte Begünstigung der ‚besseren‘ Betriebe, Denivellierung 
der Löhne etc.). Die ersten Versuche der produktionsorientierten Ausnutzung der Arbei- 
terinitiative im Betrieb ficlen in das Jahr 1965-66, also mit dem Anfang der WR zusam- 
men. 

70 Milos Bäarta, Betriebsräte der Werktätigen als eine Massenbewegung, in: Odbery a 
spolecnost (Gewerkschaften und Gesellschaft), 4/1969, S. 54 ff. In diesem Artikel findet 
man auch wichtige Angaben über die soziologische Zusammensetzung der Räte und 
deren Wähler, 

7zi Vgl. z.B. das jugoslawische Rätesystem, das weitgehend den tschechoslowakischen Re- 

formern als Vorbild diente. 
Es gab jedoch auch schon konkrete Schritte, die zu einer nationalen Koordination der 
Betriebsräte hinführten: auf einer Sitzung der Rätedelegierten aus der ganzen Republik 
in Pilzen am 9.-10. Januar 1969 wurde die Gründung eines nationalen Koordinationsra- 
tes der Arbeiterräte vorgeschlagen; dieser sollte die Aktivitäten der Arbeiterräte horizon- 
tal miteinander verbinden. 

72 Vgl. Jan Kavan, Czschosiovakia 1966: Workers and Students, in: Critique N. 2. 
Glasgow 1974, S. 67 f. 

73 Vgl. die Tschechischen Zeitschriften: Reporter 1968/69, Literar-Listy 196, Texte des 
Prager Clubs in: Rotbuch 4.), Texte HRM (RSS) (in: Rotbuch 4) usw. 
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Wie können Tunten Sozialisten sein? 


Zur Kritik der Homosexuellenunterdrückung in der bürgerlichen Gesell- 
schaft durch Graf/Steglitz 


Gerhard Hoffmann, Reinhard v. d. Marwitz, Dieter Runze 


An den Vorstellungen dessen, was eine „Tunte“ ist, sind die anti-homosexuellen 
Vorurteile der „Hetero-“ wie der „Homosexuellen‘ auf ihren Begriff gebracht. Die 
„Vorurteile und Unwissenheit‘ der „Kommunisten und Sozialisten in Deutschland“ 
(es fehlen in dieser Aufzählung Demokraten und Christen) sind aber in dem Artikel 
von „Thorsten Graf“ und „Mimi Steglitz‘“ vermutlich kaum angegriffen worden (1). 
Das erstens aus noch anzugebenden Gründen, die das Verhältnis von Sein und 
Bewußtsein, insbesondere den „Ursprungsort“ verkehrter Bewußtseinsformen, be- 
treffen. In diesem Zusammenhang wäre die Frage nach der politischen Bestimmung 
des Verhältnisses homosexueller Emanzipationsgruppen zu den Organisationen der 
Lohnarbeiter, vor allem der Gewerkschaften, schon im Ansatz sehr viel präziser zu 
diskutieren gewesen. Zweitens aus dem Grund der pseudonymen Veröffentlichung. 
Deshalb kann übrigens der Artikel von der Redaktionskonferenz der PROKLA nicht 
diskutiert worden sein (1a). Eine pseudonyme Veröffentlichung ist problematisch, 
wenn der Schutz des Pseudonyms verlangt wird, weil die Autoren in der PROKLA 
veröffentlichen. Die Verfasser fürchteten kein „eventuelles Berufsverbot für 


1 Thorsten Graf/Mimi Steglitz (pseud.), Homosexuellenunterdrückung in der bürgerlichen 
Gesellschaft, in: Probleme des Klassenkampfs 16, IV. Jg. 1974, Nr. 4, S. 17-50 

la Wir halten es für keinen reinen Zufall, daß sich die PROKLA zur Veröffentlichung des 
Artikels von Graf/Steglitz zur „Frage der Homosexuellenunterdrückung“ entschloß, da 
er, durch seine Berufung auf die „allgemeine Begrifflichkeit des wissenschaftlichen Sozia- 
lismus“, sich das für das linke Politikverständnis gewünschte Prädikat politisch/soziali- 
stisch erkaufte, Die Aufbereitung und Diskussion der Materialien zu dem kritisierten 
Artikel hat eine Arbeitsgruppe der HAW-Männergruppe geleistet, zu der auch die Verfas- 
ser „Thorsten Graf“ und „Mimi Steglitz‘ gehören. Nach politischen Auseinandersetzun- 
gen über die Methode wissenschaftlicher Arbeit und Fragen der Strategie des Emanzipa- 
tionskampfes Homosexueller traten zwei der Verfasser dieser Erwiderung aus der Ar- 
beitsgruppe aus. Mit anderen HAW-Mitgliedern verfaßten sie einen Artikel, der im Kurs- 
buch 37 erschien. (H. Ahrens u. a., die Homosexualität in uns, in: Kursbuch 37, Ber- 
lin 1974, S. 84-112) Währenddessen bearbeitete die von Graf/Steglitz dominierte Grup- 
pe das jetzt veröffentlichte Material weiter. Mit keinem Wort erwähnen die Verfasser den 
Kontext ihrer Arbeit und die Arbeit derer, die nach den Auseinandersetzungen in der 
HAW die PROKLA-Veröffentlichung ermöglicht haben. Damit verschweigen sie ihren 
Zusammenhang mit einer Schwulenorganisation, der HAW, die auch nach Meinung von 
Graf/Steglitz eine der vielen Gruppen sei, die „doch richtige Ansätze zur Einschätzung 
ihrer Lage‘ entwickelt haben (2.a.0. S. 46) 
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Schwule“, sondern das „Berufsverbot für ‚Radikale‘ im öffentlichen Dienst“ (2). 
Wer sagt hier was? Die Verinnerlichung dieser Fremdeinschätzung von PROKLA- 
-Autoren denunziert sie aufgrund einer Identifikation mit einem Aggressor, den sich 
die Autoren für sich vorstellen können, dem sie sich aber als Sozialisten nicht 
beugen dürften. Die politische Begründung des Pseudonyms hat etwas mit Homo- 
sexualität zu tun, weil das Problem der Entwicklung des Selbstbewußtseins von 
Homosexuellen doch gerade darin besteht, das Bewußtwerden homosexueller 
Wünsche von dem Muster der Identifikation solchen Verlangens mit einem Aggres- 
sor oder Agressionen zu lösen, um so die Verselbständigung des isolierten Motivs 
der Homosexualität im Bewußtsein der Homosexuellen selber, ihre Borniertheit 
also, aufheben zu können. Das verdrängte homosexuelle Verlangen bedarf einer 
kontrollierenden Instanz, die über die Identifikation mit einem Aggressor die Auf- 
rechterhaltung der Verdrängung garantiert. Die Verinnerlichung der Furcht vor dem 
Berufsverbot errichtet an der Stelle dessen, was einst die Unantastbarkeit des Tabus 
über homosexuelle Tendenzen garantierte, eine Kontrollinstanz zur Einschränkung 
politischer Zielsetzungen, deren Rationalität nicht geprüft ist, wegen der Fetischisie- 
rung des Selbstbewußtseins (als „schwule Verfasser‘ eines Artikels) auch nicht 
geprüft werden kann, aber die Identitätsstruktur vor dem Versuch der Überwindung 
der Selbstverleugnung „homosexueller Sozialisten‘ aufrechterhält. So war es mög- 
lich, Redaktion und Leser der PROKLA zu täuschen , „homosexuelle Sozialisten‘ 
hätten einen Artikel geschrieben, der für die Frage der Homosexuellenunter- 
drückung in der bürgerlichen Gesellschaft von Relevanz wäre. 

Demgegenüber wollen wir zeigen, daß der Anspruch im Ansatz von Graf/Steg- 
litz keine Grundlage hat, auf der sich die „schlechte Wechselwirkung‘ zwischen 
dem bornierten Bewußtsein von Homosexuellen, die sich vor allem als solche wahr- 
nehmen und damit das Tabu über Homosexualität bestätigen, zum einen und der 
„sexuell mehr oder weniger angepaßte(n) Mehrheit der Sozialisten“ zum anderen 
zerstören ließe (3). 


Lernen schwul zu sein 


Bis ein „Homosexueller“ gelernt hat, sich als „homosexuell“ zu begreifen, sind die 
meisten „Homosexuellen‘“ schon dort gelandet, wo sie entweder relativ leicht 
„offen schwul“ auftreten oder sich relativ leicht als „Normale“ tarnen können. 
Nicht umsonst sind bestimmte Berufe in der Zirkulation Berufe, die Homosexuelle 
besonders häufig ergreifen. Nicht umsonst sind unter den akademischen Berufs- 
karrieren einige besonders häufig von Homosexuellen ergriffen worden. Nicht um- 
sonst haben soziale Herkunft und Religionszugehörigkeit in bestimmten Grenzen 
ihre Bedeutung dafür, daß ein Teil der Bevölkerung am Ende sich als „homosexuell“ 


2 Graf/Steglitz, a.a.O. S. 17, Anm. 1 
3 2.2.0.8. 18 
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anerkennt oder diese Erkenntnis besonders auffällig verdrängt. Nun kann man in 
der Tat diese subkulturell vermittelten Differenzen darauf reduzieren, daß Homo- 
sexuelle im Zusammenhang der Reproduktion des gesellschaftlichen Lebens Lohn- 
arbeiter sind, deren besondere Allgemeinheit im übrigen nur darin besteht, daß sie — 
nicht immer, aber besonders häufig — nichts dazu beitragen, für den gesamtgesell- 
schaftlichen Verbrauch der Arbeitskraft Ersatz (Kinder) zur Verfügung zu stellen. 
Auf dieser Oberfläche der Erscheinungen bewegt sich die ganze Frage des Gegen- 
satzes von Homo- und Heterosexualität. Die entscheidende Differenz zu Graf/Steg- 
litz stellen wir aber mit der Frage zur Diskussion, wie in diesen Prozeß widersprüch- 
licher Erscheinungen eingegriffen werden kann, und wie folglich Homosexuelle 
einen Begriff davon bekommen können, daß sie Lohnarbeiter sind, die jeweils eine 
ganz bestimmte Stellung im System der gesellschaftlichen Produktion und Repro- 
duktion einnehmen. Im Begriff des Lohnarbeiters ist die Einheit der Gegensätze, 
wie sie zwischen produktiven, kommerziellen und staatlichen Lohnarbeitern fak- 
tisch bestehen, nicht einfach herzustellen, Homosexuelle, die besonders häufig als 
kommerzielle und staatliche Lohnarbeiter arbeiten, müssen es erst einmal lernen, 
die Borniertheit ihres Bewußtseins als Homosexuelle und als solche, die Studenten 
und daher (noch) Nicht-Lohnarbeiter sind, aufzuheben. 

Dabei haben sie zuerst zu begreifen, daß die „Homosexualität“ keine Entität 
ist, die Männern oder Frauen irgendwann und -wie in den Schoß fällt, sondern in 
ihrer erscheinenden Form einer Pathologie ist „die“ Homosexualität eine Variante 
sexuellen Verhaltens, die ihre politische und sozialkulturelle Geschichte hat und 
nicht zuletzt eine Individualgeschichte unter den Bedingungen eines kollektiven 
„Schicksals‘‘ der Homosexuellen, das mit dem kollektiven „Schicksal“ der Hetero- 
sexuellen in einer bestimmten Weise verbunden ist: Nämlich in der Weise, daß die 
Triebschicksale der Individuen abstrakte Kollektivschicksale sind, die in den Allge- 
meinbegriffen „die Homosexualität‘ und ‚die Heterosexualität‘ auf den falschen 
Begriff ihrer Allgemeinheit gebracht sind. Der konkrete Begriff der Allgemeinheit 
der kollektiven Triebschicksale, die im Verhalten der Individuen abstrakt, d.h. 
vereinzelt erscheinen, ist die gesellschaftlich vermittelte Unmöglichkeit, im Ver- 
halten der Individuen zueinander ein Verhältnis der Freiheit einzugehen. Dieser 
Satz gilt ausschließlich unter Bedingungen, unter denen „alle feudalen, patriarchali- 
schen, idyllischen Verhältnisse“ (4) zerstört werden, unter denen die Menschen 
unterschiedslos in bezahlte Lohnarbeiter und ihre Verhältnisse zueinander auf reine 
Geldverhältnisse verwandelt werden, Es ist dies aber kein Prozeß, den die Menschen 
bloß erleiden, sodaß die Unterwerfung des Bewußtseins Homosexueller unter die 
Verhältnisse der Unterdrückung und Ausbeutung der Homosexuellen „als“ Lohn- 
arbeiter genügte. In solcher ästhetischer Carmouflage haben Homosexuelle aller- 
dings Übung. Wo sie unter Verhältnissen, denen sie unterworfen sind, sich selbst 
noch einmal unterwerfen, haben sie die Wahl, Homosexualität auf ein Geldverhält- 
nis zurückzuführen; dann steht auf der Nachtseite des Marktes der Tarif von 


4 MEW 4, S. 464 
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DM 5,— bis DM 100,— (ohne Gewähr) als allgemeine Äquivalenzrechnung verschie- 
dener Tauschwerte unter dem Strich. Oder der Strich wird etwas höher angesetzt, 
dann steht die ästhetische Verwandlung der Homosexuellen an: Jeder Schwule kann 
sich in jeder schwulen Bar in jeden beliebigen „tollen Typ‘ verwandeln, wenn er es 
gelernt hat, wie „man“ das macht. Die homosexuelle Subkultur, unter denen die 
Charaktermasken von Käufern und Verkäufern nach den Regeln jeweiliger Moden 
erscheinen, ist die Schule des schwulen Teils der Nation, in der sie aber bloß 
Nachhilfeunterricht darin erhalten, wie man die Katze nicht im Sack kauft und sich 
selbst nicht zu billig verkauft. Das geht bis ins Verhalten. Während der Verkäufer- 
lehrzeit in der schwulen Subkultur kann man lernen, wie der Schein des Unter- 
schieds der sozialen Klassen beseitigt wird. Da bleibt zwar arm dran, wer arm ist — 
aber die Armut schwuler Beziehungen liegt gerade in dem Training, wie Kleidung, 
Sprache und Gestik verändert werden können, wenn sie dem Zweck der Veranstal- 
tung dienen, einen Typ ins Bett oder bloß auf die Klappe zu kriegen. Das alles oder 
entsprechend andere Verhaltensweisen müssen erst einmal gelernt werden. Dem- 
gegenüber wäre die linke schwule Subkultur, der Versuch homosexuelle Aktions- 
gruppen zu schaffen, zuallererst als der Versuch zu verstehen, das Gelernte bewußt 
zu verlernen, d. h. die schwulen Beziehungen inhaltlich umzuarbeiten. 

Die Schwierigkeiten, mit denen dann zu rechnen ist, lassen sich überhaupt erst 
wahrnehmen, wenn folgendes berücksichtigt wird: Bis „Homosexuelle“ erst einmal 
begriffen haben, daß sie homosexuell geworden sind, haben sie lernen müssen, daß 
sie — indem sie es wurden — als „Homosexuelle“ wahrgenommen werden; jeder 
einzelne von ihnen. Häufig genug ist auch die Reihenfolge umgekehrt; die Wahr- 
nehmung durch andere, verbunden mit Diskriminierung, kann dem Selbstverständ- 
nis, homosexuell zu sein, vorausgehen. Dieses Verhältnis zu sich selbst wie das 
Verhältnis derjenigen, deren Sexualität (4a) fremdbestimmt, und das heißt „hetero- 
sexuell“ ist, zu „Homosexuellen“ müssen sich letztere in einem Zeitpunkt aneignen, 
in dem sie zwei andere Fragen zu beantworten haben: 1. Wie kommt es, daß unter 
Sozialisationsbedingungen, die ein heterosexuell orientiertes Individuum erzeugen 
sollen, ein homosexuell orientiertes entsteht? 2. Bin ich ein Zufall und daher der 
einzige Homosexuelle unter Heterosexuellen? Die Beantwortung dieser und einiger 
davon abhängiger Fragen setzt aber das Selbstverständnis schon voraus, das sich 
Schwule erst erarbeiten oder andernfalls von anderen ansinnen lassen müssen. Die 
Diskriminierung Homosexueller hat häufig den Effekt, daß die unbeantworteten 
Fragen eine oktroyierte Antwort finden und die Gewißheit der Notwendigkeit ver- 


4a Die Unterscheidung von „Homo-“ und ‚‚Heterosexualität‘ ist sinnlos, weil sie beinhaltet, 
daß Sexualität nicht zu den natürlichen und sozialen Bedingungen menschlicher Bedürf- 
nisse gehört, „Heterosexualität“ ist der Name für Sexualität überhaupt und heißt „frem- 
de Sexualität“. „Homosexualität“ ist ein Verlegenheitsname, weil „homo“ (griechisch) 
gleich oder (lateinisch) Mensch heißen kann. Homosexualität wäre der Sprache zufolge 
menschliche Sexualität, Heterosexualität „die andere von zwei Arten“ der Sexualität. An 
diesen Sprachregelungen ist zu lernen, wie der Begriff des Menschen über den des Mannes 
definiert ist. 
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stärken, sich nach dem Muster heterosexuell bestimmten Verhaltens zu tarnen. Die 
dagegen erhobene Forderung, „offen schwul‘ aufzutreten, revidiert das Bewußtsein 
der Notwendigkeit, Tarnungstechniken zu erlernen und einzusetzen. Sie signalisiert 
aber noch nicht die Möglichkeit, wie ein selbstbestimmtes Verhältnis zwischen Indi- 
viduen unter Berücksichtigung sich ausschließender soziokultureller Definitionen 
sexueller Bedürfnisse eingegangen werden kann. Die Gefahr des Rückgriffs auf kul- 
turell vorgegebene Verhaltenserwartungen und die Techniken ihrer Entsprechung ist 
daher immer gegeben. Die damit verbundenen Lektionen stehen den Homosexuel- 
len im Wege, sich selbst zugleich in ihrer gesellschaftlichen Stellung als Lohnarbeiter 
und die Differenzen unter den Lohnarbeitern wahrzunehmen. Lern- und Kampf- 
schritte, die die Wahrnehmung der Gesamtheit dieser Bedingungen nicht beinhalten 
und produktiv bearbeiten, d.h. überspringen, erzeugen Illusionen, die der bürger- 
lichen Illusionierung dessen, was ein Homosexueller ist, in ihrer Funktion nicht 
nachstehen. Das betrifft nicht zuletzt alle Forderungen, die sich auf die Kritik von 
Vorurteilen beschränken, ohne die Bedingungen dafür anzugeben, unter welchen 
Verhältnissen Sexualität nicht fremdbestimmt wäre und Heterosexuelle auf Vorur- 
teile gegen Homosexuelle verzichten könnten. 

Eine schlüssige analytische Durchdringung der „Homosexualität“ und ihrer 
Unterdrückung in ihrem Doppelcharakter als Sexualverhalten und Konstrukt bürger- 
licher Ideologie steht bisher noch aus; was wir versuchen, ist eine Zurückweisung 
der gewagten These von Graf/Steglitz: Homosexuellenunterdrückung sei kein 
Wesensmerkmal der bürgerlichen Gesellschaft. 


Wie man im Kampf gegen „falsche Auffassungen‘‘ Widersprüche beseitigt 


Eine Graf/Steglitz eigentümliche methodische Vorgehensweise ist die strikte Tren- 
nung von Bereichen, deren Wechselbeziehung sie eigentlich hätten untersuchen 
müssen. Gestehen sie zunächst noch zu, daß mit dem Verzicht der „Berücksichti- 
gung sozialpsychologischer Probleme“ (5) eine wichtige Frage nicht erörtert wird, 
um damit die Thematik auf eine „politische“ Ebene zu zwingen, setzt sich die 
eingestandene Restriktion in ihrem wissenschaftlichen Anspruch fort. Im folgenden 
soll gezeigt werden, daß die bedenkliche Vorgehensweise, die an allen dialektischen 
Vermittlungen von Privatem und Öffentlichkeit wie auch von Basis und Überbau 
vorbei sauber zum Ziel führt, den Autoren die Einsicht in ihre Problemstellung 
verstellt. Ein Resultat dieser zur Methode gewordenen Gegenüberstellung von Be- 
reichen ist die gewonnene „Einsicht‘‘, daß es sich bei dem Phänomen der Homo- 
sexuellenunterdrückung um ein „vorkapitalistisches Relikt‘‘ handeln müsse, das dem 
Kapitalismus nicht „wesentlich“ sei. Mit Hilfe ihrer mechanistischen Betrachtungs- 
weise gelingt es den Autoren, die verschiedenen Gesellschaftsformationen gegen- 
einander abzuschließen und ihnen dabei „wesentliche“ Eigenschaften zuzuordnen. 


5 Graf/Steglitz, a.a.0. S. 18 
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So müssen sie schließlich verwundert feststellen, daß es Attribute vergangener Ge- 
sellschaftsformationen gibt, die der Voraussetzung nach nicht in der bürgerlichen 
Gesellschaft aufzufinden sein dürften. Hierbei soll gar nicht auf den inneren Wider- 
spruch, daß die Autoren andererseits vorkapitalistische Gesellschaftsformationen 
benennen, in denen Homosexuelle richt unterdrückt wurden, eingegangen werden. 
Dieser Widerspruch entspringt der unzulässigen Parallelisierung der unterschied- 
lichen Gesellschaftsformationen, die doch eigentlich nach ihren ökonomischen und 
gesellschaftlichen Gemeinsamkeiten hätten untersucht werden müssen, ehe mit 
ihnen argumentiert werden kann. Von der Parallelisierung der Gesellschaftsforma- 
tionen zur Reduktion des Wesens der Homosexuellenunterdrückung auf die (histo- 
risch) entwickelten unterschiedlichen Formen der Sanktionen ist es nicht weit. 
Wenn Graf/Steglitz lediglich feststellen können, daß die Unterdrückung der Homo- 
sexuellen in der weiteren Entwicklung nur „noch sporadisch und reduziert anzutref- 
fen‘ sei (6), sitzen sie der Tatsache auf, daß die dem Kapitalismus adäquate Form 
der Unterdrückung eine solche ist, die quasi nur in „Ausnahmezuständen“ als solche 
unvermittelt identifiziert werden kann. Wir werden das am Beispiel der Argumenta- 
tion von Graf/Steglitz mit der „Minderheitstheorie‘‘ noch zeigen. Weil sie die Unter- 
drückung der Homosexuellen als eine dem Kapitalismus nicht wesensgemäße be- 
haupten, entheben sich die Autoren der. Analyse, warum Homosexuelle unterdrückt 
werden und warum diese Unterdrückung einer anderen Gesellschaftsformation 
„wesentlich“ gewesen sein soll. Durch phänomenologische Annäherung an das Pro- 
blem — „was ich nicht sehe(n will), gibt es nicht“ — wird so die Untersuchung des 
Wesens der Diskriminierung von schwulen Männern und Frauen ausgespart. Die 
Unterstellung eines evolutionistischen Modells universaler Geltung erlaubt es z.B. 
nicht mehr zu erklären, warum plötzlich aus subtilen Formen der Unterdrückung 
offener Terror wird, wie es mit dem Übergang von der Weimarer Republik zum 
deutschen Faschismus der Fall war oder aktuell nach dem Militärputsch in Chile ist, 
wo heute Homosexuelle erfaßt, kastriert und dann ermordet werden. Durch die 
Gleichsetzung der unterschiedlichen Formen der Unterdrückung mit deren Wesen 
wird den Autoren nicht deutlich, warum die Formen der Unterdrückung je nach 
Aktualität und Notwendigkeit je verschieden sind. 

Wenn die Autoren die Homosexuellenunterdrückung durch ein „vorkapita- 
listisches“ Bewußtsein erklären, weil sie jene nicht durch die Produktionsweise 
bestimmt sehen, geraten sie folgerichtig in einen Kampf gegen „falsche“ Auffas- 
sungen. In ihrer Theorie drückt sich das dahingehend aus, daß sie die Sphäre der 
Zirkulation als den „Ursprungsort für die zur Funktion des kapitalistischen Pro- 
duktionsprozesses notwendigen verkehrten Bewußtseinsformen“ (7) deklarieren, 
Sie übersehen dabei, daß sie somit das Bewußtsein aus dem Bewußtsein zeugen, 
ohne auf die der Zirkulation zugrundeliegenden Bedingungen einzugehen. 

Anstatt die Vermittlungen zwischen der ökonomischen Basis der Produktion 
des gesellschaftlichen Lebens und seiner Erscheinungsformen als Überbau themen- 


6 a.a.0. S. 48 
x a.a.0. 8. 28 


62 


spezifisch zu bestimmen und zu untersuchen (8), ziehen sich Graf/Steglitz auf jene 
Position zurück, derzufolge der Überbau der Basis nachhinke; als gälte es, den 
„cultural lag“ des Bewußtseins „abzubauen“. Weil der Fetischcharakter, wie in 
Marx exemplarisch an der Ware als realen Schein analysieren konnte, durch ideelle 
Aufklärung des Scheins der zirkulierenden Realien (Bewußtseinsformen etc.) diesen 
äußerlich bleibt, können diese Verhältnisse nur durch die zugleich auf ihren Begriff 
gebrachten gesellschaftlichen Aktionen verändert werden. Der methodische Mangel 
der Analyse von Graf/Steglitz ist zugleich einer der Theorie, die als rezipierte aller 
aktiven, sinnlichen Erfahrungen enträt, über welche sie mit der Praxis zu vermitteln 
wäre, die die Autoren meinen. Weil die Unterdrückung der Homosexuellen kein 
Wesensmerkmal der kapitalistischen Produktionsweise sei — nach dem Motto: „Was 
darüber liegt, ist nicht notwendig Bestandteil des Produktionsverhältnisses“ (9) — 
muß konsequenterweise ‚falsches‘ Bewußtsein bekämpft werden. Dessen bloßer 
Gegensatz (das „richtige“ Bewußtsein) thematisiert nicht Widersprüche, sondern 
mißrät zur Prämisse moralischer Appelle, die durch Marxzitate aufzuwerten ver- 
sucht werden. Aufgrund der Einschränkungen dieser Methode, welche zur Theorie 
erhoben werden, können Graf/Steglitz auch nicht die gegenläufigen Tendenzen von 
Strafrechtsreform und -verschärfung (vgl. dazu Westdeutschland mit Frankreich) 
erklären. 

Schon die „offene Frage“ der Autoren: „Gibt es psychologische und speziell 
sozialpsychologische Gesetzmäßigkeiten, die für das Verhalten der Menschen im 
Kapitalismus dahingehend wirken, daß sie notwendigerweise die Unterdrückung der 
Homosexuellen bedingen? “ ist falsch gestellt. Sie läuft nämlich darauf hinaus, von 
der Abhängigkeit der Verkehrsformen der Menschen aus der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise auf den Primat der „allgemeinen Begrifflichkeit des wissenschaft- 


8 MEW 3, S. 37 f.: „Diese Geschichtsauffassung beruht also darauf, den wirklichen Pro- 
duktionsprozeß, und zwar von der materiellen Produktion des unmittelbaren Lebens 
ausgehend, zu entwickeln und die mit dieser Produktionsweise zusammenhängende und 
von ihr erzeugte Verkehrsform, also die bürgerliche Gesellschaft in ihren verschiedenen 
Stufen, als Grundlage der ganzen Geschichte aufzufassen und sie sowohl in ihrer Aktion 
als Staat darzustellen, wie die sämtlichen theoretischen Erzeugnisse und Formen des 
Bewußtseins, Religion, Philosophie, Moral etc. etc,, aus ihr zu erklären und ihren Ent- 
stehungsprozeß aus ihnen zu verfolgen, wo dann natürlich auch die Sache in ihrer Totali- 
tät (und darum auch die Wechselwirkung dieser verschiednen Seiten aufeinander) darge- 
stellt werden kann, Sie hat in jeder Periode nicht, wie die idealistische Geschichtsan- 
schauung, nach einer Kategorie zu suchen, sondern bleibt fortwährend auf dem wirk- 
lichen Geschichtsboden stehen, erklärt Praxis nicht aus der Idee, erklärt die Ideenforma- 
tionen aus der materiellen Praxis und kommt demgemäß auch zu dem Resultat, daß alle 
Formen und Produkte des Bewußtseins nicht durch geistige Kritik, durch Auflösung ins 
„Selbstbewußtsein‘“ oder Verwandlung in „Spuk“, „Gespenster“, „Sparten“ etc., son- 
dern nur durch den praktischen Umsturz der realen gesellschaftlichen Verhältnisse, aus 
denen diese idealistischen Flausen hervorgegangen sind, aufgelöst werden können — daß 
nicht die Kritik, sondern die Revolution die treibende Kraft der Geschichte auch der 
Religion, Philosophie und sonstigen Theorie ist‘“. 

9 R. Banfi, Probleme und Scheinprobleme bei Marx und im Marxismus, in: Folgen einer 
Theorie. Essays über „Das Kapital‘ von K. Marx, Frankfurt/M., 5. Aufl. 1972, S. 157 
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lichen Sozialismus“ vor jedem anderen Instrumentarium wissenschaftlicher Analyse 
{z. B. psychoanalytischer Kategorien) zu schließen, die Einzelwissenschaften mehr 
schlecht pragmatisch als recht „marxistisch‘“ zu instrumentalisieren und schließlich 
das, was die Sonde der „allgemeinen Begrifflichkeit“ in den Eingeweiden der Kapi- 
talverwertung nicht tastet, mit dem Klistiermittel ihrer Methode ab- und einer 
Sozialpsychologie zuzuführen, die als Afterwissenschaft der Politischen Ökonomie 
für die Rektalanalyse „des Kapitalismus‘ und seiner Exkremente zuständig wäre. 
Wenn die Psychologen die methodische Trennung zwischen Sein und Bewußtsein 
aufrechtzuerhalten hätten, weil die Psychologie das Anhängsel einer mit ihrem 
Gegenstand nicht verständigten Kritik der Politischen Ökonomie sein soll, dann 
zielt die Frage nach den sozialpsychologischen Gesetzmäßigkeiten „der Menschen 
im Kapitalismus“ a priori dorthin, wo Graf/Steglitz den „Ursprungsort“ der Be- 
wußtseinsformen vermuten: in der Zirkulation. Wenn aber das Bewußtsein der 
Menschen „nie etwas anderes sein“ kann als „das bewußte Sein“, dann ist „das Sein 
der Menschen ... ihr wirklicher Lebensprozeß‘‘ (10), worauf sich noch die notwen- 
dig verkehrten Formen des Bewußtseins von diesem Lebensprozeß beziehen, die 
möglicherweise „erst“ in der Zirkulation verkehrt werden. Die Frage, die hier zu 
stellen ist, müßte lauten: Welche ökonomischen Gesetzmäßigkeiten bewirken, daß 
sich im sozialen Verhalten der Menschen Homosexuellenunterdrückung äußert? 
Diese Frage enthält eine andere: Welche ökonomischen Gesetzmäßigkeiten bewir- 
ken, daß sich Menschen, die homosexuelle Bedürfnisse entwickeln, zu ihrem Teil 
den Prozeß des gesellschaftlichen Lebens aneignen, daß sie sich von einer bestimm- 
ten Zeitspanne ihrer Biographie ab besonders häufig für Tätigkeiten in der Warenzir- 
kulation eignen? Ohne die systematische, politisch-ökonomische Zuordnung von 
Berufen zu diskutieren, muß der Hinweis auf die Überrepräsentation von „Homo- 
sexuellen“ unter den Berufen der kommerziellen und staatlichen Lohnarbeiter ge- 
nügen; aufmerksam zu machen ist auf Berufskarrieren mit langen Qualifikations- 
phasen und häufige Wechsel der Berufskarrieren (11). 

Durch die Ausblendung des Anspruchs, die Unterdrückung der Homosexuel- 
len auf die ungleiche Beziehung der Geschlechter untereinander und diese wiederum 
auf deren ökonomische Ursachen zurückzuführen, bleibt die Analyse von Graf/Steg- 
litz blind. Weil sie die Wechselwirkung zwischen diesen Bereichen nicht erkannt 
haben, ja sogar noch den wesentlichen Bereich der Sexualität ausklammern, wirken 
ihre praktischen Konsequenzen, die Zusammenarbeit zwischen Schwulen und Sozia- 
listen „unter dem Primat des Klassenkampfes“ so gekünstelt wie die besondere 
Vermittlungsfigur gesellschaftlicher Praxis: die „homosexuellen Sozialisten“, Der 
methodischen Isolierung von Sexualität als Privatem entspringt auch die Unterstel- 
lung, die Schwulenbewegung wolle ‚den‘ Homosexuellen zum neuen revolutio- 


10 MEW 3, S. 26 
11 S. hierzu M. Dannecker/R. Reiche, Der gewöhnliche Homosexuelle, Frankfurt/M. 1974, 
S. 305 344 
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nären Subjekt küren, weil „er die Untergrabung der Geschlechterrollen‘ (12) voran- 
treibe und deshalb die neue Transformationsfigur für die Revolutionierung der Ge- 
sellschaft sei. 


Über Minderheiten in den Köpfen der Mehrheit 


„Überhaupt handelt es sich bei diesen Deutschen stets darum, den vorgefundenen 
Unsinn in irgendeine andre Marotte aufzulösen, d.h. vorauszusetzen, daß dieser 
ganze Unsinn überhaupt einen aparten Sinn habe, der herauszufinden sei, während 
es sich nur darum handelt, diese theoretischen Phrasen aus den bestehenden wirk- 
lichen Verhältnissen zu erklären“ (13). 

Es ist nicht neu, daß die empirisch vorfindlichen Arten von Sexualität je nach 
Meßergebnis quantifiziert und katelogisiert werden (14); können wir doch schon 
Marquis de Sade als denjenigen vorstellen, der sich um die Kategorisierung bürger- 
licher Sexualität verdient gemacht hat (15). In diesem Sinne führen Graf/Steglitz 
die Tradition fort, wenn sie Sexualität in Mehr- und Minderheit, in Hetero- und 
Homosexualität auflösen. Obwohl doch sogar die bürgerliche Sexualforschung 
schon auf die Mystifizierung der genannten Klassifikation hinweist, wenn formuliert 
wird: 

„Heterosexualität als ausschließliche, zwanghafte Fixierung andersgeschlecht- 
licher Partner beruht ebenso auf sozio-kulturell determinierten, angelernten Ver- 
haltensweisen, wie analog angeführte Zwangs-Homosexualität auf bestimmte an- 
dere, normsprengende Faktoren zurückzuführen ist. Eine „homosexuelle Veranla- 
gung“ im Unterschied etwa zu einer „heterosexuellen Veranlagung‘“ gibt es ebenso- 
wenig wie eine „Veranlagung“ — also eine genetisch bedingte Entwicklungsdisposi- 
tion — zum Hilfsarbeiter, Generaldirektor oder Zuhälter“ (16). 

Wenn sich Graf/Steglitz selbst als homosexuelle „Minderheit“ begreifen, 
nähren sie damit genau jenes antihomosexuelle Vorurteil, das sie eigentlich be- 
kämpfen wollten, lösen den „Unsinn“ der Kriminalität in eine andere „Marotte“, 
die Deviation auf. Undeutlich bleibt so, warum sie dann noch den Sozialisten die 
moderne Form des antihomosexuellen Vorurteils, „wonach homosexuelles Ver- 
halten als Krankheit gewertet wird“ (17) anlasten, wenn sie selbst den Begriff der 
„abweichenden Sexualinteressen‘‘ (18) einführen und sich als homosexuelle „Min- 


12 Graf/Steglitz, a.a.O, S. 34 

13 MEW 3, S. 40 

14 Vergleiche hierzu Hocquenghems Kritik am Kinsey-Report. Guy Hocquenghem, Das 
homosexuelle Verlangen, München 1974, S. 12 f. 

15 Nur als Beispiel: Marquis de Sade, Die 120 Tage von Sodom, o. O., 0. J. 

16 Aus den „Thesen zur Sexualität“, These 4 und 5, Gesellschaft zur Förderung sozialwis- 
senschaftlicher Sexualforschung, Düsseldorf, o. J. 

17 Graf/Steglitz, a.a.O,, S. 17 

18 2.4.0., S. 25 


5 PROKLA 17/18 65 


derheit‘‘ von der auf diese Weise anerkannten Normalität ausgrenzen (19). 

Wenn die Autoren den zitierten Vorabdruck von Dannecker/Reiche (20) ge- 
lesen hätten, wäre ihnen sicherlich deutlich geworden, daß sie sich selbst in das 
Vorfeld der Deviationstheorie einzuordnen haben, die ja von Dannecker/Reiche 
kritisiert wird. Im Zusammenhang der Diskussion der Normalität hätten die Auto- 
ren den (wohl nach dem Pickverfahren) zitierten Abschnitt (21) eben weiter lesen 
müssen, dort heißt es nämlich: „die kulturell vorherrschende Form der Hetero- 
sexualität ist notwendig pathologisch. Zu dieser Pathologie gehört u. a. eine gewalt- 
same Überzeichnung der biologischen Geschlechter-Rollen; gehört eine kulturell 
ausgestanzte Hypertrophie des genital-sexuellen Bereichs und eine entsprechende 
gesellschaftlich produzierte Verkümmerung der übrigen, biologisch angelegten ero- 
genen Zonen; gehört eine latent homosexuell gefärbte kollektive Identifizierung der 
Männer untereinander. Diese Identifizierung nimmt als Gefühl und Bewußtsein der 
Überlegenheit des Mannes über die Frau soziale Gestalt an, schlägt sich in allen 
Poren ökonomischer und sozialer Herrschaft nieder und befestigt diese. Alle solchen 
„Pathologien“ sind konstitutiv für das, was normale heterosexuelle Anpassung 
heißt. Weil nur die jeweils individuelle Unterordnung unter die herrschende kultu- 
relle Sexualmoral einer geschichtlichen Entwicklungsepoche als „normal“ bezeich- 
net wird, fällt es so schwer, die kollektive Pathologie herauszuarbeiten, in der jede 
individuelle Normalität gebrochen ist“ (22). 

Diese Denkanstöße hätten Graf/Steglitz in ihren Versuch einfließen lassen 
müssen, die Unterdrückung der Homosexuellen (und damit auch die Unterdrückung 
der Heterosexuellen) zu fassen. 

Anstatt die Subtilität der Ausgrenzung (und damit der Unterdrückung) am 
Beispiel der Deviationstheorie als adäquate Unterdrückungsform in der kapitalisti- 
schen Gesellschaft zu begreifen, dient ihnen jene Subtilität als Beweis der Tendenz- 
wende, daß die Unterdrückung „mehr und mehr nur noch sporadisch und reduziert 
anzutreffen“ (23) sei. Diese Vorgehensweise erstaunt nicht, korrespondiert sie doch 
mit ihrer Methode, das Wesen (also die Ursachen der Unterdrückung) auf seine 
Erscheinungsform (also die Art der Unterdrückung; vergleiche die Stigmatisierungs- 
möglichkeiten von „Feuertod“ bis „Minderheit‘‘) zu reduzieren, um dann zu doku- 
mentieren, daß die Unterdrückung „kein Wesensmerkmal der kapitalistischen Ge- 
sellschaft‘ (24) sei, weil die Unterdrückung (also die Erscheinungsform!) einem 
„Begriffswandel” unterliege. 

Statt die gesellschaftlich produzierten Begriffe wie „Mehrheit“, „Hetero- 


19 Auf den wohl unbewußten Reflex der Autoren, den Begriff normal in Anführungszei- 
chen zu setzen, gehen wir nicht weiter ein. 

20 Dannecker/Reiche, Die kollektive Neurose der Homosexuellen, in: Leviathan, Zeitschrift 
für Sozialwissenschaft, Heft 1, 1974; vgl. Der gewöhnliche Homosexuelle, a.a.0. 

21 Graf/Steglitz, a.a.0., S. 37 

22 Dannecker/Reiche, Der gewöhnliche Homosexuelle, Frankfurt 1974, S. 348 

23 Graf/Steglitz, a.2.0., S. 48 

24 ebenda 


sexualität“ etc. zu entmystifizieren, also auf deren Deformation aufmerksam zu 
machen, werden sie von den Autoren als sozusagen „natürliche‘“ eingeführt. So 
gelingt es ihnen auch nicht, mit der „Sündenbocktheorie“ die Spezifität der Dis- 
kriminierung zu erfassen, sonst müsste mit jener auch erklärt werden können, 
warum die Frauen die Mehrheit sind, die wie eine Minderheit behandelt wird (25). 
Hier wird deutlich, daß das manipulative Denkverhalten der Autoren, die Unter- 
drückung der Homosexuellen der Ursache nach als übliche Diskriminierung von 
Minoritäten einzuordnen, an seine Grenzen stößt. 

Nicht nur aus diesem Grund gerät bei Graf/Steglitz das „Minderheitstheorem“ 
zum theoretischen Bumberang. Worin das entscheidende Bindeglied zwischen 
Schwulen und Sozialisten, außer der Einsicht in den genannten „Primat des Klassen- 
kampfs‘“ (26) besteht, wird nicht einmal angedeutet. Die Homosexuellen werden 
von und für den Sozialisten behandelt, wie es ihrer „Ausgrenzung“ gebührt — von 
außen. So verwischt auch der moralische Appell „aktiver Solidarität“ (oder ist 
damit gemeint, daß Sozialisten mal mit ihren Geschlechtsgenossen schlafen sollen? ) 
die Gemeinsamkeit der Angesprochenen. Weil die Autoren durch ihre Orientierung 
an der ideologischen Fiktion der Begriffe („Heterosexuelle“, „Mehrheit‘“) die 
heterosexuelle Linke statisch fixieren, geht es auch gar nicht mehr darum, deren 
Sexualverhalten in Frage zu stellen, sondern nur noch um einen etwas zynisch 
geratenen Ermutigungsversuch, daß sich die homosexuellen Sozialisten endlich in 
ihren verschiedenen Organisationen „in gleicher Weise zu ihren abweichenden (!) 
Sexualinteressen (...) bekennen (sollten), wie es für die ‚normalen‘ Genossen 
selbstverständlich ist“ (27). Abgesehen davon, daß es für unsere Genossen über- 
haupt nicht selbstverständlich ist, in ihren Organisationen ihre Sexualinteressen zu 
diskutieren, wird gerade in dieser Sentenz die sicherlich subtilste Form der (also 
selbst von Schwulen verinnerlichten) Diskriminierung von Schwulen deutlich: 
Homosexuelle sollen sich selbst als Abweichende entlarven. Das Thema hätte doch 
nahegelegt, den Unterdrückungsmechanismus zu untersuchen, der die Schwulen 
daran hindert, sich zu „bekennen“. 

Das sichtbar gewordene affirmative Verhältnis zur Heterosexualität wird an 
anderer Stelle noch deutlicher, wo die Autoren nämlich bedauern, daß „vom Kapi- 
talismus selbst hervorgebrachte Sachverhalte die Verwirklichung traditioneller 
Formen heterosexueller Geschlechtsliebe zunehmend erschweren“ (28). Demgegen- 
über hätte doch gerade an den Organisationen und an den Linken Kritik geleistet 
werden müssen ob ihres Verständnisses von und zur Sexualität, die jene ebenfalls in 
affirmativer Weise bestätigen. Denn zuallererst muß doch von allen begriffen wer- 
den, daß die Unterdrückung der Schwulen kein Spezialfall sondern Ausdruck der 


25 Luc Jochimsen, Frauen in der Bundesrepublik: die Mehrheit die sich wie eine Minderheit 
verhält, in: Kursbuch 17, Frankfurt'1969 

26 Graf/Steglitz, a.a.O., S. 49 

27 2.2.0., S. 25 

28 a.a.O., S. 27, Hervorhebung von uns 
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allgemeinen Unterdrückung der Sexualität ist. Dies ist das entscheidende Bindeglied 
zwischen Schwulen und Sozialisten. 

Graf/Steglitz hätten sich als Verfechter des „Minderheitstheorems‘“ auch 
fragen müssen, warum in unserer Gesellschaft (und auch in allen anderen) Mißlie- 
bige, wie zum Beispiel die Linke, immer zu einer Minderheit zusammengefasst 
werden müssen, um sie auf diese Weise von den übrigen Gesellschaftsmitgliedern zu 
isolieren und ihnen so die gemeinsame Identität zu stehlen (29). 

Wenngleich Graf/Steglitz die „Homosexuellenunterdrückung‘‘ thematisieren, 
gehen sie im Verlauf ihrer Abhandlung kaum auf deren Konkretion ein. Sicherlich 
bleibt dies deren Vorstellung geschuldet, daß diese „Sonderunterdrückung“ immer 
weniger anzutreffen sei, ja „aufgelöst‘‘ wird ‚in einem Angleichungsprozeß dieser 
besonderen an die allgemeine Unterdrückung der Ausgebeuteten“ (30). Wenn sie 
dann im weiteren Verlauf von der Integration der Homosexuellen sprechen, fällt 
dem Leser (und wohl auch den Autoren selbst) gar nicht mehr auf, was warum 
integriert werden wird, da die zugrundeliegende Problematik der Unterdrückung 
von Sexualität mit dem sogenannten „Minderheitstheorem‘‘ neutral umgangen 
wurde. 

Da also die Integration der Homosexuellen nicht im Widerspruch zu den 
kapitalistischen Verhältnissen stehe, stellen Graf/Steglitz die wohl polemisch ge- 
meinte Frage, wie denn dann der genaue Punkt laute, „über den die Integration der 
Homosexuellen nicht hinausgehen kann, ohne den Kapitalismus zu bedrohen“ (31). 
Anstatt aber nun zu belegen, wie denn die Integration der Schwulen vor sich gehe, 
beantworten die Autoren die gestellte Frage selbst, wenn sie zugeben müssen, daß 
Homosexuelle lediglich als ökonomische Charaktermasken in die kapitalistische Ge- 
sellschaft integriert werden: „Außerdem werden spezifische Konsumbedürfnisse der 
Homosexuellen (... ) zunehmend als profitträchtige Kapitalanlagesphären erkannt. 
Dies schreitet in dem Maße fort, wie sich die Homosexuellen genau so ‚frei‘ entfal- 
ten können wie die anderen Konsumentenmassen“ (32). 

So bleibt die Integration im Sinne des Kapitals beschränkt. Strittig war nie, 
ob Homosexuelle als ökonomische Charaktermasken integriert werden. Wenn damit 
Graf/Steglitz die abnehmende Unterdrückung und die zunehmende Integration be- 
gründen, zeigen sie aber nicht (wie sie suggerieren), wie Homosexuelle als Homo- 
sexuelle integriert werden, sondern mogeln den Homosexuellen, dessen Unter- 
drückung sie zu definieren vergaßen, geschwind zum Konsumenten und Produzen- 
ten (33). Wenn die Autoren so ihre Problemstellung auf das reduzieren, was der 
„Tendenz der Logik des Kapitals entspricht, allen formal das gleiche Recht zukom- 


29 Vergleiche dazu die ironische Kritik dieser Methode durch die Parole der Massendemon- 
strationen nach 1968: „‚Wir sind eine kleine radikale Minderheit!‘“ 

30 Graf/Steglitz, a.a.0., S. 48 

31 2.a.0., S. 34 

32 a.a.0., S. 32 

33 Die Individuen werden aber wegen ihrer ökonomischen Funktion und nicht trotz ihrer 
sexuellen „Spezifität“ in den Reproduktionsprozeß eingeordnet. 
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men zu lassen“ (34), gerät ihr Anspruch, die Integration der Homosexuellen nach- 
zuweisen, zum Trugschluß. Oder bestand etwa die „besondere“ Unterdrückung 
darin, daß die Homosexuellen nicht arbeiten und konsumieren durften? 

So wird schnell deutlich, daß es bei der konstatierten „abnehmenden Unter- 
drückung“ und der „zunehmenden Integration“, die beide so leichtfertig gleichge- 
setzt wurden, nicht um dasselbe gehen kann. Wird die Homosexuellenintegration 
nur von der „Logik des Kapitals‘ her betrachtet, geben die Autoren selbst die 
Grenzen an, in denen Integration möglich ist. Was die Autoren am Beispiel der 
„Integration“ der Homosexuellen darstellen hätten müssen, hat Marx am Beispiel 
der Menschenrechte „Freiheit“ und „Gleichheit“ exemplifiziert. So veranschaulicht 
er, in welcher Weise diese Bürgerrechtsbegriffe im Kapitalismus auf ihre Funktio- 
nalität reduziert werden, damit die Lohnarbeiter ihre Ware Arbeitskraft ‚‚frei“ ver- 
kaufen und sie gegen ihren Arbeitslohn „gleich“ tauschen können (35). 

Das Maß für den Grad der Homosexuellenunterdrückung kann doch aber 
nicht die Quantität von Konsum oder Produktion sein. Die „Sondergesetze‘ existie- 
ren nämlich nicht, um die Homosexuellen an ihrer Reproduktion zu hindern. Dies 
zeigen ganz deutlich die Urteile des Bundesverfassungsgerichts, die 1957 und 1973 
gefällt wurden, um die Vereinbarkeit des „Homosexuellenparagraphen“ mit dem 
Grundgesetz zu legitimieren. Beide Urteile der westdeutschen Verfassungsrichter 
werden begründet mit der qualitativen Unvergleichbarkeit zwischen dem männ- 
lichen und dem weiblichen Geschlechtswesen, der „männlichen und der weiblichen 
Homosexualität“. Da Homosexualität gegen das „Sittengesetz‘“ verstoße (also nicht 
gegen das Gesetz der Logik des Kapitals), sei die Bestrafung nicht willkürlich (36). 
Da selbst in der Phase der „Reformfreudigkeit‘ von 1973 auf das Urteil von 1957 
verwiesen wurde, sei das Urteil vom 10.5.1957 zitiert: 

„1. Die Strafvorschriften gegen die männliche Homosexualität (88 175 f. StGB) 
verstoßen nicht gegen den speziellen Gleichheitsgrundsatz der Abs. 2 und 3 des 
Art. 3 GG, weil der biologische Geschlechtsunterschied den Sachverhalt hier so 
entscheidend prägt, daß etwa vergleichbare Elemente daneben vollkommen zurück- 
treten. 

2. Die 88 175 f. StGB verstoßen auch nicht gegen das Grundrecht auf die freie 
Entfaltung der Persönlichkeit (Art. 2, Abs. 1GG), da homosexuelle Betätigung 
gegen das Sittengesetz verstößt und nicht eindeutig festgestellt werden kann, daß 
jedes öffentliche Interesse an ihrer Bestrafung fehlt“. 

Aus der Begründung beider Urteile wird deutlich, daß die Diskriminierung der 
Homosexuellen nicht aufgrund ihrer Minorität geschieht, daß vielmehr die Unter- 


34 Graf/Steglitz, a.a.O., S. 34 

35 MEW 23, S. 189 f., „Was allein hier herrscht, ist Freiheit, Gleichheit, Eigentum und 
Bentham. Freiheit! Denn Käufer und Verkäufer einer Ware, z, B. der Arbeitskraft sind 
nur durch ihren freien Willen bestimmt. (... ) Gleichheit! Denn sie beziehen sich nur als 
Warenbesitzer aufeinander und tauschen Äquivalent für Äquivalent“, 

36 Urteil des Ersten Senats des BVG vom 10.5.1957 und Urteil des Ersten Senats des BVG 
vom 2.10.1973 
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ordnung der Frauen in unserer Gesellschaft den Vorwand für die Bestrafung und 
Ächtung der homosexuellen Männer liefert. Aus dem gleichen Grund wird ein 
„sondergesetz“ für homosexuelle Frauen nicht für notwendig gehalten. Wenn 
Graf/Steglitz neben den genannten Sondergesetzen „andere Mechanismen“ der 
Unterdrückung angeben, reduzieren sie diese sofort wieder auf eine legalistische 
Ebene, da sie lediglich beklagen, daß die Diskriminierung der Frauen und das Be- 
rufsverbot (auch für Schwule) vollzogen werden, ‚ohne daß entsprechende Strafge- 
setze bestehen“ (37), 

Dieser Sachverhalt weist genau auf den Punkt hin, warum Homosexuelle auch 
in den Ländern unterdrückt werden, in denen es keine Sondergesetze für sie gibt 
(wie z. B. Italien), nämlich warum homosexuelle Frauen und Männer überhaupt 
unterdrückt werden. Und dies ist genau der Wesenskern, auf den die Autoren mit 
Hilfe oder wegen des „Minderheitstheorems“ nicht eingegangen sind, darin die Ur- 
sache der Unterdrückung zu suchen, daß Homosexualität wegen der ungleichen 
Beziehung der Geschlechter untereinander, wegen der Unterordnung der Frauen 
sanktioniert wird (38). Im Zusammenhang mit ihrer Fixierung auf den Kampf gegen 
Strafgesetze: „Der Kampf für die vollständige Beseitigung des $ 175 bleibt eines der 
zentralsten Ziele der Homosexuellenbewegung“ (39) reduzieren Graf/Steglitz 
Homosexualität auf männliche Homosexualität und dienen auch hier wiederum als 
Beispiel subtilen diskriminierenden Verhaltens — jetzt gegenüber den Frauen — und 
setzen somit den männlichen „Chauvinismus“ (den sie wohl gar nicht erkennen 
mögen) fort. Dieser Diskriminierungsmechanismus findet sich in ihrer Argumenta- 
tion wieder, daß die Geschlechtszugehörigkeit für Grad und Form der Unter- 
drückung nicht wichtig sei, wichtiger sei „sowieso die Klassenlage des sich homo- 
sexuell Verhaltenden“ (40). Abgesehen davon, daß sich die Autoren mit dem Ver- 
weis auf die „Klassenlage“ eine Legitimationsfigur schufen, belegte auch eine Anal- 
yse der Klassenlage der Betroffenen nicht den Grad und die Form der Unter- 
drückung, sondern lediglich die unterschiedlichen Möglichkeiten, sich den negativen 
Sanktionen zu entziehen. 

Eine Integration der Schwulen in das gesellschaftliche System können die 
Autoren nicht belegen, es sei denn in der von ihnen angegebenen Form, es sei denn 


37 Graf/Steglitz, a.a.0., S. 23, vergleiche dazu die Reformbestrebungen um die Jahrhundert- 
wende, die mit den gleichen Argumenten für die Abschaffung des $ 175 plädierten und 
den darauffolgenden „Vorentwurf zu einem deutschen Strafgesetzbuch“ vom Jahr 1909, 
wo konsequenterweise vorgeschlagen wurde, den Straftatbestand auch auf die weibliche 
Homosexualität auszudehnen. 

38 Vergleiche dazu, daß in der Vorstellung neurotischer Abwehr von Homosexualität der 
Arschficker, und in der Vorstellung psychotischer Bedrohung der Arschgefickte der ei- 
gentliche Schwule ist. 

39 Graf/Steglitz, a.a.O., S. 44, dieser Kampf ist sicherlich ein Aspekt für die Arbeit der 
Schwulenbewegung 

40 a.a.0., S. 18 Hier sei angemerkt, daß sich die HAW-Frauengruppe inzwischen in „Lesbi- 
sches AktionsZentrum‘“ (LAZ) umbenannt hat. Anlaß dafür war u. a., gegen die Gleich- 
setzung von Homosexualität mit männlicher Homosexualität und die damit verbundene 
Diskriminierung schwuler Frauen zu kämpfen, 
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mit dem Verzicht auf schwule Identität. Wenn die Autoren darauf hinweisen, daß 
Homosexuellenunterdrückung erst dann manifest wird, wenn „das homosexuelle 
Verhalten eines Menschen bekannt wird‘ (41), bestätigen sie, daß Homosexuelle 
nur negativ integriert werden können, indem man sie ausgrenzt: daß sie dadurch 
integriert werden, indem man sich nicht auf sie bezieht. Wenn demgegenüber 
Graf/Steglitz räsonnieren, daß die „gettoartige Freizeitsubkultur‘‘ die „bisher abge- 
schwächteste Form der Homosexuellenunterdrückung‘ (42) sei, weist schon der 
Ausgrenzungsbegriff schwules Gerto auf den scheinhaften Charakter bürgerlicher 
Integration hin, 

Erst wenn Graf/Steglitz auf das „Minderheitstheorem” verzichteten, kämen 
sie bei einer erneuten Diskussion der für sie unwichtigen Frage, warum Homo- 
sexuelle unterdrückt werden, wieder auf die unterschiedliche Diskriminierung von 
männlichen und weiblichen Homosexuellen zurück. Die damit verbundene Notwen- 
digkeit, die Unterdrückung der Homosexuellen als Merkmal der ungleichen Be- 
ziehung zwischen Mann und Frau (und deren ökonomischer Ursache) zu kennzeich- 
nen, würde die Autoren zur Revision ihrer Thesen zwingen. 


Das Gewaltverhältnis zwischen Mann und Frau verursacht die Stigmatisierung der 
Schwulen 


In diesem Abschnitt unserer Kritik an den Ausführungen von Graf/Steglitz zur 
Homosexuellenunterdrückung wollen wir uns im Rahmen ihres Beweisversuchs, daß 
„Homosexualität kein Wesensmerkmal der kapitalistischen Gesellschaft ist‘ (43) 
mit deren Frage auseinandersetzen, „ob(...) wirklich der Schluß gezogen werden 
kann, daß Homosexuellenunterdrückung ein Wesensmerkmal der bürgerlichen Ge- 
sellschaft im Unterschied zu früheren und späteren Gesellschaftsformationen 
ist“ (44). „Eine solche Schlußfolgerung“ (45) findet sich nämlich weder bei 
Dannecker/Reiche noch in der Grundsatzerklärung der HAW-Männergruppe, denn 
beide zitiertn Textstellen drücken lediglich aus, daß die praktizierte Homosexualität 
zentral die Normen der heutigen Gesellschaft verletze. 

Die Autoren, die eine über die kapitalistische Produktionsweise hinausreichen- 
de Problematik der Homosexuellenfrage in Abrede stellen, versuchen dies zum 
einen durch eine Parallelisierung der bürgerlichen mit früheren Gesellschaftsforma- 
tionen, wie sie andererseits die Integration der Homosexualität analog zur „‚Auflö- 
sungstendenz‘ der Familie schließen, und dabei ahnen sie die Richtung. 

Auf den ersten Blick scheint dieser Ansatz ein Erkenntnisinteresse zu ver- 
raten, das sich um den Zusammenhang von Familienstrukturen und Repression der 


41 ebenda 
42 a.a.0., S. 22 
43 a.a.0., S. 48 
44 a.a.0., S. 23 
45 ebenda 
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Homosexualität und die Möglichkeit der Bekämpfung repressiver Gesellschaftsstruk- 
turen bemüht. Aber der analytische Zusammenhang von versuchter Analyse und 
Ausgangsthese der Autoren bleibt unklar und erscheint nur noch als Zusammenhang 
von Gesamtaufsatz und Analyse da, wo die „Tendenz zur Dysfunktionalität der 
Familie‘ parallel „mit der Tendenz zur Integration homosexuellen Verhaltens in die 
bürgerliche Moral“ (46) gesehen wird. Nur scheint uns ihr Ansatz dabei falsch zu 
sein, wenn sie den Sprung aus der bürgerlichen Gesellschaft direkt zu ‚‚primitiven“ 
Gesellschaften machen und durch eine Aneinanderreihung rein phänomenologischer 
Art — da und dort hätte es keine, dort wiederum schon Homosexuellenunter- 
drückung gegeben — Sklavenhalter-, Feudal- und bürgerliche Gesellschaft im Ansatz 
gleichsetzen und verkünden: „Eine einfache Einordnung der Homosexuellenunter- 
drückung als bürgerliche Erscheinung scheint uns schon aufgrund dieser Beispiele zu 
undifferenziert zu sein“ (47). Im Gegensatz zu ihnen will ja keiner eine einfache 
Einordnung oder Nicht-Einordnung behaupten, womit sie nur die Diskussion in die 
falsche Richtung lenken, sondern, wie auch der Rückgriff der Autoren auf andere 
Gesellschaftsformationen andeutet, die Unterdrückung der Homosexualität als 
wesentlich für alle Gesellschaftsformationen herausarbeiten, die auf dem Gegensatz 
von Mann und Frau beruhen. Eine bloße Aufzählung, daß die eine Stammeskultur 
Homosexualität martialisch verfolgte, die andere sie dagegen scheinbar „akzeptier- 
te“, hat gar keinen Erklärungswert, wenn nicht aus der jeweiligen Entwicklung der 
Produktionsweise, auf die dort vorhandene Klassenspaltung und Differenzierung der 
Geschlechterrollen eingegangen wird. Alle auf Klassenspaltung beruhenden Gesell- 
schaften, und die Klassenspaltung der Gesellschaften geht aus von dem ersten Ent- 
fremdungsverhältnis zwischen Mann und Frau, hatten und haben konstitutiv eine 
spezifisch modifizierte Sanktionsordnung gegenüber der die Zeugungsfunktion ne- 
gierenden Homosexualität und den dieses Sexualverhalten tatsächlich oder nur 
scheinbar Praktizierenden. 

In diesem Zusammenhang bedienen wir uns der Beobachtungen von Mead, die 
durch die Vergleichsstudien einiger Stammeskulturen in Neu-Guinea nachwies, daß 
die Rollenzuweisungen in diesen Kulturen nicht auf biologischen Geschlechtsunter- 
schieden beruhen, sondern gesellschaftliche Konstruktionen sind (48). Aber auch 
diese Stammeskulturen hatten schon eine reiche geschichtliche Entwicklung hinter 
sich und stellen nicht die Urgeschichte der Menschheit dar, weshalb der Hinweis 
richtig ist, daß „die Vorstellung, daß die primitiven Gesellschaften geschichtslos, 
von Archetypen und deren Wiederholung beherrscht seien, (...) ausnehmend 
schwach und unangemessen“ (49) ist. Wenn wir also davon ausgehen, daß die sozia- 
len Rollen aus den jeweiligen komplexen sozialen Strukturen zu erklären sind, ist 
auch die Verfolgung oder scheinbare „Achtung“ homosexuellen Verhaltens nicht 


46 a.a.0., S. 31 

47 2.2.0.,S. 24 

48 Vergleiche Margaret Mead, Jugend und Sexualität in primitiven Gesellschaften Band 3: 
Geschlecht und Temperament in drei primitiven Gesellschaften, München 19743, $. 16 

49 Deleuze/Guattari, Anti-Ödipus, Frankfurt 1974, S. 192 


aus einem cultural lag der einzelnen Gesellschaftsformationen zu erklären, sondern 
aus der jeweiligen Bewältigung der Auseinandersetzung der Menschen mit der Natur 
und der Menschen untereinander. Denn die gesellschaftliche Verneinung eines 
sexuellen Verhaltens beruht auf den grundlegenden Reproduktionsinteressen dieser 
Gesellschaften und entstammt nicht den Flausen im Kopf der Herrschenden. 

So ist es natürlich nur oberflächlich möglich, einen tolpatschigen 
Rückwärtssprung in die „Vorgeschichte“ zu machen, ohne sich in der Problem- 
stellung das kapitalistische Prinzip der Ungleichheit der Unterdrückten zu vergegen- 
wärtigen. Und das will doch was bedeuten, daß eine Gesellschaft mit formaler 
Gleichheit ständig ökonomische, regionale und politische Ungleichgewichte zu ihrer 
Stabilisierung produziert und reproduziert? Da es grundlegender Bestandteil der 
Klassenpolitik ist, die Klassenspaltung auch durch ideologische Konstruktionen zu 
gewährleisten, erscheint die Forderung der Autoren letztlich absurd, reformistisch 
die Unterdrückung der Frau und dazu analog die Unterdrückung der Homosexuali- 
tät über eine einfache Vermittlung durch ihre Einbeziehung als ökonomische Cha- 
raktermasken in den Produktionsprozeß aufheben zu lassen. 

Wir wollen an die Fragestellung anders herangehen und von einem Satz aus 
einem Papier der HAW-Männergruppe ausgehen, daß, solange der Gegensatz masku- 
lin-feminin eine durch den Produktionsprozeß abgestützte Herrschaftsfrage sei, 
„alles was nicht in den Gegensatz männlich-weiblich einzuordnen ist (...) als 
‚Widernatürlich‘ abgestempelt werde“ (50). Letztlich, und diese Aufgabe ist nur 
kollektiv zu lösen, kann die Erklärung der Unterdrückung der Homosexualität als 
wesentliches Moment jeder auf Klassenspaltung beruhenden Gesellschaft nur gelei- 
stet werden, wenn wir uns über eine Aufarbeitung der verschiedenen Produktions- 
weisen und den mit ihnen korrelierten Familienformen und damit zugeordneten 
sexuellen Normkatalogen annähern. 

Wenn sich Graf/Steglitz auf Mead berufen und aus dem Satz „in vielen ameri- 
kanischen Indianderstämmen war der Mann, der sich wie eine Frau kleidete und 
lebte, eine anerkannte soziale Institution‘ (51), die soziale Achtung der Homo- 
sexuellen ableiten, ist dies mehr als verwirrend, denn Mead fährt fort: „(...)und 
bildete ein Gegengewicht zu der übertriebenen Betonung der Tapferkeit und 
Kühnheit (!) der Männer“ (52). Dies würde dann, im Sinne der Autoren zu Ende 
gedacht, den gesellschaftlichen Ort der Homosexuellen in der Mitte zwischen Mann 
und Frau ansiedeln, sozusagen als Drittes Geschlecht. An anderer Stelle zeigt Mead, 
daß bei den Dakota-Indianern die Funktion des „berdache (...), des Mannes, der 
darauf verzichtete, sich der männlichen Rolle anzupassen, Frauenkleider trug und 
sich weiblichen Beschäftigungen hingab“ (53) eben eine Institution war, die mit 


50 Autorenkollektiv der HAW-Männergruppe, Zur Frage, warum Schwule unterdrückt wer- 
den, Berlin 1973, S. 40 

5i Graf/Steglitz, a.a.0., S. 24, zitiert nach Margaret Mead, Mann und Weib, Stuttgart 1955, 
S. 145 

52 Margaret Mead, Mann und Weib, Reinbek bei Hamburg 1963, S. 103 

53 Margaret Mead, Jugend und Sexualität... ., a.a.0., S. 19 
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bestimmten Merkmalen der Tabuisierung und Stigmatisierung behaftet war. Da in 
diesen relativ unkomplizierten Kulturen nur eindeutige Rollenverhältnisse bestan- 
den, wurde das männliche Wesen, das die Mannrolle verfehlte, in Frauenkleider 
gesteckt und bekam deren soziale Rolle zugewiesen; wurde auf diese besondere Art 
in den Gesellschaftsverband zurückgenommen. Der berdache war aber außerdem ein 
warnendes Beispiel für die Männer, ihre Erziehungsanstrengungen zu verdoppeln, 
um ihre Söhne nicht zu Transvestiten werden zu lassen, obwohl dies oft das Gegen- 
teil bewirkte (54). Es gab also keine freie Entfaltung der Homosexualität, sondern 
eine gesellschaftliche Sanktionierung gegenüber dem „passiven“ männlichen Wesen 
in Form eines erzwungenen Transvestitismus, der die Rolle und „Passivität“ der 
Frau beinhaltete. So konnte bei den Prärie-Indianern ein „Mann, der die ruhige 
Tätigkeit der Frauen den gefährlichen und nervenaufreibenden Unternehmungen 
der Männer vorzog, sich für die erstere entscheiden; er konnte Frauenkleider tragen, 
Frauenarbeiten verrichten und erklären, daß er mehr Frau als Mann sei“ (55). Die 
versagte Identifikation mit der Rolle des eigenen männlichen Geschlechts forderte 
die Travestie in die Rolle der Frau, war also keine Infragestellung der Rolle des 
Mannes (56). Damit ist aber noch völlig ungeklärt, in welcher Weise diese Indivi- 
duen homosexuell waren, denn sie konnten ihrerseits keinen Mann wählen, sondern 
wurden wie die Frauen als Sexualobjekte vergewaltigt (57). Damit haben wir noch 
keine Erklärungen über die Formen freier Partnerwahl, da sich die Beschreibungen 


54 vergleiche ebenda 

55 Margaret Mead, a.a.O,., S. 260 

56 Diese Situation ähnelt etwas den Sexualpraktiken in Gefängnissen, wie sie Simon/Gag- 
non in: Sexuelle Außenseiter, Hamburg 1970, S. 92 beschrieben: „Es muß darauf hinge- 
wiesen werden, daß Homosexualität im Gefängnis ein völlig anderes Phänomen ist als 
Homosexualität in der Außenwelt. In den homosexuellen Kontakten werden heterosexu- 
elle Rollenverteilungen (Mann-Frau) viel stärker imitiert als von Homosexuellen in der 
Außenwelt“. 

57. Dazu zwei Beispiele, die einerseits den falschen Begriff von Homosexualität bei Mead 
charakterisieren, aber andererseits sehr anschaulich zeigen, welche Anstrengungen die 
Stammeskulturen Neu-Guineas unternehmen mußten, die polymorph-perverse Sexualität 
der dominierenden männlichen Sexualität unterzuordnen: 

a) Jatmul-Kultur: „In der Männergruppe (...) herrschte ein lautes und überbetont 
männliches Verhalten, beständig schwirren Worte herum, die ihren Bilderreichtum von 
phallischen Attacken auf Männer sowie auf Frauen beziehen, außerdem gibt es auch ein 
sehr strenges Tabu für alles, was Passivität verrät, und innerhalb der Gesellschaft ent- 
wickelt sich keine männliche Homosexualität. Das kleinste Zeichen von Schwachheit 
oder Rezeptivität wird als Versuchung betrachtet, und die Männer gehen oft, ihre kleinen 
runden Holzschemel auf komische Weise fest gegen ihr Hinterteil gepreßt, umher“. 
(Mead, Mann und Weib, a.a.0,, S. 77 f.) 

b) Arapesh: „Ein Arapesh kann im Kontakt mit einem Mitglied eines anderen Stammes 
ein passiv Homosexueller werden, er kann impotent werden, er kann die hygienischen 
Riten, die ihm anbefohlen werden, zu einem autoerotischen Ritual umbilden; aber Ver- 
gewaltigung und aktive Homosexualität liegen außerhalb seines sozial vorgezeichneten 
Schemas — es sei denn, er sei vollkommen wahnsinnig‘. (Mead, a.a.O., S. 117) 
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nur auf gesellschaftlich oktroyierte Formen der Homosexualität beziehen (58). 

Obwohl es uns noch nicht möglich ist, aus der jeweiligen ökonomischen und 
sozialen Konfiguration die Genese der Homosexualität abzuleiten, sowie die ihr 
zukommenden Sanktionsformen zu bestimmen, ist aber doch schon festzustellen, 
daß sie nicht als eine der gesellschaftlich reproduktiven Form des Sexualverhaltens 
gleichwertige Praxis angesehen wurde, denn einerseits stellten homosexuelle Prak- 
tiken in Kultischen Riten die sozialen Kosten einer Verdrängung der Homosexuali- 
tät aus dem Alltagsleben dar oder führten zu Rollenverschiebungen, die aber immer 
mehr in Richtung auf die unterdrückte soziale Rolle der Frau tendierten (wie z.B. 
berdache). Die Gesellschaft des antiken Grieehenlands ist das beste Beispiel unter- 
drückter Homosexualität, denn dort war nur eine besondere Form mann-männ- 
lichen Verkehrs erlaubt; „diese(r) widernatürlichste(n) Leidenschaft“ der, wie Bebel 
sie zu bezeichnen müssen glaubte, ‚‚die bedeutendsten Männer Griechenlands“ hul- 
digten (59), konnten nur die verheirateten freien Männer praktizieren, da sie die 
kulturspezifische rituelle Form der Päderastie annahm. 

Ab dem Moment, wo die Frau Eigentum des Mannes, sozial entwertet zur 
entfremdeten Kindererzeugerin im Haus wurde, sie verkauft wurde, oder die Heirat 
eine Verbindung zwischen zwei Familien zustandebrachte, verbarg sich dahinter 
eine homosexuelle Gruppenmotivation, die nicht mehr ausgelebt werden konnte 
und deshalb in andere Formen gegossen wurde, denen als Transmissionsriemen 
zwischen den dominierenden Männern das Zwischenglied der unterdrückten Frau 
diente (60). Hierin liegt begründet, weshalb die weibliche Homosexualität in den 
meisten Gesellschaften nicht einer Unterdrückung durch Paragraphen bedurfte, da 
die Herrschaft der Männer über das Weib deren Sexualität nur im Zeugungsakt und 
als Kindergebärerin anerkannte, „Form, reinste Einheit, ist das bestimmende 
männliche Moment; diese Herrschaftsgewalt ist das autonome Gute. Materie ist das 
unbestimmte und darum zu bestimmende Moment, das schlechthin Nichtseiende 
also und weiblich Abhängige“ (61). Die Genese der männlichen „Homosexualität“ 


58 Mead, a.a.0., S. 180: „Die Marind-Amin (Kultur auf Bali, d. V.) hat die Furcht, daß 
Männer und Frauen heterosexuelle Betätigung niemals lohnend genug empfinden wür- 
den, um sich ihr hinzugeben, zu heftigen Extremen geführt, Ihre jungen Männer machen 
eine Periode streng konventionell geregelter homosexueller Erfahrungen durch, und dann 
wird in einem Ritual, das eine ganze Initiationsgruppe zu Männern macht, ein hetero- 
sexuelles Paar in enger Umschlingung in eine Grube geworfen und als notwendiges Opfer 
getötet. Die Furcht, daß niemand jemals heterosexuelle Liebe vorziehen würde, verrät 
eine sehr extreme Einstellung; sie dramatisiert das eine Ende der Stufenleiter, während 
jene Völker, die die denkbar schärfsten Beschränkungen der heterosexuellen Aktivität 
vornehmen (aus ausgesprochener Furcht, sie würde sonst alle Grenzen überfluten), am 
anderen Ende liegen“, 

59 August Bebel, Die Frau im Sozialismus, Berlin 1973, S. 68 

60 Vergleiche hierzu Deleuze/Guattari, a.a.O,, $. 211: „Überall dort, wo Männer zusammen- 
treffen, um sich Frauen zu nehmen, sie zu vermitteln oder aufzuteilen, wird das perverse 
Band einer primären Homosexualität zwischen lokalen Gruppen, zwischen Schwagern, 
Mitehemännern, Kindheitspartnern usw. erkennbar“. Vgl. dazu auch $S. 210 

61 Hans-Jürgen Krahl, Ontologie und Eros — Zur spekulativen Deduktion der Homosexuali- 
tät in: Konstitution und Klassenkampf, Frankfurt 1971, S. 116 
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als besondere Kategorie im Begriffsapparat neben der „Heterosexualität‘“ ist also 
nur über eine Bestimmung der sozio-kulturellen Entwicklung der Unterdrückung der 
Frau möglich. 

„Solche Unstimmigkeiten können tatsächlich auf mannigfache Weise 
interpretiert werden: in idealistischer Manier, indem auf das Auseinanderklaffen 
zwischen wirklicher Institution und dem idealiter unterstellten Modell verwiesen 
wird“ (62), und in solcher Weise näherten sich Graf/Steglitz ihrer Problemstellung, 
als sie die Unterdrückung der Homosexualität als Überbauphänomen zu fassen 
suchten. 

Nur durch eine Rückbesinnung auf die Entstehung der patriarchalischen 
Familie, der damit verbundenen sozialen Arbeitsteilung beider Geschlechter im 
Innen- und Außenverhältnis, ist die biologisch nicht begründbare Trennung der 
Funktionen der Frau und des Mannes anzugeben. Es geht also um die Frage nach 
dem historischen Punkt des einsetzenden Gewaltverhältnisses zwischen Mann und 
Frau. 

Worum es uns hier nur gehen kann, ist, den Weg der Analyse anzugeben, wie 
daraus die Unterdrückung Homosexueller, des den herrschenden Normen nicht ent- 
sprechenden Sexualverhaltens, historisch zur Ausprägung kam und sich durch alle 
privatrechtlich strukturierten Gesellschaften in jeweils modifizierter Form erhalten 
konnte. Somit (so können wir vorläufig formulieren) ist die Emanzipation der Frau 
und die Entstigmatisierung der männlichen Homosexualität nur aus einem miteinan- 
der verkoppelten Prozeß zu erreichen, wobei letzteres an die Befreiung der Frauen 
gebunden ist (63). „(... ) im Prozeß der Aneignung der Natur, der die Bedingun- 
gen für den Aufbau des menschlichen Kulturcharakters bestimmte, (hat sich) die 
Identität der Begriffe Mensch Mann herausgebildet und verfestigt“ (64). Gegenüber 
dem Mann wurde die Frau zur Natur, und der wendete gegen sie und die mit ihr 
verbundenen Urformen freien sexuellen Verhaltens die gleiche Grausamkeit an, die 
er im Kampf gegen die Natur sich zu eigen gemacht hatte. Die Vergewaltigung der 
Frau liegt also historisch noch vor der Herausbildung des Privateigentums. Das 
patriarchalische Herrschaftssystem vermochte es, sich biegsam den Veränderungen 
der Produktionsweisen anzupassen, da das Prinzip des Privateigentums die Herr- 
schaft des Mannes über die Frau zwar stabilisiert, aber nicht begründet hat. 

Die Frauenbewegung setzte sich deshalb mit der, der Frau in der sozialisti- 
schen Theorie zugewiesenen Rolle neu auseinander. So kritisiert Erler (65) an den 


62 Deleuze/Guattari, a.2.0., S. 192 

63 dazu Anne Koedt, Lesbische Bewegung und Feminismus, in: „Frauen gemeinsam sind 
stark“, Frankfurt 1972, S. 119: „Der tatsächliche Ursprung der Anti-Homosexualität 
(ist) der Sexismus. D. h., der radikale Homosexuelle muß ein Feminist sein“. 

64 Karin Schrader-Kiebert, Die kulturelle Revolution der Frau, in: Kursbuch 17, Frank- 
furt 1969, S. &£. 

65 Ursula Erler, Mutterideologie, in: Vorgänge, Zeitschrift für Gesellschaftspolitik 8, 1974, 
S. 50 ff. 


76 


bei Marx die ursprünglichen geschichtlichen Verhältnisse konstituierenden Momen- 
ten (66), daß in ihnen die Erhaltung der Gattung nur unter dem Aspekt der Zeu- 
gung (67) erscheine, „was die Deutung nahe legt, daß Empfängnis und Geburt für 
Marx keine aktive Komponente aufzuweisen vermögen“ (68), und damit die Mut- 
terfunktion unter den Begriff der Natur falle und nicht als Arbeitsprozeß eingestuft 
werde. „Es ist daher nicht von ungefähr, wenn die sozialistische Theorie die Mutter- 
funktion der Frau im Reproduktionsbereich ansiedelt und der Frau als einzige 
emanzipatorische Chance den Produktionsbereich zuweist‘‘ (69). Der von Engels- 
(70) skizzierte Weg, daß mit der Herausbildung der einfachen Warenproduktion der 
Übergang in volles Privateigentum sich allmählich und parallel mit dem Übergang 
der Paarungsehe in Monogamie vollziehe (71) und die nun auftretende Einzelehe als 
historische wirtschaftliche Einheit „als Unterjochung des einen Geschlechts durch 
das andere, als Proklamation eines bisher in der Vorgeschichte unbekannten Wider- 
streits der Geschlechter“ (72) durchsetze, verfällt dem Verdikt von Eiler, da sich 
Marx und Engels ihrer Ansicht nach mit der Negation der Mutterfunktion als Arbeit 
den Zugang zur sie bestimmenden Entfremdungsproblematik verbaut hätten, da sie 
die erste Arbeitsteilung im Geschlechtsakt als noch naturwüchsig unentfremdete 
bestimmten, und somit die Ausgangssituation verkannten (73). Nach Erler haben 
wir die Entfremdungsproblematik zwischen Weib und Mann über die mit der Ent- 
stehungsgeschichte des Privateigentums verbundene hinauszuführen. „Die Sub- 
sumierung der Frau unter die Natur wie die geistige Vorherrschaft des Mannes, die 
ja übrigens in den frühen patriarchalischen Religionen Parallelen hat, hat Marx also 
stillschweigend oder unbewußt mitgemacht, zumindest auf dieser Stufe das ältere 
Unterdrückungsverhältnis, eben das patriarchalisch begründete, nicht bestimmt und 
einer eigenen Theorie seiner Aufhebung (...) zugeführt“ (74). Da Marx erst die 
historisch spätere entfremdete Teilung der Arbeit in der Familie Konstatiert hatte, 
mußte die sozialistische Theorie der Aufhebung dieser Entfremdung notwendig 
verkürzt bleiben und Konnte nicht über ein Postulat nach der Aufhebung der Fami- 
lie hinaus gelangen. Der notwendige Aspekt politischer Arbeit, wie das Herrschafts- 
verhältnis zwischen Mann und Frau in der Familie bekämpft und zerstört werden 
kann, bleibt somit in der Vorstellung befangen, die Frauenerwerbsarbeit sei der 


66 1. Die Erzeugung der Mittel der Grundbedürfnisse, 2. Die Erzeugung der Mittel abgelei- 
teter Bedürfnisse, 3. Die Erhaltung der Gesellschaft — Kinder und daraus zusammen 4. 
Die Erzeugung der Gesellschaft als Produktivkraft. Vergleiche dazu MEW 3, S. 28 ff. 

67 Vergleiche MEW 3, S. 29: „Die Produktion des Lebens, sowohl des eignen in der Arbeit, 
wie des fremden in der Zeugung, erscheint uns schon sogleich als ein doppeltes Verhält- 
nis — einerseits ein natürliches, andererseits als gesellschaftliches Verhältnis“. 

68 Ursula Erler, a.a.0., S. 53 

69 a.2.0., S. 54 

70 Friedrich Engels, Der Ursprung der Familie, des Privateigentums und des Staats, in: 
MEW 21 

zı a.a.0., S. 159 zum Vergleich 

72 a.2.0., S. 68 
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zentrale und einzige Hebel, „dem letzten Rest der Männerherrschaft in der Prole- 
tarierwohnung‘“ (75) allen Boden zu entziehen. 

Durch eine unkritische Übernahme einiger Zitate der Klassiker zur Frauen- 
erwerbsarbeit im Kapitalismus, ihren Tendenzen und Konsequenzen im Hinblick 
auf die proletarische Familie, — in der die Frau die Beschränkungen auf die häus- 
liche Privatarbeit durch Teilnahme an der gesellschaftlichen Produktion in der 
„großen Industrie“ überwindet, und Zugang zur doppelten Ausbeutung und Unter- 
drückung findet —, glaubten sich Graf/Steglitz einer dem derzeitigen Kapitalismus 
adäquaten Funktionsbestimmung der Familie entheben zu können. Die von Marx 
und Engels zur Familie erstellte Analyse fand z. T. ihre Begründung in den realen 
gesellschaftlichen Verhältnissen der industriellen Revolution, in der die proletari- 
sche Familie tatsächlich als „Privatsphäre gegen die Öffentlichkeit‘ kaum existent 
war, vielmehr als brutale Karikatur der bürgerlichen Familienidylle erschien. Auch 
für die Frage nach den Ursprüngen der Unterdrückung der gleichgeschlechtlichen 
Sexualität müssen wir bis auf die Stufe der „Barbarei‘‘ zurückgehen; und wenn 
Engels ausführte: „Und heute kann ich hinzusetzen: der erste Klassengegensatz, der 
in der Geschichte auftritt, fällt zusammen mit der Entwicklung des Antagonismus 
von Mann und Weib in der Einzelehe, und die erste Klassenunterdrückung mit der 
des weiblichen Geschlechts durch das männliche“ (76). So müssen wir hinzusetzen, 
daß diese sich verfestigende Klassenunterdrückung schon die Wertigkeit der Ge- 
schlechter voraussetzte. Die weitere Trennung der Arbeitsbereiche in der Familie 
und die „Trennung der Gesellschaft in einzelne, einander entgegengesetzte Familien 
beruht (...) (auf dem) Eigentum, das in der Familie, wo die Frau und die Kinder 
die Sklaven des Mannes sind, schon seinen Keim, seine erste Form hat“ (77). Sie 
konnte nur noch die schon eingetretene kulturelle Geschlechterrollenverteilung be- 
festigen und das gab wiederum das Modell für die Spaltung der Gesellschaft in zwei 
Klassen, Herren und Knechte, Ausbeuter und Ausgebeutete, normsetzende und 
zersetzende Form der Sexualität. 


„Homosexuelle Sozialisten“ — zur Identität der Linken und Schwulen 


In den Begriff der Reproduktion der Arbeitskraft nach Marx ist die Reflexion der 
Notwendigkeit der „Fortpflanzung der Arbeiterklasse‘ eingegangen; die Waren, die 
dazu erheischt sind, gehen in den Wert der Arbeitskraft ebenso ein, wie die Zeit- 
perioden zu berücksichtigen sind, in denen Ersatz geschaffen werden kann für die 
dem Kapitalverwertungsprozeß geschuldete Verkürzung der „Lebensperiode der 
einzelnen Arbeiter“ und der „Dauer ihrer Arbeitskraft‘ (78). Im Prozeß der Aneig- 


75 Friedrich Engels, a.a.O., S. 74 

76 a.a.0,, S. 68, Engels bezieht sich hier auf die Stelle der Deutschen Ideologie, MEW 3, 
S. 31: „Die Teilung der Arbeit, die ursprünglich nichts war als die Teilung im Ge- 
schlechtsakt“, 

77 MEW 3, a.a.0., S. 32 

78 MEW 23, S. 281 
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nung und produktiven Anwendung der Kritik der politischen Ökonomie als Teil der 
politischen Theorie der Arbeiterklasse haben sich Homosexuelle als Sozialisten mit 
dem Problem ihrer Identität auseinanderzusetzen, weil im Begriff der Reproduktion 
der Arbeitskraft vorausgesetzt ist, daß die „Summe der Beziehungen, Verhältnis- 
se..., worin die (...) Individuen zueinander stehn‘ (Gesellschaft) aus dem 
Grundmuster heterosexueller Beziehungen der Individuen zueinander hervorge- 
hen (79). Erst wenn „progressiv mehr produziert und konsumiert‘ werden kann, 
wenn also Reproduktion auf „erweiterter Stufenleiter‘“ eingesetzt hat (80), lassen 
sich homosexuelle Beziehungen von Individuen umstandslos dann im Grundriß der 
Kritik der politischen Ökonomie reflektieren, wenn unterstellt wird, daß — 

1. bei ständig vorhandener relativer Überbevölkerung nicht von jedem Lohnarbeiter 
ein Beitrag zur Fortpflanzung der Arbeiterklasse verlangt wird und/oder 

2. mit der Produktion des Kapitals aus produktiver Arbeit Geldmengen freigesetzt 
werden, die für die Aneignung derjenigen von Arbeitern geschaffenen Luxus- und 
Konsumtionsmittel verausgabt werden können, welche nicht zu den Subsistenzmit- 
teln der Arbeiterklasse gehören. Beide Bedingungen sind aber in den Prozessen 
kapitalistischer Produktion weder gleichzeitig noch ständig, gar notwendig, gegeben. 
Schon diese Skizze der auf wenige Faktoren reduzierten Analyse kapitalistischer 
Produktion müßte zeigen, daß die Reflexion homosexueller Verkehrsformen im 
Rahmen der Kritik der politischen Ökonomie zur Auseinandersetzung mit deren 
Grundannahmen zwingt. Die Einführung der Kategorie der Lohnarbeiter — unab- 
hängig davon, ob sie produktive oder unproduktive Arbeit leisten — übergeht zudem 
das analytische Problem, warum Homosexuelle in sozialen Positionen relativ über- 
repräsentiert sind, in denen unproduktive Arbeit geleistet wird. Außerdem müssen 
die sozialen Chancen langer Qualifikationsperioden, die dem Eingang in diese sozia- 
len Positionen häufig vorausgehen und das schwule coming-out begünstigen, auf der 
Basis produktiver Arbeit ermöglicht werden. Die Aneignung der Kritik der politi- 
schen Ökonomie und ihre Anwendung in der Analyse der Erscheinungsformen 
bürgerlicher Homosexuellenunterdrückung müßte nicht zuletzt deswegen „homo- 
sexuelle Sozialisten“ zur Analyse der Bedingungen ihrer sozialen Identität und da- 
mit zugleich zu einer kritischen Auseinandersetzung mit der „allgemeinen 
Begrifflichkeit des wissenschaftlichen Sozialismus“ zwingen. Stattdessen 
übernehmen Graf/Steglitz Klassikerzitate unkritisch, ohne die Analyse der Gesell- 
schaftsformationen als Analyse der Bedingungen homosexueller Verkehrsformen für 
Sozialisten weiterzuführen und mit der Formanalyse der Homosexuellenunter- 
drückung zu vermitteln. Genauso unkritisch benutzen sie ihre Referenzliteratur 
überhaupt: 

Es scheint so, als ob die Verfasser die von ihnen zitierten Autoren teilweise 
bewußt oder unbewußt gegengelesen und verhackstückt haben, um sie zu einem für 
ihren Ansatz günstigen Sinngehalt umzuinterpretieren. Dies sei nur an zwei Bei- 
spielen ausführlicher gezeigt, um die von den pseudonymen Autoren dem Leser 


79 K. Marx, Grundrisse der Kritik der politischen Ökonomie, 0. O, 0. J., S. 176 (Reprint) 
80 MEW 23, S. 624 f. 
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gegenüber angewandte manipulative Methode (wissenschaftlichen Rufmordes) zu 
veranschaulichen. Die „Zwischenposition‘‘ Dannecker/Reiche‘s wird von den Ver- 
fassern damit belegt, daß ‚auch für sie... die Homosexualität eine ‚schwere Stö- 
rung‘“ (81) sei. Machen wir uns die Mühe diese Stelle aufzusuchen, so entdecken 
wir, der Dannecker/Reiche zugeschriebene Ausspruch wurde von letzteren in Aus- 
einandersetzung mit dem Krankheitsbegriff der Psychoanalyse zur Kennzeichnung 
der „Bieber‘schen Position“ (82) verwandt. Andernfalls wäre auch kaum zu be- 
greifen, wie Dannecker/Reiche im weiteren die Pathologie der Homosexuellen aus 
der notwendig pathologischen Form der kulturell vorherrschenden Heterosexualität 
erklären (83). Die sich daran anschließende Kritik Dannecker/Reiches an E. Hoo- 
ker’s Ansatz (84), die aus der Untersuchung homosexueller und heterosexueller 
Vergleichsgruppen keinerlei signifikante Unterschiede unter den Probanden fest- 
stellte, wird von D/R folgendermaßen zusammengefaßt, um die Problemstellung der 
Pathologiediskussion anders zu gewichten: „In ihrer psychosozialen Anpassung sind 
die Homosexuellen weder so ‚ununterscheidbar‘ von Heterosexuellen, wie Hooker 
postuliert, noch sind sie ihnen so ‚pathologisch‘ gegenübergestellt wie Bieber et al. 
dies postulieren. Dabei liegt die Antwort auf die Frage der Pathologie keineswegs in 
der Mitte zwischen beiden Positionen; die Antwort ist überhaupt nur zu finden, 
wenn man zuvor die ganze Frage stürzt“ (85). Ähnliches widerfuhr H. Marcuse’s 
Zitat aus „Triebstruktur und Gesellschaft‘ (86). Das richtige Zitat zur Funktion des 
Begriffs der „Perversion“ bei Marcuse ersetzt zwar noch nicht die Kritik, ist aber 
wenigstens richtig in Bezug auf das Kriterium der ‚Herausforderung einer Gesell- 
schaftsordnung“ hingeschrieben, „der die Sexualität als Mittel zu einem nützlichen 
Zweck dient“. Wenn aber „außerdem“ irgendwelche ‚„‚Konzessionen gegenüber der 
Ausübung von Perversionen nicht nur die ordnungsgemäße Fortpflanzung der Ar- 
beitskräfte, sondern vielleicht sogar der Menschheit selbst in Gefahr bringen“ 
würden, dann bezieht sich dieses „außerdem‘“ auf das Kriterium einer „verdrängen- 
den Sozialordnung, die die Gleichsetzung von normal, gesellschaftlich nützlich und 
gut fordert“, 

Nur unter der Voraussetzung dieses Kriteriums läßt sich die weitere Argumen- 
tation H. Marcuse’s verstehen, daß „außerdem“ etwaige „Konzessionen gegenüber 
der Ausübung von Perversionen“ die „Fortpflanzung der Arbeitskräfte“ in Gefahr 
bringen könnte (87). Die Kritik einer „verdrängenden Sozialordnung“ ist aber der 
Gegenstand der Kritik Marcuse’s. Nicht hier hätte die Kritik an seiner Position 
anzusetzen, sondern am Begriff der „Perversion‘‘. Darauf bezogen ist aber nicht 
„Tabuisierung“ die „vorherrschende Haltung zur Homosexualität“ bei H. Marcuse, 


8 Graf/Steglitz, a.a.0., S. 36 

82 M. Dannecker/R. Reiche, Die kollektive Neurose der Homosexuellen, in: Leviathan, 
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85 a.a.0., S. 64 
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sondern deren Gegenteil: der Zusammenbruch des Abwehrmechanismus gegen 
Homosexualität läßt Angst vor der dann zu erwartenden Gefahr manifest werden 
und zugleich Widerstand gegen — den allerdings schon zusammengebrochenen — 
Abwehrmechanismus. Bei psychotischen Schüben, denen der Umbau der Perzep- 
tionsmuster zur Realitätsprüfung notwendig folgt, läßt sich das klinisch beobachten. 
Analog erfolgt der Versuch der Konstruktion einer „kritischen Theorie“ bei Mar- 
cuse, jedoch ist dieser Versuch der Selbstheilung einer an der Realität blamierten 
Idee (der Vernunft) bei Marcuse schon mißglückt. Die „andere Wirklichkeit“ stellt 
H. Marcuse nicht in einer Utopie, sondern in zwei voneinander getrennten Bildern 
(Orpheus und Narciß) vor. Das — nachdem es thematisiert wurde — nicht mehr zu 
verdrängende Problem der Homosexualität, versuchte Marcuse zu bannen, indem er 
Anteile der Triebstruktur auf zwei Kulturideale verteilte, ohne daß diese (einer 
psychotischen Reaktion analoge) Isolierung der als gefährlich vorgestellten Anteile 
der Triebstruktur gelingen kann, weil die Ambivalenz der sublimierten Triebanteile 
erhalten bleibt. Die in zwei Bildern vorgestellte „andere Wirklichkeit‘ ist ziemlich 
schwul: da ist Freude, Erfüllung; eine „Stimme, die nicht befiehlt, sondern singt“; 
eine „Geste, die gibt und empfängt“; eine „Tat, die Friede ist‘ und das „Ende der 
Mühsal der Eroberung“ (88). 

Die Reihe der Verzerrungen bei Graf/Steglitz ließe sich um weitere Beispiele 
ergänzen und geriet insbesondere bei den (den Verfassern politisch suspekten) 
Autoren, wie M. Schneider und G. Hocquenghem zur plumpen Diffamierung (89). 
Wir empfehlen die Lektüre der jeweils zitierten Textstellen im Original. Es scheint 
uns aber nicht gerechtfertigt, die fehlerhafte Zitierweise allein aus einer etwaigen 
oberflächlichen Auseinandersetzung der Autoren mit ihrem Material zu erklären, da 
sich deren „Methode“ beim Abservieren der HAW-Frauengruppe selbst über- 
bot (90). Der HAW-Frauengruppe, die sich durch diesen, auf männlicher Arroganz 
fußenden, politischen knock-out-Versuch nur noch einmal in ihrer Entscheidung 
bestätigt sehen wird, sich von den schwulen Männern zu lösen, werden Zitate und 
Kampfziele untergejubelt, die nur der eigenen Borniertheit der Verfasser entstam- 
men können. Aber nicht nur aus diesem Grunde greifen wir dies hier auf, da sie es 
eigentlich nicht wagen sollten, „die Frauenbewegung zu werten, wenn sie sich selber 
nicht beurteilen und hinterfragen“ (91), sondern weil die beiden „Pharisäer“ (92) 
einen neuerlichen Versuch zur weiteren Mystifizierung der ‚‚Inferiorität der 
Frauen“ in ihrem Emanzipationskampf gestartet haben. 

Der von den Verfassern übernommene Ansatz zur Homosexualität der „Mehr- 
heiten“ und „Minderheiten“ implizierte in der Konsequenz die mehr als fragwürdige 
analytische Gegenüberstellung einer „mehr oder minder angepaßten Mehrheit der 
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Sozialisten‘‘ mit den Homosexuellen, die damit beide zu Charaktermasken der Poli- 
tik und Sexualität gekürt werden. Die Bestimmung dessen, was homosexuelles Ver- 
halten ist, fehlt in dem ganzen Artikel — sie ist nur „Bezeichnung gleichgeschlecht- 
lichen Sexualverhaltens“. So bleibt Homosexualität zwangsläufig etwas, worauf ge- 
deutet werden kann, und ansonsten auf die Betroffenen selbst beschränkt. Damit 
verbauten sich die beiden Autoren nicht nur den Zugang, wie das „unwürdige 
Doppelleben“ für das einzelne Individuum reflektiert werden kann und von einer 
homosexuellen Sozialistin in Bezug auf ihre Genossen treffend beschrieben wurde: 
„Daraus resultiert, daß ich mich, wenn ich unter Homosexuellen bin oder mit einer 
Frau im Bett, als Person fühle, nicht als Lesbierin. Wenn man mich unter ‚Heteros‘ 
registriert, werde ich zu einer Homosexuellen“ (93). Die Autoren verbauten auch 
die Chance, sich der Mehrheit zu vermitteln und gewisse Lernschritte anzugeben, 
wie begriffen werden kann, warum es zur Stigmatisierung der Homosexuellen und 
ihres Tuns als homosexuell im Bewußtsein der „Mehrheit“ kommt und damit zu der 
den Homosexuellen angelasteten „Überbewertung“. Denn die materiell vorgelebte 
Verdrängung des gesellschaftlich geächteten homosexuellen Verlangens fordert im 
„heterosexuellen“ Gegenüber geradezu eine „negative Aufwertung“ der Diskrimi- 
nierten heraus. Da von Sexualität im Artikel nicht die Rede war, obwohl sie auf 
jeder Seite erwähnt wurde, mußte auch die Findung eines Verhältnisses zwischen 
Sozialisten und Homosexuellen zu einer von außen her definierbaren missionari- 
schen Aufgabe des bewußten Teils der Bewegung werden, der ein Abgleiten der 
Homosexuellen in „Resignation oder scheinradikale Trost- und Eliteideologien“ zu 
verhindern hätte (94). Da der gegenseitige Bezug in einer Nichtidentität der Proble- 
matik und individueller Erfahrung von den Verfassern gesehen wird, wird von ihnen 
die Brücke über die Forderung nach vorurteilsfreier ‚aktiver Solidarität‘ durch die 
Sozialisten geschlossen. Sie verurteilen damit die Homosexuellenbewegung und die 
in ihr organisierten Individuen zu einer Demutshaltung gegenüber ‚den Sozialisten‘“ 
(der Abstand zur Arbeiterbewegung verringert sich ja noch nicht durch ein Er- 
scheinen eines Artikels in der PROKLA), denen sie sich nur als Interessenorganisa- 
tion zu vermitteln können glauben — im „antiimperialistischen Kampf“ (95), doch 
nicht über die beiden gemeinsame „unpolitische‘‘ Bewältigung der „Privatpro- 
bleme“, Dies erklärt sich wohl zum Teil aus dem ehrfürchtigen Verhältnis der 
Verfasser zur Arbeiterbewegung, so daß sich ihre Kritik an der Tabuisierung der 
Homosexualität höchstens bis zu einer Formulierung wie „Fehleinschätzungen und 
Halbheiten“ vorwagt, vor einer Kritik des generellen Mangels in der Arbeiterbewe- 
gung in Bezug auf die Herausarbeitung einer dem bürgerlichen Begriffsapparat ent- 
gegengesetzten Perspektive der Sexualpolitik aber halt macht. Jedoch sind es nicht 
die „Halbheiten und die relative Vorurteilslosigkeit‘‘, die den Sozialisten anzulasten 
sind, sondern der in ihrer politischen Praxis grundsätzlich falsche Bezug zur Sexuali- 
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tät insgesamt. Denn obwohl die Arbeiterbewegung beabsichtigte, sich gegen alle 
Formen des bürgerlichen Lebenszusammenhanges abzudichten, reproduzierte sie 
unbewußt die Mechanismen der bürgerlichen Gesellschaft und das bekamen im 
Innenverhältnis alle ‚Minderheiten‘ wie Frauen, schwule Frauen und Männer bis 
heute zu spüren. 

So ist die Fortentwicklung im Verständnis der Linken zur Kategorie der 
Krankheit in der Charakterisierung der Homosexualität kein qualitativ unterschie- 
dener Begriff zur Dekadenz und moralischen Verrottung der Homosexuellen, allen- 
falls ein adäquaterer und modernerer Ausdruck der Ausgrenzung. Um die „Tabus 
der heterosexuellen Genossen offensiv zu kritisieren‘ (96), genügt es nicht, die 
„Widersprüchlichkeit und politische Halbheit“‘ am Beispiel des KP-Abgeordneten 
Maslowski im Strafrechtsausschuß vom 16.10.1929 daran festzumachen, daß dieser 
„homosexuelles Verhalten nicht schädlicher oder nützlicher (hielt) als beispielsweise 
Onanie‘“ (97), sondern eben daran „offensiv“ zu kritisieren, daß sich das wider- 
sprüchliche Verhältnis der Linken darin ausdrückte, wie Maslowski die Onanie mit 
allen „anderen Abartungen“ verrechnete. Diese beliebig fortzusetzende „halbhei- 
tige“ Auswertung aller Stellungnahmen der Arbeiterbewegung zur Sexualität ließ 
die Autoren ständig die doch erfolgten Verlautbarungen der Arbeiterbewegung zur 
Homosexualität als Fortschritt reklamieren, und verwurstelte somit insgesamt den 
Weg, wie wir eine aktuelle Diskussion anzugehen hätten. Denn die Schwierigkeiten 
miteinander verlaufen unterhalb der Kopflinie offizieller Verlautbarungen, so sich 
Homosexuelle wie Sozialisten als sexuelle Wesen zu begreifen versuchen. Die trotz 
aller lauen Kritik an der Arbeiterbewegung postulierte „Solidarität mit den Opfern“ 
der Diskriminierung implizierte die durchgängige politische Exkulpation der Arbei- 
terbewegung in Fragen Sexualität, die — weil man sich nicht nach der Genesis ihres 
Unvermögens zu fragen traute — ihr Pendant in den enttäuschten und demoralisier- 
ten „homosexuellen Sozialisten‘ finden muß (98). 

Graf/Steglitz entschuldigen sich für den Mangel „einer materialistischen 
Sozialpsychologie, die allenfalls bruchstückhaft in Sicht ist‘‘, vergeben ihre Chance, 
ein weiteres Bruchstück zu liefern, brechen sich aber ein Stück Methodologie zum 
Problem der richtigen Analyse ab, die, „von der allgemeinen Begrifflichkeit des 
wissenschaftlichen Sozialismus‘ ausgehend, aus den „Entwicklungsstufen der bür- 
gerlichen Gesellschaft in ihrer jeweils historisch-konkreten Ausprägung die vorhan- 
denen Formen der Sexualunterdrückung“ zu erklären hätte (99). Nun ist die „allge- 
meine Begrifflichkeit des wissenschaftlichen Sozialismus“, in welchem Zustand 
diese sich jeweils auch immer befinden mag, ein historisches Produkt aus der Aus- 
einandersetzung der Menschen mit (ihrer) Natur und den Formen (ihrer) angeeigne- 
ten Natur. Wenn also die sozialdemokratische und die kommunistische Partei bis 
1933 für die Reform des $ 175 eingetreten sind, jedoch gerade (vor der Herausbil- 


96 a.2.0,, S. 49 
97 nach Graf/Steglitz, a.a.O., S. 19 
98 a.a.0., S. 47 
99 2.4.0., S. 37 
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dung der politischen Konkurrenz der Arbeiterparteien) von der linken Fraktion zur 
Frage der Strafbarkeit gleichgeschlechtlichen Sexualverhaltens „durchweg völliges 
Stillschweigen bewahrt‘ wurde, dann kann es später nicht darum gehen, die „rela- 
tive Vorurteilslosigkeit der SPD“ darauf zurückzuführen, „daß diese Partei letztlich 
der fortgeschrittenste politische Repräsentant der Bourgeoisie war und ist“ (100), 
und die Vorbehalte der Arbeiterparteien gegen die Auseinandersetzung mit dem 
Thema Homosexualität andererseits durch die im Krankheitskonzept nachwirken- 
den Tabus zu erklären. Beide Erklärungen stehen im Dienst des Versuchs, die ‚‚allge- 
meine Begrifflichkeit des wissenschaftlichen Sozialismus‘ vor einem Teelöffel des 
Puddings zu retten, der erst einmal zu essen wäre; die schwule Rosine darin nicht zu 
vergessen. Die „allgemeine Begrifflichkeit des wissenschaftlichen Sozialismus“ be- 
darf ihrer ständigen Reproduktion aus den Auseinandersetzungen der Menschen mit 
(ihrer) Natur und (ihrer) angeeigneten Natur. Sieht man sich diese näher an, so ist’s 
auch nicht ‚‚still““ geblieben, wie z. B. die Durchsicht der „Gleichheit“ (Zeitschrift 
für die Interessen der Arbeiterinnen, Stuttgart) ergibt. Zum Prozeß Moltke-Harden- 
Eulenburg — letzterer homosexuell — bemerkte sie am 9.11.1908: „Der Prozeß ..., 
der einen stinkenden Sumpf auf den ‚Höhen der Gesellschaft‘ aufdeckte .. .“ (101); 
einige Monate später heißt es: „Für die üblichen Skandale sorgte die aus dem 
Jahre 1907 übernommene Affäre Harden-Moltke-Eulenburg‘ (102). Aus Angst vor 
gesellschaftlichen Sanktionen hatte Eulenburg unter Eid geschworen, nicht homo- 
sexuell zu sein. Die „Gleichheit“ fährt dann fort: „Die Tatsache wurde außer Zwei- 
fel gestellt, daß Fürst Eulenburg einen Meineid schwor, als er homosexuelle Betäti- 
gung bestritt. Trotzdem konnte die Durchlaucht nicht verurteilt werden“. (Er erlitt 
Schwächeanfälle und wurde damit verhandlungsunfähjg.) ‚‚Ebensoviel Glück im Un- 
glück wie Eulenburg hatte Graf W. Hohenau ... er wurde vor dem Kriegsgericht 
freigesprochen, weil ihm zwar widernatürliche sexuelle Handlungen nachgewiesen 
waren, jedoch nicht solche die den Tatbestand des $ 175 erfüllten“ (103). „Der 
Major Lynar, der kein Hohenzollernblut in seinen Adern hat, wurde dagegen zu 
3 Monaten Gefängnis verurteilt“. Die „Gleichheit“ war allerdings weniger an der 
Frage der Homosexualität interessiert als sehr viel richtiger an den Entscheidungen 
einer Klassenjustiz, die sie jedoch moralisch mit einer freilich auch nicht besonders 
kämpferischen Formulierung angriff, die daher eher auf den Anlaß der Prozesse als 
auf deren Verlauf zurückverwies: „Die Affäre Eulenburg und was damit zusammen- 
hing, gaben allerlei Anlaß zu Betrachtungen über Justiz, Gleichheit vor dem Gesetz, 


100 2.a.0.,S. 21 

101 Die Gleichheit, Zeitschrift für die Interessen der Arbeiterinnen, Stuttgart, 9. Nov. 1908, 
Nr. 3, S. 33 

102 2.2.0, 18. Jan. 1909, Nr. 8, S, 118 £. 

103 Noch bis vor kurzem wurde der Straftatbestand homosexueller Normverletzungen über 
die dabei eingesetzten sexuellen Techniken definiert. Ein Kriterium dieser Definitionen 
(Intensität) schreibt sich freilich von der Berührungsangst der (latent homosexuell) Hete- 
rosexuellen her. In Strafrechtskommentaren läßt sich häufig die Formulierung „von 
einiger Intensität und Dauer“ noch heute finden. 
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sittliche und intellektuelle Entartung der herrschenden Junkerkaste‘‘ (104). Da, aus- 
gelöst durch diesen Prozeß, der Beleidigungsparagraph abgeändert wurde, nahm die 
„Gleichheit“ den Fall noch einmal auf: ‚Hier wie da dieselbe Angst vor der Öffent- 
lichkeit und der Wahrheit. Seit dem Moltke-Harden und Eulenburg-Prozeß sind die 
herrschenden Klassen überzeugt, daß etwas getan werden muß, um die Wiederkehr 
solcher Enthüllungen zu verhindern. ... und da sie die skandalösen Zustände in 
ihrem Schoße nicht beseitigen kann, da die Fäulnis die notwendige Begleiterschei- 
nung der Schmarotzerstellung der herrschenden Klassen ist, so will sie wenigstens 
verhindern, daß das Volk davon erfährt‘ (105). Der Appell an antihomosexuelle 
Vorurteile wird zum Vehikel einer Kritik, die den politischen Gegenstand, den sie 
meint, zielsicher verfehlt, weil die Einführung des Beleidigungsparagraphen im 
Dienste der Einschränkung der Kritikfreiheit des Volkes stand, welche zu beför- 
dern, eine persönliche Beleidigung das am wenigsten taugliche Mittel wäre. Wie man 
ferner nachliest, war die „relative Vorurteilslosigkeit der SPD“ nicht schon deshalb 
„fortschrittlich“, weil die „Kräfte des antihomosexuellen Verfolgungswahns.... 
wegen sich seuchenartig ausbreitender Homosexualität vor allem in der herrschen- 
den Klasse konzentriert waren‘ (106). Die widersprüchliche Erklärung der Homo- 
sexuellenunterdrückung in der bürgerlichen Gesellschaft als „vorkapitalistisches Re- 
likt‘“ und in abgemilderter Form als Anpassungsinstrument für einen Teil der Bevöl- 
Kerung trifft allenfalls die Differenz zwischen der Unterdrückung durch Polizei und 
durch soziale Kontrolle, die die Menschen alltäglich unter den Formen ihres Ver- 
kehrs miteinander ausüben. Die Kompetenz dafür kann auch jederzeit wieder in die 
Kompetenz der Polizeibehörden zurückgegeben werden, wobei, geschickt vorberei- 
tet und durchgeführt, noch die amtliche Kenntnis der schwulen Infrastruktur auf 
den neuesten Stand gebracht werden Könnte. Die widersprüchliche Erklärung der 
Homosexuellenunterdrückung nach Graf/Steglitz beruht aber nur auf der systemati- 
schen Einschränkung ihres Bezugsrahmens zur genetischen Erklärung des Problems 
der Homosexualität aus den Bedingungen kapitalistischer Gesellschaftsformationen. 
Dem liegt jedoch letztlich nur die Vorstellung zugrunde, daß der Mensch, der alle 
Verhältnisse umwirft, „in denen der Mensch ein erniedrigtes, ein geknechtetes, ein 
verlassenes, ein verächtliches Wesen ist“ (107) ein „reifes‘‘ Wesen wird (108), wie es 
sich in idealistischer Vorstellung nicht heterosexueller imaginieren läßt. Und unsere 
„homosexuellen Sozialisten“? „Arme Hunde! Man will euch wie Menschen behan- 
deln!“ (109) Da überlebt dann das bürgerliche Ideal heterosexueller Männlichkeit 
nicht nach dem Bild des blauäugigen, blonden, parzivalhaften Helden, sondern als 


104 2.2.0, 

105 Gleichheit, 10. Mai 1909, Nr. 16, S. 242 £. 

106  Graf/Steglitz, a.a.0., S. 20 f. 

107 K. Marx, Zur Kritik der Hegel’schen Rechtsphilosophie, in: Frühe Schriften I (ed. 
H. J. Lieber/P. Furth), Stuttgart 1962, S. 497 (sonst in: MEW 8) 

108 Die hierzu notwendige Auseinandersetzung mit W. Reich kann an diser Stelle nicht ge- 
führt werden. 

109 Marx, 2.2.0. 
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Kollektivideal muskelbepackter Virilität: ungefähr eine sozialistisch-realistische 
Skulptur proletarischer Männlichkeit; Männer, die Sichel, Hammer oder Zirkel und 
in jedem Fall den Penis zu handhaben verstehen. Der HAW-joke, daß es (im Gegen- 
satz zu Westberlin!) in der DDR noch Männer gebe, hat genau damit etwas zu tun. 
Wie schwierig es ist, die Analyse homosexuellen Verhaltens als Verkehrsform mit 
der „allgemeinen Begrifflichkeit des wissenschaftlichen Sozialismus‘ zu vermitteln, 
demonstrieren die Verfasser selbst, wenn sie die Erklärung der Homosexualität als 
„Verfallserscheinung des dekadenten Spätkapitalismus‘“ am Ende selbst nicht 
akzeptieren, die Position der Großen Sowjetenzyklopädie in dieser Frage kritisieren 
und sich dann — besser ist besser — mit der Bemerkung aus der Affäre ziehen, zwar 
müsse ein „historischer Abriß, der den Wandel in der Einstellung zur Homosexuali- 
tät und auch die besonderen Entwicklungen in den sozialistischen Ländern, beson- 
ders der Sowjetunion und China,“ berücksichtigt, noch geliefert werden, jedoch sei 
die Information über die gegenwärtig in beiden Ländern zu beobachtende ‚„schärfste 
Homosexuellenunterdrückung“ in beiden Ländern „nicht genügend abgesichert“- 
(110). Mit der bürgerlichen Homosexuellenunterdrückung als „‚vorkapitalistischem 
Rest‘ haben es Graf/Steglitz ebenso schwer wie mit sich selbst und ihrer zentralen 
Aufgabenstellung, die „Selbstverleugnung zu überwinden und die antihomosexuel- 
len Vorurteile, die Ängstlichkeiten und Tabus der heterosexuellen Genossen offen- 
siv zu kritisieren“ (111). 


Die Waffe der Kritik antihomosexueller Vorurteile, Ängstlichkeiten und Tabus kann 
die Kritik der Waffe nicht ersetzen. 


Allerdings muß die Kritik antihomosexueller Vorurteile, Ängstlichkeiten und Tabus 
allererst zur Waffe werden. Die „zentrale Aufgabe homosexueller Sozialisten“ be- 
steht in der Tat darin, „ihre Selbstverleugnung zu überwinden“ (112). Dabei ist aber 
nicht aus der Not eines „menschenunwürdigen Doppellebens“ die Tugend der ‚‚ak- 
tiven Solidarität der Sozialisten mit den gegen ihre Unterdrückung kämpfenden 
homosexuellen Männern und Frauen“ zu machen. Die Erfahrung der Sexualunter- 
drückung ist bereits eine interpretierte Erfahrung, die nicht umstandslos zur Motiva- 
tion aktiver Solidarität aller Sozialisten erklärt werden Kann — es sei denn, es ginge 
um die bloße Legitimation der fixen Rekrutierung von Demokraten und Sozialisten 
für den Zweck eines „breiten Bündnisses‘“, das „auch die Homosexuellen miteinbe- 
zieht‘, die den „Rückhalt“ einer „breiten“ Homosexuellenbewegung abgeben, 
welche das Liebäugeln der homosexuellen Sozialisten mit ihren heterosexuellen 
Genossen organisiert. Ein zynisches Argument insofern, als die „breite“ Homo- 
sexuellenbewegung zum Sprungbrett mit Sicherheitsnetz der schwulen „Vorreiter“ 
funktionalisiert wird, welche davor, daß sie springen, nur „zurückgehalten“ werden, 


110  Graf/Steglitz, a.a.O., S. 39 Anm. 76 
11ll aa.0., S. 49 
112 aa.0., 5.49 
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weil sie nichts anderes als die Integration der Homosexuellen als ‚„‚Minorität“ im 
Rücken haben. Wenn dieses zynische Argument nicht die Konsequenz von 
Graf/Steglitz ist, dann ist das Problem bloß „breit“ getreten. Stattdessen dürfte es 
sich lohnen, einen Gedanken an die Frage zu verwenden, unter welchen Bedingun- 
gen die Kritik antihomosexueller Vorurteile zur Waffe werden kann, und was die 
Bedingungen sozialistischer Solidarität sind, die zugleich als Bedingungen dafür be- 
griffen werden müssen, daß über das „Aufgehen der Homosexuellenbewegung in der 
Arbeiterbewegung“ mit Kopf geredet werden kann. Es geht dabei nämlich nicht um 
Hefe und Kochrezepte. 

Bei der Lösung dieser Aufgabe hat der Gebrauch des Kopfes zunächst seine 
eigenen Bedingungen, weil die Erfahrung der Notwendigkeit der Kritik antihomo- 
sexueller Vorurteile zunächst eine Erfahrung ist (war), die mit dem Kopf sehr wenig 
zu tun hat und gelegentlich etwas mit Klappenannoncen des Typs: „Suche Freund, 
am liebsten Kommunist oder Arbeiter“. Im allgemeinen ist die Kritik der Selbstver- 
leugnung noch nicht für sich, d. h. die Position dieser Kritik ist noch nicht endgültig 
erreicht und sie bedarf noch der Selbstverständigung mit ihrem Gegenstand. Dieser 
besteht zunächst im Thema der Homosexualität, dann im Thema der Bedingungen 
ihrer Genesis und schließlich in der Frage, wie kommt jemand, der sich selbst als 
homosexuell zu verstehen gelernt hat dazu, sich der Arbeiterbewegung anschließen 
zu wollen. In der Weise dieser vorläufigen Problembeschreibung verkompliziert sich 
zunächst das Problem des Verhältnisses der Studentenbewegung und ihrer Spätfol- 
gen zur Arbeiterbewegung. Es ist nur zu lösen, wenn begriffen wird, daß Homo- 
sexualität produziert ist und nicht weniger ist auch die Kritik antihomosexueller 
Vorurteile ein bestimmtes historisches Produkt, das seinerseits aus einem allgemei- 
neren Produkt resultiert: es geht aus der Produktion des Bewußtseins der homo- 
sexuellen Sozialisten hervor. So wenig wir im Augenblick über systematische Kennt- 
nisse der Genealogie des theoretischen und moralischen Bewußtseins der Praxis 
verfügen, wie diese in der Politik der verschiedenen kommunistischen und sozialisti- 
schen Fraktionen nach 1969 erscheint (113), so wenig wissen wir z. Zt. etwas über 
die Genealogie des Bewußtseins der „sozialistischen Homosexuellen“ (114). Diese 
Frage, die wir hier zu entwickeln versuchen, ist durchaus von allgemeinerer Bedeu- 
tung, um die Diskussion über die Vermittlungen der Frage von gesellschaftlicher 
Herrschaft, Heterosexualität und einer einzigen Form der „Homosexualität, die 
alles Weibliche ablehnen muß“ nicht vorschnell zu beenden, wie esG. Vinnai tut: 
„Die Homosexualität neigt dazu, sich ans schlechte Allgemeine zu heften; die 
Heterosexualität hat eine Affinität zum bornierten Besonderen; die Befreiung der 
Sinnlichkeit versöhnt Homosexualität und Heterosexualität, Allgemeines und Be- 


113 vgl. einen ersten Versuch zu dieser Fragestellung bei: W. Wagner, Der Bluff, PROKLA 7, 
1973, S.43 ff. 

114 dazu demnächst A. Illner/D. Runze, Zur Kritik von Theorie und Praxis homosexueller 
"Aktionsgruppen in Westdeutschland (Arbeitstitel) 
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sonderes“ (115). 

Homosexualität als Allgemeines der Versöhnung nimmt über die Antizipation des 
mit sich versöhnten Individuums einen gesellschaftlichen Zustand vorweg, der den 
Sturz der Verhältnisse, in denen die Menschen geächtet, verlassen und geknechtet 
sind, nicht voraussetzt. Homosexualität als Allgemeines repräsentiert die Wieder- 
holung eines Zustandes, unter dem die freie Assoziation von Männern und Frauen, 
die möglich wäre, unter die verzerrte Form heterosexueller Zweierverbindung ge- 
bracht ist, die eine „Transaktion von Männern in bezug auf Frauen“ darstellt. Die 
heterosexuelle Zweierverbindung ist die kulturell vorherrschende Form männlicher 
Homosexualität, die sich auf der Seite der Männer in der Form der Konkurrenz um 
Frauen mühsam verdrängt und sich auf der Seite der Frauen als Herrschaftsverhält- 
nis niederschlägt (116). 

Die Produktion des Bewußtseins der „Homosexuellen“ und der „Sozialisten“ 
von solchen Verhältnissen ist nicht getrennt vom „wirklichen Produktionsprozeß“ 
zu begreifen. Sie gehört zu der im Produktionsprozeß erzeugten Gesamtheit der 
Verkehrsformen. Relativ sicher ist dabei, daß die Kritik antihomosexueller Vorur- 
teile, begreift man sie als menschlich sinnliche Tätigkeit (Praxis), auf der gegenwär- 
tigen Stufe der gesellschaftlichen Entwicklung möglich ist. Ob sie aber auch nor- 
wendig ist — und nicht nur aufgrund der platten Möglichkeit des Scheins der Not- 
wendigkeit — das ist noch nicht ausgemacht und vielleicht überlebt auch die Mög- 
lichkeit der Homosexuellenunterdrückung, wie „vorkapitalistisch“ sie der Qualität 
ihrer Erscheinung nach auch immer bleiben mag, hartnäckig. Versuchen wir also 
diesem Gedanken noch nachzugehen, d.h. die Kritik antihomosexueller Vorurteils 
als Praxis zu begreifen. Dabei werden wir besonders aufmerksam die Kritik anti- 
homosexueller Vorurteile als Prozeß beobachten müssen, in welchem diese Kritik 
mit ihrem Gegenstand analytisch verständigt wird. Die Bedingungen dieser Kritik 
seien jedoch kurz skizziert, 

Es ist nicht zufällig, daß die erst seit 1969 bestehende Straffreiheit für homo- 
sexuellen Verkehr unter Erwachsenen „die Voraussetzung für die allmählich sich 
entfaltende neuere Homosexuellenbewegung war“ (117), freilich war dies kein 
naturwüchsiger Prozeß, sondern mit allen „Schwierigkeiten, Schwule zu organisie- 
ren“ (118) verbunden. Zu diesen Bedingungen gehörte, daß die Mehrzahl der 
Homosexuellen immer mehr zu verlieren hatten, als bloß die Ketten, an welche sie 
durch die Techniken ihrer Diskriminierung und die Techniken der Verinnerlichung 
dieser Diskriminierung gelegt waren. Zu diesen Schwierigkeiten gehörte esaber kaum, 
bestärkt worden war durch die „subtil homosexualitätsfeindliche Einstellung der 
wichtigsten Ideologielieferanten“ der Studentenrevolte der 60er Jahre ,„‚W. Reich und 


115 _G. Vinnai, Sozialpsychologie der Arbeiterklasse. Identitätszerstörung im Erziehungspro- 
zeß, Reinbek b. Hamburg 1973, S. 145 

116 G. Deleuze/F. Guattari, Anti-Ödipus, a.a.O., S. 211, das Zitat stammt von G. Devereux, 
Considerations ethnopsychanalytigues sur la notion de parente, 1965 

117  Graf/Steglitz, a.2.0., S. 44 

118 NH. Ahrens u. a., 2.2.0.8. 91£. 
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H. Marcuse“ (119). 

Eine solche Argumentation steht im Dienst der Verdrängung der Frage, wes- 
halb „das Problem der Homosexuellenunterdrückung allenfalls verzerrt ins Blickfeld 
der Beteiligten‘ geriet (120). Die Geschichte derjenigen Homosexuellen, die zu 
ihrem Teil zur Geschichte der Studentenrevolte und des SDS beigetragen haben, 
wäre noch nachzuliefern. Aber nicht auf diesen Nekrolog käme es an, sondern auf 
die Frage, wie und weshalb trotz und wegen der Rezeption der Schriften von 
W. Reich und H. Marcuse durch die an der Studentenrevolte Beteiligten von jener 
Literatur ein Gebrauch gemacht werden konnte, der es erlaubte, das Problem der 
Homosexuellenunterdrückung zu perzipieren. Die Entstehung einer weitgehend von 
Studenten und Kopfarbeitern getragenen emanzipativen Selbstorganisation Homo- 
sexueller ist auch ein später Erfolg der Studentenrevolte, der aufgrund ihres not- 
wendigen Mißerfolgs überhaupt möglich wurde. Die Einstellung der beiden zitierten 
Autoren zur Frage der Homosexualität ist nur interessant im Zusammenhand der 
Frage nach der sozialwissenschaftlichen Kompetenz ihrer Untersuchungen des Pro- 
blems. Andernfalls könnte z. B. überhaupt nicht begriffen werden, wie die Produk- 
tion des Bewußtseins der SDS-Studenten vor sich ging — es sei denn, die Bezeich- 
nung „Ideologielieferanten“ stünde für die reaktionäre Ideologiekritik, derzufolge 
die Immunisierung der Köpfe gegen theoretisches Denken notwendig sei, um den 
gesunden Geist derjenigen, die einen gesunden Körper besitzen, nicht mit der 
Schwäche des Denkens zu infizieren. Die Frage nach der Einstellung von W. Reich 
und H. Marcuse zur Analyse des Problems ist von relativ geringem Interesse, sobald 
man fragt, wie die Praxis Homosexueller vor 1969 ausgesehen hat. Im Gegensatz zu 
der Erklärung einer naturwüchsigen Entwicklung der Homosexuellenbewegung ist 
diese Frage verallgemeinerungsfähig, weil sie historisch interessiert zugleich die Fra- 
ge nach der Praxis konservativer Homosexueller und deren Interesse an der Gewäh- 
rung von Straffreiheit ist und weil sie systematisch an der Erklärung interessiert ist, 
die nicht das Zuckerbrot der Strafrechtsreform mit Fortschritt und die Peitsche der 
sich eben erst entwickelnden Formen der neueren sozialen Kontrolle homosexuel- 
len Verhaltens schlicht mit Reaktion verwechselt. Zu diesen Formen gehören Poli- 
zeirazzien unter Vorwand, Versuche der Gettoisierung der Homosexuellen in Kon- 
zessionierten Kneipen, die Mode der Funktionalisierung der Homosexualität a) im 
Sinne der Legitimation verbliebener Reste liberal-demokratischen Selbstverständnis- 
ses und b) im Sinne kommerzieller Ausbeutung der sinnlichen Fähigkeiten der 
Menschen. Der Kampf für die. „vollständige Beseitigung des $ 175“ als einem „zen- 
tralen Ziel der Homosexuellenbewegung“ ist nicht per se ein fortschrittlicher 
Kampf (121). 

Das behaupten zwar Graf/Steglitz nicht, indessen werden sie sich mit dieser 
Frage noch praktisch auseinandersetzen müssen, sobald auch nur die Chance be- 
stünde, daß „die Homosexuellenbewegung“ in der Arbeiterbewegung „aufgeht“. 


119  Graf/Steglitz, a.a.O., S. 44 
120 ebd. 
121 ebd. 
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Die Erfahrungen der Arbeiterbewegung mit Homosexuellen (auch antihomosexuelle 
Vorurteile sind auf Erfahrungen gegründet, wenn auch von Chancen neuer Erfah- 
rungen zunächst abgeschnitten) stützen das „zentrale“ Ziel der Homosexuellenbe- 
wegung, die gänzliche Abschaffung des $ 175, keineswegs. Teile der Arbeiterjugend- 
lichen, um die es dabei ginge, haben ihre Erfahrungen vom Strich, d. h. von einem 
der Orte, an denen Prozesse der Deklassierung von Arbeiterjugendlichen und 
Jugendlicher anderer Schichten zum Lumpenproletariat beobachtet werden kön- 
nen. Auch auf dem Gebiet homosexuellen Verhaltens trägt „die Bourgeoisie selbst 
ihr redlich Teil zur direkten Hebung der Prostitution“ bei(122); wenn das „die 
Bourgeoisie“ nicht anerkennen wird durch die offizielle Abschaffung des $ 175, so 
werden dies doch Sozialisten anerkennen müssen, indem sie die Abschaffung der 
Ursachen der weiblichen und männlichen Prostitution zu fordern haben, wobei die 
Reste des $ 175 (8 216) nicht als Ursache, sondern als Reaktion auf die männliche 
Prostitution zu kritisieren sind. 

Bereits in der Vergangenheit haben Teile der Arbeiterklasse, Väter der heu- 
tigen Arbeiterjugendlichen, unter den Bedingungen bürgerlicher Fürsorgeerziehung 
homosexuelle Erfahrungen machen können (müssen), die als Folgen bürgerlicher 
Sexualunterdrückung überhaupt zu begreifen sind. In die Agitation der Arbeiterbe- 
wegung ist diese Erfahrung mit Homosexualität eingegangen (123). Unter dem Vor- 
wand, Arbeiterjugendliche vor homosexuellen Erfahrungen schützen zu müssen, 
sind Arbeiterjugendliche zur Zeit der Weimarer Republik, die christlicher Jugend- 
„pflege“ unterworfen waren, daran gehindert worden, zu Klassengenossen in Zelt- 
lagern der Arbeiterjugendorganisationen Kontakt aufzunehmen (124). Sie sind so in 
den durch Verbände der „freien Wohlfahrtspflege‘ vorbereiteten faschistischen 
Arbeitsdienstlagern zugleich einer latent-homosexuell vermittelten Pädagogik bür- 
gerlicher „Jugendarbeit“ ausgesetzt worden, unter deren Bedingungen Jugendliche 
zu Objekten von Erziehungsstrategien gemacht wurden, welchen ein Begriff der 
„Jugend“ vorauslag, dessen a-sexuelle Definition aufgrund homosexuell vermittelter 
Vorstellungen von männlichen Jugendlichen als verbotenen Sexualobjekten notwen- 
dig wurde. Mit diesen Vorstellungen konnte Politik gemacht werden. Anfang der 
dreißiger Jahre wurde in größeren deutschen Städten eine spezielle „‚Ho-Fürsorge“ 
bei Polizeibehörden eingerichtet. In Bezug darauf wurde die Frage diskutiert, ob 
diese Einrichtung zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit eingesetzt werden sollte - 
(125), weil — entgegen heute besserem Wissen — Homosexualität als Erscheinung 
proletarischer Lebensbedingungen aufgefaßt wurde (126). Die kollektive Verdrän- 
gung der Erfahrungen bürgerlicher Jugendbewegung, die auf Seiten der sich in der 
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123 vgl R. Ahlheim u. a., Gefesselte Jugend. Fürsorgeerziehung im Kapitalismus, Frank- 
furt/M. 1971, S. 310 ff. 

124 berichtet von H. Grüber, Erinnerungen, 1968, $. 72 f.; vgl. S. 42, 8. 70 £.,S. 77 

125 _H. Muser, Homosexualität und Jugendfürsorge. Eine soziologische und fürsorgerische Un- 
tersuchung, Paderborn 1933, insbes. S. 108 ff. 
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Weimarer Republik umstrukturierenden „bürgerlichen“ Schichten solchen Maßnah- 
men zugrunde lag, führte zu einer Propaganda, die der Gegenpropaganda kaum 
unterlegen war. Je nach politischer Position galt Homosexualität als die moralische 
Verfehlung von Faschisten oder Kommunisten überhaupt (127). 

Wenn man nicht will, daß solche Erfahrungen zu propagandistischen Zwecken 
wieder aufgewärmt werden, dann müssen sie reflektiert werden, ehe der „Kampf für 
die vollständige Beseitigung des $ 175° zu einem „zentralen Ziel der Homosexuel- 
lenbewegung‘ erklärt wird (128). Überdies wäre zu sehen, daß die vollständige 
Abschaffung des 8 175 nur deshalb möglich ist, weil evolutionäre Prozesse des 
Systems der kapitalistischen Produktion. des gesellschaftlichen Lebens das Verbot 
der Päderastie nicht mehr notwendig machen, um das klassische Lehrer-Schüler-Ver- 
hältnis zu legitimieren, das unter den Bedingungen der bürgerlichen Massenschule 
keine Basis mehr hat. Die Aufrechterhaltung der Reste des8& 175 dient heute einer 
Sexualunterdrückung, die auf die Erzeugung und Kanalisierung (Kasernierung) 
aggressiven Potentials spezialisiert ist (129). Diese Sexualunterdrückung dient nicht 
dem ohnehin problematischen Schutz Jugendlicher vor sexuellen Erfahrungen und 
kaum dem notwendigen Schutz Jugendlicher vor erzwungenen sexuellen Handlun- 
gen durch Erwachsene (130). Notwendig wäre es, sich den „Kampf der Homosexuel- 
lenbewegung“ gegenwärtig etwas genauer anzusehen. Die Feste (Demonstrationen) 
ihres Anfangs hat sie schon gefeiert; gegenwärtig ist der Kampf Kleinkrieg. Die 
nächsten Schritte müssen erst diskutiert, die daraus resultierenden Erfahrungen und 
mit ihnen zu verbindenden Perspektiven erst noch gemacht werden. Hoffen wir nicht, 
daf die Zeit der theoretischen Aufarbeitung der vierjährigen Geschichte der Homo- 
sexuellenbewegung schon mit ihrem Ende zusammenfällt; wie die Philosophie des 
Idealismus kommt auch ein idealistisch gezimmertes Bewußtsein der Praxis zu sich, 
wenn diese Praxis schon gewesen ist. Das könnte der Fall sein, denn sowohl die sich 


127 Als aktuelles Beispiel dazu die chilenische Juntazeitung „El Mercurio“, wo sich in einem 
Dialogwitz zwei Faschisten unterhalten: „Die Homosexuellen der USA stehen in einer 
Reihe gegen unsere Junta“, — „Logisch. — Der Marxismus greift ja auch immer von 
hinten an“, (Vergleiche HAW-Info Nr. 17) 

128  Graf/Steglitz, a.a.O., S. 44 

129 ,„... homosexuelles Verhalten, das den dienstlichen Bereich berührt, (ist) nicht deswe- 
gen disziplinarrechtlich unbeachtlich, weil der $ 175 StGB alter Fassung seit 1.9.1969 
abgeschafft ist. Aufgrund dieser Rechtsprechung ist auch zu verstehen, daß Personen, 
von denen bekannt ist, daß sie homosexuell sind oder die sich der einstellenden Behörde 
gegenüber als homosexuell ausgeben, nicht als Freiwillige (Zeit oder Beruf) in die Bun- 
deswehr aufgenommen werden“. Diese Fürsorgepflicht trifft Wehrpflichtige, wenn sie 
homosexuell sind; als Sexualunterdrückung, denn: „Die in 8 18 des Soldatengesetzes 
(SG) niedergelegte Verpflichtung zur gemeinsamen Wohnung der Soldaten stellt erhöhte 
Anforderungen an die in $ 12 SG normierte Kameradschaftspflicht. Das bedeutet für die 
Bundeswehr zufolge der ihr gegenüber den Soldaten obliegenden Fürsorgepflicht (88 1 
Abs. 1 Satz 2 und 31 SG), die soldatische Gemeinschaft vor Beeinträchtigungen oder 
Gefährdungen, die von homophil veranlagten Bewerbern ausgehen können, zu schützen“, 
Schreiben des Bundesministeriums für Verteidigung, FüSI3- Az 16-02-02 v. 2.12.73 
an die DAH Münster. Veröffentlicht in: rosa blätter, Bonn 1974 

130 vgl K. H. I. Kerscher, Unzucht mit Kindern. in: Sexualmedizin 3, 1974, S. 560 ff., dort 
weitere Literatur 
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verbreitende Möglichkeit individueller Selbsterfahrung und Anerkennung homo- 
sexueller Wünsche, die die Voraussetzung für die gesellschaftlich vermittelte Erkennt- 
nis: „schwul — dasbin ich“ (131), als auch das „‚coming-out“ von Publikationen und 
Publizisten mit ihrem Thema sind in einem Zeitpunkt zu beobachten, in welchem 

a) die in der Homosexuellenbewegung organisierten Individuen soweit in einem 
Selbsterfahrungsprozeß zu sich und anderen gekommen sind, daß sie nach außen 
treten können, während zugleich durch die gesamtgesellschaftlich zu beobachtende 
Zunahme konservativer Bewußtseinsstrukturen das gesellschaftliche Potential zur 
Unterstützung der Möglichkeit homosexueller Selbsterfahrung abnehmen könnte 
und den Erfahrungsprozeß auf die Enge des subkulturellen ‚„Freiraums“ zurückver- 
weist. 

b) die Anerkennung homosexueller Bedürfnisse, die praktische Theorie (Anschau- 
ung) des individuellen coming-out, in dem Maße nicht mehr auf die Interpretation 
homosexueller Verkehrsformen durch Homosexuelle (= Theorie homosexueller 
Emanzipation) angewiesen sein dürfte, in welchem die ‚Anerkennung‘ Homosexu- 
eller als sozial kontrollierbare ‚„‚Minorität‘ politisch und kulturell institutionalisiert 
ist/sein wird. 

Sollten die homosexuellen Aktionsgruppen von einer solchen Entwicklung in 
ihrer Praxis überrascht werden, dürfte dies auch etwas mit ihrer Theorie zu tun 
haben, und zwar dort, wo diese nicht durch Praxis vermittelt ist. Das ist in Bezug 
auf die Arbeiterbewegung der Fall, wenn man nicht die Bedeutung der Teilnahme 
an Mai-Demonstrationen überschätzt, durch welche das Dilemma ‚gelöst‘ wurde: 
Weil man nicht wußte, wie der Bezug zur Arbeiterbewegung hergestellt werden 
könnte, wurde mit dem Sprung in die Mai-Demonstrationen das Zittern vor dem 
„offenen Auftreten“ und damit die mit dieser Situation verbundene Angst um den 
Preis der Zerstörung eigener Sensibilität (in Bezug auf die Wirkung des „offenen 
Auftretens‘) übersprungen. Die Erfahrung der Hilflosigkeit konnte nicht produktiv 
gewendet werden. Die Homosexuellenbewegung ist ferner dort nicht in ihrer Theo- 
rie mit Praxis vermittelt, wo es einen großen Teil der jetzigen homosexuellen Stu- 
denten zuerst erwischen könnte: im Erziehungssektor. 

Auf die Frage, wie die.Borniertheit des Bewußtseins Homosexueller praktisch 
aufgehoben werden könnte, wissen Graf/Steglitz die Antwort: Die Einsicht in die 
Unterdrückung und Ausbeutung der Homosexuellen als Lohnarbeiter und „die Ein- 
sicht, daß die Aufhebung der Homosexuellenunterdrückung kein Ersatz ist für die 
soziale Emanzipation der Arbeiterklasse‘, daß also, wie man schon vorher wissen 
könnte, „die Befreiung der Homosexuellen wie der Heterosexuellen nur im Sozialis- 
mus verwirklicht werden kann“ (132). Das wollen wir hoffen. Die von Graf/Steglitz 
vorgeschlagene Problemlösung legt allerdings eine andere Frage näher: Was dürfen 
wir hoffen? Wenn die Befreiung der Homosexuellen wie der Heterosexuellen auf 
der Einsicht beruht, daß die Aufhebung der Homosexuellenunterdrückung kein 


131 H. Ahrens u. a., a.2.0,, S. 86 
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Ersatz ist für die Emanzipation der Arbeiterklasse, was ist diese Einsicht dann? 
Doch wohl Einsicht in die Notwendigkeit: der Emanzipation der Arbeiterklasse. 
Gut; wir fügen Notwendigkeit hier ein. Aber der Einsicht in die Unterdrückung und 
Ausbeutung der Homosexuellen als Lohnarbeiter werden wir nicht vorab Notwen- 
digkeit bescheinigen. Graf/Steglitz tun es aber und bedienen sich dazu folgenden 
Verfahrens: Ausgehend von der Darstellung des Problems der Homosexuellenunter- 
drückung und des Verhaltens der Arbeiterbewegung zu diesem Problem, ferner 
ausgehend von der Darstellung der Homosexuellenunterdrückung unter den Bedin- 
gungen bürgerlicher Gesellschaft — die aber auf der Basis kapitalistischer Produktion 
längst nicht mehr unter den Formen des rechtlichen und kulturellen Überbaus der 
Gesellschaft erscheint, die sich ‚erst mit der Bourgeoisie“ (133) entwickelt haben — 
drehen Graf/Steglitz reflexiv die Geschichte in ihrem realen Verlauf um. Ihr Blick 
schweift aus den Großstädten kapitalistischer Länder zurück zu E. Röhm, S. George 
und in die KZ’s der Faschisten. Dann kommt ein Exkurs zur Vereinzelung, zur 
Kleinfamilie und Homosexualität, woraufhin die Frage nach der Möglichkeit der 
„Integration der Homosexualität“ gestellt wird, weil Graf/Steglitz — nachdem sie 
schnell noch einmal einen Blick auf das Christentum als der „entsprechendsten 
Religionsform“ für die bürgerliche Gesellschaft geworfen haben — unbedingt nach- 
weisen müssen, daß die Tendenz zur Homosexuellenintegration einer Tendenz der 
Lögik des Kapitals entspricht, die aber als Logik der Gleichsetzung aller objektiv 
dazu dient, „alle Unterschiede‘ auf den einen zu reduzieren: „den Gegensatz zwi- 
schen Arbeiter- und Kapitalistenklasse“ (134). Die Einsicht in die Notwendigkeit 
dieses objektiven Prozesses ist jedoch, wenn er statt hat, nicht schon das gesell- 
schaftliche Verhältnis der freien Assoziation der Individuen, sondern erst die Be- 
dingung, daß sie produziert werden kann. Das Projekt der freien Assoziation der 
Individuen kann aber nur gelingen, wenn die Konzeptualisierung des Projekts, die 
Form des Gebrauchs erklärender Theoreme im Zusammenhang ihrer Aneignung 
unter den spezifischen Interessen homosexueller Sozialwissenschaftler reflektiert 
werden. Wenn schon die Selbstreflexion des individuellen coming-out eine theoreti- 
sche Leistung ist, dann ist esum so mehr die Bildung der richtigen Allgemeinbegrif- 
fe zur Reflexion der Verkehrsformen Homosexueller und zur gesellschaftswissen- 
schaftlichen Analyse. Aber schon die Richtung der Bildung der Allgemeinbegriffe, 
von der Gegenwart ein Blick zurück auf die Geschichte und dann voraus auf die 
gelesene Theorie, verkehrt die Problemperzeption, weil diese Theorie allenfalls hi- 
storisch, nicht aber aktuell die Theorie der Arbeiterbewegung ist; es erst werden soll 
und möglicherweise wird. Unter welchen Voraussetzungen also, so ist zu fragen, ist 
entstanden (bzw. entsteht) die soziale Identität derjenigen, die sich selbst als homo- 
sexuell und als Sozialisten begreifen lernen? 

Hierauf kann die Antwort mit diesem Artikel nicht mehr geliefert werden. 
Aber die Analyse dieses Problems hätte außer den genannten Bedingungen der 
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Sozialisation von Schwulen, wie sie auf der Basis des wirklichen Produktionsprozesses 
des gesellschaftlichen Lebens gesetzt sind, genau zu bestimmen, unter welchen Be- 
dingungen gesellschaftliche Situationen entstehen, in denen Schwule zu Linken 
werden und Linke sich als Schwule anerkennen oder verdrängen. Zu diesen Be- 
dingungen gehören u. a. die Formen der Ablösung von der Herkunftsfamilie, der 
Einfluß der Ausbildungsinstitutionen auf die Veränderung sozialer Identitätsmuster 
und die Praxis der Herstellung kollektiver Verkehrsformen. Nicht zuletzt gehören 
dazu die Bedingungen, unter denen die linken Schwulen in der Homosexuellenbe- 
wegung und den politischen Organisationen (der Arbeiterklasse) politisch arbeiten 
(lernen). Insbesondere die Analyse dieses Bedingungszusammenhanges müßte zei- 
gen, daß der Terminus „homosexueller Sozialist“ Identität fingiert, wo sie nicht ist. 
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Der Einfluß der jacobinistischen und sozialdemokratischen Tradition 
auf das leninistische Organisationskonzept 


Bernd Rabehl, Willfried Spohn, Ulf Wolter 


Die politische Motivation einer Kritik am „Marxismus-Leninismus“ 


Unsere Untersuchung verfolgt das Ziel, den wissenschaftlich materialistischen Be- 
weis anzutreten, daß im Leninschen Denken die Radition des Jacobinismus der 
russischen Intelligentsija und der sozialdemokratischen Ideologie der II. Internatio- 
nale nachgewiesen werden kann. Diese Behauptung wurde von bürgerlicher und 
sozialdemokratischer Seite schon oft aufgeworfen und sie verschwieg dabei die 
ideologischen Absichten nicht, nachzuweisen, daß der „Leninismus“ auf die westeu- 
ropäische Arbeiterbewegung „aufgepfropft‘‘ sei und daß die liberale oder sozialde- 
mokratische ‚Weltanschauung‘ als adäquater Ausdruck westeuropäischer Verhält- 
nisse anzusehen ist. Trotzdem kann diese Problemstellung nicht ignoriert werden. 
Nach den ersten Anstrengungen der Organisierung und dem Erstellen von 
politischen Leitsätzen, die die verschiedenen Fraktionen der „linken“ Intellektuel- 
lenopposition in Westdeutschland bzw. Westberlin aufsichnahmen, erfolgt nun nicht 
zufällig die kritische Reaktion. Die Zersetzung dieser Opposition erschien in vielfäl- 
tiger Gestalt. Die Einen wurden von den traditionellen Reformparteien aufgesogen 
und in die aktuelle Realpolitik integriert. Unter dem Vorzeichen der Konjunktur 
schienen die Weichen auf Reformen gestellt, die die Ziele dieser außerparlamentari- 
schen Opposition erfüllen Konnten. Die Anderen verschrieben sich einem überbrach- 
ten „Marxismus-Leninismus‘“, der die Rolle und Funktion einer revolutionären In- 
telligenz zu formulieren schien, sich über eine Partei von Berufsrevolutionären mit 
der Arbeiterbewegung zu verschmelzen, Die Resonanz, die die radikaldemokrati- 
schen Forderungen der Intellektuellenopposition 1967/68 bei Teilen des Mittelstan- 
des, der Kleinbürger, aber auch bei den Arbeitern gefunden hatte, sowie die Akt- 
ionsformen des Protestes gegen die alte Ordinarienuniversität, gegen die Verab- 
schiedung der Notstandsgesetze oder gegen den amerikanischen Krieg in Vietnam, 
ließ bei den Vertretern und Akteuren dieser Opposition die Illusion aufkommen, 
daß sie durch die Ereignisse aufgerufen seien, den politischen und organisatorischen 
Anfang für eine neue Politik zu setzen, der man freimütig das Prädikat „revolutio- 
när“ verlieh. Die bestehenden Reformparteien, die SPD, bereits voll in das kapitali- 
stische System integriert und mit Regierungsverantwortung versehen sowie die 
DKP, staatspolitisch verkleinert und selbst isoliert zu einer winzigen Minorität, die 
durch die Reproduktion alter sozialdemokratischer Phrasen sich vormachte, eine 
linke Arbeiterpartei zu werden, wurden zum ‚alten Eisen‘ geworfen und als Be- 
standteile der bürgerlichen Ordnung diskreditiert. Statt nun die reale Situation des 
politischen Kampfes in Deutschland und dessen Verbindung zu den westeuropä- 
ischen Klassenkämpfen zu bedenken, um die Maßstäbe für die Politik und für Orga- 
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nisationsformen zu finden, die Mittel der Massenmobilisierung im Bereich des Über- 
baus und in Zukunft im Bereich der Produktion werden konnten, wurde umgekehrt 
mit Hilfe des „Marxismus-Leninismus‘“ eine Flucht vor der Realität angetreten. Die 
politische Isolierung einer politisierten Intelligenz von der Klassenkampfbewegung 
der Arbeiter, die über Jahre hinweg diese Opposition geprägt, ja sogar erst ermög- 
licht hatte, wurde kurzerhand ignoriert, dafür aber die Existenzprobleme dieser 
Intelligenz in den Vordergrund gerückt. Die Dequalifizierung, Proletarisierung, der 
Leistungsdruck, die drohende Arbeitslosigkeit für Akademiker, die Fehlplanungen 
in der Bildungspolitik usw. usf., Tatsachen für die Hochschulsituation, die primär 
diese Opposition produziert hatten, wurden zur revolutionären Bereitschaft, zum 
berufsrevolutionären Existenzialismus verabsolutiert. Diese Trennung von der Ar- 
beiterbewegung, selbst noch Ausdruck der Arbeitsteilung im kapitalistischen 
System, wurde durch die Optik des „Marxismus-Leninismus“ verfremdet und durch 
den Parteiaufbau vollkommen verdrängt. Durch banale Analogien zur russischen, 
chinesischen Revolution oder zur KPD-Politik der zwanziger Jahre wurde diese 
Selbsttäuschung vollführt. Da psychologische Erwartungshaltungen im Vordergrund 
standen, konnte dieses gruppendynamische Experiment gelingen, das durch keiner- 
lei geistige Reflektionen aufgehalten werden konnte. 

Der Formierung der reaktionären Kräfte in Justiz, Polizei, im Militär, in den 
Kultusbürokratien, im Wirtschaftsapparat des Staates, sowie bei Parteien und Ver- 
bänden, vor allem beim Bund deutscher Industrieller und bei der CDU/CSU, steht 
in der Gegenwart eine hoffnungslos zersplitterte Linke und eine demoralisierte 
Arbeiterklasse gegenüber. Der Anfang einer „neuen“ Politik, der 1968/69 von ver- 
schiedener Seite postuliert wurde, stellt sich nun erst einmal als ein Ende „neuer“ 
Ansätze der Politikformen heraus. 

Während in Italien und Frankreich, aber auch in England, Spanien, Portugal 
und Griechenland die legalen und illegalen Parteien und Organisationen der Arbei- 
terklasse immer bestimmter die vorherrschende Politik der Monopolbourgeoisie und 
ihrer Parteien unter Druck setzen und sich unter den Bedingungen einer sich ver- 
schärfenden Krise, die in wachsender Schnelligkeit die reaktionären Kräfte und ihre 
Zwischenhändler verbraucht, sich vorbereiten, mit den linksbürgerlichen Parteien zu 
einem Bündnis zu kommen, um in die Regierung im Interesse der Arbeiter, Bauern 
und Kleinbürger einzusteigen, während gleichzeitig einzelne Aktionsformen der Ar- 
beiter über eine derartige Politik hinausgehen und Keime setzen für eine revolutio- 
näre Umwälzung der Gesellschaft, scheinen im westlichen Deutschland unter den 
Drohungen der Massenarbeitslosigkeit die ökonomischen Kämpfe der Arbeiter abzu- 
flauen und politische Zielsetzungen sich erst gar nicht durchzusetzen. Die Klassen- 
kampfbewegung der Arbeiter ist seit 1968 über kümmerliche Ansätze nicht hinaus- 
gekommen. Die sozialdemokratischen Illusionen konnten in der Hochkonjunktur 
nicht zerstört werden und so ist es bei den Anzeichen der Krise nicht verwunder- 
lich, daß auch in dieser Klasse eine Rechtsorientierung einsetzt, die bei den besit- 
zenden Klassen in einer Angstreaktion sofort aufkam und die jetzt die Sozialdemo- 
kratie zum Bestandteil der Ordnungspartei werden läßt. 

Verflogen sind alle Träume der Reform. Es ist für die nächsten Jahre nicht zu 
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erwarten, daß in dieser Situation eine Wende eintritt. Der westdeutsche Kapitalis- 
mus kann sich innerhalb der EWG und der NATO als die entscheidende ökonomi- 
sche und politische Macht anbieten, den kapitalistischen Klassen jegliche Hilfe zu- 
kommen zu lassen. Eine soziale Revolution in irgendeiner west- oder südeuropäi- 
schen Gesellschaft, ohne daß sie in den anderen Ländern Unterstützung findet und 
ohne den westdeutschen Kapitalismus und die USA zu neutralisieren, wäre ein 
Sturm im Wasserglas. 

In diesem politischen Kontext gewinnt die Kritik am „Marxismus-Leninis- 
mus‘ die Funktion, eine politische Kritik einzuleiten, um überhaupt wieder zu einer 
illusionslosen Politik vorzustoßen, oder um zumindest eine sozialistische Position 
für Deutschland zu formulieren. Der erste Schritt war der, nachzuweisen, daß die 
Lenin‘sche Marxrezeption selbst Produkt bestimmter politischer Verhältnisse war, 
weshalb bestimmte Fehler und unrichtige Verallgemeinerungen in sein Denken ein- 
gingen, umgekehrt aber konnte auch durch den Druck der Verhältnisse an richtige 
Fragestellungen der Marx’schen Emanzipationstheorie angeschlossen werden. Im 
zweiten Schritt, der in diesem Aufsatz gemacht wird, soll eingegangen werden auf 
das Lenin’sche Politik- und Organisationsverständnis. Hier soll hervorgehoben wer- 
den, daß diese Konzeption konkret die russische Situation widerspiegelte, die in 
keiner Weise auf Westeuropa übertragen werden konnte. Eine derartige Analogie 
oder Projektion muß zu Fehlschlüssen und Niederlagen führen. 

Die Lenin’sche Vorstellung über politische Taktik und Organisation der Arbei- 
terbewegung in Rußland variierte die Konzeption der Intelligentsija mit sozialdemo- 
kratischen Bestimmungen von Wissenschaft, Politik und Partei. In dieser Hinsicht 
blieb das Lenin’sche Denken vorrevolutionär, in dem vor allem die Reflektion so- 
zialemanzipatorischer Aktionsformen der Arbeiter im Rahmen einer politischen 
Revolution, die die Bourgeoisie, die Großgrundbesitzer und das ausländische Kapi- 
tal in Rußland von der Macht verdrängte, vermißt werden muß. In der realpoliti- 
schen Verflachung der Resultate des Lenin’schen Denkens, wie sie der in den zwan- 
ziger Jahren entstehende „Marxismus-Leninismus‘‘ vornahm, wurde zweierlei gelei- 
stet. Es entstand eine Legitimationsideologie, die die jeweiligen Maßnahmen in der 
Sowjetunion rechtfertigte und als ‚sozialistische‘ apostrophierte. Für Westeuropa 
entstand mit der Sowjetunion ein abstrakt antikapitalistischer Bezug, der für die 
Kommunistische Arbeiterbewegung in Vergangenheit und Gegenwart realpolitisch 
bedeutete, daß die unmittelbaren Interessen der Arbeiter gegen die bürgerlichen und 
sozialdemokratischen Ordnungsvorstellungen organisiert werden können. Diese 
Realpolitik bleibt trotz aller antikapitalistischer Beteuerungen auf Kriterien bürger- 
liche Politik beschränkt. Sie definiert Klasseninteresse als ein Interesse, das mit 
Mitteln von Aktionsformen und Organisationen erreicht werden soll, die selbst 
Produkte der bürgerlichen Demokratie sind und das sich Sozialismus ausmalt als 
mehr soziale Gerechtigkeit, die erreicht werden soll durch die Allmacht des Staates, 
der langsam das Privateigentum zurückdrängt und alle gesellschaftlichen Prozesse 
unter seine Domäne stellt. Die scheinbar existierende Allgewalt des kapitalistischen 
Staates wird verzaubert zu den Potenzen des Sozialismus, ohne daß für die Initiative 
der Arbeiter Platz bleibt, staatliche Funktionen in die eigenen Kontrollorgane zu- 
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rückzunehmen, Die bestehende Gesellschaft feiert ihre utopische Auferstehung als 
sozialistische Idylle. So entlarvt sich der heutige „Marxismus-Leninismus“, reicht er 
zum Selbstverständnis kommunistischer Arbeiterparteien, als Variante des sozialde- 
mokratischen Utopismus eines Lassalle, Kautsky oder Hilferding. Über eine Abso- 
lutsetzung spätkapitalistischer oder staatskapitalistischer Produktionsformen 
kommt er nicht hinaus und ist somit gegen alle sozialemanzipatorischen Aktionsfor- 
men der Arbeiter bei Streiks, Betriebsbesetzungen oder Demonstrationen einge- 
stellt. Politik, die nicht verwaltet werden kann und die nicht den Führungsprinzi- 
pien der Partei genügt, ist anrüchig. 

Für unsere Fragestellung, die wir in diesem Aufsatz untersuchen wollen, in- 
dem wir auf die Traditionen des Lenin’schen Taktik- und Organisationsverständnis 
eingehen, tauchen zwei Probleme auf. Warum konnte diese Ideologie die einzige 
Alternative für die russische Revolution formulieren und warum konnte sie sowohl 


in der westeuropäischen Arbeiter- und Intellektuellenbewegung Fuß fassen? 
Für die aktuelle Problemstellung, die unsere Untersuchung politisch motiviert 


hat, sollen nur kurze Anmerkungen aufgeführt werden. Die Erfahrungen in Italien, 
Spanien, Portugal aber auch für Frankreich zeigen, daß der „Marxismus-Leninis- 
mus“ von Parteien, in denen eine relativ starke Arbeitermitgliedschaft vorhanden 
ist, in dem Maße Veränderungen unterworfen ist, wie die Arbeiterklasse durch die 
ökonomischen und politischen Bedingungen zu spontanen Widerstandsaktionen ge- 
zwungen wird. Der realpolitisch gesetzte Gegensatz zur Monopolbourgoisie und 
ihres Staates entspricht den Erfahrungen und Absichten der Arbeiter, sich Lohnsen- 
kungen nicht bieten zu lassen und eine Entdemokratisierung der Gesellschaft zu 
verhindern. In dieser Hinsicht ist diese Ideologie progressiv und an neue Klassen- 
kampfsituationen anpassungsfähig. Das vorgestellte Primat der Politik dieser kom- 
munistischen Parteien, Avantgarde oder bedeutender Bestandteil der Arbeiterbe- 
wegung zu werden bzw. zu bleiben, veranlaßt sie zu Modifikationen in Theorie und 
Taktik. Die Leitsätze des „Marxismus-Leninismus‘‘ werden dabei jedoch nicht be- 
einträchtigt. 

Während überall in Westeuropa die Sozialdemokratie weitgehend ihre ideolo- 
gische und taktische Integration ins bürgerliche Herrschaftssystem vollzogen hat, 
zwar durch die Sozialpolitik in der Hochkonjunktur Teile der Arbeiterklasse an sich 
binden konnten, programmatisch aber auf die Stabilisierung kapitalistischer Ver- 
hältnisse festgelegt ist, geben die kommunistischen Parteien, da sie von den bürgerli- 
chen und sozialdemokratischen Parteien außerhalb der direkten Regierungsverant- 
wortung gestellt werden, den Anschein als stehen sie praktisch politisch außerhalb 
dieser Ordnung, Sie bieten sich dadurch an, zum Sammelbecken für proletarische, 
kleinbürgerliche, bäuerliche und mittelständische Interessen zu werden. Ideologie, 
zentralistische Partei, Bürokratie und das System der Zwischen- und Nebenorganisa- 
tionen hält diese Interessen solange zusammen, bis diese Partei praktisch beweisen 
muß, ob sie innerhalb oder außerhalb bürgerlicher Poüitik steht. 

In Italien, Frankreich und Portugal ist die Wende gekommen und hier wird 
sich zeigen, ob diese Parteien eine sozialistische Umwälzung einleiten können oder 
sich gegen die soziale Befreiung der Arbeiter stemmen. 


102 


In den „marxistisch-leninistischen“ Gruppen wie etwa in Westdeutschland, in 
denen die Intelligenz eindeutig dominiert, verliert der Führungsanspruch der Partei 
gegenüber den Ärbeiterinteressen sich in die Elitevorstellungen der Intelligenz. Das 
Volk oder entsprechend das abstrakte Proletariat wird Objekt von Projektionen, die 
nichts anderes darstellen als die vergrößerten Bedürfnisse dieser Intellektuellen. Ge- 
gen die Dequalifizierung, Arbeitslosigkeit, Angst werden die bedeutende, politische 
Rolle, politische Tatkraft und sozialer Mut und Haß gestellt. Im Namen des Volkes 
oder des Proletariats soll die Welt verändert, d. h. die alte gesellschaftliche Stellung 
der Intelligenz soll konserviert werden. Sie schanzt sich mit Hilfe dieser Ideologie 
eine historische Mission zu, Erneurer und Rlite der Nation zu sein, die alles zum 
Besten kehren wird. Diese „Zwischensekten‘“ zwischen Bourgeoisie und Arbeiter- 
klasse immunisieren sich und ihre Parteigänger vom proletarischen Sozialismus und 
behindern dadurch die sozialistische Parteilichkeit der Intelligenz allgemein. In ih- 
rem Denken sind sie reaktionär und ihre Organisationen sind deshalb nicht Mittel 
für eine kontinuierliche Politik und Aufklärung, sondern Abklatsch des bürgerlichen 
Zentralismus und der Gehorsamspflicht in bürgerlichen Parteien. Ihre Zukunftsvor- 
stellungen sind zu einem „Kasernenhauskommunismus“ verkommen, in dem ein 
despotischer Staat, als Diktatur des Proletariats gefeiert, die Gesellschaft bestimmen 
soll und in dem sie nichts weiteres sein wollen als die „neuen“ Herren. So reprodu- 
ziert sich in ihrem Kampf gegen das Bestehende das Alte, die bestehende Gesell- 
schaft. 

Diese ideologische Instrumentalisierung des „Marxismus-Leninismus“, der ein- 
mal als die Rechtfertigung der staatlichen Politik der Übergangsgesellschaft genutzt 
wird, das andere Mal als Variante sozialdemokratischer Taktik der westlich kom- 
munistischen Parteien oder als Spielart des bürgerlichen Rlitedenkens herhalten 
muß, deckt die sozialen und historischen Ursprünge dieser Ideologie auf. Das ist die 
Grundthese unserer Untersuchung, die wir in den folgenden Seiten beweisen wollen. 
Die Konfrontation der Lenin‘schen Politik- und Parteiauffassung mit dem Marx’ 
schen Theorie-Taktik- und Organisationsverständnis würde an dieser Stelle den Auf- 
satz sprengen. Er ist in einem anderen Zusammenhang von linker Seite ausführlich 
analysiert worden (1). 

Noch eine Anmerkung ist zu machen. Diese Analyse hat die Untersuchung der 
ökonomischen und politischen Verhältnisse Rußlands zwischen 1861 und 1918, die 
in dieser Zeitschrift in der Nr. 11/12 unter dem Titel „Halbheiten in der Überwin- 
dung des Leninismus“ vorgestellt wurde, zur Voraussetzung. Nur in diesem Zusam- 
menhang sind die folgenden Ausführungen zu verstehen. Eine systematische Kritik 
der Ideologie der deutschen Sozialdemokratie fehlt an dieser Stelle. Auf diese Ideo- 
logie wird im Rahmen der Darstellung der russischen Sozialdemokratie in dem Maße 
eingegangen, wie sie das Denken Plechanovs und Lenins beeinflußte. Zum Schluß 


1 D. B. Rjasanow, Marx und Lenin nicht nur für Anfänger, Berlin 1973, S.52ff und 
S. 124 ff; ders., Zur Geschichte der I. Internationale, in: Archiv des Marx-Engels-Insti- 
tuts, Moskau 1924; B. Rabehl, Geschichte und Klassenkampf, Berlin 1973, 5. 69 und 
S. 88; U, Wolter, Grundlagen des Stalinismus, Berlin 1975 
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dieses Aufsatzes soll die Aufzeichnung der Leninkritik des „jungen“ Trotzki auf die 
andere Fraktion der revolutionär marxistischen Theoretiker verweisen, deren Marx- 
rezeption und Auffassung der Klassenkampfbewegung der Arbeiter sich deutlich 
von der Ideologie der II. Internationale Unterschied. Zu dieser theoretischen Frak- 
tion gehörten neben R. Luxemburg die westeuropäischen und russischen Linkskom- 
munisten der zwanziger Jahre. Die Darstellung und Untersuchung dieser Theorie 
muß ein anderes Mal erfolgen. Hervorzuheben ist noch, daß unsere Untersuchung 
kein anderes Modell von Politik abgeben soll. Sie führt also kein „Gegenmodell“ 
zum Leninismus vor und ist deshalb unmittelbar politisch nicht verwertbar. Aller- 
dings hoffen wir, ein Marxverständnis und &ine Methode der konkreten Anwendung 
dieser Theorie in der konkreten Analyse darzulegen, die politisch fruchtbar werden 
können. 


1. Die Entstehung der russischen Sozialdemokratie 


Bei der Interpretation des Entwicklungsprozesses der verschiedenen Fraktionen der 
russischen revolutionären Bewegung, in unserem Zusammenhang namentlich die der 
Bolschewiki, kommt der Analyse ihrer Entstehung große Bedeutung zu. Denn die 
Besonderheiten der russischen Gesellschaftsformation wurden in diesem Prozeß ide- 
ell reflektiert und führten zur Verankerung bestimmter Theorie- und Taktikvorstel- 
lungen in dieser Bewegung. Es ist im Verlauf der Einschätzung der Fortentwicklung 
der russischen Sozialdemokratie und des russischen Marxismus zu untersuchen, in- 
wiefern bestimmte Traditionen der revolutionären Intelligenz als konstitutives 
Merkmal beibehalten oder unter dem Druck der gesellschaftlichen Entwicklung und 
der Radikalisierung der Klassenkämpfe überwunden werden können, oder ob umge- 
kehrt, in spezifischen gesellschaftlichen Situationen der Veränderung des Kräftever- 
hältnisses zwischen den Klassen gerade wieder bestimmte, teilweise sogar bereits 
zurückgenommene frühere Theorie- und Taktikvorstellungen reaktualisiert werden, 
aber im Kontext der veränderten gesellschaftlichen Beziehungen neue Qualität er- 
langen. 

Die relative ökonomische und soziale Rückständigkeit Rußlands bei gleichzei- 
tiger Einbeziehung in den kapitalistischen Weltmarkt und das daraus resultierende 
bunte Nebeneinander der verschiedensten Stufen der Zivilisation und die durch die 
despotische Autokratie erwirkte geistige Isolation und Stagnation mußte zu einem 
eben solchen Nebeneinander der „seltsamsten und unmöglichsten Ideenkombinatio- 
nen“ (1a) führen. Der ungleiche und kombinierte Charakter der gesellschaftlichen 
Entwicklung schlägt sich auch in der Artikulation der revolutionären Programme 
der fortschrittlichen Intelligenz nieder und schreibt der russischen revolutionären 
Bewegung einen anderen, weniger organischen Entwicklungsgang als in den ent- 
wickelten Industrienationen vor, indem sich in eigentümlicher Weise die Traditionen 
der russischen Intelligenz mit der Übernahme ‚‚westlicher‘‘ Theorien paaren, ob- 


1b Brief von Engels an Plechanow vom 26.2.1895 in: MEW 39, S. 417 
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wohl zwischen diesen Polen teilweise heftige Auseinandersetzungen geführt werden. 

Die Intelligentsia in Rußland, in dem sich seit der Bauernreform 1861 der 
Feudalismus schneller zersetzte, als sich die bürgerliche Gesellschaft herausbildete, 
war sowohl Produkt der Auflösung der alten Stände, wie der Erfordernisse neuer 
militärischer und industrieller Errungenschaften. War sie zum einen für Staat und 
Industrie notwendig, so fand sie andererseits vielfach kein angemessenes Arbeits- 
feld. Ihre schlechten Ausbildungs-, Arbeits- und Lebensbedingungen und die ideolo- 
gische Willkür und Borniertheit der zaristischen Despotie, machten diese Schicht als 
fast einzige für revolutionäre Ideen anfällig (2). Die Intelligenz wurde so zum Vor- 
boten großer gesellschaftlicher Erschütterungen, aber sie war von der Masse der 
Bevölkerung isoliert und begann bald anstelle dieser Massen zu handeln. 

Bereits 1825 versuchten die Dekabristen, junge Adlige und Offizierssöhne, in 
einem vergeblichen Aufstand eine Liberalisierung der Gesellschaft zu erzwingen. Die 
europäischen Revolutionen von 1848 und die Rolle, die sowohl der Zarismus, als 
aber auch die Bourgeoisie der einzelnen Länder in ihr spielten, sowie die Krise der 
russischen Gesellschaft und die „Entdeckung“ der Obscina für die Wissenschaft 
1847 durch den westfälischen Baron von Haxthausen (3) gaben der Intelligentsia 
neue Impulse. Die wesentliche Frage, an der sie sich auch spaltete, war die, ob 
Rußland des westeuropäischen Weg nachvollziehen müsse, oder ob es eine eigene 
historische Chance besitze, zu einer höheren kulturellen und sittlichen Gesell- 
schaftsordnung zu kommen, wie es die „Slowophilen‘ behaupteten. In Anknüpfung 
an die panslawistischen Traditionen eines großrussischen Reiches, wurde der durch 
die Obscina jetzt erwiesene Kollektivgeist der Russen der Verrohung Westeuropas 
gegenüber gestellt. A. S. Chomjakow, die Brüder Konstantin und Iwan Aksakow 
und J. F. Samarin waren die wesentlichen Vertreter dieses Messianismus der 
Rückständigkeit (4). Waren die klassischen Slawophilen eine relativ homogene 
Gruppe, die dem offiziellen zaristischen Volkstümlertum (S. S. Uwarow), oder dem, 
wie es auch genannt wurde, offiziellen Nationalismus und den „Westlern‘“ gegen- 
überstanden, so kann dies von den letzteren nicht behauptet werden, sie fraktionier- 
ten sich in mehrere Richtungen, die ungefähr denen Westeuropas entsprachen. Kon- 
servative, Liberale, Radikale und Sozialisten fanden sich in ihren Reihen. Während 
einige Fraktionen die politischen und ökonomischen Interessen der verschiedenen 


2 Vgl. dazu Leonhard Schapiro, Die vorrevolutionäre Intelligentsia und die gesetzliche 
Ordnung, und Boris Elken, Die russische Intelligentsia am Vorabend der Revolution, in: 
Richard Pipes (Hrsg.), Die russische Intelligentsia, Stuttgart 1962, S. 33-64 


3 Die Veröffentlichung erschienen von 1847 bis 1852 unter dem Titel: Studien über die 
inneren Zustände, das Volksleben und insbesondere die ländlichen Einrichtungen Ruß- 
lands 

4 Vgl dazu S$. V. Utechin, Geschichte der politischen Ideen in Rußland, Stuttgart 1966, 
S. 78-89 
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Schichten der Bourgeoisie ausdrückten, bekannten sich die anderen mehr zur Sache 
des Volkes und forderten dessen Befreiung. W.G. Belinskij und vor allem Alexan- 
der I. Herzen waren aber bereits die Vorläufer des Populismus und Schöpfer eines 
russischen Sozialismus, der den westlichen Gedanken des Sozialismus mit der slawo- 
philen Bewunderung für die russischen Bauern und deren Obscina verschmolz und 
damit die ideologische Grundlage für die Narodniki abgab. N. G. Tschernyschewskij, 
P. N. Tkatschow, N. P, Ogarjow (5) waren die wesentlichen Vertreter dieser frühen 
Sozialisten, die die unmittelbaren Vorläufer der Narodniki, deren geistige Väter vor 
allem P. L. Lawrow und auch M. Bakunin waren (6). Sie entwickelten mit unter- 
schiedlichen Modifikationen ähnliche Systeme eines abstrakten Sozialismus, Anar- 
chismus oder Nihilismus, die letztlich in einen Mythos des Volkes ausarteten und 
somit philosophisch teilweise an die offizielle zaristische Tradition anknüpfte und 
auch Elemente der klassischen konservativen Slowophilen in sich aufnahm, die dem 
russischen Volk besondere Qualitäten und deswegen eine historische Mission zu- 
schreiben wollten. 

Zunächst waren es seit den 60er Jahren die aufklärerischen Ideen der Westler, 
als Gegenfraktion zu den Slawophilen, mit denen die Intelligenz die Masse befruch- 
ten und die Gesellschaft liberalisieren wollte. Im Namen des Volkes sprechend 
idealisierte diese Intelligenz die Mehrheit des Volkes, die Bauern und die Obscina 
mit dem Mythos eines agrarischen Volkssozialismus, wobei ihr in ihrem Selbstver- 
ständnis gleichzeitig die entscheidende gesellschaftliche Funktion als subjektiven 
Träger des Fortschritts zufiel. Trotzki charakterisiert dieses Spezifikum einer re- 
volutionären aber isolierten Intelligenz folgendermaßen: „Die Geschichte der russi- 
schen Intelligenz spielt sich zwischen diesen beiden Polen ab: Der Selbsterniedri- 
gung und dem Hochmut, als dem kurzen und dem langen Schatten ihrer sozialen 
Schwäche“ (7). Den notwendig scheiternden Versuchen einer derartigen Volksauf- 
klärung und des anschließenden „Ins-Volk-Gehen“ (8), folgte konsequent bald da- 
rauf in den 70er Jahren eine Phase des individuellen Terrors, in der mit neuen 
Mitteln die alten Ziele erreicht werden sollten. Die Intelligentsia sprach jetzt nicht 
mehr nur für das Volk, sie handelte auch an dessen Stelle. Ihr heroischer Kampf mit 
der Ochrana, der allmächtigen zaristischen Geheimpolizei, sollte das Fanal für den 
Volksaufstand werden. Die 1862 erfolgte Gründung der Organisation „Semlja i 
Wolja“ (Land und Freiheit) war der erste Ausdruck dieser revolutionären Strömung 
des Volkstümlertums. Der die Wirtschaft weiter zerrüttende Krieg mit der Türkei 
und die diplomatische Kapitulation des Zarismus auf dem Berliner Kongreß 1879 
und die wieder zunehmende Verschärfung der despotischen Maßnahmen und die 


5 Zur Stellung von Marx und Engels zur revolutionären Bewegung in Rußland vgl. Kurt 
Mandelbaum, Marx, Engels, Lenin, Zur Vorgeschichte der russischen Revolution, in: 
ders., Sozialdemokratie und Leninismus, Berlin 1974, S. 48-78 

6 Zur Darstellung der revolutionären Traditionen der Vorläufer der Sozialdemokratie vgl. 
Adam B. Ulam, Lenin and the Bolshewiks, London/Glasgow 1965, Kapitel 2, S. 27-124 

7 Leo Trotzki, Der junge Lenin, Frankfurt 1971,8S. 31 

8 Diese Parole wurde von dem Anarchisten Bakunin geprägt 
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Massenprozesse 1874 gaben erneut Anlaß zu einer Diskussion über die einzuschla- 
gende Taktik in den Reihen der Narodniki und führten schließlich am 15.8.1879 
zum Bruch und dem Entstehen zweier Fraktionen. Zum einen die der „Narodna 
Wolja“ (Volkswille oder Volksfreiheit) und zum anderen die der „Tschorny 
Peredjel‘‘ (Schwarze Umteilung), die die direkte Vorläuferorganisation der ersten 
russischen sozialdemokratischen Gruppierung war. Differenzen bestanden im 
wesentlichen in drei Fragen, obwohl festzuhalten ist, daß im Laufe der Entwicklung 
wieder eine Annäherung stattfand. 

Die erste Frage betraf das politische Ziel des Kampfes. Die Narodnowolzen 
erklärten als ihr offenes Ziel, die Erkämpfung politischer Freiheiten und die Er- 
richtung einer Konstituante als Ausdruck des Prinzips der Herrschaft des Volks- 
willens (9), während die Tschorniperedjelzy betonten, daß eine alleinige Er- 
kämpfung der politischen Freiheiten nicht genügen könne, um einen „idealen“ 
Staat aufzubauen, es komme vielmehr darauf an, das Volk durch die in der revolu- 
tionären Partei vertretene Intelligenz zu organisieren, da sich die offiziellen Staats- 
organe nicht zur Verkörperung des Volkswillen eignen, sondern vielmehr der Bour- 
geoisie das politische Terrain eröffnen würden. Dabei sollen nicht nur die Bauern, 
sondern auch die städtischen Arbeiter mit einbezogen werden. Ihre Parole lautete 
daher: „Bauer, nimm das Land; Arbeiter, die Fabrik“ (10). Es wurde das „Primat 
der Politik“ der Narodnowolzen abgelehnt und sich mehr auf die alten Traditionen 
der Volkstümler berufen. Den zweiten Diskussionspunkt markiert die Frage der 
Anwendung des Terrors. In beiden Fraktionen war unbestritten, daß er eine not- 
wendige Aktionsform gegen den Despotismus ist. Die Narodnawolja erklärte den 
Terror zur wichtigsten Kampfform. Als das Hauptangriffsziel wurde die Regierung 
und namentlich der Zar angegeben. Der Terrorismus sollte eine Verunsicherung der 
Herrschenden und die Bildung einer konstituierenden Versammlung bewirken. Bei 
der anderen Fraktion dagegen wurde versucht, den Terror in allgemeine propagan- 
distische Aktionen mit einzubeziehen, sollte durch den Terror der Glaube des Vol- 
kes an seine eigene Kraft gestärkt werden, wie es in der Nr. 4 ihrer Zeitung 
heißt (11). Aber da das Hauptziel dieser Organisation die Bildung einer Volks- 
kampfpartei war, dürfe sich der Kampf nicht allein gegen die Regierung kKonzentrie- 
ren, es wurde daher vor allem Wert auf systematischen agrarischen und Fabrikterror 
gelegt. 

Der dritte Streitpunkt betraf die Organisationsfrage. Die unterschiedlichen 
Schwerpunkte in der Tätigkeit der beiden Fraktionen mußten auch ihren Nieder- 
schlag in unterschiedlichen Organisationsformen finden. Der Kampf gegen den 
Zaren und seine Regierung erforderte von den Mitgliedern des „Volkswillens“ einen 
extrem hohen Grad an Konspiration, der nur durch die stärkste Zentralisierung 
gewährleistet werden konnte. Schon in der „Semlja i Wolja‘“, die eine Abkehr von 


9 Dazu Alphons Thun, Die Geschichte der revolutionären Bewegung in Rußland, Leip- 
zig 1883, S. 185 ff 

10 Ebd., S. 225 ff 

11 Ebd,, S. 232 
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den föderativen Prinzipien der vorangehenden Periode zugunsten der Straffung der 
Organisation bedeutete, wurden Vorschläge diskutiert, die eine Unterordnung der 
Ortsgruppen unter das Zentrum, der Minderheit unter die Mehrheit u. ä. zum Inhalt 
hatten (12). Dieses Prinzip wurde von den Narodnowolzen im Extrem verwirklicht. 
Sie bestanden im Grunde nur aus dem Exekutivkommitee, das die 28 Mitglieder der 
„ersten Stunde“ umfaßte, die praktisch unkontrollierbar waren. Ihm untergeordnet 
waren die Lokal und Spezialvereine, die nach drei Vertrauensgraden gestaffelt 
waren und je nach dem Grad zur Realisierung der Anweisungen des Kommitees 
arbeitsteilig und in festern Auftrag herangezogen werden konnten (13). Insgesamt 
hat die Mitgliederzahl aller Gruppen niemals mehr als 500 betragen, einige Tausend 
standen ihr wohlwollend gegenüber, ohne ihr beizutreten (14). Die Tschornypered- 
jelzy, deren Zeitung sich das „Organ der sozialistischen Föderalisten“ nannte, be- 
tonten dagegen zunächst eine lockerere Organisationsform, die ihrem spezifischen 
Vorhaben, der Organisation einer Volkskampfpartei auf dem Land und in der Stadt, 
mehr entgegenkam und lehnte strikte Zentralisierung und absolute Unterordnung 
als Jakobinertum ab, das die Apathie der Massen nur noch vertiefe, während es das 
Gegenteil zu erreichen gelte. Aber unter dem Druck der schärfer werdenden politi- 
schen Reaktion nähern sie sich in dieser Frage der ‚Narodna Wolja“ wieder an, die 
auch dieser Bewegung insgesamt ihren prägenden Ausdruck verleiht und ihren 
politischen Höhepunkt in der Ermordung Alexander II. am 1.3.1881 findet, wäh- 
rend die „Schwarze Umteilung“ weitgehend wirkungslos operiert. Sie erlangt Be- 
deutung als die direkte Vorläuferin der ersten russischen sozialdemokratischen Or- 
ganisation „Gruppe der Befreiung der Arbeit“, die 1883 im Schweizer Exil gegrün- 
det wurde. Deren Organisatoren Plechanow, Vera Sassulitsch, Axelrod, Deutsch, 
Stephanowitsch u. a. kamen sämtlichst aus dieser Gruppierung. 

Der Terrorismus, zunächst Abwehrform gegen den Zarismus und Racheakt für 
ermordete Genossen, verwandelte sich mit innerer Logik zum selbständigen System 
des politischen Kampfes, das im Gegensatz zu den Hoffnungen der Intelligenz, 
einen Massenkampf a priori ausschloß, da keine revolutionäre Situation in Rußland 
bestand. Die Kompensation der sozialen Schwäche der Intelligentsia konnte nur 
notdürftig mit Dynamit gelingen, der Verzicht auf den Massenkampf mußte die 
sozialistischen Ziele der Intelligentsia in subjektive Illusionen verwandeln (15), 
denen kein Korrektiv mehr gegenüberstand. Die Idealisierung des Volkes mußte in 
Pessimismus umschlagen, wenn sich erwies, daß das Volk nicht nach den Idealen der 
Intelligenz handelte und handeln konnte. So ist es auch nicht verwunderlich, daß 
das Scheitern des Terrorismus nach der Zerschlagung der „Narodna Wolja“ eine 
gegenläufige Bewegung auslöste, daß die ehemaligen Terroristen und Anarchisten 
objektiv zum Vorläufer des Liberalismus wurden und viele von ihnen selbst ihre 


12 Ebd., 8.166, vgl, auch Utechin, a.a.0., S. 116, der eine ausführliche Darstellung des 
Organisationskonzeptes der Semlja i Wolja gibt, den Ogarjow ausgearbeitet hatte. 

13 Ebd., S. 186, 203-06, 214-19 

14 Ebd., S. 219 

15 Trotzki, a.a.0., S. 44 f 


Illusionen auf einen Agrarsozialismus aufgaben und zu Parteigängern des Zarismus 
wurden (16), der als einzige gesellschaftliche Kraft erschien, die noch einen Fort- 
schritt ermöglichen könne und als „aufgeklärter Absolutismus“ das, was die Bauern - 
nicht verwirklichen konnten, von oben einführen sollte. Die Apathie des Landes 
und besonders die umfassende Agrarkrise zu Beginn der 90er Jahre verstärken diese 
Tendenz noch in dieser intellektuellen Fraktion. 

Gleichzeitig gaben aber die Hungerjahre und die unter dem Finanzminister 
Witte forcierte Industrialisierung und der Versuch der Lösung der Agrarkrise durch 
eine Kapitalisierung der Landwirtschaft sowie die zunehmenden Streikaktionen der 
Arbeiter den Diskussionen der revolutionären Intelligenz neue Impulse. 

Eine Renaissance des Marxismus setzte in Rußland in dieser Periode ein, 
während es zuvor seit 1883 wesentlich die Exilrussen der „Gruppe der Befreiung 
der Arbeit‘ waren, die bestimmte marxistische Positionen vertraten. Der erste Band 
des „Kapitals“ war bereits 1872 in 3.000 Exemplaren in Rußland erschienen. Mit 
der Übersetzung hatte Bakunin begonnen, sie wurde von German Lopatin fortge- 
setzt und dem bedeutendsten Nationalökonomen der „Narodniki“ N. F. Danielson 
(Nikolaion) beendet. Doch wurde das Kapital von den Volkstümlern nicht als 
wissenschaftliche Analyse der Anatomie der bürgerlichen Gesellschaft interpretiert, 
sondern an erster Stelle als moralische Verurteilung der Ausbeutung im Kapitalis- 
mus, der gegenüber die kollektive Lebensweise der Dorfgemeinschaft und der 
Genossenschaften idealisiert wurden. Die große Streikbewegung der russischen 
Arbeiter, die ihren ersten Höhepunkt 1884/86 fand und einige Erfolge erzielte (17), 
bei der gleichzeitig immer offener in Erscheinung tretenden Stagnation der Land- 
wirtschaft, die beginnende Industrialisierung waren Faktoren, die andere soziale 
Kräfte als die Bauern, die über lokale Aufstandsversuche nicht hinauskamen, ins 
revolutionäre Kalkül brachten. Die Überwindung der Depression der europäischen 
Arbeiterbewegung, die Pariser Kommune, die englischen Dockerstreiks und das Auf- 
treten eines kämpferischen Trade-Unionismus, die Wahlerfolge der deutschen 
Sozialdemokratie trotz des Sozialistengesetzes und die im Jahre 1889 in Paris 
erfolgte Gründung der II. Internationale, sowie die politische Sackgasse, in die die 
russische Intelligentsia seit der Zerschlagung der „Narodna Wolja‘“ geraten war, 
waren wesentliche Faktoren, die eine neue Interpretation des Marxismus in Ruß- 
land in Gang brachten. Die entscheidende Rolle bei dieser teilweisen Umorientie- 
rung der russischen Intelligenz spielte der ehemalige Narodnik Georgij 
W. Plechanow. Er wurde damit zugleich für die spätere Generation der russischen 
Marxisten prägend, die weitgehend auf seinen Analysen und Einschätzungen auf- 
bauten. Er stellte gewissermaßen das Vermittlungsglied zwischen der russische 
Intelligenz und ihrer Traditionen, zu denen der Sozialdemokratie Deutschlands und 
der II. Internationale dar. Die Verquickung dieser beiden Elemente war Konstituti- 
ves Merkmal des russischen Marxismus. 


16 Auf diesen Zusammenhang weist Engels in dem bereits zitierten Brief an Plechanow 
{Fn. 1) hin. . 
17 Vgl. Julius Martow, Geschichte der russischen Sozialdemokratie, Berlin 1926, S. 12 f 
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Die erste sozialdemokratische Organisation wurde 1883 von den in der 
Schweiz nach Genf emigrierten Exilrussen der „Tschorny Peredjel‘“ nach deren 
Scheitern gegründet (18). Die „Gruppe der Befreiung der Arbeit‘ erlangte weniger 
Bedeutung als unmittelbar politisch wirkende Kraft, sondern vielmehr als richtungs- 
weisender Kritiker der volkstümlerischen Idealisierung der Obscina, dem gegenüber 
in der von Plechanow verfaßten Programmschrift der Gruppe „Unsere Meinungsver- 
schiedenheiten“ erklärt wird, daß dem Kapitalismus ‚nicht allein die nächste Zu- 
kunft, sondern auch die Gegenwart Rußlands“ (19) gehöre. Die von den Narodniki 
mystifizierten rückständigen Formen der Landwirtschaft werden mit naturgesetz- 
licher Gewalt zerschlagen. Da sie das Produkt der Rückständigkeit und nicht des 
Kapitalismus seien, gelte es, den Kapitalismus als der nächsten Etappe der gesell- 
schaftlichen Entwicklung zur Reife kommen zu lassen. Diese Auffassung wurde als 
„Einsicht in die historische Notwendigkeit“ interpretiert, die mit dem gesellschaft- 
lichen Fortschritt identisch sei (20). Das Vernüftige, also der Kapitalismus, muß 
sich gegen die Unvernunft, den Anarchronismus der Autokratie durchsetzen. Die 
Intelligenz müsse sich auf den Boden des Marxismus stellen, der in dieser Weise 
interpretiert wurde, und Propaganda zu dessen Verbreitung unter den Arbeitern 
betreiben. 

Marx hatte schon 1877 an die Redaktion des „Otetschestwennyje Sapiski“ 
anläßlich eines Artikels des Ideologen der Volkstümler Michailowski geschrieben: 
„Strebt Rußland dahin, eine kapitalistische Nation nach westlichem Vorbild zu 
werden — und in den letzten Jahren hat es sich in dieser Richtung sehr viel Mühe 
kosten lassen —, so wird es dies nicht fertig bringen, ohne vorher einen guten Teil 
seiner Bauern in Proletarier verwandelt zu haben; und dann, einmal hineingerissen 
in den Wirbel der kapitalistischen Wirtschaft, wird es die unerbittlichen Gesetze 
dieses Systems zu ertragen haben, genauso wie die andern profanen Völker. Das ist 
alles. Aber das ist meinem Kritiker zu wenig. Er muß durchaus meine historische 
Skizze von der Entstehung des Kapitalismus in Westeuropa in eine geschichtsphilo- 
sophische Theorie des allgemeinen Entwicklungsganges verwandeln, der allen 
Völkern schicksalsmäßig vorgeschrieben ist, was immer die geschichtlichen Um- 
stände sein mögen, in denen sie sich befinden, um schließlich zu jener ökono- 
mischen Formation zu gelangen, die mit dem größten Aufschwung der Produktiv- 
kräfte der gesellschaflichen Arbeit die allseitigste Entwicklung des Menschen 
sichert‘‘ (21). Engels hat diesen, damals von Marx nicht abgeschickten Brief, nach 


18 Dazu besonders die Arbeiten von Samuel H. Baron: Plekhanov, the Father of Russian 
Marxism, Stanford/California 1963, Plekhanov on Russian Capitalism and the Peasant 
Commune, 1883-85 in: American Slavic and East European Review, Jg. XII, 1953, 
S. 463--74, Plekhanov and the Origins of Russian Marxism, in: Russian Review, Jg. XIII, 
1954, S. 38-54 und The First Decade of Russian Marxism, in: ASEER, Jg. XIV, 1955, 
S. 315-30 

19 G. W. Plechanow, Unsere Meinungsverschiedenheiten (russ.), Genf 1884, zitiert nach: 
Dietrich Geyer, Lenin in der russischen Sozialdemokratie, Köln 1962, 8. 11 

20 Ebd. 

21 in: MEW 19, S. 111 
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dem Erscheinen von „Unsere Meinungsverschiedenheiten‘“ am 6.3.1889 offensicht- 
lich in bestimmter Absicht an das Mitglied der ‚Gruppe der Befreiung der Arbeit“ 
Vera Sassulitsch geschickt (22). Der „ennuyante Doktrinarismus“ (23) der 
Tschorny Peredjel, die von ihrem sicheren Exil aus im Namen der Propaganda die 
politischen Aktionen der Terroristen gegen den Hort der europäischen Reaktion 
verdammten, war Marx schon 1880 aufgefallen. Die Annäherung an den Marxismus 
durch Plechanow bedeutete zugleich aber dessen spezifische Revision, die sich vor 
allem in dem grundlegenden methodischen Irrtum äußerte, den Marxismus nicht als 
ideelen Reflex der wirklichen Verhältnisse zu interpretieren (24), sondern ihn als 
ein geniales Verstandesprodukt darzustellen, als „ein Ideal, das der ökonomischen 
Wirklichkeit entspricht (...) Wenn über ‚Ideale‘ gesprochen wird, so muß man 
sagen, daß die Marx’sche Theorie die idealistischste Theorie ist, die je in der Ge- 
schichte des menschlichen Denkens existiert hat‘ (25) und als ideengeschichtliche 
Evolution zu erklären sei, als geniale Korrektur falscher, weil der Wirklichkeit nicht 
entsprechender Ideale. „Die Marx“sche Geschichtsauffassung, die die Ignoranten für 
eng und einseitig halten, ist tatsächlich das legitime Produkt einer langen Entwick- 
lung der historischen Ideen“ (26) schreibt er 1896 in seinen „Beiträgen zur Ge- 
schichte des Materialismus“, in denen er eine Auseinandersetzung mit den französi- 
schen Materialisten Holbach, Helvetius u. a. führt, um in der Kritik an deren Glau- 
ben an eine aufgeklärte Absolutie auch Kriterien für eine Kritik der russischen 
Intelligenzfraktion zu gewinnen, die sich ebenfalls dem Zarismus wieder zuzuneigen 
begann. Demgegenüber betont Plechanow die Bedeutung des Materialismus, um die 
Notwendigkeit der Durchsetzung der kapitalistisschen Verhältnisse in Rußland als 
einzig möglicher Form des gesellschaftlichen Fortschrittes zu unterstreichen. „Nun 
fällt aber, sobald wir uns auf den monistischen Standpunkt stellen, der Erfahrung 
die Entscheidung darüber zu, welche der beiden Theorien, der Idealismus oder der 
Materialismus, besser die Phänomene erklärt, mit denen wir es beim Studium der 
Natur und der menschlichen Gesellschaft zu tun haben“ (27). In seiner Interpreta- 
tion bedeutet daher die dialektische Methode als der „charakteristische Zug des 
modernen Materialismus“ (28), ... daß wir ihr die Auffassung der menschlichen 
Geschichte als eines gesetzmäßigen Prozesses verdanken“ (29). Die konkreten 
Unterschiede der einzelnen Gesellschaftsformationen, die, zwischen ursprünglicher 
und kapitalistischer Akkumulation und die widersprüchlichen Ergebnisse der Einbe- 


22 Vgl. auch den Brief Engels an Vera Sassulitsch vom 23.4.1885, MEW 36, S. 304 ff 

23 Karl Marx am 5.11.1880 an Friedrich Sorge, MEW 34, S. 477 

24 Dazu D. Rjasanow, Marx und Engels (nicht nur) für Anfänger, Berlin 1973 

23 G. W. Plechanow (unter dem Pseudonym N. Beltow), Zur Frage der monistischen Ge- 
schichtsauffassung, Berlin 1956, S. 227-8 

26 Ders., Beiträge zur Geschichte des Materialismus, Berlin 1957, S. 161 (Diese und die 
folgenden Hervorhebungen im Original) 

27 Ebd, S. 151/2, siehe auch: Zur Frage der monistischen Geschichtsauffassung, a.a.O., 
S. 304 

28 Ebd,, S. 149 

29 Ebd., S. 139 
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ziehung Rußlands in den kapitalistischen Weltmarkt, können in dieser Interpreta- 
tion nur noch formalen Eingang finden (30). Die Unterschiede im „natürlichen 
Milieu“ werden durch die „unabhängige Logik“ der sozialen Bewegung eliminiert, 
in Rußland entwickelt sich „mit Notwendigkeit... kapitalistisches 
Eigentum“ (31). Diese Formalisierung des Marxismus, der „einen sicheren Weg 
wissenschaftlicher Untersuchung“ (32) weist, in ein abstraktes Deduktionsmodell 
deutet den Rückfall in ein bürgerliches Theorie- und Methodenverständnis an. So ist 
die Marx’sche Erkenntnistheorie in seiner Interpretation „eigentlich die Erkenntnis- 
theorie Feuerbachs (... ), nur vertieft durch die geniale Korrektur, die Marx an ihr 
vornahm“ (33). Diese Reduktion der materialistischen Dialektik auf einen natur- 
wissenschaftlichen Materialismus, eine allgemeine Evolutionsphilosophie, in der sich 
der gesellschaftliche Fortschritt gesetzmäßig kraft seiner inneren Logik verwirk- 
liche, ist die Basis für eine Theorie der mechanischen Abfolge bestimmter historisch 
notwendiger Gesellschaftsetappen, der gegenüber das handelnde Eingreifen des 
historischen Subjektes als nackter Anarchismus erscheinen muß (34), wenn es über 
das Modell der postulierten „historischen Notwendigkeiten“ hinwegschreitet. „Was 
vernünftig ist, das wird auch wirklich, und die ganze unwiderstehliche Kraft der 
ökonomischen Notwendigkeit nimmt ihre Verwirklichung auf sich“ (35). 

Dieses letztendlich bürgerliche Theorieverständnis, das offen an die revolutio- 
nären bürgerlichen Materialisten der Vor-Marx-Periode, aber auch teilweise, wie das 
letzte Zitat zeigt, an die Metaphysik Hegels anknüpft (36), und deutlich die 
Befangenheit Pledanows in der Marxismusrezeption der deutschen und österreichi- 
schen Sozialdemokratie beweist, mußte aber dennoch unter den besonderen Ver- 
hältnissen Rußlands noch eine andere Ausprägung finden, da esfür Plechanow offen- 
sichtlich war, daß die russische Bourgeoisie ein Bündnis mit der Autokratie einge- 
gangen war und keine klassisch-demokratische Rolle zu spielen mehr in der Lage 
war. Die Kombination der Verstärkung der politischen Despotie des Zarismus unter 
Alexander III., die sich nicht nur gegen die Bauern, Arbeiter und Studenten rich- 
tete, sondern auch durch die Beschneidung der Funktionen der Semstwoverwaltun- 
gen gegen die rudimentären Organisationsformen der liberalen Bourgeoisie, ohne 
daß diese dagegen radikal opponierte, mit einer forcierten Industrialisierung, d.h. 
der ökonomischen Stärkung, der Bourgeoisie zeigten den Opportunismus und die 
völlige politische Impotenz dieser Klasse an. Hatte er noch 1892 eine Allianz aller 
Kräfte gegen den Zarismus im Auge (37), so zieht Plechanow bereits 1896 den 


30 Ebd., S. 209/10 

31 Ebd., S. 170/1 

32 Ebd., S. 189 

33 Ders., Grundprobleme des Marxismus, Wien/Berlin 1929, S. 24/5 

34 Vgl ders, Anarchismus und Sozialismus, Berlin 1894 

35 Ders., Beiträge zur Geschichte des Materialismus, a.a.0., S. 212 

36 Zu Plechanows Hegelinterpretation vgl. ders., Zu Hegels sechzigstem Todestag, in: Neue 
Zeit, Jg. X (1891/2), Bd. 1, S. 198-203, 236-243 und 273-282 

37 Vgl dazu D. Geyer, a.a.0., S. 20 ff 
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folgenden Schluß: „Die Bourgeoisie ist heutzutage eine reaktionäre Klasse gewor- 
den; sie bemüht sich, ‚das Rad der Geschichte‘ zurückzudrehen. Ihre Ideologen sind 
nicht einmal imstande, den ungeheuren wissenschaftlichen Wert der Entdeckungen 
von Marx zu begreifen“ (38). 

Der immanente Widerspruch zwischen der Notwendigkeit der Durchsetzung 
kapitalistischer und demokratischer Verhältnisse gegen den Widerstand der Auto- 
kratie bei gleichzeitigem Fehlen einer dazu fähigen Bourgeoisie bleibt bei Plecha- 
now ungelöst und wird nicht einmal problematisiert, weil er in keiner Weise den 
Unterschied zwischen kapitalistischen und sozialistischen Formen der Vergesell- 
schaftung der Arbeit thematisiert, diese Form-Inhalt-Dialektik bei ihm auf eine 
kausale Mechanik reduziert wird. Kurzerhand werden die sozialdemokratischen 
Arbeiter zu Anhängern des „Fatalismus“ und der „Notwendigkeitslehre“ 
erklärt (39), sie sollen also die Aufgaben der Bourgeoisie lösen und ihre eigenen 
Emanzipationsinteressen denen der geschichtlichen Notwendigkeit unterordnen, die 
die Intelligenz dem Proletariat klarzumachen bereit ist (40). Die Revision des 
Marxismus in eine Industrialisierungskonzeption im Rahmen der bürgerlichen Ge- 
sellschaft und damit des historischen Fortschritts ist hier angelegt, denn in Plecha- 
nows Augen würde die Kapitalisierung Rußlands auch dessen „Europäisierung“ be- 
deuten (41). So prophetisch sein Ausspruch 1889 auf dem Gründungskongress der 
Il. Internationale, dem Internationalen Arbeiterkongress in Paris: „Die russische 
revolutionäre Bewegung wird als Arbeiterbewegung siegen, oder sie wird überhaupt 
nicht siegen!“ (42) auf den ersten Blick zu sein scheint, so wird bei einer genaueren 
Analyse deutlich, daß sein Engagement für die Arbeiterklasse nur auf das völlige 
politische Versagen der Bourgeoisie zurückzuführen ist und letztlich moralisch, d. h. 
ohne wissenschaftliche Begründung bleiben muß und dazu tendiert, den realen 
Emanzipationsinteressen des Proletariats in den Weg zu treten, sobald es in seinen 
Kämpfen den Rahmen der bürgerlichen Gesellschaft und damit auch einer derarti- 
gen bürgerlichen Ideologie, zu sprengen droht. So wie er die Genesis des wissen- 
schaftlichen Sozialismus nicht aus der gesellschaftlichen Entwicklung des Kapitalis- 
mus und als Produkt der radikalen Klassenkämpfe interpretiert, sondern als geniales 
Resultat autonomen Denkens, so bleibt für die Intelligenz bei ihm auch deren 
traditionelles Selbstverständnis unangetastet. Sie muß ‚die Führung der Arbeiter- 
klasse in der geplanten Befreiungsbewegung“ übernehmen, „muß ihr ihre politi- 
schen und ökonomischen Interessen erklären und muß sie vorbereiten auf eine 
unabhängige Rolle im sozialen Leben Rußlands“ (43). 


38 Plechanow, Beiträge zur Geschichte des Materialismus, a.a.0., S. 219 

39 Ebd., S. 220 

40 Ders., Zur Frage der monistischen Geschichtsauffassung, a.a.O., S. 282 

al Vgl. dazu ders,, Rußland vor einem Regimewechsel, in: Neue Zeit, Jg. XIII (1894/5), 
Bd. 1, S. 228-34 und 266-73 

42 Ders,, in: Protokolle des Internationalen Arbeiter-Congresses zu Paris vom 14.—20. Ju- 
li 1889, Nürnberg 1890, S. 62 ff 

43 Ders., zitiert nach B. Rabehl, Marx und Lenin, Berlin 1973, S. 206 
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Steht Plechanow hier zwar noch mit beiden Beinen in der volkstümlerischen 
Tradition, deren Dienst am Volke sich auf dessen Führung beschränkt, so haben 
sich inzwischen aber die zu führenden Klassen geändert, statt der Bauern nun die 
Arbeiter, Plechanow befindet sich deshalb mit dieser Position in der nach der Agrar- 
krise neuerlich aufbrechenden Diskussion in den Reihen der russischen Intelligentsia 
zwischen den Narodniki einerseits und den legalen Marxisten andererseits. 

Im Jahre 1893 erschien das von Danielson verfaßte Buch „Die Volkswirt- 
schaft in Rußland nach der Bauernemanzipation‘ (44), in dem der bedeutenste 
Ökonom der Neonarodniki deren Anschauung darlegte. Er mußte jetzt zwar aner- 
kennen, daß es einen Kapitalismus in Rußland gäbe und die Landgemeinschaft 
ihrem Untergang zustrebe (45), betonte aber gleichzeitig, daß der Kapitalismus in 
Rußland dennoch keine Chance der Durchsetzung habe, da er, vom Weltmarkt 
ausgeschlossen, keinen inneren Markt habe und kurz vor seinem Untergang stehe, 
weil er in Rußland auf einen Boden verpflanzt sei, „der dazu gar nicht geeignet 
war“ (46). Dieser Einschätzung traten nicht nur die Gruppe um Plechanow entge- 
gen, sondern vor allem auch die Fraktion um P.Struve, Tugan-Baranowski, 
Bulgakow und Skvorcow, die später als „legale Marxisten““ bezeichnet wurden (47). 
Bereits 1893 hatte Struve im Berliner „Socialpolitischen Centralblatt“ einen Artikel 
veröffentlicht, in dem er erklärte, daß es zur „historischen Mission‘ des Kapitalis- 
mus gehöre, sich auch in Rußland einen tragfähigen „einheimischen Markt“ zu 
schaffen (48). Im Herbst 1894 erschien dann sein Hauptwerk „Kritische Bemer- 
kungen zur Frage der ökonomischen Entwicklung Rußlands“, in dem er extensiv 
den wirtschaftlichen und kulturellen Fortschritt Rußlands mit dessen Entwicklung 
zum Kapitalismus verband und zum Sturze der Autokratie führen müsse, die sich 
nur durch die Kulturelle Unmündigkeit des Volkes halten könne. Gegen den Narod- 
nitschestwo gewandt, betonte er: „Sympathie mit dem arbeitenden Volke ist kein 
Monopol der Narodniki..., und wir fühlen auch ein tiefes Mitleid mit dem leiden- 
den Märtyrervolke. Das Bild seines Ruins zeigt besser als alles andere seine kulturel- 
le Hilflosigkeit. (...) Laßt uns denn unsere kulturelle Rückständigkeit eingestehen 
und beim Kapitalismus in die Lehre gehen!“ (49). Die platte Apologie des Kapitalis- 
mus im Namen des Volkes rückte ihn nicht nur in die Nähe des zaristischen Mini- 
sters Witte, sondern deutet seinen zukünftigen Weg als Führer der Partei der russi- 
schen liberalen Bourgeoisie und Grundbesitzer, der Konstitutionellen Demokraten 
(Kadetten) bereits an. Trotzdem konnte er noch einige Zeit mit der russischen 
Sozialdemokratie zusammenarbeiten und sogar das Gründungsmanifest der Sozial- 
demokratischen Arbeiterpartei Rußlands (SDAPR) verfassen. Sie wurde am 1. (13.) 


44 Nikolaion (Danielson), Die Volkswirtschaft in Rußland nach der Bauernemanzipation, 
deutsche Ausgabe München 1899 

45 Ebd,, S. 511 

46 Ebd., S. 399 

47 Dazu D, Geyer, a.a.0., S. 26-35 

48 zitiert nach Geyer, ebd., S. 28 

49 Ebd,, S. 32/3 


März 1898 von neun Vertretern politischer Zirkel auf Initiative des Allgemeinen 
Jüdischen Arbeiterbundes in Rußland und Polen ins Leben gerufen, doch spielte 
zunächst keine praktische Rolle, zumal die Mehrzahl der Delegierten und Beteilig- 
ten bereits zehn Tage später durch eine Verhaftungswelle von der Ochrana unter der 
Leitung des Moskauer Polizeichefs Zubatows festgenommen wurden (50). 

Standen die „illegalen“ und „legalen“ Marxisten auch in einer Front gegen die 
Volkstümler und postulierten die Notwendigkeit einer kapitalistischen Entwicklung 
Rußlands, so gab es zwischen diesen beiden Gruppen doch zunehmend Differenzen, 
die sich wesentlich an der politischen Haltung zu Bourgeoisie und Proletariat fest- 
machten. Während die legalen Marxisten an einem Bündnis aller demokratischen 
Kräfte gegen die Autokratie interessiert waren, so kam die Gruppe um Plechanow 
auf empirischem Wege allmählich von dieser, eine ganze Zeit lang vertretenen Posi- 
tion ab und bekannte sich, wie oben ausgeführt, moralisch und widersprüchlich zur 
Arbeiterklasse und geriet so in einen partiellen Gegensatz zu der legalen Fraktion. 

Diese Zwischenposition, samt deren immanenten Widersprüchlichkeit, war 
Ausdruck der unterentwickelten Klassen- und Kapitalverhältnisse im damaligen 
Rußland, in dem die Arbeiterklasse zwar eine Reihe von militanten Kämpfen be- 
stritt, die zwischen 1896 und 1898 in fast allen Industriezentren ausbrachen (51), 
aber aufgrund der objektiven Beschränkung noch nicht die sozialistischen Formen 
der Vergesellschaftung freisetzen konnte. Nur aufgrund dieser spezifischen gesell- 
schaftlichen Situation war es möglich, Bourgeoisie und Proletariat in einem „Volks- 
staat“ oder einer „Volksproduktion“ versöhnen zu wollen bzw. glauben zu können, 
daß das Proletariat durch „Einsicht in die historische Notwendigkeit‘ die Aufgaben 
der Bourgeoisie im Rahmen der bürgerlichen Gesellschaft an deren Stelle erledigen 
könne. 

Aber diese nuancierten Differenzen erlaubten es Plechanow z. B. an der deut- 
schen Revisionismusdebatte mit Beiträgen in der „Neuen Zeit“ teilzunehmen und 
philosophische Schlachten mit Bernstein auszufechten, zumal der Bernsteinsche 
Reformismus begierig von der Fraktion der legalen Marxisten als von autorisierter 
Seite kommende Bestätigung ihrer Theorie aufgenommen wurde, daß gesellschaft- 
licher Fortschritt evolutionär und im Rahmen der bürgerlichen Gesellschaft zu ver- 
wirklichen sei, und sich in Rußland gegen die „orthodoxen“ Marxisten durchzu- 
setzen begann (52). Bernsteins Kritik der Zusammenbruchstheorie der II. Interna- 
tionale, dem er seinen Evolutionsbegriff entgegensetzte und sein Versuch der Ver- 
einigung des Materialismus mit dem Kantianismus (53) rief nicht nur in der deut- 
50 Vgl. Geyer, ebd., S. 108 und Martow, a.a.0., $. 33 ff 
51 Vgl. Martow, a.a.0., S. 22-25 
52 Vgl. Geyer, a.a.O., S. 139-160 
53 VgL dazu die Artikelserie Bernsteins, Probleme des Sozialismus, Neue Zeit, 1896-98, die 

unter dem Titel: Zur Geschichte und Theorie des Sozialismus, Berlin/Bern 1901 als 

Broschüre veröffentlicht wurde und die überarbeitete Fassung: Die Voraussetzungen des 

Sozialismus und diyAufgaben der Sozialdemokratio, Stuttgart 1899. Zur Darstellung und 

Einschätzung der Bernstein‘schen Theorie siehe: Pierre Angel, Eduard Bernstein et levo- 

lution du socialisme allemand, Paris 1961, Bo Gustafsson, Marxismus und Revisionismus 

— Eduard Bernsteins Kritik am Marxismus und ihre ideengeschichtlichen Voraussetzun- 

gen, 2 Bände, Frankfurt 1972 
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schen, sondern auch in der russischen Sozialdemokratie Widerspruch hervor. Plecha- 
now richtete sich mit seiner Polemik (54) vornehmlich gegen die philosophische 
Begründung des Reformismus, den Versuch der Aussöhnung des Idealismus mit dem 
Materialismus. Er erwies sich in dieser Debatte als philosophischer Verfechter der 
Orthodoxie der II. Internationale, als ein russischer Kautsky, dessen politisches 
Schicksal er auch teilen mußte. Plechanows deterministisches Etappenmodell der 
gesellschaftlichen Entwicklung, das er in Anlehnung an die Marxismus-Interpreta- 
tion der deutschen und österreichischen Sozialdemokratie und damit der Il. Inter- 
nationale ebenfalls für Rußland anwandte, dessen wesentliches Kernstück der Ver- 
such der realpolitischen Integration der Arbeiterklasse in den Rahmen der bürger- 
lich-demokratischen Gesellschaft bei gleichzeitiger Beibehaltung eines utopischen 
Endzieles Sozialismus war, mußte in dem Moment in Frage gestellt werden, wo die 
Arbeiterklasse begann, über diesen gesetzten Rahmen hinauszuspringen und soziali- 
stische Tendenzen, die sich aus ihrer objektiven Stellung in der kapitalistischen 
Produktionsweise und Gesellschaft ergeben, freisetzte. Ist dieser Punkt durch den 
Fortschritt der Kapitalakkumulation oder die Zuspitzung gesellschaftlicher Wider- 
sprüche im nationalen und internationalen Maßstab erreicht, so mußte entweder 
eine Revision der sich gegen diese Richtung stemmende Ideologie eintreten, oder 
die im Stadium unterentwickelter Klassenverhältnisse und gesellschaftlicher Wider- 
sprüche ehemals progressive Ideologie mußte in puren Konservativismus umschlagen 
und ihre Vertreter zu Parteigängern der Bourgeoisie der jeweiligen Länder werden 
lassen. 

Plechanow, der schon früher betont hatte, daß ‚‚der Charakter des natürlichen 
Milieus... den des sozialen Milieus (bestimmt)“ (55), konnte sich eine Entfaltung 
gesellschaftlichen Fortschrittes, den er mit Kapitalismus identisch setzte, nur als 
Folge einer kulturellen und ökonomischen „Europäisierung‘“ des babarischen Ruß- 
lands denken. Auch hier steht er voll in der Tradition der II. Internationale und 
deren Selbstbewußtsein, das sogar mit Hilfe imperialistischer Kolonialpolitik, die 
unter diesem Gesichtspunkt einen sozialistischen Charakter tragen sollte (56), 
durchgesetzt werden sollte. Auf dem Internationalen Sozialistenkongreß in Zürich 
1893 unterstützte Plechanow den deutschen Antrag einer Resolution gegen Militär- 
streiks im Kriegsfalle mit dem Argument der Notwendigkeit der Verteidigung der 
„Zivilisation“ gegen den „Hort der Grausamkeit und Kulturfeindschaft‘“ als revolu- 


54 Siehe G. W, Plechanow, Bernstein und der Materialismus, in: Neue Zeit, Jg. XVI, Bd. 2, 
S. 544-55 
ders, Konrad Schmidt gegen Karl Marx und Friedrich Engels, ebd., Je. XVII, Bd.1, 
S. 1133-45 
ders., Materialismus oder Kantianismus, ebd., Jg. XVII, Bd. 1, S. 589-96 und 626-32 
ders,, Wofür sollen wir ihm dankbar sein? Offener Brief an Karl Kautsky, in: Beilage der 
Sächsischen Arbeiterzeitung, Dresden, Nr. 253—55, 2.10. und 3.11.1898 

55 Ders., Beiträge zur Geschichte des Materialismus, a.a.O., S. 169 siehe auch: Zur Fra- 
ge...,a.a.0., S. 148, S. 269 ff, S. 303 ff 

56 Vgl. dazu Kurt Mandelbaum, Sozialdemokratie und Imperialismus, in: ders., Sozialdemo- 
kratie und Leninismus, a.2.0., S. 3-48 


tionäres Prinzip (57), und stimmte gegen einen holländischen Antrag zur Kriegs- 
dienstverweigerung. Dieses hier schon angelegte Prinzip der Vaterlandsverteidigung, 
das sich in diesem Fall gegen die russische Autokratie richtete, behielt Plechanow 
dann auch im imperialistischen I. Weltkrieg bei, nur daß er jetzt das dem Zarismus 
durch seine ökonomische Abhängigkeit aufgezwungene Bündnis mit der Entente als 
das Bündnis der Werktätigen Rußlands, mit denen der westlichen Demokratien 
interpretierte, die gemeinsam gegen das politisch reaktionäre und aggressive deut- 
sche Kaiserreich zu kämpfen hätten und ein Sieg der westlichen Demokratien auch 
zum Sturz der russischen Autokratie führen müsse und Rußland so den Weg zu einer 
bürgerlichen Demokratie öffnen würde (58). Dieses Eintreten für eine bürgerliche 
Revolution, allerdings in Abhängigkeit vom ausländischen Kapitalismus, mußte ihn 
folgerichtig in einen diametralen Gegensatz zur Oktoberrevolution führen. 

In dieser Entwicklung zeigte sich auch für Rußland der in revolutionären 
Situationen konservative, teilweise sogar reaktionäre Charakter der sozialdemokra- 
tischen Integrationsideologie. Sie mußte aber in Rußland praktisch scheitern, weil 
hier, im Gegensatz zu den entwickelten Nationen, auch ein teilweiser gesellschaft- 
licher Fortschritt nur durch eine Überwindung des Einflusses des ausländischen 
Kapitals, der Autokratie und des mit ihr liierten nationalen Kapitals erreicht werden 
konnte. Die besonderen Formen der Marxismusrezeptionen, wie sie in Rußland von 
den Narodniki, den legalen Marxisten und den Sozialdemokraten vorgenommen 
wurden, zeigen also sämtlichst deutliche Spuren der beschränkten und widersprüch- 
lichen sozio-ökonomischen Entwicklung Rußlands, die zum einen zwar eine ausweg- 
los erscheinende Krisensituation und die Empfänglichkeit der Intelligenz für radika- 
le Theorien produzierte, zum anderen aber noch nicht die materiellen und klassen- 
mäßigen Vorbedingungen zu ihrer Lösung geschaffen hatte, so daß der Marxismus 
als eine wissenschaftliche Interpretation der Möglichkeiten gesellschaftlichen Fort- 
schritts, letztendlich seines wesentlichen Inhaltes beraubt wurde und jeder Fraktion 
zur Rechtfertigung ihrer besonderen Interessen dienen sollte. Den Narodniki als 
Beleg für die Amoralität des Kapitalismus, den legalen Marxisten als Ideologie der 
Notwendigkeit einer unbeschränkten Herrschaft der Bourgeoisie, die sie der Auto- 
kratie gegenüberstellten. Die Sozialdemokraten konnten durch ihre Marxismusinter- 
pretation sowohl mit der sentimentalen Ideologie eines Agrarsozialismus der Volks- 
tümler, wie auch mit der puren Kapitalismusapologie der legalen Marxisten brechen. 
Obwohl auch die Sozialdemokraten durch die Übernahme der Etappentheorie der 
I. Internationale von der Notwendigkeit und der Unumgänglichkeit der Herrschaft 
des Kapitalismus ausgingen, stellten sie sich doch zumindest moralisch auf die Seite 
des Proletariats, indem’sie den Kapitalismus als notwendiges Übergangsstadium zum 
Sozialismus interpretierten. Aber dieses modellhafte Schema mußte zunächst zu 
einer völligen realpolitischen Unterstützung der kapitalistischen Tendenzen führen, 
denen die aktuellen und historischen Interessen der Arbeiterklasse unter dem Hin- 


57 Vgl. Protokoll des Internationalen Arbeiterkongresses in der Tonhalle Zürich vom 
6.-12.8.1893, Zürich 1894, S. 20-23 und 29 f 
58 Dazu S. H. Baron, Plekhanov, the Father of Russian Marxism, a.a.0.,S. 327 f 
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weis auf das sozialistische Endziel untergeordnet werden mußten. Da für sie das 
einzige Vermittlungsglied von Zarismus und Sozialismus auf nationaler Ebene die 
möglichst weitgehende Entfaltung der kapitalistischen Produktionsverhältnisse war, 
ist damit die Gefahr angedeutet, im Namen der Arbeiterklasse letztlich bürgerliche 
Politik zu betreiben. 

Diese Widersprüchlichkeiten der Marxismusrezeption und der politischen Be- 
stimmung der russischen Sozialdemokratie bieten die ideelle Grundlage dafür, daß 
sich unter dem Druck und der Tendenzen der Klassenkämpfe Modifikationen und 
Fraktionierungen ergeben können, die entweder Impulse aus diesen Kämpfen in 
sich aufnehmen oder andersherum in Zeiten relativer Stagnation der Kämpfe wiede- 
rum Elemente und Traditionen substitutionalistischer Politik verstärken und so 
unter bestimmten gesellschaftlichen Verhältnissen die in diesem Konzept angelegten 
Tendenzen zur Realität werden lassen. 

Das methodische Problem dabei besteht darin, zu erklären, wie die Möglich- 
keit des Aufhebens oder des verstärkten Anknüpfens bestimmter Traditionen mit 
der Entwicklung und Veränderung der gesellschaftlichen Grundlagen vermittelt ist, 
um sowohl Analogieschlüsse, die sich auf der Ebene der Erscheinungsformen mit 
dem Konstatieren gewisser Ähnlichkeiten begnügen, wie auch den Ansatz zu vermei- 
den, die konkrete geschichtliche Entwicklung aus der immanenten Logik bestimm- 
ter ideologischer Positionen erklären zu glauben Können. Ferner gilt es dem Dilem- 
ma einer gegensätzlichen Vorgehensweise zu entgehen, die in abstrakter Ablehnung 
der ideengeschichtlichen Untersuchung, plötzlich mit ‚Brüchen’ in der revolutionä- 
ren Kontinuität konfrontiert ist, die dann nur noch mit kategorialen Vehikeln wie 
‚Verrat‘ etc. zu erklären sind (59). 

Genausowenig, wie damit eine Interpretation des Verhaltens der Sozialdemo- 
kratie im ersten Weltkrieg möglich ist, kann so der Prozeß der Stalinisierung der 
Sowjetunion erklärt werden. 

Wir werden im folgenden versuchen, die Widersprüchlichkeiten der klassenpo- 
litischen Orientierung der russischen Sozialdemokratie am Beispiel des Lenin’schen 
Organisationskonzeptes herauszuarbeiten, weil dieses Konzept trotz aller Modifika- 
tionen gewissermaßen die Bewegungsform darstellte, in der sich die Entwicklung 
der politischen Inhalte vollzog und ihnen damit auch teilweise das Gepräge gab. 


2 Die Herausbildung und Entwicklung des leninistischen Organisationskonzep- 
tes 


Die Einschätzung der Lenin’schen Kapitalismus- und Klassenanalyse, der Taktikbe- 
stimmung der Sozialdemokratie, als deren synthetischer Ausdruck die daraus abge- 
leitete Organisationsform und ihr Verhältnis zur realen Klassenbewegung zu begrei- 


59 Die ausführliche Entfaltung dieses in der vorliegenden Arbeit angedeuteten Versuchs ist 
gegeben bei: Ulf Wolter, Grundlagen des Stalinismus, Die Entwicklung des Marxismus 
von einer Wissenschaft zur Ideologie, Berlin 1975 
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fen ist, hat demnach die Skizzierung der russischen Produktionsverhältnisse (60), 
die Entstehungsgeschichte der revolutionären Bewegung in Rußland und der Ideolo- 
gie der II. Internationale zur Voraussetzung. 

Ein Versuch einer Leninismusinterpretation, der positive oder negative Fixie- 
rungen an einzelnen Aussagen Lenins vermeiden will, muß die historische Bedingt- 
heit der einzelnen Entwicklungsschritte der Positionen Lenins berücksichtigen, um 
feststellen zu können, inwiefern er in seinen Ausführungen den Gang der tatsäch- 
lichen Verhältnisse wissenschaftlich interpretieren kann und zu angemessenen poli- 
tischen Schlußfolgerungen kommt, oder aber ob hier Ideologisierungen, also Be- 
wußtseinsverkehrungen über die gesellschaftliche Realität, zu finden sind. 

Lenin entwickelt seine wissenschaftlichen Grundlagen und Anschauungen vor 
allem in der Auseinandersetzung mit den Volkstümlern über die Einschätzung des 
Charakters der russischen Produktionsverhältnisse und die sich daraus ergebenden 
gesellschaftlichen und politischen Perspektiven. Diese Debatte wird mit der Frak- 
tion der ‚legalen Marxisten‘ weitergeführt, obwohl sie bis zur organisatorischen 
Festigung der Liberalen primär als ergänzende und nicht als kontroverse verstanden 
wird (61). 

In diesen Diskussionen festigt sich die, in anderem Zusammenhang bereits 
ausführlich dargestelite, Marxismusrezeption Lenins, in der, über die Vermittlung 
Plechanows, die wesentlichen Grundlagen der Marxismusrezeption der deutschen 
Sozialdemokratie reproduziert werden, die Lenin für seine Analyse Rußlands anzu- 
wenden versucht, wobei im Hinblick auf die Ausarbeitung seiner Organisationskon- 
zeption zwei wesentliche Momente noch einmal kurz zu betonen sind. Zum einen 
Lenins mangelndes Verständnis über Bewußtseinsformen, wenn er die Genesis theo- 
retischer Abstraktionen als Produkt aparten Denkens interpretiert, als geniale Idee 
und Hypothese und nicht als vermittelten ideellen Reflex der tatsächlichen Verhält- 
nisse. 

Wir sehen hier den theoretischen Kern einer Konstruktion, die eine prinzi- 
pielle Differenz des wissenschaftlichen Sozialismus und seiner Träger zur spontanen 
Arbeiterbewegung behauptet, da die Entwicklung der Wissenschaft selbst nicht aus 
den materiellen Verhältnissen erklärt wird, sondern als autonomes Verstandespro- 
dukt genialer Intellektueller, dessen Aussimilation nur auf dem Weg theoretischer 
Arbeit gelingen kann und nicht das Produkt der Kämpfe der Arbeiterklasse und der 
in ihnen stattfindenden Freisetzung der sozialistischen Tendenzen der Vergesell- 
schaftung der Arbeit von ihren kapitalistischen Formen sein könne, woraus sich 


60 Da wir hier im Wesentlichen auf das Organisationskonzept eingehen, verweisen wir in 
Bezug auf die anderen Aspekte auf unseren Aufsatz: Halbheiten in der Überwindung des 
Leninismus, Zur Leninkritik des PKA, in: Probleme des Klassenkampfs, Nr. 11/12 sowie 
auf die bereits genannten anderen Arbeiten. 

61 Vgl dazu etwa die Einschätzung Lenins über die Kritik von P. Struve an den Volkstüm- 
lern, Der ökonomische Inhalt der Volkstümlerrichtung, Lenin Werke (LW), Berlin DDR, 
Bad. 1, S. 343 ff, in dem er Struves Kritik zu ergänzen bemüht ist und ihm vorhält, „daß 
er diese Theorie (des Marxismus, U. W.) nicht mit aller Strenge durchgehalten hat“, 
(527) 
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konsequent ein bestimmtes Verhältnis der in der Partei organisierten Träger des 
wissenschaftlichen Sozialismus zur Arbeiterbewegung ergeben muß. Eine derartige 
Auffassung wird noch dadurch bestärkt, daß Lenin die Dialektik von Form und 
Inhalt mit der von Basis und Überbau identisch setzt und damit faktisch, durch die 
Vermischung der Kategorien von Allgemeinem und Besonderem, eine Negation ge- 
rade dieser Form-Inhalt Dialektik vornimmt, indem er sie aus der Basis der kapitali- 
stischen Produktionsverhältnisse selbst zu eliminieren versucht, wenn er die kapitali- 
stischen Formen der Vergesellschaftung der Arbeit mit den sozialistischen Formen 
gleichzusetzen versucht. 

Die Verkennung des Doppelcharakters der Gesellschaftlichkeit der Arbeit im 
Kapitalismus führt ihn zu der Position, daß es im Wesentlichen darum gehe, den 
bislang noch reaktionären Überbau der bereits tendenziell vergesellschafteten, d.h. 
für Lenin tendenziell sozialistischen, Basis anzupassen. Es gelte demnach die Kapita- 
lisierung der Gesellschaft zu unterstützen. Solange die kapitalistische Vergesellschaf- 
tung der Arbeit immer noch einen historischen Fortschritt gegenüber den teilweise 
vorkapitalistischen Verhältnissen Rußlands bedeutete, konnten die Konsequenzen 
dieser Politik nicht restlos klar werden, obwohl sie ihren deutlichen Niederschlag in 
den fabrikmäßigen Formen der Organisierung der Partei finden. In aller Schärfe 
zeigen sie sich erst in dem Moment, wo beim Aufbau des Sozialismus versucht wird, 
Formen der kapitalistischen Organisierung der Arbeit zu übernehmen. 

Zum anderen muß darauf hingewiesen werden, daß Lenin auf Grund seines 
Wissenschaftsverständnisses versucht, den Marxismus als Hypothese zur Erklärung 
kapitalistischer Gesellschaften auf Rußland anzuwenden und zu verifizieren. So 
kommt er bereits 1899 in seiner Analyse der Entwicklung des Kapitalismus in 
Rußland zu dem Schluß, daß bereits über die Hälfte der Gesamtbevölkerung von 
125,6 Mio., nämlich 63,7 Mio. Proletarier und Halbproletarier sind (62), Rußland 
demnach ein, wenn auch unterentwickeltes, kapitalistisches Land sei. Demgegen- 
über hat die Analyse der russischen Produktionsverhältnisse gezeigt, daß Rußland 
um die Jahrhundertwende weit davon entfernt war, ein durchkapitalisiertes Land 
zu sein und sogar noch 1914 der Prozeß der ursprünglichen Akkumulation noch 
nicht abgeschlossen war, dagegen vielmehr die Parallelität von ursprünglicher und 
kapitalistischer Akkumulation und vorkapitalistischen Produktionsformen Kennzei- 
chen dieser Gesellschaft war. 

Obwohl Lenin beständig von der quantitativen Dominanz des Kapitalverhält- 
nisses in Rußland ausgeht, nimmt er diese Einschätzung jedoch nicht zur Basis der 
Bestimmung der politischen Aufgaben der Sozialdemokratie, denn nach dieser The- 
se würde für Rußland zumindest tendenziell die sozialistische Revolution auf der 
Tagesordnung stehen. Die taktische Frage für die Sozialdemokratie wäre in diesem 
Fall, einen Zusammenschluß der verschiedenen Fraktionen der Arbeiterklasse in 
einer Aktionseinheit zu erreichen und ein Übergangsprogramm auszuarbeiten, das 
eine organische Verbindung der verschiedenen Kampfformen des Proletariats und 


62 Lenin Die Entwicklung des Kapitalismus in Rußland, LW 3, S. 519 
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eine Beschleunigung des Übergangs von demokratischem in sozialistischen Kampf 
bewirken könne, während die Bündnisfrage, also die des politschen Zusammen- 
gehens verschiedener Klassen, in einem Land mit entfaltetem Kapitalverhältnis nur 
von untergeordneter Bedeutung ist. 

Lenin betont aber bis 1917, und auch da ist seine Einschätzung noch ambiva- 
lent, daß in Rußland lediglich eine bürgerliche Revolution das nächste Ziel der 
gesellschaftlichen Entwicklung sein kann, die ihren Inhalt in der Abschaffung der 
Selbstherrschaft und der Errichtung einer bürgerlichen Republik findet. 

Innerhalb dieses Rahmens werden sich die kapitalistischen Produktionsver- 
hältnisse entfalten, die Arbeit vergesellschaften und damit die materielle Basis für 
eine sozialistische Transformation der Gesellschaft gelegt, die dann das Werk der im 
Kapitalismus notwendig entstehenden Arbeiterklasse sei. Im Rahmen der Republik 
sieht Lenin die Möglichkeiten der breiten, weil legalen Einflußmöglichkeiten der 
Sozialdemokratie auf die Arbeiterklasse als einen entscheidenden Punkt an, weil 
dieser die politischen Grundlagen und Dimensionen ihres Kampfes erst Klargemacht 
werden müßten und damit erst die Möglichkeit des Umschlags der ökonomischen in 
den politischen, d.h. unter diesen Bedingungen, sozialistischen Kampf möglich sei. 
Solange aber diese gesellschaftlichen Bedingungen nicht erkämpft sind, ist für Lenin 
jegliches Gerede von der Möglichkeit einer über den Rahmen der bürgerlichen Revo- 
lution hinausgehenden gesellschaftlichen Veränderung leeres Geschwätz, Utopie, 
Anarchismus oder reaktionär kleinbürgerliche Illusion. Es fällt auf, daß dieses Etap- 
penmodell der politischen Aufgaben in direktem Gegensatz zu seinem Etappenmo- 
dell der Entwicklung des Kapitalismus in Rußland steht und es wird deutlich, daß er 
die taktische Bestimmung der Hauptaufgaben der Sozialdemokratie, nämlich Sturz 
der Selbstherrschaft, in Anlehnung an die Position der Narodniki formuliert. 

Klassenanalyse und Taktik stehen sich unvermittelt gegenüber. Während er in 
seiner Klassenanalyse zu dem Resultat der Dominanz kapitalistischer Verhältnisse 
kommt, geht er in seiner Taktik immer nur vom bürgerlichen Charakter der kom- 
menden Revolution aus. Den inneren Zusarnmenhang, daß die Aufgaben der bürger- 
lichen Revolution in Rußland nur durch eine sozialistische Revolution erfüllt wer- 
den können, reproduziert Lenin so als äußerlichen, indem sich die beiden Bestim- 
mungen direkt und sich gegenseitig ausschließend gegenüberstehen. Diese Wider- 
sprüchlichkeit deutet an, daß Lenin selbst zum Gefangenen des ideologischen Cha- 
rakters seiner Gesellschaftsanalyse geworden ist. 

Die Bestimmung der politischen Aufgaben der Sozialdemokratie und deren 
Organisationskonzept, wurden wesentlich im Laufe der Polemiken mit der „ökono- 
mistischen‘“ Fraktion und später den Menschewiki, teilweise auch in der Auseinan- 
dersetzung mit der linken Fraktion von Leo Trotzki und Rosa Luxemburg (63) 


63 Vgl dazu die Rußlandschriften Rosa Luxemburgs in: Gesammelte Werke, Berlin 1972, 
Bd. 1/2, sowie die verschiedenen Beiträge Trotzkis, wie die in dem Band: Schriften zur 
revolutionären Organisation, Hamburg 1972, zusammengestellten, ferner Rapport de la 
Delegation siberienne, Paris 1971 und verschiedene in der Neuen Zeit erschienene Beiträ- 
ge. 
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herausgearbeitet. Weitere Modifikationen ergeben sich im Verlaufe der Fraktions- 
kämpfe innerhalb der russischen und der internationalen Sozialdemokratie. In den 
grundlegenden Zügen hatte Lenin aber seine Auffassungen, die die Basis für seine 
zukünftige theoretische und politische Arbeit abgeben, bereits bis 1902 entwickelt 
und lehnt sich auch später deutlich an das in dieser Periode geprägte Wissenschafts- 
verständnis und den sich daraus ergebenden politischen und organisatorischen Posi- 
tionen an, Trotz der unter dem Druck der politischen Entwicklung und der sich 
radikalisierenden Klassenkämpfe häufigen Modifikationen und Revisionen, die Le- 
nin an seinen Positionen vornehmen konnte, bewegt er sich auf theoretischem 
Gebiet immer im Rahmen dieses Verständnisses. Deshalb kommt dieser Periode der 
Herausbildung des Leninismus eine entscheidende Bedeutung zu, weil hier dessen 
theoretische und organisatorische Grundlagen gelegt werden, zumal sich die stali- 
nistische Leninismusinterpretation, also der offizielle Marxismus-Leninismus, in den 
20er Jahren deutlich gerade an die frühen Formulierungen Lenins anlehnt, obwohl 
er selber bestimmte Positionen teilweise überwunden, teilweise modifiziert hatte, 
wenngleich auch hinzugefügt werden muß, daß Lenin aber niemals zu einer radika- 
len Aufhebung der Widersprüchlichkeiten in seiner theoretischen, politischen und 
organisatorischen Konzeption gelangen konnte, sondern lediglich zu einer ungefäh- 
ren Anpassung dieser Konzeption an die reale Bewegung. 

Der Analyse des Leninschen Konzeptes des Aufbaus und der Aufgabenstel- 
lung der Partei kommt bei einer Einschätzung sowohl seines unmittelbar histori- 
schen politischen Wirkens zentrale Bedeutung bei, wie auch in der Einschätzung der 
geschichtlichen Rolle, die der Leninismus, bzw. Marxismus-Leninismus, als Kanoni- 
sierung einer bestimmten Lenininterpretation, in der Geschichte der Arbeiterbewe- 
gung gespielt hat und immer noch spielt. Denn dieses Organisationakonzept war 
gewissemaßen die Bewegungsform, in der sich relativ beliebige politische Inhalte, 
wir denken bloß an den politischen Zick-Zack-Kurs der III. Internationale, prinzi- 
piell gegenüber der Klasse rechtfertigen ließen und trotzdem zu keiner grundsätz- 
lichen Änderung der Beziehungen von Partei und Klasse führte, sondern im Gegen- 
teil sogar noch den Hegemonialanspruch der Partei gegenüber der Klasse in dem 
Maße festigte, wie die, der kommunistischen Fraktion der Arbeiterklasse aufge- 
zwungene, Taktik zu Niederlagen des gesamten Proletariats von historischem Aus- 
maß beigetragen hat und damit beständig Eigeninitiative, Kampfkraft und damit 
Widerstandsvermögen gegen die Dominanz der Funktionäre und der Parteibürokra- 
tie unterhöhlte, 

Lenin sieht als Ergebnis der Auseinandersetzung mit den Volkstümlern so- 
wohl eine Spaltung der sozialistischen von der kleinbürgerlich-reaktionären Fraktion 
der Intelligenz, wie eine genügende theoretische Fundierung der sozialdemokrati- 
schen Fraktion der Intelligenz, deren Ergebnisse es jetzt in der Praxis umzusetzen 
gelte. „Die theoretischen Anschauungen der Sozialdemokratie scheinen jetzt 
(Ende 1897) in ihren Haupt- und Grundzügen genügend geklärt zu sein. Von der 
praktischen Seite des Sozialdemokratismus, von seinem politischen Programm, von 


122 


seinen Arbeitsmethoden und seiner Taktik läßt sich. das nicht behaupten“ (64). Und 
weiter: „Die praktische Tätigkeit der Sozialdemokraten ist bekanntlich darauf ge- 
richtet, den Klassenkampf des Proletariats zu leiten und in seinen beiden Formen zu 
organisieren: den sozialistischen (... ) und den demokratischen ( ..... )“ (65). Diese 
Formulierung wurde im Zusammenhang mit seinem Versuch der Klassenanalyse 
Rußlands und der darin behaupteten Dominanz des Kapitalverhältnisses gebraucht. 

Nachdem Lenin aber seine zur eigenen Klassenanalyse gegensätzliche Taktik 
unter dem Eindruck der realen Kräfteverhältnisse präzisiert hat, nach der es zu- 
nächst im Bündnis mit Teilen der Bourgeoisie und der Bauern den Sturz der Auto- 
kratie zu bewirken gelte, um damit die Bedingungen für eine freie Entfaltung des 
Kapitalismus und der Industriealisierung Rußlands zu schaffen, muß er auch seine 
Definition des Inhalts des Klassenkampfes, und damit auch die Aufgabenstellung für 
die revolutionäre Partei ändern, indem in dieser Kampfetappe in seiner Konzeption 
die sozialistischen Elemente zunächst keine weitere als propagandistische Bedeu- 
tung mehr haben. „Der Klassenkampf des Proletariats besteht aus dem ökonomi- 
schen Kampf (Kampf gegen einzelne Kapitalisten oder gegen einzelne Kapitalisten- 
gruppen für die Verbesserung der Lage der Arbeiter) und dem politischen Kampf 
(Kampf gegen die Regierung für die Erweiterung der Rechte des Volkes, d.h. für 
Demokratie, sowie für die Erweiterung der politischen Macht des 
Proletariats)“ (66). Da nach Lenins taktischer Bestimmung die Herstellung einer 
kapitalistischen Gesellschaft im politischen Bündnis mit den ebenfalls an diesem 
Ziel interessierten Klassen oder Klassenfraktionen die nächste Aufgabe ist, läßt er 
die sozialistischen Tendenzen des Klassenkampfs der Arbeiter für diese Etappe 
außer Acht. Es ist die Aufgabe der Partei, die sozialistischen Ideale zu bewahren, 
während es die unmittelbare politische Aufgabe sei, den demokratischen Kampf zu 
führen. Die Aufgabe der Sozialdemokratie ist es „beide (Kampfformen, die Verf.) 
zum einheitlichen Klassenkampf des Proletariats zu verbinden‘ (67), ihn zu organi- 
sieren und anzuleiten. Die Transformation des beschränkten ökonomischen in den 
Klassenkampf des Proletariats, der lediglich als politischer mit demokratischem In- 
halt gefaßt ist, wird für Lenin nur durch die Vermittlung der revolutionären Intelli- 
genz möglich. „Die Aufgabe der Sozialdemokratie besteht eben darin, durch Organi- 
sierung der Arbeiter, durch Propaganda und Agitation unter ihnen ihren spontanen 
Kampf gegen die Unterdrücker in einen Kampf der ganzen Klasse, in den Kampf 
einer bestimmten politischen Partei für bestimmte politische und sozialistische 
Ideale zu verwandeln“ (68). Da nach Lenins Auffassung des Primats der Politik der 
Klassenkampf lediglich ein politischer ist, wobei er eine mechanische Verbindung 
anstelle der dialektischen im Verhältnis vom ökonomischen zum politischen Kampf 
setzt, nach der der ökonomische Kampf lediglich die Funktion hat, das Proletariat 
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elementar zusammenzuschließen und so die organisatorischen Grundlagen dafür zu 
schaffen, daß die politische Qualität des Kampfes, die die Partei repräsentiert, die- 
sem elementaren Zusammenschluß klargemacht werden kann. Da aber das Proleta- 
riat seiner Meinung nach selber nicht in der Lage sei, die politischen Ziele seines 
Kampfes zu formulieren, weil sie nur durch die moderne Wissenschaft bestimmt 
werden können, besteht sowohl die Notwendigkeit, eine von der Klasse strikt ge- 
trennte Organisation von Revolutionären zu schaffen, die die sozialistischen Ideale 
verkörpert und die politischen Dimensionen des Kampfes klarmacht, wie anderer- 
seits diese Organisation von Berufsrevolutionären mit der elementaren Bewegung zu 
verschmelzen. ‚Die Sozialdemokratie reduziert sich nicht auf einfachen Dienst an 
der Arbeiterbewegung: sie ist die „Vereinigung von Sozialismus und Arbeiterbewe- 
gung‘ (Kautsky); es ist ihre Aufgabe, in die spontane Arbeiterbewegung bestimmte 
sozialistische Ideale hineinzutragen, sie mit sozialistischen Überzeugungen, die auf 
dem Niveau der modernen Wissenschaft stehen müssen, zu verbinden .. ., mit einem 
Wort diese spontane Bewegung mit der Tätigkeit der revolutionären Partei zu einem 
unauflöslichen Ganzen zu verschmelzen“ (69). Da Lenin aber weder die Genesis des 
wissenschaftlichen Sozialismus aus den materiellen Verhältnissen erklären kann, 
noch die Beschränkungen des Klassenbewußtseins selbst als Reflex der unterent- 
wickelten gesellschaftlichen Verhältnisse und der konjunkturell unterschiedlichen 
Reproduktionsbedingungen des Kapitals sieht, stellt sich für ihn der an sich richtige 
Anspruch des ‚Verschmelzens‘ als die Verbindung zweier prinzipiell unabhängiger 
Bewegungen dar. Das Anknüpfen an den ökonomischen Kampf dient demnach 
lediglich zur Schaffung eines Vertrauensverhältnisses zur Arbeiterklasse und knüpft 
nicht an dessen innerer Dynamik an, die einen Umschlag in den politischen Kampf 
impliziert. Demzufolge ist für ihn sozialdemokratische Tätigkeit mit „Organisation 
und Leitung des proletarischen Klassenkampfs‘‘ (70) identisch. Um diese Aufgabe 
erfüllen zu können, muß aber das Stadium der regionalen Handwerkelei und des 
Zirkelwesens überwunden werden, wozu die Herausgabe eines Zentralorgans als eine 
Stufe des Parteiaufbaus ein wesentlicher Schritt ist. „Der ökonomische Kampf, der 
nicht durch ein Zentralorgan zusammengefaßt wird, Kann nicht zum Klassenkampf 
des gesamten Proletariats werden. Die Führung des politischen Kampfes ist unmög- 
lich, wenn nicht die ganze Partei zu allen Fragen der Politik Stellung nimmt und 
den Kampf in seinen einzelnen Erscheinungsformen lenkt“ (71). Es sind daher 
„eine Verbesserung der revolutionären Organisation und Disziplin, eine Vervollkom- 
mung der konspirativen Technik ... dringend notwendig“ (72). Die Bildung einer 
zentralisierten Partei ist erforderlich, weil nur sie es ermöglicht, „die Prinzipien der 
Arbeitsteilung und der Kräfteersparnis systematisch durchzuführen, (...) um... 
einen systematischen Kampf gegen die Regierung führen zu können“ (73). Dement- 
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sprechend formuliert er im Leitartikel der Nr. 1 der Iskra, „daß es die nächste 
politische Aufgabe der russischen Arbeiterpartei sein muß, die Selbstherrschaft zu 
stürzen, politische Freiheit zu erobern“ (74). 

In der Polemik gegen den legalen Marxismus (75) und vor allem gegen die 
‚ökonomistische‘ Fraktion der Sozialdemokratischen Partei, der sowohl dieser Arti- 
kel, wie auch die an diese Gedankengänge anschließenden Arbeiten „Womit begin- 
nen“, „Was tun“ und „Brief an einen Genosssen über unsere organisatorischen 
Aufgaben‘ dienen, stellt Lenin seine Auffassungen über das Verhältnis von Partei 
und Klasse, sowie das Konzept des Organisationsaufbaus ausführlich dar und legt 
damit den Grundstein für die bolschewistische Fraktion innerhalb der russischen 
Sozialdemokratie und die sich aus ihr entwickelnde Partei. 

In dem Lenin‘schen Organisationsplan sind zwei Elemente zu unterscheiden. 
Das erste ist das variable, von den politischen Bedingungen des Landes abhängige 
Element, also das der weitgehenden Konspiration unter den Bedingungen der völli- 
gen politischen Unfreiheit. Das zweite Element dagegen ist prinzipieller, also unver- 
änderlicher Natur und ergibt sich aus Lenins Anschauungen über die Genesis des 
proletarischen Klassenbewußtseins und theoretischer Abstraktionen, die er nach wie 
vor als voneinander unabhängige Bewegungen faßt (76), diese Trennung sogar noch 
polemisch gegen die ökonomistische Fraktion zuspitzt, die das eindeutige Primat 
der sozialdemokratischen Arbeit auf den gewerkschaftlichen Kampf legen will. Ih- 
nen hält Lenin vor, daß die Arbeiterklasse von sich aus zwar eine spontane Bewe- 
gung gegen die Übergriffe des einzelnen Unternehmers hervorzubringen in der Lage 
ist, daß sie aber die Grenzen dieses Trade-Unionismus selbst nicht überwinden kann. 
Dies ist lediglich durch „tiefe wissenschaftliche Einsicht‘“ möglich, deren Träger nur 
die bürgerliche revolutionäre Intelligenz, bzw. die sich in der Partei von Berufsrevo- 
lutionären auf dieses Bewußtsein heraufgearbeitete Schicht der Arbeiterintelligenz 
sein kann. Da Lenin aber die Einsicht in die tatsächlichen Verhältnisse nicht als 
ideelles Produkt dieser Verhältnisse begreift, kann er folglich auch keine materiali- 
stische Bestimmung illusionärer Bewußtseinsformen vornehmen, die ihm als ‚Ver- 
rat‘ (77), Korruption oder mangelnde Bildung erscheinen müssen. Er kann den sich 
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angelegt, mit der er das Phänomen des Opportunismus in der Sozialdemokratie im beson- 
deren und Teilen der Arbeiterklasse in den Metropolen im allgemeinen zu erklären ver- 
sucht. Nach seiner Auffassung wird die Arbeiteraristokratie mit Teilen des Extraprofits 
bestochen, den die imperialistischen Länder aus ihren Kolonien herauspressen, und so 
diese Schicht korrumpieren. Damit ist nicht nur die Frage des Entstehens von falschem 
Bewußtsein von den unmittelbaren gesellschaftlichen Verhältnissen getrennt und auf 
simple Bestechung reduziert, sondern impliziert eine derartige Auffassung auch eine 
Revision der Arbeitswertlehre, da der Lohn der Arbeiterklasse in den Metropolen nach 
Lenin in erster Linie nicht mehr der Geidausdruck des Werts der Ware Arbeitskraft ist, 
sondern ein politischer Lohn, der massenhaft und zu korruptiven Zwecken aus kolonia- 
len Extraprofiten bezahlt wird. 
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innerhalb der russischen Arbeiterbewegung und der II. Internationale entfaltenden 
Opportunismus deshalb nicht als durch die ralative Unterentwickeltheit Rußlands 
bzw, die relative Prosperität des Weltmarktes und der entwickelten Länder bedingte 
Form falschen Bewußtseins bestimmen und so auch keine Schritte zur Zersetzung 
dieser Ideologie angeben. 

Denn falsches Bewußtsein ist entweder Resultat unterentwickelter Produk- 
tions und Klassenverhältnisse, oder sitzt den fetischisierten Erscheinungsformen 
der realen gesellschaftlichen Widersprüche unter favorablen konjunkturellen Be- 
dingungen und der daraus resultierenden objektiven Beschränkung der Klassen- 
kämpfe auf, und ist damit selbst wieder, wenn auch verkehrter, Ausdruck der 
tatsächlichen gesellschaftlichen Verhältnisse, wie sie an der Oberfläche erscheinen. 
Da Lenin keine Bestimmung der jeweiligen Bewußtseinsverfassungen aus den mate- 
riellen Verhältnissen vornehmen kann, reduziert sich das Bewußtseinsproblem der 
Arbeiterklasse für ihn auf reine Propagandatätigkeit. Die Arbeiter sind beständig der 
Propaganda der bürgerlichen Ideologie ausgesetzt, der sie von sich heraus nicht 
begegnen können. „Kann nun von einer selbständigen, von den Arbeitermassen im 
Verlauf ihrer Bewegung selbst ausgearbeiteten Ideologie keine Rede sein, so kann 
die Frage nur so stehen: bürgerliche oder sozialistische Ideologie“ (78). Es gelte 
demnach für die sozialistische Fraktion der Intelligenz den Einfluß der bürgerlichen 
Fraktion und ihrer Ideologie zurückzudrängen, die im Gegensatz zur sozialistischen 
Ideologie den Vorteil hat, älter zu sein, vielseitiger entwickelt und über unvergleich- 
lich mehr Mittel der Verarbeitung zu verfügen (79). „Darum bedeutet jede Herab- 
minderung der sozialistischen Ideologie, jedes Abschwenken von ihr zugleich eine 
Stärkung der bürgerlichen Ideologie‘ (80). Da die spontane Entwicklung der Arbei- 
terbewegung nicht über den Rahmen gewerkschaftlichen Bewußtseins hinauskom- 
me, führt sie nach Lenin letztenendes zu einer „‚Unterordnung unter die bürgerliche 
Ideologie“. Die Arbeiterklasse tendiere also von selbst zum Träger bürgerlicher Ideo- 
logie zu werden. „Von der Sozialdemokratie losgerissen, verflacht die Arbeiterbewe- 
gung und verfällt unweigerlich in Bürgerlichkeit: führt die Arbeiterklasse nur den 
ökonomischen Kampf, so verliert sie ihre politische Selbständigkeit, wird zum An- 
hängsel anderer Parteien und übt Verrat an dem großen Vermächtnis: ‚Die Befrei- 
ung der Arbeiterklasse muß das Werk der Arbeiter selbst sein“* (81). 

Ganz abgesehen von der inneren Widersprüchlichkeit mit der Lenin zwar den 
Marx‘schen Hauptgedanken des Status der Internationalen Arbeiterassoziation wie- 
derholt, aber im gleichen Satz betont, daß die Arbeiterklasse sich selbst gar nicht 
befreien kann, sondern dazu die in der Sozialdemokratie versammelte revolutionäre 
bürgerliche Intelligenz benötige, wird deutlich, daß Lenin den revolutionären 
Kampf nicht aus den materiellen Bedingungen erklärt. Er wird damit zu einer Sache 
der Wissenschaft, der höheren Moral, letztlich der erfolgreichen Propagandatätig- 
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keit, mit der Wissenschaft und Moral ins Volk getragen werden. Das sich für Lenin 
im Zusammenhang des Verhältnisses von Partei zu Klasse auftuende Problem ist 
damit in erster Linie ein technisches, nämlich das der effektivsten Verbreitung der 
sozialdemokratischen Ideen. Die Organisation von ökonomischen und vor allem 
politischen Enthüllungen mit Hilfe eines gesamtrussischen Zentralorgans (82) ist 
dabei die wesentliche Form, mit der Bewußtsein erweckt werden soll. 

Dem entsprechend kommt Lenin auch zu einer völlig idealistischen Charak- 
terisierung eines vorbildlichen Revolutionärs, indem er betont, „daß das Ideal eines 
Sozialdemokraten nicht der Sekretär einer Trade-Union, sonder der Volkstribun 
sein muß, der es versteht, auf alle Erscheinungen der Willkür und Unterdrückung zu 
reagieren, wo sie auch auftreten mögen, weiche Schicht oder Klasse sie auch betref- 
fen mögen, der es versteht, an allen diesen Erscheinungen das Gesamtbild der Poli- 
zeiwillkür und der kapitalistischen Ausbeutung zu zeigen, der es versteht, jede Klei- 
nigkeit zu benutzen, um vor aller Welt seine sozialistische Überzeugung und seine 
demokratischen Forderungen darzulegen, um allen und jedermann die welthistori- 
sche Bedeutung des Befreiungskampfes des Proletariats klarzumachen“ (83). Dem- 
entsprechend muß auch die Organisationsform der Partei diesen Kriterien genüge 
tragen, d.h. ein Maximum an Effizienz der Propagandatätigkeit zu sichern, Die 
Formen der kapitalistischen Rationalität, Arbeitsteilung, Spezialisierung und Hierar- 
chisierung dienen als Vorbild für den Aufbau der revolutionären Organisation. Er 
geschieht von oben nach unten unter direkter ideologischer und praktischer Anlei- 
tung von Zentralorgan und Zentralkomitee, die alle Fäden in der Hand halten, und 
darauf achten, daß „alle Räder und Rädchen der Parteimaschine‘ (84) entspre- 
chend ineinander greifen. Lenin kann zu einer derartigen Übernahme bürgerlicher 
Organisationsprinzipien für die revolutionäre Organisation, die eine hierarchische 
Zentralisierung durch die Parzellierung der Verantwortlichkeit der einzelnen Mit- 
glieder der Organisation gegenüber bedingt (85), zum einen durch seine Aufgaben- 
stellung für die Partei gelangen und zum anderen, durch sein, oben beschriebenes, 
mangelndes Verständnis des Formunterschieds von Kapitalistischer und sozialisti- 
scher Vergesellschaftung und damit der Rationalität der Arbeit. Die sich aus den 
Bedingungen der Konspiration ergebenden Einschränkungen des demokratischen 
Prinzips sieht er vor allem in der Unmöglichkeit der vollständigen Publizität und der 
Wählbarkeit der Funktionäre (86). Aber dies empfindet er nur als geringen Mangel, 
da „strengste Konspiration, strengste Auslese der Mitglieder, Herausbildung von 
Berufsrevolutionären“ (87) etwas „Größeres“, als den „Demokratismus“ sichern, 
„nämlich: das volle kameradschaftliche Vertrauen der Revolutionäre zueinander. 
(...) Sie haben keine Zeit, an spielerische Formen des Demokratismus zu 
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denken..., aber ihre Verantwortlichkeit empfinden sie sehr lebhaft, und zudem 
wissen sie aus Erfahrung, daß eine aus wirklichen Revolutionären besteheride Orga- 
nisation vor keinem Mittel zurückschrecken wird, wenn es gilt, sich von einem 
untauglichen Mitglied zu befreien“ (88). Lenin anerkennt die Möglichkeit, daß 
„eine straffe Zentralisation die Sache allzu leicht zugrunde richten kann, wenn der 
Zentralstelle zufällig ein mit sehr großen Machtbefugnissen ausgestatteter unfähiger 
Mensch angehört. Das ist natürlich möglich, aber das Mittel dagegen ist keineswegs 
Wählbarkeit und Dezentralisation ... Das Mittel gibt kein Statut, es kann nur gege- 
ben werden durch ‚kameradschaftliche Einwirkung‘... bis zum Sturz des völlig 
unfähigen Machtorgans“ (89). 

Lenins Organisationsplan entpuppt sich damit als klassische Form einer bür- 
gerlichen Elitepartei, einer sich selbst regulierenden Führungsoligarchie. Dement- 
sprechend fällt auch seine Einschätzung der emanzipatorischen Ansätze z.B. der 
englischen Gewerkschaftsbewegung aus, indem er den Verlust dieser Ansätze als 
historischen Fortschritt interpretiert. „Nicht nur wurden alle Fragen durch Abstim- 
mung aller Mitglieder entschieden, sondern auch die Ämter wurden von allen Mit- 
gliedern der Reihe nach ausgeübt. Es bedurfte einer langen geschichtlichen Erfah- 
rung, damit die Arbeiter das sinnlose einer solchen Vorstellung von der Demokratie 
einsahen und erkannten, daß man einerseits Vertreterkörperschaften und anderer- 
seits Berufsfunktionäre braucht“ (90). Der Zusammenhang dieses Bürokratisierungs- 
prozesses der Gewerkschaftsbewegung mit der von Lenin am gleichen Beispiel fest- 
gemachten Kritik am Trade-Unionismus als bürgerlicher Politik der Arbeiterbewe- 
gung, entgeht ihm in der Hitze der Polemik völlig, für ihn gilt: „Keine einzige 
revolutionäre Klasse kann ohne eine stabile und Kontinuität wahrende Führerorga- 
nisation Bestand haben“ (91), und lobt deshalb auch die Entwicklung der deut- 
schen Sozialdemokratie. „Das politische Denken der Deutschen ist schon entwickelt 
genug, sie haben genügend politische Erfahrung gesammelt, um zu verstehen, daß es 
ohne ein ‚Dutzend‘ talentvoller (Talente kommen nicht zu Hunderten zur Welt), 
bewährter Führer... in der heutigen Gesellschaft keinen beharrlichen Kampf einer 
Klasse geben kann“ (92). 

Deutlich ist in dieser Konzeption die Amalgamierung der Marxismusrezeption 
der I. Internationale mit den Traditionen der russischen revolutionären Intelli- 
gentsia festzustellen, obwohl es zunächst an der Oberfläche der Zitate so erscheint, 
als ob sich Lenin nur voll im Rahmen der Ideologie der Il. Internationale und 
namentlich der deutschen Sozialdemokratie und ihres führenden Theoretikers 
Kautsky bewegt, von dem Lenin wörtlich die prinzipiellen Passagen über das Ver- 
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hältnis von Partei und Klasse übernimmt (93). Der Revisionismus der deutschen 
Sozialdemokratie basiert auf der besonderen Entwicklung des Kapitalismus in 
Deutschland und erfährt seine Ausprägung in der dynamischen Wachstumsperiode 
des Kapitalismus, die die materielle Wurzel für seine massenhafte und internationale 
Verbreitung darstellt. Spezifikum dieser Ideologie ist zum einen die direkte Verbin- 
dung der kleinbürgerlich-demokratischen und der proletarischen Opposition gegen 
das Bündnis zwischen absolutistischem Staat, Junkern und Bourgeoisie, die der 
Sozialdemokratie in dieser Funktion zwar eine historisch fortschrittliche Rolle zu- 
kommen läßt, aber gleichzeitig eine Abkehr von den Zielen der allgemeinen Emanzi- 
pation des Proletariats und der konkret zu diesen Zielen führenden Maßnahmen und 
Schritte bedeutet. Dieser Koalitionscharakter der Sozialdemokratie ist sowohl Aus- 
druck der politischen und ökonomischen Verhältnisse in Deutschland, d.h. der 
relativen Unterentwickeltheit und der Niederlage der 48er Revolution, wie er die 
Basis für eine Integrationsideologie abgibt, die die Kämpfe der Arbeiterklasse unter 
Führung der Partei im Rahmen der bürgerlichen Produktionsverhältnisse beschrän- 
ken will, mit dem Ziel der schrittweisen Verbesserung der Lage der Arbeiterklasse 
und vor allem der Industrialisierung der Gesellschaft als direkter materieller Vorbe- 
reitung für den Sozialismus. 

Der andere Aspekt ist in der langen Prosperitätsphase der kapitalistischen 
Metropolen und namentlich Deutschlands von Mitte der 90er Jahre bis zum I. Welt- 
krieg zu sehen (94). Denn diese gesellschaftliche Entwicklung bot die materielle 
Basis dafür, daß sich Reformismus und Revisionismus der Sozialdemokratie als das 
beherrschende Element in der Arbeiterbewegung erhalten und entfalten konnten. 
Die unter diesen konjunkturellen Bedingungen mögliche Verbesserung der wirt- 
schaftlichen und sozialen Lage der Arbeiterklasse durch gewerkschaftlichen Kampf 
und den beständig durch Wahlerfolge wachsenden politischen Einfluß der Sozialde- 
mokratie, bedeuteten die objektive Beschränkung des Klassenkampfes auf Ziele, die 
innerhalb der bürgerlichen Produktionsverhältnisse zu erreichen waren, und das 
Entstehen einer dementsprechenden Ideologie, die dieser Taktik allgemeingültigen 


93 Vgl. dazu z. B. die brühmte, von Lenin in ‚Was Tun‘ direkt übernommene Passage aus 
Kautskys Artikel „Die Revission des Programms der Sozialdemokratie in Österreich“ 
über das Hainfelder Programm der österreichischen Sozialdemokratie, in: Neue Zeit, 
Jg. 20, 1901/2, Bd. 1, S. 79/80, in dem die prinzipielle Bewußtseinsschranke der spon- 
tanen Arbeiterbewegung hervorgehoben ist, und von Kautsky gerechtfertigt wird, wie der 
Austromarxismus überhaupt in vielerlei Hinsicht dem deutschen Zentrismus entspricht 
und sogar praktisch (Hilferding) mit ihm Hand in Hand arbeitete. 

94 Zur Theorie der langen Wellen vgl. die teilweisen kontroversen Beiträge von Parvus, 
Kautsky, Trotzki, Kondratieff und Mandel in dem Band: Die langen Wellen der Konjunk- 
tur, Beiträge zur marxistischen Konjunktur- und Krisentheorie, Berlin 1972, sowie be- 
sonders das 4. Kap. aus: Ernest Mandel, Der Spätkapitalismus, a.a.0., S. 103—-37. Siehe 
außerdem das Referat von Mandel auf dem Kongreß in Tilburg im Sept. 1970, Ge- 
schichte des Kapitalismus und seine Bewegungsgesetze, in: Kapitalismus in den 70er 
Jahren, Frankfurt 1971, S. 7-32, und ders,, Die Krise des Dollars und die Krise des 
Nachkriegskapitalismus, die Einführung zu: ders., Der Sturz des Dollars, Berlin 1973, 
S. 15-32 
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Charakter verleihen will. Der direkte soziale Träger dieses Prozesses in den gewerk- 
schaftlichen Massenorganisationen ist die dort entstehende Arbeiterbürokratie, als 
eine von der Klasse gesonderten, mit bestimmten Privilegien ausgestatteten Schicht, 
der die Vertretung der Interessen der Gesamtbewegung angetragen wurde und die in 
dem Maße, wie die Klassenkämpfe in beschränktem Rahmen verbleiben mußten, 
und trotz aller erzielten Erfolge nicht in sozialistischen Kampf umschlugen, sowohl 
ihre Positionen festigten, wie die sich daraus ergebenden materiellen und damit 
besonderen Interessen mit den allgemeinen Zielen der Arbeiterklasse verschmolzen. 
Die Bürokratie kann ihre Funktion, und damit ihre Privilegien aktuell und langfri- 
stig nur durch den Erhalt des gesellschaftlichen Status Quo sichern, d.h. es er- 
wächst ein materielles Interesse am Erhalt dieses Status Quo, das sich in dem Maße 
verselbständigen kann, wie von Seiten der Arbeiterklasse nicht bewußt und ständig 
Gegenmaßnahmen getroffen werden, etwa durch die Festsetzung der Höhe der 
Gehälter, der Anwendung des Rotationsprinzips, der unmittelbaren und ständigen 
Möglichkeit der Kontrolle und Abwählbarkeit der Funktionäre etc. (95). Ohne die- 
se Maßnahmen ist die Gefahr der Verkehrung des ursprünglichen Mittels in einen 
Selbstzweck angelegt und damit die Basis der Verfolgung einer im Interesse einer 
besonderen Schicht liegenden Politik unter der Vorgabe der Wahrnehmung allgemei- 
ner Interessen gegeben ist. 

Dieser vornehmlich für die Gewerkschaften charakteristische Prozeß fand na- 
türlich in dem Maße in die Sozialdemokratie Eingang, wie sie sich zur Massenpartei 
entwickelte. Zusätzliches Charakteristikum der Sozialdemokratie von Anbeginn 
war, im Gegensatz zu den Gewerkschaften, eine deutliche Dominanz deskleinbürger- 
lich intellektuellen Flügels in den Leitungsorganen der Partei, so daß die sich aus 
den Konstitutionsbedingungen der Sozialdemokratie ergebende Führungsrolle der 
Intelligenzfraktion, die ebenfalls in politischer Vertretung der Arbeiterklasse agier- 
te, durch die entstehende Partei- und Gewerkschaftsbürokratie bestärkt wurde und 
sich ein Bündnis der verschiedenen Führungseliten der Arbeiterklasse ergab. Das 
gemeinsame dieser Fraktionen war trotz ihres unterschiedlichen sozialen Ursprungs, 
der ihr zur dauernden Legitimation ihrer Tätigkeit dienender prinzipieller prakti- 
scher und ideologischer Führungsanspruch gegenüber der Arbeiterklasse und der 
daraus resultierende substitutionalistische Charakter ihrer Politik (96). 

Obwohl sich diese Widersprüchlichkeit und der Doppelcharakter der sozialde- 
mokratischen Politik zu Beginn des Jahrhunderts noch in einem embryonalen Zu- 
stand befand und sich erst in dem Maße verdeutlichte, wie sich die gesellschaftli- 
chen Widersprüche zuspitzten und von der Sozialdemokratie eine Entscheidung 
abverlangten, die sie mit der Zustimmung zu den Kriegskrediten oder dem Regie- 


95 Vergl. zum Komplex der Bürokratie in Arbeiterorganisationen und -staaten. Ernest 
Mandel, Über die Bürokratie, Mannheim o. J. (1970) 

96 Vgl. dazu: Bernd Rabehl, Wilfried Spohn, Ulf Wolter, Historische und politische Voraus- 
setzungen der Kritik Mandelbaums am Sozialdemokratismus und am Leninismus, Nach- 
wort zu: Kurt Mandelbaum, Sozialdemokratie und Leninismus, a.a.0., S. 79-119, in 
diesem Zusammenhang besonders Teil 1, Die klassenpolitischen Grundlagen des Sozial- 
demokratismus, S. 79-105 
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rungsantritt in der Weimarer Republik auch gab (97), bleibt dennoch die Frage 
offen, wieso sich Lenin die Grundlagen dieser revisionistischen Ideologie völlig zu 
eigen machte und nicht an den originären Marxismus anknüpfte. Weiter ist zu 
erklären, weshalb Lenin trotz der Kontinuität dieser Marxismusinterpretation zu 
teilweise gegensätzlichen taktisch-politischen Schlußfolgerungen gelangt, in welcher 
Beziehung also der Leninismus sowohl Kontinuität als auch Bruch mit den Sozialde- 
mokratismus verkörpert. 

Die Gründe für die Möglichkeit der Übernahme des sozialdemokratischen 
Ideologie durch Lenin fußten offensichtlich auf den materiellen Verhältnissen Ruß- 
lands, wie oben in der Beschreibung der Entwicklungsgeschichte der russischen 
Intelligentsia nachzuweisen versucht wurde. Eine mit der bestehenden Gesellschaft 
unzufriedene, nicht in sie integrierte Intelligenz, die aber gleichzeitig von den unter- 
drückten Volksmassen getrennt war, mußte unter diesen Bedingungen im Namen 
und an Stelle dieses Volkes sprechen und handeln. Waren es zunächst die Bauern, so 
wurde die im Zuge der beginnenden Industrialisierung entstehende Arbeiterklasse 
als neue soziale Kraft entdeckt und führte zu einer Fraktionierung der Intelligentsia, 
zumal auf der anderen Seite die Agrarkrise und politische Borniertheit der Bauern 
den idealistischen Charakter der volkstümlerischen Idealisierung der Bauern und der 
Obscina verdeutlichten. Durch Lenins intensive Polemik mit den Narodniki er- 
scheint es so, als habe er sich von deren Traditionen völlig gelöst. Aber seine 
Auseinandersetzungen mit ihnen berühren in erster Linie nur die Frage der Ein- 
schätzung der russischen Produktionsverhältnisse, ihrer Entwicklungsperspektiven 
und des Weges zum Sozialismus. Er kritisiert die Idee eines Agrarsozialismus, der 
gegenüber er die These der Notwendigkeit einer kapitalistischen Entwicklung Ruß- 
land als Vorbedingung für den Sozialismus betont. Dem entsprechend ist für ihn 
auch die Arbeiterklasse und nicht der Bauer sein primärer Adressat. Dagegen stehen 
Lenins Vorstellungen über die Rolle der Intelligenz und das Verhältnis von revolu- 
tionärer Organisation zu der zu führenden Klasse eindeutig noch in den Traditionen 
der russischen Intelligenz, die sich mit dem Volk verbunden fühlte, gegen dessen 
Elend rebellierte, aber noch keinen anderen Weg gehen konnte, als die Sache der 
Befreiung letztlich selbst in die Hand zu nehmen. Diese Grundhaltung finden wir 
auch bei Lenin, wenn er ausruft: „Gebt uns eine Organisation von Revolutionären, 
und wir werden Rußland aus den Angeln heben!“ (98). Entsprechend finden wir 
auch im Organisationsaufbau den deutlichen Einfluß der Narodniki. „Wir aber brau- 
chen eine militärische Organisation von Agenten“ (99). Seine Vorstellung von 
einem allmächtigen zentralen Gremium, Zentralkomitee und Zentralorgan, das alle 
Fäden in der Hand hat, und wo die Entscheidungen von oben nach unten laufen, 
lediglich Berichterstattung auf umgekehrtem Wege möglich ist, hatte bereits 


97 Die Rolle der Sozialdemokratie im Krieg und in der Novemberrevolution, die Entwick- 
lung ihrer Spaltung und ihres Niedergangs schildert: Richard Müller in seiner dreibän- 
digen Geschichte der deutschen Revolution, Vom Kaiserreich zur Republik, Die Novem- 
berrevolution, Der Bürgerkrieg in Deutschland, Berlin 1973 und 1974 

98 Lenin, Was Tun, LW 5, S. 483 

99 Ebd., S. 536 
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N. P. Ogarjow 1862 fast wörtlich für die Untergrundorganisation „Land und Frei- 
heit‘ formuliert (100), sie waren auch die Prinzipien, nach denen -die Narodna 
Wolja organisiert waren. So formuliert Lenin auch als Pflicht der Sozialdemokraten 
„eine ebenso gute, ja noch unvergleichlich bessere Organisation von Revolutionären 
zu schaffen, als die ‚Semlja i Wolja* sie hatte. Im Gegenteil, diese Pflicht wird uns 
gerade durch diese Bewegung auferlegt, denn der spontane Kampf des Proletariats 
wird nicht zu einem wirklichen ‚Klassenkampf‘ werden, solange dieser Kampf nicht 
von einer starken Organisation der Revolutionäre geleitet wird“ (101). So sind die 
Verschwörerorganisationen der Narodniki konsequent auch Lenins 
„Vorbild‘“ (102), ihr Fehler bestand seiner Meinung nach lediglich darin, „daß sie 
sich auf eine Theorie stützten, die im Grunde genommen keine revolutionäre Theo- 
rie war‘ (103), weil sie sich nicht auf den proletarischen Klassenkampf orientierte, 
obwohl er gleichzeitig betont, daß die Narodniki eine richtige Bestimmung des 
nächsten politischen Kampfzieles vornehmen, nämlich den Sturz der Selbstherr- 
schaft, den Lenin als ‚nächste politische Aufgabe der russischen Arbeiterpartei (104) 
sieht. Da er das Entstehen der Ideologie der Volkstümler ebensowenig aus 
den materiellen Verhältnissen und deren Beschränktheit erklären kann, wie das 
Entstehen revolutionären Klassenbewußtseins, ist es für in unproblematisch sowohl 
Organisationsform wie Taktik von den Narodniki zu übernehmen ohne dabei zu 
bemerken, daß sowohl die Idee eines Agrarsozialismus, des Sturzes der Selbstherr- 
schaft durch die Aktion eines Verschwörerzirkels und die sich daraus ergebene 
bornierte und militärische Organisationsform in einem immanenten Zusammenhang 
stehen und Ausdruck der russischen Verhältnisse sind. Wenn Lenin durch seine 
Analyse des russischen Kapitalismus die politisch programmatischen Aussagen der 
Volkstümler durch die der Sozialdemokratie austauscht, aber sowohl Organisations- 
konzept, wie die politische Taktikbestimmung der Narodniki in wesentlichen Zügen 
beibehält, so ist dies sowohl der ideelle Ausdruck des rapiden relativen Wachstums 
der Arbeiterklasse in Rußland, wie auch der gleichzeitigen absoluten gesellschaftli- 
chen Unterentwicklung. Es gelingt Lenin und der sozialdemokratischen Fraktion 
zwar sich von der utopischen Ideologie eines Agrarsozialismus loszusagen und im 
Proletariat die entscheidende Kraft des gesellschaftlichen Fortschritts und des So- 
zialismus zu sehen, ohne daß damit eine grundlegende Revision des bisherigen Ver- 
hältnisses der Intelligentsia zu der als fortschrittlich erachteten und zu führenden 
Klasse einherging, weil die Arbeiterklasse erst im Entstehen begriffen war und die 
ihr innewohnenden Potenzen noch nicht voll entfalten konnte. Dies ist die gesell- 
schaftspolitische Grundlage, weshalb die revisionistische Marxismusinterpretation 
der II. Internationale unter den russischen Sozialdemokraten Fuß fassen konnte. Ihr 


100  Vergl. S. V. Utechin, a.a.0., S. 116 f. 

101 Lenin, Was Tun, LW 5, S. 492 

102  Ebd., S. 491 

103  Ebd., S. 492 

104 Ders, Die dringendsten Aufgaben unserer Bewegung, LW 4, S. 365, vergl. auch, ders., 
Eine dringende Frage, LW 5, S. 216, und Was tun, LW 5, 8.421 
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Kennzeichen war ebenfalls der prinzipielle Führungsanspruch der Partejintelligenz 
und -bürokratie der Arbeiterklasse gegenüber, wenn auch aus teilweise unterschiedli- 
chen gesellschaftlichen Bedingungen resultierend, ihre Gemeinsamkeit aber darin 
findend, daß die Arbeiterklasse — sei es aus Gründen der Unterentwickeltheit der 
kapitalistischen Produktions- und Klassenverhältnisse, also ihrer sozialen Schwäche, 
der politischen Entwicklung der Bourgeoisie und der Gesellschaft, oder denen kon- 
junktureller Natur, wobei sich diese Faktoren nicht gegenseitig ausschließen, son- 
dern vielmehr kombiniert, mit einer der jeweiligen gesellschaftlichen Entwicklung 
entsprechenden unterschiedlichen Gewichtung wirken — ihre Kämpfe nur in be- 
grenztem Rahmen und mit einer sich daraus ergebenden beschränkten Zielsetzung 
führt. Die Ideologie der II. Internationale und der russischen Sozialdemokratie ist 
somit Produkt einer nicht-revolutionären Etappe der Entwicklung der Arbeiterbe- 
wegung. Sie erhalten ihre jeweiligen Ausprägungen, Nuancierungen und Verschie- 
denheiten durch die Ungleichheit der gesellschaftlichen Entwicklung in den impe- 
rialistischen Metropolen und dem unterentwickelten Rußland. 

Gleichzeitig ist damit angedeutet, weshalb sich Elemente dieser Ideologien in 
der Sowjetunion nach dem Bürgerkrieg zum Dogma des Marxismus-Leninismus ver- 
dichten konnten, da wir in dieser Zeit eine klassenpolitische Konstellation sehen, 
die im nationalen und internationalen Maßstab von einem Rückgang der Klassen- 
kämpfe geprägt ist und damit einhergehend konkret einen Verlust an Selbstätigkeit 
der Arbeiterklasse sowohl beim Aufbau des Sozialismus in der SU als auch beim 
Sturz des Kapitalismus bedeuten. Diese Einschränkung der Kampfziele und -formen 
der Arbeiterklasse gab die Basis für die Herausbildung und Festigung bürokratischer 
Stellvertreterherrschaft ab, zu deren Legitimation Elemente der substitutionalisti- 
schen ideologischen Traditionen benutzt wurden, 


3. Trotzkis Kritik am Lenin‘schen Organisationsplan 


Wie bereits angedeutet, entwickelte sich die Lenin‘sche Position nicht nur unter 
dem Einfluß und in der Auseinandersetzung mit den Traditionen der russischen 
Intelligentsia und der deutschen Sozialdemokratie. Lenin sah sich auch aus den 
Reihen der russischen und deutschen Sozialdemokraten mit Kritikern konfrontiert, 
die seine Theorie-, Taktik- und Organisationsauffassungen von einem egalitär marxi- 
stischen Standpunkt aus kritisierten und in ihren Auseinandersetzungen zumindest 
ansatzweise alternative Konzeptionen entwickelten (105). 

Wir wollen im folgenden deshalb kurz eine grobe Skizzierung der wichtigsten 
Gedankengänge Trotzkis Kritik am leninistischen Organisationskonzept geben, die 
lediglich diesem beschränkten Zweck dienen soll und notwendig fragmentarisch 
bleiben muß, weil sie im Rahmen dieses Aufsatzes nicht in den Gesamtzusammen- 


105 Über das Verhältnis der Positionen des jungen Trotzki zu denen der linken Opposition in 
der SU zu dem Vorwort von Ulf Wolter zu. Ders. (Hrsg.), Programme und Dokumente 
der linken Opposition 1923-1928, Berlin 1975 
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hang der theoretischen und politischen Auffassungen dieses Theoretikers eingebet- 
tet werden kann (106). Sie erscheint uns notwendig, weil in diesen frühen Debatten 
Positionen formuliert und Fragestellungen aufgeworfen werden, die von unvermin- 
derter Aktualität sind, wie etwa die des Verhältnisses von Intelligenz und revolu- 
tionärer Organisation zur Arbeiterklasse, wobei in der aktuellen Diskussion dieser 
Probleme teilweise wieder an die früheren Auseinandersetzungen angeknüpft wird, 
die Fragestellungen im Lichte der historischen Erfahrungen der letzten 70 Jahre 
wieder aufgegriffen werden. 

Der unmittelbare Anlaß für die Auseinandersetzung Trotzkis und Luxemburgs 
mit dem leninistischen Konzept war die auf dem II. Kongreß der SDAPR 1903 
erfolgte Spaltung der russischen Sozialdemokratie in den bolschewistischen und 
menschewistischen Flügel. Der Parteitag, als Vereinigungskongreß einberufen, um 
die vielen lokalen Zirkel zu einer nationalen Organisation zu verbinden, konnte 
nach dem Austritt der Bundisten, der Organisation jüdischer Arbeiter, und der 
Fraktionierung diese ihm zugedachte Funktion nicht erfüllen. Die sich an scheinbar 
marginalen Punkten, wie dem $ I des Organisationsstatus festmachende Auseinan- 
dersetzung zwischen den Fraktionen war aber lediglich der organisationstechnische 
und damit verschleierte Ausdruck der unterschiedlichen Bestimmungen der politi- 
schen Aufgaben der russischen Sozialdemokratie und ihres Verhältnisses zur Arbei- 
terklasse. Die oben beschriebene allmähliche Trennung der sozialdemokratischen 
Fraktion von den ‚legalen Marxisten‘ war lediglich der erste Ausdruck dieser auch 
weiterhin stattfindenden Diskussion um die Entwicklungsperspektiven der russi- 
schen Gesellschaft und die daraus resultierende Taktikbestimmung der Sozialdemo- 
kratie. Die Position der sog. Ökonomisten, gegen die sich Lenins Polemik in erster 
Linie richtete, lehnte sich an die alte Position der Sozialdemokratie der neunziger 
Jahre an, als die revolutionäre Intelligenz ihre ersten Verbindungen zur Arbeiter- 
klasse durch die Unterstützung ihrer unmittelbaren Kämpfe zu knüpfen begann, mit 
dem Ziel die organisierte Arbeiterklasse zur Unterstützung des Kampfes der libera- 
len Bourgeoisie gegen den Zarismus und für die Herstellung einer bürgerlichen Re- 
publik zu gewinnen. Zog die Fraktion der legalen Marxisten daraus den Schluß, daß 
es darauf ankomme, die Bourgeoisie direkt zu unterstützen und zu ihrem aktiven 
Parteigänger wurde, so lehnten die beiden sozialdemokratischen Fraktionen eine 
derartige Position ab, obwohl sie von der grundsätzlich gleichen Einschätzung aus- 
gingen, daß in Rußland lediglich eine Phase der kapitalistischen Entwicklung gesell- 
schaftlichen Fortschritts bringen Könne. Angesichts der Rückständigkeit Rußlands 
gelte es, entsprechend dem klassischen sozialdemokratischen Etappenmodell der 
gesellschaftlichen Entwicklung, den westeuropäischen Weg nachzuholen und durch 
eine bürgerliche Revolution die Bedingungen zu schaffen, die eine rasche kapitalisti- 
sche Entwicklung möglich machen, durch die sowohl in der Entwicklung der Pro- 
duktivkräfte die materiellen Voraussetzungen für den Sozialismus geschaffen wer- 


106 Neben dem Standardwerk, der Trotzi-Biographie Isaac Deutschers, empfiehlt sich als 
einführende Lektüre in das Denken Trotzkis: Arno Münster, Trotzkis Theorie der ‚Per- 
manenten Revolution‘, Darmstadt 1973 
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den, wie durch die quantitative Stärkung der Arbeiterklasse und die Agitationsmög- 
lichkeiten der Sozialdemokratie unter den Bedingungen der Legalität die politischen 
Voraussetzungen. Die politische Führungsrolle in der anstehenden nächsten Etappe 
der Kämpfe falle daher der Bourgeoisie zu. Für die Sozialdemokratie müsse daher 
die Konsequenz sein, sich von dem direkten politischen Kampf fernzuhalten und 
sich im wesentlichen um die Organisation und Förderung des ökonomischen 
Kampfs der Arbeiterklasse zur Verbesserung seiner Lebenslage zu kümmern und so 
Einfluß und Verbindungen zu erhalten. Solange die bürgerliche Revolution bevor- 
stehe, gelte es daher die Bourgeoisie in ihrem politischen Kampf gegen die Autokra- 
tie zu unterstützen. Erst im Rahmen kapitalistischer Verhältnisse sei eine eigenstän- 
dige Klassenpolitik des Proletariats möglich, die sich dann gegen die Bourgeoisie 
wende. Bis dahin gelte es den Einfluß der Sozialdemokratie auf die Arbeiterklasse 
zu verstärken, was unter den gegebenen Bedingungen lediglich im ökonomischen 
Kampf möglich sei. 

Grundsätzlich ging auch die Iskra-Fraktion um Lenin von der gleichen 
Einschätzung aus, daß nämlich Rußlands Weg zum Sozialismus nur über eine kapita- 
listische Entwicklungsphase führen könne. Zwar ging Lenin, wie wir gesehen haben, 
in seiner Klassenanalyse bereits von der Dominanz des Kapitalverhältnisses in Ruß- 
land aus, formulierte aber eine im Gegensatz zu dieser Analyse stehende politische 
Taktik nach der nicht der sozialistische Kampf auf der Tagesordnung stehe, sondern 
in Anlehnung an die Position der Volkstümler eine bürgerlich-demokratische Revo- 
lution und forderte so eine Beschränkung der Kampfziele der Sozialdemokratie auf 
politisch-demokratische Forderungen. Primat sei der Sturz des Zarismus, der mit 
allen Mitteln herbeigeführt werden müsse, um eine weitere kapitalistische Entwick- 
lungsphase zu ermöglichen. Allerdings sah diese Fraktion die politische Schwäche 
der russischen Bourgeoisie und ihr Paktieren mit dem Zarismus. Sie kam von daher 
zu dem Schluß, daß die Bourgeoisie nicht der politische Träger der bürgerlich-demo- 
kratischen Revolution sein könne, hier müsse vielmehr die Arbeiterklasse in die 
Bresche springen und im Bündnis mit den Bauern die Revolution tragen, wobei es 
für Lenin klar war, daß es auf Grund der gesellschaftlichen Bedingungen kein ‚Über- 
springen‘ von seiner Meinung nach unumgänglichen Etappenfolgen der gesellschaft- 
lichen Entwicklung geben könne und die Arbeiterklasse in politischer Selbstbe- 
schränkung zum Träger der bürgerlichen Gesellschaft werden müsse. Ihren konkre- 
ten Ausdruck fand diese Position in der Formel der ‚demokratischen Diktatur der 
Arbeiter und Bauern‘. Der Widerspruch zwischen dem nichtbürgerlichen Träger der 
Revolution und ihrem klassenpolitisch bürgerlichen Inhalt blieb unvermittelt und 
weist wieder auf Lenins mangelndes Verständnis sowohl der sich aus der Klassenlage 
des Proletariats ergebenden Interessen und Bewußtseinsformen wie des Formunter- 
schiedes zwischen kapitalistischen und sozialistischen Formen der Vergesellschaf- 
tung der Arbeit als auch auf den substitutionalistischen Zug in seine Konzeption, 
wenn er im Namen des Proletariats eine Politik formuliert, die explizit eine Aus- 
klammerung der unmittelbaren Interessen des Proletariats und eine völlige politi- 
sche Selbstbeschränkung verlangt. 
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Diesen unterschiedlichen Konzeptionen der russischen Revolution lagen den 
Debatten über die Organisationsfragen in der russischen Sozialdemokratie zugrunde. 
Während die Fraktion, die sich im wesentlichen auf die Förderung der ökonomi- 
schen Kämpfe des Proletariats beschränken wollte, entsprechend den Erfordernissen 
dieser Taktik den Rahmen der sozialdemokratischen Organisation möglichst weit 
spannen wollte, um besseren Einfluß auf die vielfältigen Kampfformen zu erlangen, 
legte die Fraktion um Lenin entsprechend ihrer Konzeption wert auf eine straff 
zentralisierte und schlagkräftige Organisation von Berufsrevolutionären. Ihr Primat 
der Politik, der Sturz der Selbstherrschaft und ihr Kampf gegen die zaristische 
Geheimpolizei mußten zu einer möglichst großen Einschränkung der Mitgliedschaft 
führen, um dem Sicherheitsbedürfnis der Organisation zu genügen und die Ver- 
trauenswürdigkeit der einzelnen zu garantieren. 

Diesen Zusammenhang von taktischen und organisatorischen Fragen berück- 
sichtigend, ist Trotzkis Position einzuschätzen (107). Er betonte im Gegensatz zu 
den Menschewiki und Bolschewiki nicht nur die Zurückgebliebenheit Rußlands 
Westeuropa gegenüber, sondern zugleich die historischen Besonderheiten der russi- 
schen Gesellschaft. Die Rückständigkeit Rußlands bei gleichzeitiger Einbeziehung in 
den kapitalistischen Weltmarkt mußte dazu führen, daß ein einfaches Nachholen der 
westeuropäischen Entwicklung nicht möglich sei. Die Einbeziehung des Zarismus in 
das Kalkül der entwickelten Bourgeoisstaaten und die ökonomische Abhängigkeit 
der russischen Bourgeoisie vom Zarismus, die zu einem reaktionären politischen 
Bündnis führte, sind die Kennzeichen der Besonderheiten der russischen Entwick- 
lung und machen die russische Bourgeoisie unfähig zu einem Kampf gegen den 
Zarismus und zur Lösung der demokratischen Aufgaben, vor allem der Agrarreform. 
Andererseits hat aber die Geschichte der Bauernrevolutionen und der Bauernauf- 
stände in Rußland selbst gezeigt, daß die Bauern als Klasse viel zu heterogen sind, 
um ihren Forderungen einen einheitlichen politischen Charakter zu verleihen. Von 
daher sei die zahlenmäßig kleine, aber stark konzentrierte Arbeiterklasse die einzige 
Kraft, die die Führung bei der Lösung der demokratischen und nationalen Aufgaben 
darstellen könne. Da sie in der Erkämpfung der bürgerlichen Freiheiten zugleich die 
Interessen der Mehrheit der bäuerlichen Bevölkerung vertritt, ist damit die Basis für 
ein Bündnis der Arbeiter mit den Bauern und damit eines Kräfteverhältnisses gege- 
ben, das eine Revolution möglich mache. Die politische Führungsrolle, die der 
Arbeiterklasse in dieser Revolution zufällt, die Arbeiterregierung, kann allerdings 
auf Grund ihrer sich aus der Stellung im Produktionsprozeß ergebenden Interessen- 
lage und der Dynamik der Klassenkämpfe nicht im Rahmen der bürgerlichen Pro- 
duktionsverhältnisse bleiben und politische Selbstbeschränkung üben, sondern ten- 
diert dazu, die bürgerlich demokratischen Aufgaben mit sozialistischen Mitteln zu 
lösen, die Revolution permanent zu setzen. Die Arbeiterregierung bildet demnach 
die politische Form der sozialen Emanzipation, wobei diese Emanzipation im natio- 
nalen Rahmen begonnen wird, ihren Abschluß aber erst im internationalen Maßstab 


107 Schwierigkeiten eıgeben sich aus der Tatsache, daß auf Grund der Tabuisierung Trotzkis 
bis heute noch keine Werkausgabe seiner Schriften existiert. 
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finden kann. 

Diese Analyse der Triebkräfte und Perspektiven der russischen Revolution 
machen Trotzki zu dem wesentlichen Vertreter des russischen Marxismus, der seine 
taktischen und organisatorischen Folgerungen aus einer fundierten und historisch 
als weitgehend richtig erwiesenen Einschätzung der russischen Verhältnisse ableiten 
konnte. Wenngleich die hier skizzierten Auffassungen von ihm in dieser Form auch 
erst vollständig 1905 als Teil seines Buches ‚Rußland in der Revolution“ (108), der 
später unter dem Titel „Ergebnisse und Perspektiven‘ (109) bekannt wurde, formu- 
liert wurden, so ist doch offensichtlich, daß Trotzki bereits wesentliche Elemente 
dieser Position bereits vor der Revolution von 1905 vertrat. Sie finden ihren Nieder- 
schlag in taktischen organisatorischen Vorstellungen, die Trotzki Lenin und ab 
1904 den Menschewiki gegenüber vertrat und ermöglichen ihm als einzigem sozial- 
demokratischen Führer einen entscheidenden Anteil in der Revolution von 1905 zu 
nehmen. 

Als den „Ursprung der Meinungsverschiedenheiten und Unstimmigkeiten, den 
Herd der inneren Unruhen, die unsere Partei bislang so sehr zerrissen haben“ (110), 
sieht Trotzki die Frage nach dem Verfolgen einer eigenständigen Klassenpolitik des 
Proletariats in Rußland, die seiner Meinung nach in einen Prozeß der politischen 
Selbstbestimmung des Proletariats münden muß. Deshalb könne man sich nicht an 
den Erscheinungsformen dieser Frage festmachen, sondern muß zu ihrem Kern 
vordringen. „Um die organisatorischen Meinungsverschiedenheiten zu verstehen, 
muß man aus ihrem Rahmen treten — sonst erstickt man in scholastischen Wortge- 
fechten‘“ (111). Er leitet deshalb seine Kritik am Lenin‘schen Organisationskonzept 
mit einer Kritik der ihm zugrunde liegenden Bestimmung der politischen Taktik ein. 
Es könne weder Aufgabe der Sozialdemokratie sein, das Proletariat als politisches 
Anhängsel der bürgerlichen Demokratie zu betrachten, in der Unterstützung der 
Bourgeoisie gegen den Zarismus aufzugehen und sich ansonsten lediglich der mate- 
riellen Besserstellung des Proletariats zu widmen; noch könne es ihre Aufgabe sein, 
das Proletariat zum Vorkämpfer der bürgerlichen Gesellschaft zu machen und in 
seinen Forderungen zu politischen Selbstverzicht zu bewegen. ‚Die russische revolu- 
tionäre Bewegung muß sich, wenn sie als Arbeiterbewegung gesiegt hat, unverzüg- 
lich in den Prozeß der politischen Selbstbestimmung des Proletariats verwandeln — 
sonst ist die russische Sozialdemokratie als solche ein Irrtum“ (112). Um dieses Ziel 
zu erreichen, ist es seiner Meinung nach notwendig, das Proletariat schon jetzt in 
seinen Kämpfen auf diese Rolle vorzubereiten. Die vordringliche Aufgabe der 


108 N. Trotzky, Rußland in der Revolution, Dresden 1909, vgl. auch den Nachdruck der 
zweiten, erweiterten Ausgabe von 1923, mit dem Titel, Die russische Revolution von 
1905, Berlin 1972 

109  L. Trotzki, Ergebnisse und Perspektiven, Frankfurt 1971 

110 L. Trotzki, Unsere politischen Aufgaben, in: ders,, Schriften zur revolutionären Organisa- 
tion, Hamburg 1970, S. 12, siehe auch das informative Nachwort zur Position des frühen 
Trotzki in diesem Band von Hartmut Mehringer. 
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Sozialdemokratie sei daher „die Entwicklung des Klassen-Selbstbewußtseins und 
der Klassen-Selbsttätigkeit des Proletariats‘“ (113). Weder der Ökonomismus, noch 
der Substitutionalismus der ‚Politiker‘, wie er die Fraktion um Lenin auf Grund 
ihres Primats der Politik genannt hat, könne dieser Aufgabe gerecht werden, da 
beide Auffassungen, so unterschiedlich sie in ihren Konsequenzen auch sind, doch 
beide die Gemeinsamkeit haben, das zentrale taktische Problem der Sozialdemokra- 
tie, nämlich die Vermittlungsglieder zwischen den historischen Aufgaben der 
Arbeiterklasse und dem aktuellen Bewußtsein darüber, in keiner Weise zu lösen. 
Wies er schon 1903 darauf hin, daß der Leninsche Zentralismus „nicht die Synthese 
der lokalen und allgemeinen Aufgaben, sondern schlicht die logische Antithese zur 
‚Handwerkelei‘, eine formelle construction a contrario“ (114) sei und damit metho- 
disch gleich falsch vorgehe, so weist er weiterhin nachdrücklich auf den immanenten 
Zusammenhang von Reformismus und Sektierertum hin: „Das System der politi- 
schen Substitution geht ebenso wie das System der ‚ökonomischen‘ Vereinfachung 
bewußt oder unbewußt aus einem falschen, ‚sophistischen‘ Verständnis des Verhält- 
nisses der objektiven Interessen des Proletariats zu seinem Bewußtsein 
hervor“ (115). Die Ökonomisten, die sich nur an der gegebenen Bewußtseinsver- 
fassung der Arbeiter festmachen und zum Fixpunkt ihrer Taktik machen, wie die 
Politiker, die lediglich allgemein politische Bestimmungen zur Grundlage ihrer 
Taktik erheben, betonen jeweils nur einen Aspekt der Totalität der realen Beziehun- 
gen, der aber in dieser Isolation zur Grundlage der Politik gemacht, zu falschen 
politischen Schritten führen muß, wohingegen Trotzki es gerade als Spezifikum der 
Sozialdemokratie ansieht, zwischen den sich aus der objektiven Klassenlage ergeben- 
den Interessen und dem aktuellen Bewußtsein Vermittlungglieder aufzuzeigen, also 
ein Übergangsprogramm zu entwickeln, das diese Kluft zu überbrücken hilft. ‚Für 
die taktische Weisheit der Partei liegt die ganze Aufgabe zwischen diesen beiden 
Ebenen, sie besteht in der Verkürzung und Erleichterung des Weges von der einen 
zur anderen“ (116). Deshalb kommt er in Bezug auf die beiden streitenden Fraktio- 
nen zu dem Schluß: „Wenn die Ökonomisten auf diese Weise das Proletariat nicht 
führen, weil sie hinter ihm hertrotten, führen es auch die Politiker das Proletariat 
nicht, weil sie selbst seine Verpflichtungen zu erfüllen suchen. Wenn die Ökonomi- 
sten sich vor den kollossalen Aufgaben drücken, indem sie sich der bescheidenen 
Rolle zuwenden, am Schwanz der Geschichte zu marschieren, lösen die ‚Politiker‘ 
die Frage dadurch, daß sie die Geschichte zu ihrem eigenen Schwanz 
machen“ (117). 

In diesem Zusammenhang wird die Zielrichtung von Trotzkis Kritik an Lenins 
Organisationskonzept offensichtlich. Sie richtete sich nicht gegen das Prinzip der 
zentralisierenden Zusammenfassung der lokalen Tätigkeiten an sich, sondern viel- 


113  Ebd,, 5. 50 

114  L. Trotzki, Rapport de la d&l&gation siberienne (1903), Paris 1970, S. 62 
115 Ders, Unsere politischen Aufgaben, a.a,O., S. 70/71 

116  Ebd.,S. 71 

117  Ebd., 5. 73, vgl, aueh: Zur Verteidigung der Partei, ebd., S. 239 
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mehr gegen bestimmte Formen des Zentralismus. Die Hauptkritik Trotzkis an der 
Lenin‘schen Position betrifft daher die Frage der Selbsttätigkeit der Klasse, weil 
sowohl in Lenins taktischen wie organisatorischen Konsequenzen dieser Selbsttätig- 
keit enge Grenzen besetzt sind, während es nach Trotzki gerade die Hauptaufgabe 
sein müsse, diese anzuregen und zu fördern, um das russische Proletariat so zur 
Lösung der anstehenden politischen Aufgaben zu befähigen helfen. In Lenins Plan 
dagegen sieht Trotzki ein Hindernis bei der Entfaltung von politischem Bewußtsein 
und zudem die Gefahr, daß die Partei durch ihren unausgewiesenen Hegemonialan- 
spruch der Klasse gegenüber und die daraus folgende strikte Absonderung eine 
derartig sektirerische Position einnimmt, daß das Proletariat der Partei in der ent- 
scheidenden Minute den Rücken kehren könne (118). Der formelle Zentralismus 
führe also nicht zu seinem erklärten Ziel, nämlich der Stärkung der Partei, sondern 
eher im Gegenteil zu der Gefahr der Trennung der Klasse von der Partei. Demgegen- 
über betont Trotzki, daß man ‚‚die Garantie der Stabilität der Partei an ihrer Basis 
suchen (muß), im aktiven und selbsttätig handelnden Proletariat und nicht an ihrer 
organisatorischen Spitze“ (119). Für ihn ist es deshalb vor allen organisatorischen 
Maßnahmen die primäre Aufgabe der Sozialdemokratie eine politische Taktik aus- 
zuarbeiten, die, anknüpfend an die aktuellen Kämpfe und das gegebene Bewußt- 
seinsniveau, Kampfformen und Inhalte zum Gegenstand hat, in denen das Proleta- 
riat erfahrungen sammeln und sich über seine Interessen klarwerden kann. Die 
Organisation ist dabei lediglich ein, wenn auch wichtiges, Mittel zur Erreichung 
dieses Zweckes. „Die organisatorischen Aufgaben ordnen sich deshalb für uns voll- 
ständig den Methoden unserer politischen Taktik unter, die Identifikation der or- 
ganisatorischen Fragen der proletarischen Partei mit der technischen Frage des ver- 
besserten Kampfes mit der Gendarmerie würde den völligen Bankerott 
bedeuten“ (120). 

Aber nicht nur in dieser Hinsicht entspreche das Leninsche Konzept nicht den 
Erfordernissen der Sozialdemokratie. ‚In der inneren Politik der Partei führen diese 
Methoden, wie wir noch sehen werden, dazu, daß die Parteiorganisation die Partei 
selbst, das ZK die Parteiorganisation und schließlich ein Diktator das ZK 
ersetzt“ (121). Der hierarchische Aufbau und die fabrikmäßige Organisation der 
Partei, wie sie Lenin vorschlägt, sind ebenfalls Keine, dem Entstehen von selbsttätig 
handelnden Sozialdemokraten förderlichen Bedingungen, sondern schaffen dagegen, 
Zwänge, Befehlsgewalt und politische Monopole auf der einen Seite, Unterordnung, 
Disziplin und Abhängigkeiten auf der anderen Seite. „Wir sprechen von der unbe- 
dingten Notwendigkeit der Schaffung von Mitgliedern der Partei, von bewußten 
Sozialdemokraten, nicht aber von einfachen Teilarbeitern..... einer sozialdemokra- 
tischen Manufaktur“ (122). Und an anderer Stelle heißt es: „Ebenso, wie es aber 
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119  L. Trotzki, Unsere Kriegs-Kampagne, Iskra Nr. 62, 15. (28.) 3.1904, zitiert nach: Unsere 
politischen Aufgaben, a.a.0., S. 88 
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unbegründet wäre, den Sozialismus mit dem Kapitalismus gleichzusetzen, würde es 
sinnlos sein, die Fabrik-Disziplin des Proletariats mit revolutionär-politischer Diszi- 
plin zu identifizieren. (...) Das Regime unserer Partei kann ebensowenig ein 
Kasernenregime sein, wie die Fabrik ihr Vergleich sein darf“ (123). 


4 Modifikationen des leninistischen Organisationskonzeptes 


Zunächst ist festzuhalten, daß Lenin seinem eigenen Anspruch gegenüber, nämlich 
die Wissenschaft in den Dienst der Arbeiterklasse zu stellen, treu geblieben ist, wenn 
auch mit den oben beschriebenen widersprüchlichen Konsequenzen und sich immer 
bemühte, die aktuellen Tendenzen der Klassenkämpfe zur Grundlage seiner wissen- 
schaftlichen und politischen Anschauungen zu machen. So war etwa die Revolution 
von 1905 nicht nur Ausgangspunkt für die Revision des Agrarprogramms und der 
strategischen Einschätzung der nächsten Kampfziele der Bolschewiki, sondern auch 
für Modifikationen in seinem Organisationskonzept, da er feststellen mußte, daß 
sich weite Teile der Bolschwiki äußerst sektiererisch gegenüber den entstehenden 
Arbeiterräten verhielten und entsprechend der bolschewistischen Auffassungen 
deren Unterordnung unter die Partei forderten (124). 

Seine ersten Änderungen nahm Lenin allerdings bereits unter dem Eindruck 
der Auseinandersetzungen auf dem 2. Parteitag der SDAPR in Bezug auf die Rolle 
der Parteiintelligenz vor, da nach Lenins Analyse des Abstimmungsverhaltens der 
einzelnen Delegierten auf dem Kongreß, eine Spaltung in einen proletarisch-revolu- 
tionären (Bolschewiki) und einen intellektuell-opportunistischen Flügel (Mensche- 
wiki) stattfand (125). Da Lenin pauschal die Klassenlage der Intelligenz zur Grund- 
lage seiner Bestimmung ihres Opportunismus machte, demgegenüber aber ‚proleta- 
risch‘ gleich ‚revolutionär‘ setzte (126), ohne daß er eine Änderung seiner bisherigen 
Erklärung der Genesis von revolutionärem Klassenbewußtsein vornahm, ist in seiner 
Konzeption der Avantgarde jetzt ein kompletter Zirkel beschrieben. Die Intelligenz 
ist in seinen Augen nach wie vor Träger des wissenschaftlichen Sozialismus, aber 
zugleich auch des Opportunismus, während er der Arbeiterklasse ebenfalls nach wie 
vor die Möglichkeit der Gewinnung von revolutionärem Klassenbewußtsein ohne die 
Vermittlung der Intelligenz abspricht, das Proletariat aber gleichzeitig zum Garan- 
ten des revolutionären Charakters der Organisation machen will. Lenin schließt vom 
Opportunismus der Intelligenz, der durch ihre Klassen- und Lebenslage bedingt sei, 
auf den Opportunismus in Fragen der Taktik und Theorie (127), womit er auch das 
Aufkommen opportunistischer Tendenzen in der II. Internationale (Bernstein) zu 
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124  Vergl. dazu Oskar Anweiler, Die Rätebewegung in Rußland, 1905-21, Leiden 1958, 
Kap. II, Teil 4 

125 Lenin, Ein Schritt vorwärts, zwei Schritte zurück, LW 7, 8. 345 
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erklären glaubt, während er die Disziplinierung der Arbeiter in der kapitalistischen 
Fabrik als Garantie für deren revolutionären Charakter sieht (128). Schien es auf 
den ersten Blick so, als habe Lenin stillschweigend eine Revision seiner Auffassun- 
gen über das Entstehen von Klassenbewußtsein vorgenommen, so wird jetzt deut- 
lich, daß er lediglich eine willkürliche und sich selbst widersprechende Verkehrung 
des bisherigen Verhältnisses zwischen Intelligenz und Arbeiterklasse vornimmt. Er 
leitet seine Bestimmung nach wie vor nicht aus den materiellen Verhältnissen ab, 
kann von daher weder Kriterien für die Möglichkeit angeben, daß sich eine Intelli- 
genzfraktion zur revolutionären Klasse bekennt, noch für das Entstehen des 
Opportunismus innerhalb der Arbeiterklasse selbst, sondern benutzt gerade im 
Gegenteil subjektive Kriterien und betont zudem noch die despotishe Seite der 
fabrikmäßigen Organisation der Arbeit als organisatorisch für die revolutionäre Par- 
tei vorbildlich. Eine weitere bedeutsame Modifikation des Organisationskonzeptes 
ergab sich aus den Erfahrungen der Revolution von 1905 und der sich in ihr zeigen- 
den Gefahr, daß sich die Bolschewiki auf Grund ihres Sektierertums von der zu 
führenden Klasse lösen Könnten. Obwohl Lenin nach wie vor den Kampf der Par- 
teien, im Gegensatz zu den entstehenden Sowjets, als „Klarsten Ausdruck des politi- 
schen Kampfes der Klassen“ (129) betrachtete und die Parteilosigkeit der Sowjets 
als „Ausdruck des bürgerlichen Charakters unserer Revolution“ (130) fehlinterpre- 
tierte, statt in ihnen die Klassenorganisationen des Proletariats zu sehen, ging es ihm 
doch um eine engere Verbindung der Partei zu den Volksmassen, die auch eine 
Modifikation der Organisationsstruktur zur Folge haben mußte. Die Verankerung 
des Prinzips des ‚demokratischen Zentralismus‘ in der Organisation (131) soll dieses 
Ziel erreichen helfen. „Freiheit der Diskussion und Einheit der Aktion“ (132) wer- 
den als der Modus bestimmt, nach dem sich das „Organisationsprinzip der Partei 
überhaupt“ (133), nämlich die Unterordnung der Minderheit unter die Mehrheit, 
durchsetzen soll. Lenin betonte zwar, indem er Plechanows Kritik auf dem 2. Par- 
teitag nachträglich akzeptierte, daß er in ‚Was Tun‘ in der Polemik gegen die Ökono- 
misten den Bogen überspannt habe (134), legt aber nach wie vor keine grundsätz- 
liche Korrektur seiner bornierten Auffassungen über das Verhältnis von Partei und 
Klasse vor und beharrt weiter auf seiner Anschauung, daß das politische Klassenbe- 
wußtsein von außen in die Arbeiterklasse getragen werden müsse. Insofern ist die 
Verankerung des Prinzips des demokratischen Zentralismus ebenfalls keine prin- 
zipielle Revision seiner Parteiauffassung, sondern stellt lediglich ein Mittel dar, mit 
dessen Hilfe es verhindert werden soll, daß sich die Partei von der Klasse entfremdet 
und damit ihren politischen Führungsaufgaben nicht mehr gerecht werden kann. 
Die grundsätzliche Bestimmung dessen, was als leninistische Organisations- 
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Konzeption bezeichnet wird (135), ist damit gegeben und es zeigt sich, daß zwar 
Modifikationen im Organisationsaufbau und im Verhältnis zur spontanen Arbeiter- 
bewegung vorgenommen werden konnten, aber die grundsätzliche Bestimmung des 
Verhältnisses von Partei und Klasse nach wie vor, wenn auch in sich widersprüch- 
lich, beibehalten wurde und so der verkehrte Ausdruck eines tatsächlichen 
Problems, nämlich der Ungleichzeitigkeit des Klassenbewußtseins, ist. 

Weitere Nuancierungen ergeben sich im Gefolge der Auseinandersetzungen 
sowohl zwischen den Menschewiki und Bolschewiki, wie auch dem Fraktionskampf 
innerhalb der beiden Gruppierungen, d. h. den ‚Otsowisten‘ und den ‚Ultimatisten‘ 
in der bolschewistischen und den ‚Liquidatoren‘ in der menschewistischen Fraktion, 
wie auch der Kapitulation der Il. Internationale vor den bürgerlichen Regierungen 
im I. Weltkrieg, ohne daß Lenin aber den prinzipiellen Begründungszusammenhang 
seiner Organisationskonzeption in Frage stellt und weiterhin nicht die Bedingungen 
für die Genesis von revolutionärem, wie auch opportunistischem Bewußtsein an- 
geben kann. So bewegen sich Maßnahmen, wie etwa die Verhängung des Fraktions- 
verbotes 1921 innerhalb der KPR, das die Basis für die stalinistischen Parteisäube- 
rungen abgab, vollständig im Rahmen der von Lenin erarbeiteten Organisationstheo- 
rie, deren absoluter Avantgardeanspruch auch zur theoretischen Rechtfertigung der 
Verteidigung der materiellen und politischen Privilegien der entstehenden Bürokra- 
tie in Staat und Gesellschaft der SU funktionalisiert werden Konnte. 


135 Ernest Mandel gibt in seinem Aufsatz: „Lenin und das Problem des proletarischen Klas- 
senbewußtseins“ in: Lenin. Revolution und Politik, Frankfurt 1970, S. 149-205 eine 
ausgezeichnete Darstellung seiner Organisationstheorie, der wir inhaltlich grundsätzlich 
zustimmen. Allerdings versucht Mandel dabei, seine Auffassungen im Wesentlichen als 
cine Interpretation der Leninschen Aussagen darzustellen, was offensichtlich nicht völlig 
korrekt ist. Mandel stellt sich damit in die Tradition der Linken Opposition, die ebenfalls 
versuchte, der stalinistischen Leninismusinterpretation ihre eigene entgegenzusetzen, 
ohne auf die tatsächlich vorhandenen Widersprüchlichkeiten des Leninismus einzugehen, 
die es den Ideologen der Bürokratie aber gerade erlaubte, sich auf die Leninschen Schrif- 
ten zu berufen, Da die Opposition die Unantastbarkeit Lenins, wenn auch in einer 
anderen, teilweise zur offiziellen Version gegensätzlichen Interpretation, ebenso betonte, 
wie die stalinistische Fraktion, trug sie selbst zur Kanonisierung des Leninismus bei, die 
heute immer noch die herrschende Ideologie der KPen in den Übergangsgesellschaften 
und den kapitalistischen Ländern ist. Die 50-jährige Verballhornung des Marxismus, und 
die Politik, die im Namen des Marxismus-Leninismus gegenüber der Arbeiterklasse betrie- 
ben worden ist, verlangt aber von denen, die sich auf den revolutionären Marxismus 
berufen eine historisch-kritische Erörterung aller Aspekte, die zum Entstehen einer der- 
artigen Ideologie geführt haben, um die Grundlage dafür zu legen, aus der Geschichte 
lernen zu können und zukünftig Wiederholungen alter Fehler zu vermeiden. Dazu gehört 
nicht nur wie es Mandel versucht, eine Darstellung der eigenen Position zu geben, die 
implizit eine radikale Kritik am Dogmatismus des Marxismus-Leninismus darstellt und 
seine Grundlagen in Frage stellt, sondern auch die Konsequenz, sein Verhältnis zu den 
Traditionen zu bestimmen, die heute noch wie ein Alp auf breiten Teilen der Arbeiter- 
und Intellektuellenbewegung lasten. 
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Redaktionskollektiv Klassenanalyse (1) 


Notizen zur Klassenanalyse der BRD durch das PKA (2) 


In der gegenwärtigen marxistischen Diskussion der Klassenanalyse Westdeutschlands 
sind im wesentlichen zwei Richtungen zu unterscheiden (3). Die eine macht sich 
daran, den wirklichen Akkumulationsprozeß des gesellschaftlichen Gesamtkapitals 
und seiner Teile, die Bedingungen und Formen staatlicher Tätigkeit, die daraus 
folgenden Lebensbedingungen der Lohnarbeiter zu untersuchen und knüpft daran 
erste Analysen von Bewußtseinsformen und Kämpfen als der Grundlage jeder re- 
volutionären Taktik. Zu dieser Richtung wären etwa viele Arbeiten im Rahmen 
dieser Zeitschrift zu zählen. Die andere Richtung bemüht sich zunächst darum, die 
erscheinende Sozialstruktur mithilfe der aus der bürgerlichen Produktionsform sich 
ergebenden Klassenbestimmungen zu entschlüsseln und sozialstatistisch zu ordnen. 
Hierher gehören etwa die Arbeiten des IMSF und die hier zur Debatte stehende 
Untersuchung des Projekts Klassenanalyse (PKA). Die Arbeiten des Instituts für 
marxistische Studien und Forschungen (IMSF) leiden infolge der Unverbundenheit 
und des Zusammenwerfens von Momenten des Arbeitsprozesses, der Wertbewegung 
und der realen Geschichte an erheblichen analytischen Fehlern und Unschärfen (4). 
Demgegenüber stellt die Untersuchung des PKA im Rahmen des sozialstatistischen 
Zweigs der Klassenanalyse zweifellos eine fortgeschrittenere Form dar. In der 
gründlichen statistischen Aufarbeitung der Klassenstruktur ist ein sehr wichtiger 
Beitrag zur gegenwärtigen Klassenanalyse zu sehen. 

Wenn die Aufgabe der weiteren klassenanalytischen Arbeiten sicher darin 
bestehen wird, die Widersprüche zwischen ihren Ansätzen (5) im Fortgang des 


1 Gerhard Armanski, Norbert Kostede, Boris Penth, Jörg Pohlmann. Den wissenschaft- 
lichen und politischen Arbeitsplan des Redaktionskollektivs werden wir im nächsten 
Heft der Prokla vorlegen. 

2 Projekt Klassenanalyse: Materialien zur Klassenstruktur der BRD. Zweiter Teil. Grund- 
riss der Klassenverhältnisse (1950-1970). Berlin (W) 1974. Auf den ersten Teil der 
Materialien werden wir nur da eingehen, wo es von der Kritik des zweiten Teils her 
erforderlich ist. 

3 Von der Klassenanalyse kommunistischer und sozialistischer Gruppen und Parteien sehen 
wir hier ebenso ab, wie von diversen auf dem Phänomen des „Massenarbeiters“ beruhen- 
den Arbeiten. Sie müssen späteren Untersuchungen vorbehalten bleiben. 

4 Vgl. die partielle Kritik durch Gerhard Armanski, Staatliche Lohnarbeiter im Kapitalis- 
mus, Probleme des Klassenkampfs 16/1975, S. 6 ff. 

5 Diese Widersprüche liegen im wesentlichen nicht in den beteiligten Personen begründet, 
sondern in den Wirkungen der partiellen Entfaltung der Klassenkämpfe, dem Nachhall 
der Studentenbewegung, dem zersplitterten Bildungsprozeß der revolutionären Linken, 
weiter in den realen strukturellen Umwälzungen des Klassengefüges und schließlich in 
scheinbaren und wirklichen Widersprüchen der Marx’schen Klassentheorie. 
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Untersuchungsprozesses aufzuheben, muß die Frage gestellt werden, wie das ge- 
schehen soll. Das verweist auf das Problem des richtigen Ausgangspunktes und 
Fortgangs. Wenn als Leitfrage der Klassenanalyse gelten soll, daß sie die gegenwärtig 
und zukünftig praktisch zur Umwälzung der bürgerlichen Gesellschaft drängenden 
und befähigten sozialen Kräfte aufdecken soll, dann muß auch im jetzigen Stadium 
der Diskussion gezeigt werden, ob die einzelnen Ansätze dazu in der Lage sind. Mit 
dieser Absicht wollen wir die vorliegende Untersuchung des PKA einer ersten kriti- 
schen Prüfung unterziehen (6). 


Kernpunkte der „Materialien“ (Bd. I/II) 


Folgt man den einzelnen Argumentationsstufen des PKA in ihrer Untersuchung der 
Klassenstruktur der BRD, so lassen sich fünf Schwerpunkte ausmachen: 
1. Gemäß ihrer zentralen methodischen Prämisse, die Darstellung der Klassen und 
der ökonomischen Bedingungen des Klassenkampfs habe von den Formen auf der 
Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft auszugehen, wie Marx sie im letzten Ab- 
schnitt des dritten „Kapital“-Bandes analysierte, begreift das PKA zunächst als 
allgemeinen Typus der Klassenstruktur die Existenz der Lohnarbeiterklasse, der 
Kapitalistenklasse und der Klasse der Grundeigentümer (6a). Nun erkennen die 
Autoren in Anlehnung an entsprechende Marx‘sche Ausführungen, daß die Grund- 
eigentümer mit Notwendigkeit im Voranschreiten der kapitalistischen Produktions- 
weise an gesellschaftlicher Bedeutung verlieren, weshalb in ihrer weiteren Analyse 
der herrschenden Klassenstrukturen und Klassenverhältnisse im Grunde nur zwei 
Hauptklassen von Relevanz bleiben, die (produktiven und kommerziellen) Lohnar- 
beiter des Kapitals und die Kapitalistenklasse. 
2. Zum einen die von Marx zwar beabsichtigte, aber nicht vollzogene Ableitung des 
bürgerlichen Staates, zum anderen die immer offenkundigere Bedeutung der un- 
produktiven und inbesondere staatlichen Lohnarbeiter im Klassengefüge der moder- 
nen Gesellschaft führen das PKA zu der Einsicht, daß die Entwicklung eines allge- 
meinen Typus der Klassenstruktur den Begriff der staatlich-politischen Formen der 
bürgerlichen Gesellschaft zur Voraussetzung hat: 

„Die spezifischen Beziehungen des Staates zur Gesellschaft müssen entwickelt 


6 Wir sind uns darüber im klaren, daß die Fülle des vom PKA vorgelegten Materials damit 
noch nicht hinreichend verarbeitet ist. Unser Verfahren erscheint uns aber gerechtfertigt, 
um zentrale Momente der Klassenanalyse nicht aus dem laufenden Diskussionsprozeß 
verschwinden zu lassen, 

6a „Materialien...“ Bd. I, S. 19; es muß hier vermerkt werden, daß im Redaktionskollektiv 
Klassenanalyse unterschiedliche Auffassungen hinsichtlich dieser methodischen Prämisse 
vertreten werden; insbesonder ist umstritten, ob die Kategorie der Lohnarbeit, wie sie auf 
dieser Ebene erscheint, als Ausgangspunkt für die Analyse derrealen gesellschaftlichen Lage 
und des Bewußtseins der Arbeiterklasse begriffen werden kann. Daraus ergibt sich für die 
Bestimmung der Lohnarbeiter die Frage, ob diese als Lohnarbeiterklasse oder als Arbeiter- 
klasse und lohnarbeitende Mittelklasse zu fassen sind. 
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und seine einzelnen Funktionen charakterisiert werden, um so die besonderen Be- 
stimmungen der von ihm beschäftigten Lohnarbeiter zu erhalten — der wichtigste 
Schritt zur Lösung des Problems der Verallgemeinerung der Lohnarbeit“ (7). 
Jedoch wird dieser Bereich der Lohnarbeiter nicht in den Begriff der Arbeiter- 
klasse einbezogen, vielmehr führen die Autoren auf dieser Ebene der Darstellung 
den Marx‘schen Begriff der Mittelklasse ein: insbesondere die staatlichen Lohnar- 
beiter, die „Staatsagenten‘“ (PKA), müssen als ein Bereich der Mittelklasse begriffen 
werden, auch wenn dieser Bereich strikt von den ‚traditionellen‘ Bereichen der 
Mittelklasse (Kleinbürgertum, Handwerker etc.) unterschieden wird. 
3. Es charakterisiert die Schriften des PKA, daß die Erarbeitung eines allgemeinen 
Typus der Klassenstruktur zurecht immer die Frage einschließt, welche Möglich- 
keiten der Herausbildung von gesellschaftlichem Bewußtsein und insbesondere von 
Klassenbewußtsein für die unterschiedlichen Klassen, Fraktionen und Schichten 
bestehen. Doch kann die Frage nach den allgemeinen Konstitutionsbedingungen 
gesellschaftlichen Bewußtseins nicht mit der Frage nach der Bildung des realen 
historischen Bewußtseins vermittelt werden. Da aber die Autoren diese Vermitt- 
lungsschritte nicht vollziehen, ist es nur konsequent, wenn sie in ihrer Analyse der 
Klassenverhältnisse in der BRD „keine genauere Untersuchung der Bewußtseinsfor- 
men von Klassen und Klassenfraktionen“ (8) vornehmen können und diesen für 
eine Realanalyse doch wesentlichen Aspekt fallen lassen müssen, bzw. sich in aufge- 
setzten allgemeinen Leerformeln erschöpfen. 
4. In einer umfangreichen und detaillierten Analyse statistischen Materials (Bevöl- 
kerungs-, Beschäftigungs-, Einkommensstatistik etc.) versucht das PKA im zweiten 
Band der ‚Materialien‘ die Klassenverhältnisse der BRD aufzuschlüsseln. Aus- 
gehend von ihrer Darstellung eines allgemeinen Typus der Klassengliederung beab- 
sichtigen die Autoren die „Untersuchung eines konkreten Stücks Zeitgeschichte“ 
(PKA), wobei es ihnen offenbar um eine „quantitative Weiterentwicklung des 
Marxismus“ geht, denn sie führen aus, daß „alle Konzeptionen, die von einer, 
qualitativen Weiterentwicklung des Marxismus im Verlauf der geschichtlichen Ent- 
wicklung der bürgerlichen Gesellschaft ausgehen, weder zu einer zusammenhängen- 
den und konsequenten revolutionären Taktik gelangen, noch den widersprüchlichen 
Prozeß der Entwicklung der eigenen Bewußtseinsformen in der jüngsten Vergangen- 
heit erklären“ können (9). 
5. In einem letzten Schritt versuchen die Autoren aus ihrer gesamten Untersuchung 
die „Grundzüge einer revolutionären Taktik“ zu entwickeln, wobei im Mittelpunkt 
die Frage der Mittelklasse steht: zwar begreift das PKA insbesondere die staatlichen 
Lohnarbeiter als Mittelklasse und nicht als Teil der Arbeiterklasse, doch führt es 
aus, daß die Taktik der Arbeiterbewegung gegenüber den „Staatsagenten“ als eine 
„Aktionseinheit“ entwickelt werden müsse. Auch wenn die Genossen hier recht 


7 ebenda Bd. I, S. 16 
8 ebenda Bd. II, S. 13 
9 ebenda, von uns hervorgehoben 
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konfuse und widersprüchliche Formulierungen gebrauchen (,Aktionseinheitspoli- 
tik“, „Aktionsbündnis“ etc.), so halten sie doch letztlich eine „Bündnispolitik (für) 
(das verfehlte Mittel“ (10), um die staatlichen Lohnarbeiter in den Kampf der Ar- 
beiterbewegung einzubeziehen. 


Zum Verhältnis von Struktur und Dynamik der Klassengliederung 


Einer der zentralen Mängel der Klassenanalyse des PKA besteht in der weitgehenden 
Ausblendung der Dynamik der Klassengliederung, der innere Motor dieses Gliede- 
rungsprozesses bleibt unbegriffen. Wir müssen hier keinen Maßstab von außen an die 
Arbeit des PKA herantragen, vielmehr messen wir die Autoren an ihrem eigenen 
Anspruch: 

„Die Darstellung der Entwicklungsgesetze (der) ökonomischen Basis ist die 
Voraussetzung für die Analyse der empirisch gegebenen Vielfalt der Erscheinungen 
in der Bevölkerungsstruktur eines Landes“ (11). 

Nimmt man dieses Motto ernst, so hätte das PKA den zweiten Band der 
„Materialien“ noch gar nicht schreiben dürfen, denn vor der Analyse der Bevölke- 
rungsstruktur der BRD hätten die Autoren ihrem Anspruch zufolge die „‚Entwick- 
lungsgesetze der ökonomischen Basis“ zur Darstellung bringen müssen, also insbe- 
sondere die Gesetzmäßigkeiten der Kapitalakkumulation als die den Prozeß der 
Klassenstrukturierung dominierenden Gesetze. Doch weder wagt man sich an eine 
Diskussion der logischen Struktur der Marx’schen Akkumulations- und Krisentheo- 
rie heran, die ja nicht gerade von unmittelbar einleuchtender Eindeutigkeit und 
Stringenz geprägt ist, noch hat man die bisherigen kontroversen Diskussionen auf 
diesem Gebiet herangezogen, insbesondere die Diskussion zur Theorie des Profit- 
ratenfalls und seiner Bedeutung für die zyklische Bewegungsform des Kapitals. 
Allein dies hätte die Autoren in die Lage versetzt, die Vermittlungen von ökonomi- 
scher Entwicklung, Klassenstrukturierung und Bewußtseinsformen aufzudecken. 

Doch bleibt selbst die in diesem Motto unterstellte Reihenfolge zu kritisieren: 
erst die Darstellung des allgemeinen Typus der Klassengliederung — dann die Dar- 
stellung der ökonomischen Entwicklungsgesetze — dann die Analyse der realen 
Bevölkerungsstruktur. Die materialistische Klassentheorie hat von Beginn an den 
Zusammenhang von Struktur und Dynamik der Klassengliederung zu reflektieren, 
nicht erst im Übergang zur Analyse „eines konkreten Stücks Zeitgeschichte“. Wie 
uns die Ursachen und die Durchsetzung der marginalen Entwicklung der Grund- 
eigentümerklasse ein Rätsel bleiben, wie die historisch sich durchsetzende radikale 
Umwälzung des privaten Dienstleistungssektors ein Rätsel bleibt, so bleibt auch 
unbegriffen, in welchen Verhältnissen die gesellschaftliche Gesarntarbeit auf die 
unterschiedlichen Sphären von Produktion und Reproduktion aufgeteilt werden 


10 ebenda Bd. II, S. 443 
11 ebenda Bd. 1, S. 13; von uns hervorgehoben 
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kann und muß, wenn wir von denjenigen Bewegungen abstrahieren, die diese Struk- 
turierungsprozesse dominieren, nämlich den Bewegungen der Kapitalakkumulation. 
Wer also die „Klassengliederung ihrem allgemeinen Typus nach“ (PKA) entwickeln 
will, kann nicht beim bloßen Nachvollzug der inneren Strukturen des modernen 
Klassengefüges stehenbleiben, sondern der muß zugleich die komplexen Prozesse 
darstellen, in welche die Klassengliederung eingebettet ist. 

Hier scheint die zentrale methodische Prämisse des PKA, die Darstellung der 
Klassen und der ökonomischen Bedingungen des Klassenkampfs habe die Formen 
auf ‚der‘ Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft zum Ausgangspunkt, in eine 
‚methodische Sackgasse‘ zu führen. Sie hat beim PKA zur Folge, die dieser ver- 
knöcherten Oberfläche zugrundeliegenden sozialen Beziehungen und ökonomischen 
Prozesse aus dem Auge zu verlieren. 

Wenn nun das PKA in seinem zweiten Band der „Materialien“ den realen 
Prozeß der Klassengliederung in der BRD verfolgt, so bleibt den Autoren auf Grund 
mangelnder Entwicklung der spezifischen Dynamik der Klassengliederung nichts 
anderes übrig, als den Prozeß der realen Klassenstrukturierung über statistische Ar- 
beitsweisen zu verfolgen, als den Prozeß der „Klassengliederung in den Sozialsta- 
tistiken aufzuspüren“ (12). Sicherlich erfordert die Untersuchung der realen Klas- 
senstrukturen und Klassenverhältnisse die Aufarbeitung statistischen Materials — 
und hier liegt das eigentliche Verdienst des PKA -—, doch weder stellt dies das 
Zentrum der Untersuchung der wirklichen Klassenverhältnisse der (Klassenanalyse 
ist weit mehr als materialistisches Fliegenbeinezählen!), noch kann die Aufarbeitung 
dieses Materials losgelöst von der Untersuchung der politisch-ökonomischen Pro- 
zesse erfolgen, deren klassenstrukturelle Reflexe sich dann — in welch verquerer 
Form auch immer — in den bürgerlichen Sozialstatistiken niederschlagen. Wer die 
Bewegungen der einzelnen Klassen und Fraktionen nicht allein als „empirische 
Kovarianzen“ (etwa: Bewegungsentsprechungen) zwischen industriellem Zyklus 
und Verschiebungen in der Bevölkerungsstruktur ‚verzeichnen‘ will, wer vielmehr 
die Entwicklungsrichtung dieser Strukturverschiebungen und deren Notwendigkeit 
(!) erkennen will, der muß diese inneren Bewegungen im herrschenden Klassenge- 
füge zunächst einmal aus den inneren Gesetzmäßigkeiten und dem historischen 
Verlauf der Akkumulation ableiten. (12a). 

Die 16seitige (!) Analyse der wirtschaftlichen Entwicklung in der BRD von 
1950 bis 1970 (13) verbleibt notwendigerweise auf einer deskriptiven Ebene, die 
erscheinende Bewegung des BRD-Kapitals und die Zyklizität dieser Bewegung 
können nicht auf ihre konstitutiven Gesetzmäßigkeiten befragt werden, da man 
weder die logische Struktur des Akkumulations- und Krisenprozesses entwickelt hat 
noch danach fragen könnte, in welcher Weise sich diese Gesetzmäßigkeiten in der 
realen wirtschaftlichen Entwicklung durchsetzen. Und so nimmt es auch nicht 


12 ebenda Bd. II, S. 244 

12a Vgl. dazu Norbert Kostede, Akkumulation und Mittelklassen, in: Probleme des Klassen- 
kampfs 13/1974 

13 ebenda Bd. I, S. 47 tf 
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wunder, wenn das PKA die Wirkungen der Akkumulation des BRD-Kapitals auf die 
konkreten Reproduktionsbedingungen der unterschiedlichen Bereiche der Arbeits- 
bevölkerung häufig außerhalb der Betrachtung lassen muß: „Dies sind alles Aspekte, 
die uns im Rahmen dieser Arbeit nicht interessieren“ (14). Wie kann man aber dann 
noch den Anspruch aufrechterhalten, über einen „Grundriß der Klassenverhält- 
nisse‘ die „Grundzüge der revolutionären Taktik inder BRD“ zu entwickeln? 

Wenn hier die Kritik vorgetragen wird, daß die Dynamik und der innere 
Motor der Klassengliederung weitgehend aus der Untersuchung des PKA herausfällt, 
so umfaßt diese Kritik zwei weitere Aspekte, zum einen die Frage nach der Ent- 
wicklung der realen Arbeitsprozesse, zum anderen die Frage nach den politischen 
Prozessen, die in die Klassengliederung hineinspielen. Zunächst zu ersterem. Die 
Autoren führen aus: 

„Wollte man die innere Struktur des Gesamtarbeiters... allein oder zuerst 
aus dem stofflichen Inhalt der verschiedenen Tätigkeiten ableiten, wären nur will- 
kürliche Zusammenfassungen einzelner Gruppen zu besonderen Fraktionen mög- 
lich. Bei der Untersuchung der konkreten Gestalt einer Gesellschaft könnten nur die 
Bewegungen erklärt werden, die sich aus den veränderten stofflichen Bedingungen 
des Arbeitsprozesses in der Fabrik ergeben. Hiermit aber wäre weder über die be- 
stimmte innere ökonomische Struktur des Gesamtarbeiters dieser Gesellschaft noch 
etwas über den Grad der gesellschaftlichen Antagonismen ausgesagt“ (15). 

Als würde z. B. die immer offenkundigere Arbeitsteilung in Kopfarbeiter und 
Handarbeiter, wie sie auch im materiellen Arbeitsprozeß zum Ausdruck kommt, 
nichts über den „Grad der gesellschaftlichen Antagonismen‘ aussagen! Die mangeln- 
de Reflexion der gesellschaftlichen Rolle der Intelligenz in der bürgerlichen Gesell- 
schaft (auf 1000 Seiten hätte doch ein kleines Abschnittchen über diese für die 
materialistische Klassenanalyse doch wesentliche Fragen drin sein müssen!) ist nur 
ein Beispiel dafür, daß alles, was nicht unmittelbar aus den Formbestimmungen der 
gesellschaftlichen Arbeitsprozesse abgeleitet werden kann, ‚unter die Räder‘ zu ge- 
raten droht. Sicherlich haben die Autoren recht, wenn sie als Ausgangspunkt ihrer 
Untersuchung der Struktur des Gesamtarbeiters die spezifischen Formen analysie- 
ren, in denen menschliche Arbeit im Reproduktionsprozeß der bürgerlichen Gesell- 
schaft wirkt (produktive, kommerzielle, unproduktive Arbeit etc.). Dennoch bleibt 
zu kritisieren, daß die konkrete Gestalt der industriellen und kommerziellen Ar- 
beitsprozesse und der privaten und staatlichen Dienstleistungsprozesse sowie deren 
historische Umwälzungen weitgehend aus der Untersuchung herausfallen und folg- 
lich auch nicht in ihrer Bedeutung für die Strukturierung des Klassengefüges erkannt 
werden können. Die Arbeit des PKA stellt gewissermaßen die Kehrseite der moder- 
nen Industrisoziologie dar, die auf Grund ihrer Indifferenz gegenüber den spezifi- 
schen Formen des gesellschaftlichen Arbeitsprozesses in der begriffslosen Analyse 
von Technologie und Arbeitsmethodik verharrt, während umgekehrt das PKA die 


14 ebenda Bd. II, S. 79 
15 ebenda Bd. I, S. 199 
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historischen Entwicklungen von Technologie und Arbeitsmethodik vollkommen 
ignoriert und sich in einer sterilen Formanalyse erschöpft. Wer Struktur und Dyna- 
mik der herrschenden Klassengliederung einholen will, der muß auch diese Stufe der 
Untersuchung einbeziehen. (Wir werden im folgenden noch darauf zurückkommen, 
wie sich ihre Indifferenz gegenüber dem realen Arbeitsprozeß und seinen histori- 
schen Entwicklungen in ihren Ausführungen zum Bereich der staatlichen Lohnar- 
beiter rächt.) 

Es ist offenkundig, daß nicht allein ökonomische, sondern zugleich politische 
Prozesse auf die Klassengliederung einwirken. Wenn sich die Autoren des PKA nun 
die Frage stellen, warum es zur Aufblähung der staatlichen Lohnarbeiterschichten 
kommt, so führen sie hinsichtlich der repressiven Funktionen des Staatsapparates 
aus: 

„Der bürgerliche Staat ist einerseits wesentlich Produkt des Klassenantagonis- 
mus. Er hat daher eine Reihe von Funktionen wahrzunehmen, die unmittelbar aus 
dem spezifischen Charakter der bürgerlichen Produktionsweise entspringen und im 
Kern der Aufrechterhaltung dieser sozialen Verhältnisse dienen... Eine notwen- 
dige Folge der Abwehr und Eindämmung dieser Bedrohung (der bürgerlichen Ord- 
nung durch die Zuspitzung der sozialen Konflikte und Antagonismen; Red. koll.) 
besteht im Ausbau der staatlichen Machtmittel, also auch in der personellen Ver- 
stärkung des Staatsapparates“ (16). 

Doch mit einer derartigen Begründung der repressiven Funktionen des bürger- 
lichen Staates ist es nicht getan, wenn man begreifen will, warum die repressiven 
Staatsagenten mit Notwendigkeit an Umfang und Bedeutung im Klassengefüge der 
BRD gewonnen haben, hier hätte man den politischen Prozeß analysieren müssen, 
der diese Funktionen zur Durchsetzung kommen läßt: den realen Verlauf des Klas- 
senkampfs. Aus der Analyse der politisch-staatlichen Reaktionen auf die Entwick- 
lung der Klassenkämpfe in der BRD, aus der Analyse der Entwicklung der politi- 
schen und militärischen Aufgaben der BRD in der europäischen Sphäre etc. hätte 
man ableiten können, welche Notwendigkeiten für die Ausdehnung dieses Sektors 
der lohnarbeitenden Mittelklasse bestanden haben. Ohne diesen Schritt der Vermitt- 
lung von politischem Prozeß und Klassengliederung bleibt man jedoch wiederum 
darauf verwiesen, diese Entwicklung der realen Klassenstruktur anhand einer sozial- 
statistischen Analyse zu „verzeichnen“, 

Resümieren wir und treiben wir den bisherigen Gang unserer Kritik auf die 
Spitze: Mit ihrer Vorstellung, es ginge bei der materialistischen Klassenanalyse des 
modernen Kapitalismus um so etwas wie eine „quantitative Weiterentwicklung des 
Marxismus“ sitzen die Autoren des PKA selbst noch dem Mystizismus von der 
‚geschichtslosen‘ Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft auf. Diese Vorstellung 
wurzelt in ihrer Begrifflosigkeit gegenüber der komplexen Dynamik des herrschen- 
den Klassengefüges. Das Kapital als sich ständig selbst revolutionierendes gesell- 
schaftliches Verhältnis verändert die differenzierten Strukturen seines jeweils histo- 


16 ebenda Bd. II, S. 297 
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risch-konkreten Klassengefüges: auch wenn dieses Klassengefüge im Fortschritt der 
herrschenden Produktionsweise immer deutlicher die dominierenden und zentralen 
Klassenstruturen zur Ausprägung brachte, so erfuhr es doch zugleich bedeutsame 
strukturelle Umwälzungen. Unsere Aufgabe besteht nicht darin, diese strukturellen 
Umwälzungen zu leugnen und die Analyse der heutigen Klassenstrukturen auf die 
simple Frage nach Quantitäten zu reduzieren, unsere Aufgabe besteht vielmehr 
darin, die historischen Umwälzungen des Klassengefüges aus der inneren Natur und 
Dynamik des Kapitals selbst zu erklären. 


Einzelpunkte der Kritik (17) 


Auch wenn wir der Untersuchung des PKA im einzelnen folgen, sie sozusagen 
immanent kritisieren, lassen sich Widersprüche in der „Zurechnung“ von Bevölke- 
rungsteilen aufzeigen, die zum Teil aus begrifflichen Unschärfen, zum Teil aus der 
fast vollkommenen Ausblendung der historischen Wirklichkeit sich ergeben. 

Um das staatliche Personal näher zu untergliedern, unterscheidet das PKA 
„bei den Staatsfunktionen drei große Bereiche: 

A. Funktionen, die der bürgerlichen Form der Arbeit entspringen; 

B. Funktionen, die sowohl der bürgerlichen Form als auch der Entwicklung der 
gesellschaftlichen Potenzen der Arbeit entspringen; 

C. Funktionen, die dem gesellschaftlichen Charakter der Arbeit entspringen‘‘(18) 

Komplex A wird als „zentrale Regierungsmaschinerie‘“, Komplex B als ‚„‚Übergangs- 

bereich“ gefaßt. 

So einleuchtend diese Einteilung auf den ersten Blick erscheint, sowenig hilft 
sie letztlich weiter und wirft mehr analytische und praktische Fragen auf, als es sie 
löst. Die Unterscheidung ist zunächst fragwürdig, weil mit ihr der Zusammenhang 
von bürgerlicher Produktionsform und Vergesellschaftung der Arbeit auseinander- 
gerissen wird. Dieses Vorgehen auf den produktiven Gesamtarbeiter angewandt, 
könnte etwa die Abteilungen der Produktionsplanung des Kapitals dem „gesell- 
schaftlichen Charakter der Arbeit‘ zurechnen, Meister, Vorarbeiter und Fertigungs- 
ingenieure der „bürgerlichen Form der Arbeit“, käme aber bezüglich des eigent- 
lichen produktiven Arbeitspersonals in große Schwierigkeiten. Denn die Kombina- 
tion der Arbeiter in der großen Industrie ist zugleich der bürgerlichen Form der 
Arbeit und in dieser auch der Entwicklung ihrer gesellschaftlichen Tendenzen ge- 
schuldet. Ähnliche Probleme stellen sich bezüglich des Staatsektors, wo sich zeigen 
läßt, daß die genannte Unterscheidung meist nicht durchgehalten werden kann, weil 
sich die Funktionen überschneiden. 


17 Wir beschränken uns hier auf Fragen, welche die staatlichen Lohnarbeiter und die Mittel- 
klasse betreffen. Andere, etwa die uns sehr problematisch erscheinende Bestimmung der 
Minimalgröße des Kapitals (wo das konstante Kapital herausfällt; der ausschließliche 
Bezug aufs Handwerk) Bd. II/S. 230 ff., müssen leider beiseite bleiben. 

18 Bd. II, S. 298 
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Ist etwa die zum Bereich „öffentliche Sicherheit und Ordnung“ zählende Bau- 
und Gesundheitspolizei nur der bürgerlichen Form der Arbeit geschuldet? Oder das 
Nachrichten- und Wohnungswesen nur dem gesellschaftlichen Charakter der Ar- 
beit? Vielmehr dürften, von wenigen eindeutigen Extremen auf beiden Seiten abge- 
sehen, die meisten staatlichen Funktionen doppelt bestimmt sein. „Sie entspringen 
der Entfaltung der Produktivkräfte der Arbeit, sind aber wesentlich bestimmt von 
dem spezifischen Charakter der Produktionsverhältnisse‘ (19). Auch für den Staat 
gilt, daß sich im Kapitalismus der gesellschaftliche Charakter der Arbeit nur im 
Rahmen und vermittels seiner bürgerlichen Form durchsetzt, daß der Inhalt der 
sozialen Revolution nicht etwa im Aufstand der ‚nützlichen‘ gesellschaftlichen 
gegen die „unnützen“ bürgerlichen Kräfte besteht, sondern in der gewaltsamen 
Abstreifung der bürgerlichen Produktionsform, der alle Mitglieder der bürgerlichen 
Gesellschaft mehr oder minder unterliegen (20). 

Die noch im 1. Band der „Materialien...“ entwickelten Bestimmungen zu 
Form und Produktion des bürgerlichen Staates verflüchtigen sich in der konkreten 
Analyse zu einer Koppelung von abstrakter Formbestimmung und begriffslosen 
Oberflächenkriterien. Das was zu leisten ist bei der Bestimmung der staatlichen 
Lohnarbeiter, die genaue allgemeine und konkrete Untersuchung ihrer Stellung in 
der ökonomischen und politischen Reproduktion der bürgerlichen Gesellschaft, die 
exakte Herausarbeitung der Staatsfunktionen also, fällt bei einer Konstruktion mit- 
ten hindurch. 

Die Analyse gerät vollends ins Schwimmen, wenn die zunächst zum Über- 
gangsbereich gezählten Träger der Bildung und Ausbildung, die Lehrer und Wissen- 
schaftler, plötzlich als Hauptmasse des „geistigen Unterdrückungsapparates“ auf- 
tauchen (21). Zu diesem gehören also nun Nuklearröntgenologen in den Universi- 
tätskliniken, Physiker und Chemiker in den Universitäten, Biologielehrer an den 
Schulen ebenso wie Volkswirtschaftslehredozenten und Sozialkundelehrer. Wenn 
das eingeschlagene Zurechnungsverfahren vielleicht bei den letzten noch angehen 
mag, so ist es insgesamt zur analytischen Erfassung dieses Teils des Staatspersonals 
vollkommen untauglich. 

Ähnliche Probleme tauchen auf, wenn die medizinische und soziale Dienste 
leistenden „aktiven Staatsagenten“ Keiner weiteren Untersuchung gewürdigt wer- 
den, sie konsequent auch im Abschnitt über revolutionäre Taktik nicht mehr auf- 
tauchen. Sind die Beschäftigten der öffentlich-rechtlichen Banken und Kreditinsti- 
tute zu den Staatsbeschäftigten zu rechnen (22), oder sind sie nicht vielmehr zum 
großen Teil kommerzielle Lohnarbeiter? Warum sind Kriegsrentner und Paupers 
„Staatsagenten“ (23)? Und schließlich werden gar die Rentner zur Mittelklasse 


s 


19 Bd. 11/S. 301 

20 Marx und Engels drücken das schon in der „Heiligen Familie‘‘ aus, wenn sie schreiben, 
daß auch die Kapitalisten von der Entfremdung betroffen sind, sich in ihr allerdings 
wohlfühlen. 

21 Bd. I1/S. 335 

22 Bd. 1, S. 272 ff. 

23 Bd. 1, S. 261 u, 373 
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gezählt (24), wo sie doch nicht aus abgeleiteter Revenue, sondern aus eigener, 
„akkumulierter“ — wenn auch interpersonell und intertemporär umverteilt — leben. 
Viel schlüssiger wäre es, die Rentner je nach der Herkunft der Rente als passive 
Teile der entsprechenden Klasse zuzurechnen, wie es das PKA an anderer Stelle (25) 
auch tut, 

Mit diesen Fragen haben wir uns selbst auf die Ebene der Zurechnungen 
begeben, und da liegt schon ein zentraler Fehler. Es geht nicht darum, das eine oder 
andere Gesellschaftsmitglied einer noch dazu unzureichend entwickelten abstrakten 
Bestimmung zuzuordnen. Es muß die Funktion der Gesellschaftsmitglieder in der 
ökonomischen und politischen Reproduktion der bürgerlichen Gesellschaft ent- 
wickelt werden, und zwar sowohl auf der Ebene der Kritik der politischen Ökono- 
mie wie auf der Ebene ihrer widersprüchlichen Durchsetzung in der Geschichte. Erst 
dann lassen sich, auf der Basis der konkreten Arbeitsbedingungen und Bewußtseins- 
formen, politisch umsetzbare Klassenlinien schlüssig ziehen. Das Projekt Klassenana- 
lyse ist zur Oberfläche der Gesellschaft gelangt, wie die Jungfrau zum Kind. Es hat 
sie schematisch geordnet, künstlich gruppiert und die innere gesellschaftliche Dyna- 
mik und konkrete Ausprägung der sozialstatistischen Klassengliederung konsequent 
ausgeblendet. Zwischen den begrifflichen Bestimmungen im ersten Band und den 
sozialstatistischen Mühen im zweiten liegt der Graben dieser konkreten Gesellschaft 
der BRD, nur mühsam von Rekursen und leeren Verallgemeinerungen überdeckt. 
Die Untersuchung des PKA ist also insoweit festzumachen als sozialstatistischer 
Ordnungsversuch der Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft in der BRD. Die in 
den Tiefen der Gesellschaft vor sich gehenden ökonomischen und politischen Pro- 
zesse, welche die Bedingung und Ursache ihrer Oberfläche und Veränderungen sind, 
bleiben unaufgedeckt. Behauptungen wie etwa die von der „Verlagerung von der 
materiellen zur geistigen Reproduktion der bürgerlichen Ordnung“ (26) sagen daher 
nichts, als was jeder bewußte Zeitgenosse unmittelbar auch sehen könnte -— abge- 
sehen davon, daß es in dieser Form nicht stimmt. 


Revolutionäre Taktik des PKA (27) 


Hätten die Genossen auf S. 433 ihres Werkes geschwiegen, wären sie klug geblieben. 
Dann hätte ihre Analyse als sozialstatistischer Beitrag passieren Können. Wenn — 
wie wir umrissen zu haben hoffen — die vom PKA angestrebte Vermittlung vom 
System der Kritik der politischen Ökonomie und einem „konkreten Stück Zeitge- 
schichte“ in Klassenanalytischer Absicht letztlich in einer durch Auswälzung und 
Verdünnung des „allgemeinen Begriffs“ gewonnenen deduktiven Aufschlüsselung 


24 Bd. I, S.42f. 
25 Bd. II, S. 441 
26 Bd. II, S. 310 ff. 


27 a folgenden Kritik vgl. Gerhard Armanski, Thesen zur „Revisionismus“kritik, Prokla 
5/1972 
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der Sozialstruktur endet, wenn die Fragen der konkreten Arbeits- und Lebensbe- 
dingungen und das Bewußtseins der Gesellschaftsmitglieder, der gewerkschaftlichen 
und politischen Organisierung, der politischen Bewegung überhaupt aus der Unter- 
suchung fast vollkommen ausgeblendet sind, dann müssen die dessen ungeachtet 
entworfenen „Grundzüge revolutionärer Taktik in der BRD“ auf tönernen Füßen 
stehen. Hier schlägt die falsche Methode um — in falsche Politik. Deren Grundlage 
ist dann auch nicht mehr die wirkliche Klassenbewegung, sondern hergeholte, ihr 
fremde, Setzungen. 

„Der Kommunismus ist für uns nicht ein Zustand, der hergestellt werden soll, 
ein /deal, wonach die Wirklichkeit sich zu richten haben wird. Wir nennen Kom- 
munismus die wirkliche Bewegung, welche den jetzigen Zustand aufhebt. Die Be- 
dingungen dieser Bewegung ergeben sich aus der jetzt bestehenden Vorausset- 
zung“ (28), „der bestimmten Konjunktur der Verhältnisse unter dem Bourgeoi- 
sregime“ (29). 

Wenn also diese „bestimmte Konjunktur‘ nicht untersucht ist, können die 
den Zersetzungsprozeß der bürgerlichen Gesellschaft bewirkenden Kräfte materia- 
listisch gar nicht angegeben werden. Wenn die geschichtlichen Ursachen des gegen- 
wärtigen Arbeiterbewußtseins (Geschichte der Klassenkämpfe, Akkumulationsbe- 
wegung, Ungleichheiten und Fraktionierungen der Arbeiterklasse, Arbeits- und 
Lebensbedingungen, Organisation usw.) im Dunkeln bleiben, können Aussagen, 
welche diesen Zustand zusammenfassen und seine weitertreibenden Momente her- 
vorheben, auch nicht ansatzweise getroffen werden. Dann muß man ans Ende jeder 
Untersuchung der einzelnen Fraktionen der Arbeiterklasse den ebenso schönen wie 
hilflosen Aufruf setzen, daß hier unbedingt vereinheitlicht werden muß (30), ohne 
sagen zu können, was die Bedingungen und Formen der Vereinheitlichung sind. Die 
„politische Apathie“ der Arbeiterklasse in der BRD (31) sei „zusammenfassender 
Ausdruck für die in vielfältigen althergebrachten Traditionen verhaftete, mit wenig 
Selbstvertrauen in die eigene Stärke ausgestattete Arbeiterbewegung in der BRD“. 
Das erklärt nun allerdings überhaupt nichts, ist bloß tautologisch. Weil das Bewußt- 
sein der Arbeiter so niedrig ist, ist die Arbeiterbewegung schwach. Weil die Arbeiter- 
bewegung schwach ist, sind die Arbeiter „politisch apathisch““. Sucht man weiter, 
findet man als Antwort auf den so gekennzeichneten Zustand lediglich den Verweis, 
daß die verschiedenen Gruppen innerhalb der Arbeiterklasse gegeneinander rangeln 
und sich noch nicht als Mitglieder einer Klasse begreifen. Die materialistische Ana- 
lyse verflacht zur Sozialpsychologie. Warum die Arbeiter in der BRD so apathisch 
sind, warum sie sich in Gruppenkonflikten verzehren, wird dem neugierigen Leser 
nicht verraten. Und doch wäre die Antwort zentral für die Frage, welche politische 
Taktik zur Aufhebung dieses Zustandes einzuschlagen wäre. 


28 Karl Marx, Friedrich Engels, Deutsche Ideologie, (Marx-Engels-Werke) MEW 3, S. 35 
29 A.a.0,S. 204 

30 PKA Bd. II/S. 146 ff. 

31 Bd. I/S. 434 
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An die Stelle der Aufnahme der wirklichen Probleme, vor welche sich die 
Arbeiterklasse in der BRD gestellt sieht (die vielfältigen materiellen Spaltungsur- 
sachen, u. a. der Unterschied von Hand- und Kopfarbeit, die wachsende Konkurrenz 
unter den Bedingungen von Massenentlassungen und zunehmendem Lohndruck, die 
sich verschlechternden Reproduktionsbedingungen, die politische Disziplinierung in 
Betrieb und Staat, die Politik der Gewerkschaftsspitzen und der SPD (32) usw.), 
tritt eine, auch als solche noch unzureichende, Oberflächenbeschreibung. An eine 
schlecht abstrakte Bewußtseinsbeschreibung wird eine ebensolche Vereinheit- 
lichungstaktik gehängt, die mit einer revolutionären Zusammenfassung und Be- 
schleunigung der wirklichen Bewegung der Auflösung der bürgerlichen Gesellschaft 
nichts mehr gemein hat. Aber die „Kenntnis der wirklichen Verhältnisse‘ wird wohl 
dem „Parteiprogramm zur Umwälzung der bürgerlichen Verhältnisse“ (33) überlas- 
sen. 

Als taktisches Grundprinzip, welches ‚aus den Verhältnissen in der 
BRD“ (34) folge, wird die „Aktionseinheit der Arbeiterklasse‘ (35) vorgestellt — 
ein wahrhaft neuer Gedanke! Deren wesentliche Bestimmungen erschöpfen sich 
wieder nur in der pausenlosen Aufforderung, sich zu vereinheitlichen. Bezüglich der 
Bauern findet sich nur ein Abzug der Marx‘schen Analyse der französischen Parzel- 
lenbauern im 19, Jahrhundert, nicht aber der Ausdruck der BRD-Verhältnisse (36). 

Völlig unklar wird es bei der Frage des Verhältnisses der Arbeiterklasse zum 
„lohnabhängigen“ Teil der Mittelklassen. Der noch im ersten Band relativ klar 
umrissene Mittelklassenbegriff verflüchtigt sich bei der konkreten Klassenbestim- 
mung in nichts, womit die eingangs vorgetragene Hypothese des PKA, die moderne 
bürgerliche Gesellschaft zerfalle im wesentlichen in Arbeiterklasse und Kapitalisten- 
klasse, seine Bestätigung findet. Allerdings eine Bestätigung, die letztlich auf einen 
Kreislauf der Theorie hinausläuft, welche die Wirklichkeit ausgeschlossen hat. Denn 
die wirkliche Klassenbewegung ist mitnichten durch die plötzliche Verflüchtigung 
der Mittelklasse geklärt. Das PKA geht da geschickt so vor, daß sie die „der Arbei- 
terklasse nahestehenden Gruppen der lohnabhängigen Mittelklassen‘“ (37) — womit 
die Beschäftigten der Staatsbetriebe in erster Linie gemeint sind — unvermittelt in 
die „proletarische Bewegung“ (38) stellt, von der sie nur noch materielle Privilegien 
trennten. Vergessen sind die seitenlangen Ausführungen im ersten Band über die 
Rolle des Staates, den Staatsfetisch, die materielle Lage und Bewußtsein der Staats- 
beschäftigten entscheidend prägen. Oder gilt das für die Beschäftigten in den Staats- 
betrieben nicht? Die reale gesellschaftliche Grundlage einer solchen Aktionseinheit 


32 Hier findet sich nur der fromme Wunsch, daß sich die Arbeiterklasse von der SPD löse 
und die Bestimmung der linken SPD als Aktionseinheitspartner der Kommunisten. 
Vgl. Bd. II/S. 436 

33 Bd. I1/S. 435 

34 ebenda 

35 Bd. I1/S. 436 

36 Bd. IU/S. 437 £, 

37 Bd. I1/S. 442 

38 Bd. II/S. 443 


und ihre leitenden Forderungen sind denn auch gar nicht weiter angegeben, wenn 
man nicht bloße Aufklärung (Im Stile von: „Es kann ihnen gesagt werden .. .“; 39) 
für sie nimmt. 

Ein anderer Teil der „lohnabhängigen Mittelklassen‘ taucht unter der Rubrik 
der „Staatsagenten im engeren Sinn‘ (40) auf, die umstandslos mit den „höheren 
Staatsarbeitern‘* gleichgesetzt werden. Sie seien privilegiert, voller Klassenvorurteile, 
für die proletarische Bewegung nur teilweise zu gewinnen oder zu neutralisieren. 
‚Ihnen muß gesagt werden‘, daß sie mit dem Sozialismus verschwinden — das ist 
alles. Der obwaltende Schematismus fällt nun auf das PKA selbst zurück. Denn von 
der Masse der nicht in Staatsbetrieben arbeitenden, aber auch nicht zu den „höhe- 
ren Staatsagenten“ zählenden (oder etwa doch? ) staatlichen Lohnarbeitern im Ge- 
sundheits-, Sozial- und Erziehungswesen ist nicht die Rede. Also eine Personengrup- 
pe von ca. einer Million, die von den gegenwärtigen Verhältnissen hart angegriffen 
wird und teilweise in heftigen Abwehrkämpfen steht, verschwindet plötzlich aus der 
Analyse! 

Wer beansprucht, Wichtiges zur revolutionären Taktik in der BRD beizu- 
tragen, darf sich solche Unterlassungen nicht erlauben. Denn immerhin bilden 
Lehrer, Sozialarbeiter, Krankenschwestern und Krankenhausärzte einen Hauptan- 
griffspunkt der gegenwärtig laufenden Rationalisierung und Ökonomisierung im 
öffentlichen Dienst (40a). Immerhin sollen sie wesentlich zur Sanierung der Staats- 
finanzen beitragen, indem sie gezwungen werden, bei sich verschlechternden 
Löhnen und Arbeitsbedingungen eine gleiche oder höhere Leistung zu erbringen. 
Und schließlich sind es gerade diese Gruppen der staatlichen Lohnarbeiter, die 
neben den Arbeitern der Staatsbetriebe einen Brennpunkt der sozialen Konflikte im 
öffentlichen Dienst bilden. Hier finden Kämpfe statt, die zur Auflösung von tradier- 
ten Bewußtseinsformen, vom Beamten- und Staatsfetisch praktisch tausendmal 
mehr .beitragen, als das PKA überhaupt nur ahnt und wahrhaben will. Die Sache 
wird hier aber einfach so gelöst, daß sie getilgt wird. So grobmaschig und nichts- 
sagend ist das klassenanalytische ‚Netz‘ des PKA geworden. Kein Wunder, denn bei 
Aufnahme jenes großen Teils der staatlichen Lohnarbeiter in der Erörterung der 
Taktik wäre man um die Mittelklassenfrage und damit das Bündnisproblem nicht 
herumgekommen. Wer von der Mittelklasse redet, muß auch von Bündnispolitik 
reden. Und das hätte wahrscheinlich der ‚allgemeinen Taktik in Ländern mit hoch- 
entwickeltem Kapitalverhältnis“ widersprochen, 

Die Lösung vieler Widersprüche wird der „selbständigen Arbeiterpartei mit 
bestimmten Klassenprogramm“ zugewiesen, der „distinten Arbeiterpartei in der 
BRD“ (41), der DKP. Sie erscheint als deus ex machina, als konkreter Kern der 


40 Bd. II/S. 445 

40a Vgl, zur Rationalisierung und Ökonomisierung im öffentlichen Dienst und den Bedingun- 
gen und Formen der Kämpfe der staatlichen Lohnarbeiter: Gerhard Armanski, Boris 
Penth, Jörg Pohlmann, Staatsdiener im Klassenkampf, Erlangen 1975 

4 Bd, I1/S. 435 
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eigenen verschwommenen Aussagen. Was die Aussagen dieses Kerns zur revolutio- 
nären Taktik der Kommunisten sind, wird leider nicht aufgenommen, nicht einmal 
gestreift. Von der Art und Weise, wie die DKP in die Analyse eingeführt wird, ist 
das auch gar nicht nötig. Sie ist ja auch nur abschließender und legitimierender 
Schlußstein des Gewölbes, keineswegs dessen theoretisch und praktisch entschei- 
dender Träger. Wie die Taktik der Kommunisten bezüglich der Arbeiterklasse und 
den Mittelklassen nicht aus den realen Bedingungen und Kämpfen in der BRD 
entwickelt ist, so ist es auch die DKP nicht. Statt zu zeigen, welche Rolle die DKP 
in den Klassenkämpfen spielt, nimmt sie das PKA als bloße Zutat, mit Bestimmun- 
gen aus ganz anderen historischen Verhältnissen notdürftig abgestützt (42), herein. 
Der Ring aus oberflächlicher Sozialstatistik, ‚„unwirklicher‘“ Taktik und ahistori- 
scher politischer Dezision schließt sich. 
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42 Der Begriff der „distinkten Arbeiterpartei‘‘ (vgl. Brief von Engels an F. A. Corge, 1886, 
in: Marx/Engels, Ausgewählte Briefe, Berlin (DDR), 1953, S. 470) stammt aus einer 
Periode unentwickelten Kapitaiverhältnisses, aus dem 19. Jahrhundert, und meint zentral 
die Notwendigkeit, die Proletarier aus dem Schlepptau der bürgerlichen Parteien zu 
lösen. Wenn er für heute gelten soll, müßte zweierlei nachgewiesen werden: daß die SPD 
eine bürgerliche Partei ist; daß die DKP die „distinkte Arbeiterpartei“ ist. 
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Zur Kritik bürgerlicher Inflationstheorien 


Olaf E. Dombrowsky 


1. Der Gegenstand dieses Beitrages 


Die permanente Inflation ist zu einer der dringlichsten Formen kapitalistischer 
Wirtschaftskrisen geworden. Da das Problem allgemeiner Preissteigerungen in der 
Geschichte wiederholt Aktualtität erlangte, liegt bereits eine ganze Reihe von Ana- 
lysen darüber vor. 

Diese Arbeit beabsichtigt, hier eine Orientierungshilfe zu geben und den Er- 
klärungswert der gegenwärtig wichtigsten bürgerlichen Inflationstheorien auf 
Grundlage der Marx’schen Geldtheorie zu bestimmen. Wie ein Blick in die Literatur 
zeigt, bedarf bereits der Inflationsbegriff einer näheren Untersuchung. Zudem 
drängt sich die Frage nach der Motivation der bürgerlichen Wissenschaft auf, neben 
der bloß ideologischen "Absicherung ‘des ‚kapitalistischen Systems eine realistische 
Inflationstheorie als Basis einer erfolgreichen Anti-Inflationspolitik zu entwickeln — 
wenn doch gleichzeitig unterstellt wird, daß gerade die Kapital-Seite Nutznießer der 
Inflation ist. _ 

An Hand eines kurzen dogmengeschichtlichen Rückblickes wird versucht, ei- 
nen Eindruck davon zu vermitteln, wie auf der Grundlage irriger Vorstellungen über 
das Wesen des Geldes in den Krisenperioden des Geldsystems immer wieder neue, 
stets interessengebundene Inflationstheorien entwickelt wurden. Dabei zeigt es sich, 
daß die althergebrachten Ansätze eine außerordentliche Resistenz aufweisen und in 
verfeinerten Varianten immer wieder auftauchen. So kann z.B. der Streit um die 
richtige Interpretation der Quantitätsgleichung, ob ‚von rechts nach links‘ oder 
„von links nach rechts“, auf eine lange Tradition verweisen. Jede Inflationsperiode 
der Neuzeit brachte ihre eigene Version der Quantitätstheorie hervor: Die Edelme- 
tallzuströme aus Amerika die „vulgäre“ Theorie Bodin’s, die Napoleonischen Kriege 
die Theorie des Currency Principle, die Periode nach dem I. Weltkrieg die neoklassi- 
sche Quantitätstheorie Fisher’s und schließlich die gegenwärtige permanente Infla- 
tion den Monetarismus der Chicagoer Schule. 

Vor diesem Hintergrund werden in den sich anschließenden Kapiteln die bei- 
den Hauptstränge aktueller bürgerlicher Inflationstheorien, nämlich die keynesia- 
nisch bzw. monetaristisch ausgerichteten, auf ; ihr jeweiliges Geld- Verständnis und 
ihre logische Kosistenz hin analysiert. Ihre Realitätsnähe, das letztlich entscheiden- 
de Kriterium, wird an ihrem Erklärungswert insbesondere in Hinblick auf die Er- 
scheinungsform der Stagflation zu messen sein. 

Da die Theorien des „demand-pull‘“ und des „‚cost-push‘“ auf dem Keynes’schen 
Geld-Verständnis beruhen, erscheint es notwendig, auch letzteres zu untersu- 
chen, obwohl in Keynes Werken r 


mittelbar keine Inflationstheorie enthalten ist. 
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Dies kann auch kaum verwundern, zumal das ökonomische Problem seiner Zeit 
eben nicht allgemeine Preissteigerungen, sondern umgekehrt die große Depression 
und ein damit zusammenhängender allgemeiner Preisverfall war. 

Wegen ihrer enormen tagespolitischen Bedeutung werden abschließend drei 
weitere Inflationserklärungen analysiert, die allerdings von jeder Geldiheorie losge- 
löst sind oder ihren theoretischen Ursprung zumindest vulgarisieren. Die Untersu- 
chung kann sich hier kaum auf mehr als eine Konfrontation mit der Empirie er- 
strecken, Das Material wird dabei meist der BRD entstammen. 

Die folgenden Darstellungen beschränken sich vornehmlich auf Geld- und 
Preisprobleme, zumal unmittelbar damit zusammenhängende Fragen, wie wirt- 
schaftliches Wachstum, Produktivitätssteigerung oder Umverteilungseffekte, von der 
bürgerlichen Theorie selbst häufig übergangen werden. 

Die Vielschichtiigkeit des Untersuchungsgegenstandes sowie die gerade in letz- 
ter Zeit enorm anwachsende Literatur lassen es im Rahmen einer Übersicht zum 
einen nicht praktikabel erscheinen, die z. T. recht interessanten Detailuntersuchun- 
gen etwa über die Umlaufgeschwindigkeit des Geldes, über Angebot an und Nachfra- 
ge nach Geld oder über die Transmission autonomer monetärer Impulse auf den 
realen Bereich umfassend zu berücksichtigen (1). 

Zum anderen kann das empirische Material hier nicht ausreichend exakt ana- 
lysiert werden. Dabei geht es nicht nur um Fragen nach der Zusammensetzung von 
Warenkörben oder der Konstruktion von Preisreihen, sondern auch um eine diffe- 
renziertere Untersuchung der Preisbewegungen nach Branchen und jeweiligen 
Marktkonstellationen. Ebenso erweist sich eine fundiertere Einschätzung der Wand- 
lung gewisser Großunternehmen von Preis- zu Mengenanpassern sowie generell der 
Bedeutung administrierter Preise als dringend zu lösende Aufgabe. 


2 Einführung 
2.1 Begriff 


In der tagespolitischen Diskussion bezeichnet man generell jede allgemeine Preisstei- 

gerung mit ‚Inflation‘. Mit diesem Begriff werden in zunehmendem Maße Attribute 

verbunden, die nach F. Laege (2) etwa wie folgt klassifiziert werden Können: 

1. solche, die die (vermeintlich, O.E. D.) verursachenden Faktoren mit dem 
Ausdruck Inflation verknüpfen, z. B. Geldinflation, Kreditinflation, Kostenin- 
flation, Nachfrageinflation etc. 


2. solche, die den Begriff auf die Erscheinungsform des Prozesses ausrichten, 
z.B. offene, zurückgestaute, latente, schleichende, galoppierende Infla- 
tion etc. 

1 Eine gute Darstellung der neueren Entwicklungen in der bürgerlichen Theorie bieten 


etwa H. G. Johnson’s „Beiträge zur Geldtheorie und Geldpolitik“, Berlin 1969 
2 Siehe F. Läge „Die säkulare Inflation‘, Schriftenreihe zur Geld- und Finanzpolitik, 
Bd. 5, Frankfurt a M. 1959, S. 33 
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35 solche, die den Terminus durch die Häufigkeit und Dauer charakterisieren, 

z. B. zyklische, chronische, säkulare, permanente Inflation etc. 

Dabei ist es offenbar nicht selten das Ziel, das Wesen des Problems zu verschleiern 
und dem Begriff seine politische Brisanz zu nehmen. So schreibt H. Rieter: „Der 
Begriff ist (...) existent, man wird ihn weiter verwenden müssen, sollte ihn aber 
entschärfen (!} indem man sich bei seiner Definition allein von Zweckmäßigkeitser- 
wägungen leiten läßt.‘ (3) 

Ebenso unmißverständlich äußerte sich Jöhr 1934: „Neuerdings wird in 
Deutschland der Ausdruck ‚stabile Inflation‘ (!) gebraucht. Die Bezeichnung ‚ver- 
deckte Inflation‘ ist zwar treffender, doch ist es begreiflich, daß der Ausdruck 
‚stabile Inflation‘ vorgezogen wird, da dieser weniger Mißtrauen einflößt (!) als 
jener“ (4). 

Es fehlt auch nicht an Versuchen, das Inflations-Problem aus der Verantwort- 
lichkeit der Wirtschaftssubjekte heraus und in die Nähe von Naturkatastrophen zu 
rücken, etwa wenn die ‚Zeit‘ von einer ökonomischen „Plage“ spricht (5) — oder die 
Inflation als ein zeitloses Problern hinzustellen, indem man z. B. auf Preissteigerun- 
gen in der antiken Stadt Aphrodisia hinweist (6). 

Bei W. Röpke, der immerhin noch die Erklärungswürdigkeit der Tatsache 
ahnt, daß es in den sozialistischen Staaten die Erscheinung der permanenten Infla- 
tion nicht gibt, zeigt sich die Apologie besonders deutlich. Er schreibt, daß 
„... nur noch in den kommunistischen Ländern (der) einigermaßen erfolgreiche 
Versuch unternommen wird, die ‚offene‘ Inflation in eine ‚zurückgestaute‘ zu ver- 
wandeln...“ (7). Für Länder mit kapitalistischer Wirtschaftsordnung dagegen gilt: 
»... der Inflationswelle unserer Zeit haftet zum ersten Male, eindeutig und nahezu 
ausschließlich, der Charakter einer Inflation an, die aus den Ideologien, Kräften und 
Wünschen der modernen Massendemokratie selber hervorgegangen ist. Sie ist eine 
demokratisch (!)-soziale (!!) Inflation...“ (8). 

Tatsächlich handelt es sich bei der heutigen Inflation, politisch gesehen, um 
einen Kampf um Anteile am BSP, um Klassenkampf auf ökonomischer Ebene. 
H. Giersch formuliert daher zurecht: „Im Grunde verschleiert diese schleichende 
Inflation nur den Verteilungskampf, in dem der alte Klassenkampf in der modernen 
Gesellschaft weiterlebt‘ (9). Wie noch zu zeigen sein wird, verläuft die „Front“ 
dabei keineswegs einfach zwischen der Arbeiterklasse und den Kapitalisten. 


3 H. Rieter „Die gegenwärtige Inflationstheorie und ihre Ansätze im Werk von Thomas 
Tooke“, Berlin 1971, 8. 15 

4 W. A. Jöhr „Die Nachkriegsdeflation. Konjunkturtendenzen der Nachkriegszeit und die 
Aufgaben der schweizerischen Beschäftigungs- und Währungspolitik“, St. Gallen 1945, 
S.2 

5 „Die Zeit“ vom 5.1.73 

6 „Frankfurter Rundschau“ vom 19.1.73 

7 W. Röpke „Jenseits von Angebot und Nachfrage“, Reutsch, Erlenbach/Zürich/Stuttgart 
1958, 5. 271 

8 Ebd,, 5, 272 

9 H. Girsch „Rationale Wirtschaftspolitik in der pluralistischen Gesellschaft“, in: „Ratio- 
nale Wirtschaftspolitik und Planung in der Wirtschaft von heute‘, Berlin 1967, 5. 137 
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Auch die wissenschaftliche Literatur verwendet den Terminus ‚Inflation‘ in 
unterschiedlicher Weise, nachdem er im Verlaufe des amerikanischen Sezessionskrie- 
ges in die Diskussion eingeführt worden war. Die damalige amerikanische Regierung 
finanzierte ihre Kriegsausgaben durch ‚Betätigung der Druckerpresse‘, d.h. sie hat- 
te, bei gleichzeitigem Rückgang der Produktion, die kaufkräftige Nachfrage aufge- 
bläht. Die Folge war eine allgemeine Preissteigerung. 

Entsprechend seiner ursprünglichen Bedeutung will eine Reihe von marxisti- 
schen Autoren, wie z.B. Schumilin, den Terminus nur in diesem Sinne gelten 
lassen: „Wir bezeichnen als Inflation die Erhöhung der Papiergeldmenge im Lande 
über den Umlaufmittelbedarf hinaus“ (10). Preissteigerungen sind hier also lediglich 
ein Symptom der Inflation. 

Mandel stimmt der Ansicht zu, daß die Existenz einer übermäßigen Papier- 
geldzirkulation immer nur post festum feststellbar ist. Er verneint jedoch W. Hof- 
mann’s Feststellung, daß es aus diesem Grund keinen Sinn habe, sich in der Be- 
griffs-Definition auf die Geld-Sphäre zu beziehen. Für W. Hofmann ist Inflation 
immer dann gegeben, „wenn das allgemeine Preisniveau eines Landes sich, aus wel- 
chen Gründen auch immer, langfristig von dem Preistrend entfernt, welchen die 
allgemeine Zunahme der Arbeitsproduktivität erwarten ließe... Von Inflation soll 
jedoch, wie dies allgemein üblich ist, nur dann gesprochen werden, wenn der Vor- 
gang von nicht-zyklischer, oder besser: von über-zyklischer Natur ist“ (11). 

Samuelson wiederum definiert ‚Inflation‘ undifferenziert als „eine Zeit allge- 
mein steigender Güter- und Faktorpreise‘ (12). Andere bürgerliche Autoren wollen 
erst dann von Inflation sprechen, wenn die Preissteigerungsrate eine bestimmte 
Marke überschritten hat. So bemerkte der Sachverständigenrat: „Bis in die jüngste 
Zeit ist von vielen der Sprachgebrauch für falsch gehalten worden, der einen dauern- 
den jährlichen Anstieg des Preisniveaus von 3 v. H. bis 4 v. H. schon (!) als Inflation 
kennzeichnete“ (13). 

Es ist offensichtlich, daß die Definition des Begriffs analytische Konsequen- 
zen init sich bringt. Unter Verwendung der Hofmann’schen Definition wird jede 
langfristige Abweichung des Preisniveaus von der Entwicklung der Produktivität 
erfaßt. Preisstabilität im herkömmlichen Sinne erscheint dann tatsächlich als das, 
was sie ist: ein Grad der Abweichung der nominellen Preise von den Werten, bei 
dem das allgemeine Preisniveau zufällig weder steigt noch fällt. 

Folgt man der Empfehlung von P. Samuelson, so bleibt die Frage ausgeklam- 
mert, warum sich in der Geschichte des frühen Kapitalismus Perioden fallenden, 
fixen und steigenden Preisniveaus wechselseitig ablösten, während in der Phase des 
Spätkapitalismus Produktivitätssteigerungen und Konjunkturschwankungen vor- 
nehmlich in unterschiedlichen Raten der Preissteigerung ihren Niederschlag finden. 
Es wird suggeriert, daß ein stabiles bzw. leicht steigendes Preisniveau der eigentlich 


10 V. Schumilin „Warum steigen die Preise? “, in: „Marxismus Digest“ Nr. 3/72,$. 23 

11 W. Hofmann „Die säkulare Inflation‘, Berlin 1962, S. 9 

12 P. A. Samuelson „Volkswirtschaftslehre“, Bund-Verlag Köln 1973, Bd, I, $S. 338 

13 Sachverständigenrat „Gleicher Rang für den Geldwert“, Jahresgutachten 1972/73, 8. 117 


angemessene Normalfall sei. Das Absinken des allgemeinen Preisniveaus wird dann 
zu einer unerwünschten, zumindest aber zu einer nicht positiv anzustrebenden Aus- 
nahmeerscheinung. 

Abgesehen davon, daß die Auswirkungen einer Deflation von denen der Infla- 
tion völlig divergieren (die Deflation begünstigt Geldbesitzer und Bezieher fixer 
Einkommen), wird sie wohl auch deshalb von manchen bürgerlichen Autoren als 
eine Art Schreckgespenst behandelt, dem man besser nicht begegnet, weil dieser 
Begriff ad hoc Assoziationen ökonomischer und politischer Krisenperioden hervor- 
ruft. Die Inflation hingegen wird insbesondere von Keynesianern als eine Art 
„Schmiermittel der Wirtschaft“ (14) betrachtet. H. Rieter gibt in diesem Sinne zu 
bedenken ‚ob die Stabilisierung des Preisniveaus überhaupt einer Stabilisierung des 
Volkseinkommens vorzuziehen ist“ (15). 

Eine wissenschaftliche Analyse von Preissteigerungen muß selbstverständlich 
deren Quellen exakt differenzieren; einige Autoren nennen bis zu 60 Ursachen (16). 
Dennoch scheint Schumilin’s Fassung des Begriffs unnötig eng; es wäre sicher wenig 
sinnvoll, analog für jede Ursache einen besonderen Terminus zu verwenden, zumal 
das Problem der Preisniveau-Bewegungen im Bewußtsein der Allgemeinheit an die 
Begriffe ‚Inflation‘ und ‚Deflation‘ gebunden ist. Daher bietet sich der Hofmann’- 
sche Inflations-Begriff als zweckmäßigster an. Es ist schwerlich einzusehen, wieso 
dadurch die Würdigung von „Faktoren wie Konjunkturzustand, Monopoleinfluß 
usw.‘ erschwert werden sollte, wie J. Pewsner offenbar glaubt (17). 

Entsprechend seiner Definition begreift W. Hofmann die gegenwärtige Teu- 
erungsphase als Bestandteil eines mit der Vorherrschaft der Monopole in den neun- 
ziger Jahren des vorigen Jahrhunderts einsetzenden Prozesses (18). Mandel dagegen 
vertritt die Ansicht: „Von säkularer Inflation kann frühestens seit dem Ersten Welt- 
krieg, genauer: seit der Überwindung der großen Wirtschaftskrise 1929-32 ge- 
sprochen werden“ (19). Die divergierenden Auffassungen über den Zeitpunkt des 
Einsetzens der permanenten Inflation sind offenbar durch die unterschiedlichen 
Fassungen des Inflationsbegriffs bedingt. Im Prinzip jedoch besteht — auch unter 
bürgerlichen Autoren (20) — Einigkeit über die These, daß sich zu Beginn dieses 
Jahrhunderts Änderungen im kapitalistischen Wirtschaftssystem vollzogen, die zu 
Modifikationen der Preisbildung geführt haben. 


14 P. A. Samuelson, a, a. O., S. 339 

15 H. Rieter, a. a. O, 

16 F. Läge, a. a. O., S. 33 

17 J. Pewsner „Steigen der Preise — gesetzmäßige Erscheinung des staatsmonopolistischen 
Kapitalismus“, in: „Marxismus Digest“ Nr. 3/72, S. 30 

18 W. Hofmann, a, a. O., S. 15 

19 E. Mandel „Der spätkapitalismus‘‘ Suhrkamp Verlag, Frankfurt a.M. 1972, S. 377 

20 P. A. Samuelson, a, a. O., S. 337 
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2.2  Hyper- und schleichende Inflation und divergierende Interessenlagen verschie- 
dener Kapitalfraktionen 


Ursprünglich gingen die Inflationstheoretiker von der Vorstellung aus, daß grund- 
sätzlich jede Phase allgemeiner Preissteigerungen unmittelbar in einer Hyperinfla- 
tion münden werde. Erst in den letzten Jahrzehnten, als es immer wieder gelang, die 
Inflationsraten, wenn auch nur temporär, zu senken, wurde diese Annahme in Frage 
gestellt. Ursache dieser überholten Hypothese war sicherlich die Tatsache, daß Infla- 
tionen stets im Zusammenhang mit außerordentlichen Umständen, wie Kriegen, 
Mißernten, Spekulationen etc., erlebt und gesehen wurden. 


Aus technischen Gründen befindet sich Schaubild I auf Seite 164! 


Spätestens nach dem Zweiten Weltkrieg jedoch trat ein bis dahin nicht bekannter 
Typ von Inflation offen in Erscheinung. ‚Die Wirkung der ‚permanenten Inflation‘ 
wurde sichtbar, als der Rezession der Jahre 1953, 1957, 1960 in den USA wachsen- 
de Kleinhandelspreise (im Jahre 1953 gingen die Großhandelspreise nochmals leicht 
zurück) parallel liefen“ (21). Dieser Inflationstyp kann nicht mehr einfach mit den _ 
genannten außerordentlichen Ereignissen, sondern nur noch als ein der gegenwärti- 
gen Stufe des Kapitalismus offenbar immanentes Moment erklärt werden. 

Der neue Inflationstyp zeichnet sich gegenüber den ‚herkömmlichen‘ Inflatio- 
nen durch Unterschiede in den Ursachen, den Wirkungen und den Erscheinungsfor- 
men aus. Zu letzterem schreibt J. Valier: „1. Die schleichende Inflation zeigt sich in 
Preissteigerungen, die nicht allgemein sind und nicht kommulativ wirken, während 
die Inflation durch allgemeine und kummulativ wirkende Preissteigerungen gekenn- 
zeichnet ist. 2. Im Gegensatz zur Inflation zeichnet sich die schleichende Inflation 
durch langfristig anhaltende Preissteigerungen aus. Die schleichende Inflation be- 
zeichnet eine Tendenz von Preissteigerungen auf lange Sicht“ (22) (sämtliche Her- 
vorhebungen J. Valier). 

Entsprechend diesen unterschiedlichen Erscheinungsformen rufen Hyper- und 
schleichende Inflation wesentlich voneinander abweichende Wirkungen hervor. 
Auch die ökonomische Interessenlage der einzelnen Kapitalfraktionen gegenüber 
dem Inflationsprozeß ist keineswegs einheitlich. Denn neben einer Reihe „positi- 
ver‘ Begleiterscheinungen, wie Entschuldungseffekt und verbesserte Chancen der 
Profitrealisierung, bringt die schleichende Inflation auch negative Momente hervor. 
Der Entschuldungseffekt durch Geldentwertung ist unmittelbar einsichtig. Er ist 
jedoch bei der creeping Inflation nicht im gleichen Umfang wie bei einer Hyperin- 
flation gegeben ist. „ , Diese schleichende Geldentwertung‘, so klagt BDI-Volkswirt 
Baumann, ‚ist nicht so schön wie eine galoppierende Inflation, bei der die Maschi- 


21 E, Mandel, a. a, O., S. 383 
22 J. Valier „Monopolistische Akkumulation und schleichende Inflation“ in: „Kapitalismus 
in den siebziger Jahren‘, EVA Frankfurt a. M. 1971,8.59£. 
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nen stehenbleiben und die Schulden weg sind‘ “ (23). “: 

Dagegen stellt sich wegen des steuerlichen Nominalwertprinzips ein Teil \, 
der — durch die Inflation allerdings auch aufgeblähten — Gewinne als Scheingewin- : 
ne heraus. Denn allgemeine Preissteigerungen führen auch zu höheren Wiederbe- 
schaffungspreisen für das fixe Kapital. Eine Anlage mit dem Anschaffungspreis von 
DM 100 000 kostet beispielsweise bei ihrer Wiederbeschaffung nach 5 Jahren bereits 
DM 150 000. In der Zwischenzeit kann jedoch nur der ursprüngliche Kaufpreis von : 
der Steuer abgesetzt werden. D.h., daß zur Wiederbeschaffung der Anlage neben 
den Rückstellungen in Höhe von DM 100 000 weitere DM 50 000 vom bereits ver- 
steuerten Gewinn entnommen werden müssen. Diese DM 50 000 plus Steuern stel- 
len sich daher als nur scheinbarer Gewinn, eben als Scheingewinn heraus. 

Da nach 8 58, Abs. 2, Akte G, die Unternehmen gezwungen sind, mindestens 
50 % des Jahresgewinnes nach Steuern auszuschütten — so dies von den Aktionären 
gefordert wird — fürchten einige Manager um die Substanz bzw. Ertragskraft ‚ihrer‘ 
Unternehmen. „Die Formel Mark = Mark stimmt nicht mehr. Die Abschreibungen 
auf Anlagenwerte bleiben weit hinter dem Wiederbeschaffungspreis zurück; die Fol- 
ge sind Scheingewinne, die zu Lasten der Substanz gehen“ (24). -—. 

Das Problem der Scheingewinne stellt sich vor allem für Kapitalisten hoher 
organischer Zusammensetzung. Die Höhe der Scheingewinne ist nämlich abhängig 
vom absoluten Umfang des fixen Kapitals und von der Preissteigerungsrate bei 
seinen Bestandteilen, sie ist jedoch unabhängig von deren Umschlagsgeschwindig- 
keit. Denn wenn sich der Wiederbeschaffungspreis einer Anlage im Verlauf einer 
bestimmten Periode verdoppelt, so verteilen sich die zusätzlich benötigten Beträge 
bei Kapitalien hoher Umschlagsgeschwindigkeit auf mehrere Wiederbeschaffungen. 
In der Summe belaufen sie sich jedoch auf den gleichen Betrag; im angenommenen 
Fall auf 100 % des ursprünglichen Preises. 

Gegen solche Konsequenzen der Inflation versucht sich das Kapital allerdings 
auf verschiedenste Weise zu schützen. So sind gegenwärtig vor dem Bundesfinanzhof 
zwei Verfahren anhängig, die darauf abzielen, partielle Freistellung von Einkünften 
aus Kapitalvermögen bei der Veranlagung zur Einkommensteuer zu erlangen (25). 

Vermutlich wird dieser Vorstoß im Hinblick auf die Auswirkungen eines posi- 
tiven Bescheids auf andere Steuern, vor allem auf die Lohnsteuer, wenig erfolgreich 
sein. 

Eine weitere Möglichkeit, Scheingewinne zu umgehen, besteht im übrigen in 
der degressiven, der vorauseilenden Abschreibung, die, staatlich sanktioniert, heute 
in großem Umfang angewendet wird. 

Mit dem gleichen Ziel empfiehlt E. Gutenberg den Unternehmern, den 
Fremdkapitalanteil über das konventionelle Maß hinaus zu steigern: .. Unter dem 


23 „Der Spiegel“ Nr. 48/1972 
24 „Der Volkswirt“ Nr. 5/73 
25 „Süddeutsche Zeitung“ vom 28.9.1973 
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Einfluß inflatorischer Tendenzen lohnt sich ... Kreditfinanzierung, und zwar so- 
lange es nicht erforderlich ist, die Vereinbarung über Rückzahlung des Kapitals und 
Entrichtung der Zinsen durch Gleitklauseln der Geldentwertung anzupassen“ (26). 

Anders als in Perioden kurzfristiger Hyperinflation ist es den Arbeitern wäh- 
rend der Zeit einer permanenten, also langandauernden Inflation potentiell möglich, 
durch Lohnkämpfe immer wieder einen Ausgleich für den Geldwertschwund zu 
erzwingen. Der allmähliche Anstieg des Lebensstandards — gemessen am Verbrauch 
von Konsumgütern — beweist entgegen einer weitverbreiteten Ansicht, daß es den 
Arbeitern in der BRD, langfristig betrachtet, bisher noch immer gelungen ist, Lohn- 
erhöhungen über die Inflationsrate hinaus durchzusetzen. Dies sagt freilich nichts 
über den Grad der Ausbeutung aus, zumal im gleichen Zeitraum auch Produktivität 
und Intensität der Arbeit zugenommen haben. Ein Symptom für den Verlust der 
Geldillusion in der Arbeiterklasse ist darin zu sehen, daß sie in den letzten Jahren 
nötigenfalls auch sogenannte ‚wilde‘ Streiks durchführte, um innerhalb laufender 
Tarifperioden entstandene Kaufkraftverluste auszugleichen. Die Gewerkschaften ge- 
hen dazu über, kürzere Laufzeiten für Tarifverträge zu vereinbaren, um entspre- 
chend kurzfristiger in der Lage zu sein, auf Preissteigerungen zu reagieren. 

Die permanente Erhöhung des allgemeinen Preisniveaus behindert die Akku- 
mulation von Kapital in liquider Form, da die Zirkulationsmittel die Wertaufbewah- 
rungsfunktion nur noch unzureichend erfüllen. Sie müssen tendenziell durch Sach- 
werte ersetzt werden. Die „Flucht in Sachwerte“ beschleunigt ihrerseits wiederum 
die Inflation. So ist die umfangreiche private Bautätigkeit der letzten Jahre z.T. 
eine Folge der Inflation und steigert wiederum die Nachfrage, wodurch sie dem 
Preisanstieg weitere Impulse verleiht. 

Permanente Preissteigerungen gefährden, falls sie größer sind als bei den Kon- 
kurrenzländern, langfristig die Exportfähigkeit eines Landes. Für J. Robinson ist 
dies der kritische Punkt an allgemeinen Preissteigerungen überhaupt (27). Ent- 
sprechend läßt die Regierung der BRD immer wieder verlautbaren, daß es ihr Be- 
mühen sei, am „Ende des Inflationszuges‘‘ zu fahren. 

Gerade in der BRD sind viele wichtige Branchen auf den Export eines erheb- 
lichen Teiles ihrer Produktion angewiesen und daher in besonderem Maße der Welt- 
Konkurrenz ausgesetzt — wobei diese auf nationale Inflationsraten bekanntlich we- 
nig Rücksicht nimmt. Da hohe Preissteigerungen beim Input aber in dem Maße, in 
welchem sie nicht durch Produktivitätssteigerungen aufgefangen werden können, 
sich auch als Kostensteigerungen niederschlagen, gefährden sie die Exportfähigkeit 


26 E. Gutenberg „Grundlagen der Betriebswirtschaftslehre‘“ Springer-Verlag, Berlin 1970, 
Bd. III, S. 214 

27 „Der stärkste Einwand gegen die Inflation besteht nicht in dem Hinweis, sie sei grausam, 
ermüdend und demoralisierenden im eigenen Land, sondern beruht darauf, daß sie sich 
im internationalen Wettbewerb verheerend auswirkt. Ein Land in ohnehin schon 
schwacher Position wird zur Verzweiflung getrieben, wenn (bei fix gegebenen Wechsel- 
kursen) seine Kosten rascher steigen als jene der Konkurrenten. Genau aus diesem Grund 
ist die Dämpfung des Preisauftriebs ein Hauptziel der Politik geworden.“ 
J. Robinson „Die fatale politische Ökonomie“ EVA Frankfurt a. M. 1968, 5.12 
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der betreffenden Branchen. Es ist daher folgender Fall denkbar: Hohe Preissteige- 
rungen etwa bei den Lebensmitteln und den Mieten führen zur Durchsetzung star- 
ker Lohnerhöhungen auch in der Auto-Industrie. Dort aber können sie u. U. weder 
per Produktivitätssteigerung aufgefangen noch auf Grund einer bestimmten momen- 
tanen Verfassung des Weltmarktes — zumindest nicht ohne mengenmäßigen Absatz- 
verlust — einfach im Preis abgewälzt werden. Das Ergebnis wäre ein Export- und 
Absatzrückgang und/oder eine Gewinneinbuße bei der Auto-Industrie als Folge von 
Preissteigerungen in ganz anderen Branchen. Der Möglichkeit nach ist hier also ein 
Interessenkonflikt zwischen exportorientierten und nicht-exportorientierten Bran- 
chen angelegt. 

Das Beispiel der Bauwirtschaft veranschaulicht, wie die schleichende Inflation 
notwendige Strukturwandlungen in der Wirtschaft behindert. Viele der sogenannten 
Grenzbetriebe können ihre Existenz nur auf Grund des inflationären Preisauftriebs 
behaupten. Relativ geringfügige Verschlechterungen, wie die Aussetzung des Ab- 
schreibungsparagraphen 7b, lösen daher prompt Insolvenzen aus. 

Von der Entwertung des Geldes sind auf Seiten des Kapitals vor allem auch 
Versicherungen, Sparkassen, Banken und andere Kreditinstitute betroffen, weil die 
Inflation sowohl die Bereitschaft des breiten Publikums zum Kontensparen gefähr- 
det (28), als auch die Gefahr heraufbeschwört, daß langfristig gewährte Kredite mit 
fixen Zinssätzen sich zu Verlustgeschäften entwickeln, nämlich dann, wenn sich das 
Einlagenkapital auf Grund der steigenden Inflation verteuert. Eine Absicherung der 
realen Kaufkraft durch Index-Bindung ist nur begrenzt möglich und bedarf zudem 
der Genehmigung durch die Bundesbank — was bisher selten praktiziert wurde. 

Wie die jüngsten Erfahrungen erneut zeigen, sind Wechselkurse unter den 
Bedingungen von unterschiedlichen nationalen Produktivitätssteigerungen und un- 
terschiedlichen Inflationsraten in den einzelnen kapitalistischen Staaten nicht stabil 
zu halten. D.h. aber, daß die permanente Inflation permanente Störungen im 
Währungssystem der kapitalistischen Staaten mitverursacht, die Wettbewerbsbedin- 
gungen relativ rasch verändert und den internationalen Handel behindert. 

Schließlich aber wird eine permanente und sich allmählich beschleunigende 
Inflation zur Bedrohung des kapitalistischen Systems. So erkannte der Sachverstän- 
digenrat in seinem Gutachten 72/73: „Stopp der Mieten, Stopp der Bodenpreise, 
Kontrolle der Preise bei den Großen, dies sind populäre Parolen. Hier liegen Gefah- 
ten für die marktwirtschaftliche Ordnung; denn dirigistische Entscheidungen 
könnten an die Stelle des Marktprozesses treten, obwohl der Markt und die sich hier 


28 Denn während z. B. im Jahre 1971 die Summe der Zinsen und Zinseszinsen für Spargut- 
haben in der BRD etwa 11 Mrd. DM ausmachten, blief sich der Kaufkraftverlust dieser 
Guthaben im gleichen Zeitraum auf etwa 12 Mrd. DM. Die Summe der Spareinlagen 
nahm im März 1973 in der BRD erstmals seit Jahren ab, nämlich um 250 Mill. DM. Eine 
weitere Folge der negativen Realverzinsung ist offensichtlich die Verlagerung des Sparens 
auf zinsträchtigere Sparformen. So gibt die Dresdener Bank an, daß „1971 per Saldo 
500 Mill. DM zu Lasten von Sparkonten in Wertpapiere umdisponiert‘‘ (29) wurden. 

29 Zitiert nach: „Der Volkswirt‘ Nr. 38/72 
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bildenden Preise nach wie vor die beste Form sind, knappe Güter und Resourcen 
zuzuteilen — oder wo er doch die beste Form wieder sein könnte, wenn nicht länger 
eine inflationäre Entwicklung Nachfrage und Angebot verzerrten“ (30). 

Noch aber verzerrt die inflatorische Entwicklung Nachfrage und Angebot. Da 
auch niemand eine ernsthafte Prognose für die Beendigung dieses Zustandes abzuge- 
ben vermag, ist es kaum verwunderlich, daß die Anzahl derer wächst, ‚‚die ange- 
sichts der fortgesetzten Mißerfolge bei dem Versuch, den Geldwert zu wahren, 
gegenüber der Frage der Erhaltung unseres Wirtschaftssystems gleichmütig geworden 
sind“ (31). Damit wird die Inflation neben dem Wirtschaftswachstum zu einem der 
wichtigsten ökonomischen Probleme der System-Konkurrenz: „Das Bewußtsein 
wächst, daß eine solche Dauerinflation Zeichen der Niederlage unseres Wirtschafts- 
systems wäre“ (32). 


3.  Dogmengeschichtlicher Rückblick 
3.1 Ausplünderung Amerikas und vulgäre Quantitätstheorie 


Nach der „Entdeckung“ Amerikas und mit der Heranbildung des spanischen Kolo- 
nialreiches zu Anfang des 16. Jahrhunderts begann eine ungeheuere Plünderung der 
Gold- und Silberschätze vor allem aus Peru und Mexiko. Etwa ab 1530 setzte dann 
in ganz Europa eine lange Periode enormer Preissteigerungen ein. Die Teuerung 
betrug im Zeitraum zwischen 1501-1510 und 1591-1600 nach Schätzungen von 
E. J. Hamilton etwa 303 % (33). Neben Lohnarbeitern und Handwerkern waren 
hierdurch vor allem die Großgrundbesitzer betroffen, die von meist nominell fixier- 
ten Grundrenten lebten. Sie versuchten, den Zustrom der Edelmetalle zu stoppen, 
da es ihrer Auffassung nach, wie J. Bodin formulierte, „...der Überfluß des Gol- 
des und Silbers (war — O.E.D.) welcher das Geld unwert und alle Dinge teuer 
macht“ (34). J. Bodin griff also beide Erscheinungen unmittelbar auf und brachte 
sie in den Zusammenhang, der prima facie auf der Hand lag: Die rasche Ausweitung 
der Geld- (Edelmetall-) Menge wurde von einer ebenso raschen Entwertung des 
Geldes begleitet. Folglich stehen Geldmenge und Geldwert in einem reziproken 
Verhältnis zueinander; oder anders ausgedrückt, der Wert des Geldes wird durch 
seine Quantität bestimmt. 

Leider untersuchte J. Bodin nicht die sich hier aufdrängende Frage, aus wel- 
chem Grund die Edelmetalle in diesem riesigen Ausmaß nach Europa geschafft 


30 Sachverständigenrat, a. a. O,, S. 117, Ziffer 343 

31 Ders, Jahresgutachten 1973/74, S. 115, Ziffer 310 

32 Ebd,, S. 115, Ziffer 310 

33 H. Mottek „Wirtschaftsgeschichte Deutschlands“, VEB Deutscher Verlag der Wissen- 
schaft, Berlin 1973, Bd. I, S. 251 , 

34 J. Bodin, hier zitiert nach: Kruse „Geschichte der volkswirtschaftlichen Theorien“ 
Duncker und Humblot, Berlin 1959, S. 22 
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wurden. Wie W. Petty und später A. Smith zu zeigen vermochten, war die Ursache 
hierfür die Wertminderung der Edelmetalle auf Grund kostengünstigerer Methoden 
ihrer Gewinnung bzw. Aneignung in den Kolonien: ‚Allein diese Verminderung 
ihres Wertes ist nicht dem Wachstum des wirklichen Wohlstandes in Europa, des 
jährlichen Produkts seines Bodens und seiner Arbeit zuzuschreiben, sondern der 
zufälligen Entdeckung von Bergwerken, die eıgiebiger waren, als alle bis dahin 
bekannten“ (35). 

Mottek nennt zwei weitere wichtige Faktoren, welche in diesem Sinne wirk- 
ten: Erstens die Beschäftigung von billigen Negersklaven und eingeborenen Zwangs- 
arbeitern und zweitens die Umwälzung der Produktionstechnik in der Silbererzeu- 
gung durch ein sog. Amalgamierungsverfahren. (Übrigens mußten als direkte Folge 
hiervon zahlreiche weniger ergiebige europäische Minen schließen.) Den Absorp- 
tionsprozeß der Edelmetalle beschrieb A. Smith wie folgt: „Einige Zeit nach der 
ersten Entdeckung Amerikas wurde das Silber weiterhin zu seinem früheren oder 
nicht viel unter seinem früheren Preis verkauft. Die Bergwerksprofite waren eine 
zeitlang sehr groß und weit über ihrem natürlichen Satze. Indes fanden die, welche 
die Metalle nach Europa brachten, bald, daß die ganze jährliche Einfuhr nicht zu 
diesem hohen Preise abgesetzt werden konnte. Silber wurde stufenweise gegen eine 
immer geringere Quantität von Gütern eingetauscht. Sein Preis sank tiefer, bis er auf 
seinen natürlichen Preis, d. h. auf den Betrag fiel, der gerade hinreichend war, um, 
entsprechend ihren natürlichen Sätzen, den Arbeitslohn, die Kapitalprofite und die 
Grundrente zu bezahlen, die bezahlt werden mußte, um es vom Bergwerk auf den 
Markt zu bringen“ (36). 

Es ist also keineswegs so, wie J. Bodin glaubte, daß die Erhöhung der Edelme- 
tall-Menge unmittelbar zu den Preissteigerungen geführt hatte. Die rasche Erhöhung 
der Geldmenge war vielmehr erst möglich geworden, nachdem die Produktions- 
Kosten und damit die Werte der Edelmetalle rapide gesunken waren — und sie wur- 
de dann auch notwendig, weil die relativen Werte und damit die Preise der anderen 
Waren stiegen. Die Zirkulation konnte nun ein größeres Geldvolumen aufnehmen. 
Marx schreibt daher: „Der Preis der Waren wechselt erst umgekehrt wie der Wert 
des Geldes, und dann wechselt die Masse der Zirkulationsmittel direkt wie der Preis 
der Waren“ (37). 

Die Vorstellungen Bodin’s werden heute als „‚vulgäre‘ oder ‚‚naive‘‘ Quanti- 
tätstheorie des Geldes bezeichnet, weil sie, im Gegensatz zu späteren Varianten 
dieser Theorie, einen direkten Zusammenhang zwischen der Quantität des Geldes 
und seinem Wert annehmen, ohne dabei etwa den Einfluß der Umlaufgeschwindig- 
keit des Geldes.zu reflektieren. Dieses Moment wurde zuerst von J. Locke in die 
Diskussion eingeführt. Aus der Tatsache, daß die Preise dem Anstieg des Geldvolu- 
mens nicht in vollem Umfang und auch nur zeitverzögert folgten, schloß D. Hume, 


35 A. Smith „Eine Untersuchung über Natur und Wesen des Volkswohlstandes‘, Fischer- 
Verlag, Jena 1923, Bd. I, S. 323 

36 Ebd., S. 270. 

37 K. Marx, MEW 23, S. 131 
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daß nicht die in einem Land absolut vorhandene, sondern nur die tatsächlich in der 
Zirkulation befindliche Masse an Gold und Silber das Preisniveau determiniere. 

In Anbetracht moderner Varianten der Quantitätstheorie ist es gewiß gerecht- 
fertigt, wenn P. Samuelson schreibt, daß ‚die naive Quantitätstheorie, die einen 
direkten Zusammenhang zwischen P und M behauptet, ziemlich unvollkommen 
ist“, er fällt aber, wie ersichtlich, noch hinter den Erkenntnisstand von A. Smith 
zurück, wenn er weiter schreibt, daß sie „dennoch die Ursachen von Hyperinflatio- 
nen und gewissen langfristigen Preistendenzen zu erklären (vermag — O. E. D.), wie 
etwa diejenige, die in Spanien und Europa auftraten, nachdem die Schätze der 
Neuen Welt entdeckt worden waren“ (38). 

Mit der vulgären Quantitätstheorie wurde immerhin der Versuch unternom- 
men, den Wert des Geldes durch objektive Bedingungen zu erklären. Deshalb stellt 
sie einen Fortschritt gegenüber der bis dahin vorherrschenden Konventionstheorie 
dar, welche vorgab, daß der Geldwert nur aus dem Willen und durch den Befehl des 
Herrschers abzuleiten sei. Mit dieser These war versucht worden, die betrügerischen 
Münzverschlechterungen des Mittelalters zu rechtfertigen, obwohl sie zu erheblichen 
Preissteigerungen geführt und den Handel beeinträchtigt hatten. (Graham’sches Ge- 
setz!). 


3.2 Ursprüngliche Akkumulation und Metallismus 


Die Phase des Niedergangs des europäischen Feudalismus ist u. a. gekennzeichnet 
durch die ‚ursprüngliche Akkumulation des Kapitals‘, durch Entstehung verschie- 
denster Manufakturen, Handelsunternehmungen und vor allem durch die Herausbil- 
dung von Nationalstaaten und -wirtschaften. Die Handelspolitik dieser jungen Staa- 
ten war darauf gerichtet, die eigene Wirtschaftsmacht maximal zu entwickeln und 
möglichst eine ‚positive‘ Handelsbilanz zu erzielen, was durch Förderungsmaßnah- 
men für den Export. und Drosselung des Imports angestrebt wurde. Der Besitz von 
Edelmetallen galt als Symbol für wirtschaftliche Macht und Reichtum. 

Als Ideologen des Handelskapitals setzten Metallisten wie Mun und North 
Geld mit Kapital gleich und identifizierten es mit den Edelmetallen — folglich auch 
den Wert des Geldes mit seinem Metallwert. Sie erhoben folgerichtig die Forderung, 
nur vollwertige Münzen zirkulieren zu lassen. Jede Emission von Wertzeichen wurde 
ausdrücklich abgelehnt. Die wegen der Expansion der Warenproduktion notwendig 
werdende Ausweitung der Masse an Zirkulationsmitteln wollte man durch die Ex- 
portüberschüsse, welche in Edelmetallen zu begleichen waren, erwirtschaften. Ob- 
jektiv förderte der Metallismus damit sowohl die Akkumulation von Kapital (die 
hier Akkumulation von realen Werten, Edelmetallen, darstellte) als auch die Entfal- 
tung der Ware-Geld-Beziehung, da er den Tausch von wirklichen Äquivalenten an- 
strebte und den Geldwert zu stabilisieren suchte. 

Der Metallismus übersah allerdings den richtigen Ansatz der Konventionstheo- 


38 P. A. Samuelson, a. a, O., Bd. I, S. 353 
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tie, daß das Gold in seiner Funktion als Zirkulations- und Zahlungsmittel von 
anderen, nicht vollwertigen Stoffen ersetzbar ist. Obwohl Marx diesen Sachverhalt 
klar herausgearbeitet hatte, behauptet A. Schumpeter, der Metallismus sei „von 
niemanden unbedingter als von Marx“ (39) anerkannt worden. Richtig ist, daß 
Marx davon ausging, daß die Wertmaßfunktion nur von einer Ware ausgeübt werden 
kann, die selbst Wert ist. Als Zirkulations- und Zahlungsmittel kann Gold jedoch 
durch andere Wertzeichen ersetzt werden, weil es in dieser Funktion selbst nur 
Repräsentant von Wert ist. Wie weit Marxisten vom Metallismus, der im bürgerli- 
chen Lager noch heute Verfechter wie den Franzosen J. Rueff hat, entfernt sind, 
möge zusätzlich folgendes Lenin-Zitat illustrieren: ‚Wenn wir dereinst im Weltmaß- 
stab gesiegt haben, dann werden wir, glaube ich, in den Straßen einiger der größten 
Städte der Welt öffentliche Bedürfnisanstalten aus Gold bauen“ (40). 


3.3  Napoleonische Kriege und „currency principle“ 


Der Krieg gegen Napoleon (1793-1815) hatte England etwa 830 Mill. £ gekostet. 
Dieser Finanzbedarf war u. a. durch vermehrte Ausgabe von Banknoten gedeckt 
worden. Da außerdem die Zahlungen an die Truppen auf dem Kontinent sowie 
bestimmte Verbindlichkeiten gegenüber verbündeten Staaten in Gold beglichen wer- 
den mußten, sank der Goldbestand der Bank von England beständig und entsprach 
im Jahre 1814 nur noch weniger als 10 % des Notenumlaufs (41). 

Bereits 1797 mußte im Verlauf eines run’s auf die Bank die Einlösung von 
Papiergeld gegen Edelmetalle eingestellt werden. Das Englische Pfund wurde ent- 
wertet, insbesondere ab 1809. Daraufhin beauftragte das Unterhaus einen Aus- 
schuß, das sog. ‚Bullion Committee‘, die Ursachen der Preissteigerungen zu ermit- 
teln. In dem bekannten ‚Bullion-Report‘ von 1810 gelangte das Committee zu der 
Auffassung, daß die Ausgabe ungedeckter Noten die Inflationsursache sei. 

Verfechter des ‚currency principle‘ führten einen heftigen Disput mit den 
Anhängern der sog. Banking-Theorie (Currency-Banking-Controverse), welche der 
Ansicht waren, daß nicht die erhöhte Papiergeldmenge, sondern die kriegsbedingt 
ungünstige Entwicklung der Handels- und Zahlungsbilanz der Inflationsherd sei. 

Neben Lord Overstone und Mc Culloch gilt D. Ricardo als einer der wichtig- 
sten Vertreter der currency-school. Bei ihm findet sich eine zweifache Bestimmung 
des Wertes der Edelmetalle. Zunächst schreibt er: ‚Wie alle anderen Waren haben 
Gold und Silber nur Wert entsprechend der Menge Arbeit, die für ihre Produktion 
und um sie auf den Markt zu bringen, erforderlich ist‘‘ (42). 


39 J. A. Schumpeter „Geschichte der ökonomischen Analyse“, Vanderhoeck & Ruprecht, 
Göttingen 1965, S. 369 £, 

40 W. I Lenin „Ausgewählte Werke‘ Bd. 3, S. 740 

41 Siehe R. Gaettens „Inflationen“, Richard Pflaum-Verlag, München 1955, S. 210 

42 D. Ricardo „Grundsätze der Politischen Ökonomie“, Akademie-Verlag, Berlin 1959, 
S. 344 
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Der Wert der Edelmetalle (des Geldes) ist hier eindeutig und unabhängig von 
der Warenzirkulation bestimmt, nämlich durch die gesellschaftlich notwendige Ar- 
beitszeit. Das bedeutet, daß bei gegebenem Wert der zu zirkulierenden Warenmasse 
und bei gegebener Ökonomie der Zahlungen auch die Quantität des benötigten 
Geldes bestimmt ist. 

Dieses Prinzip gilt auch für das Papiergeld als bestes, weil billigstes Zirkula- 
tionsmittel: „Obwohl es keinen inneren Wert besitzt, so ist infolge der Begrenzung 
seiner Menge sein Tauschwert doch ebenso groß wie der gleiche Nennwert (Denomi- 
nation) in Münzen oder in Barren dieses Münzmetalls. Ebenfalls gemäß dem gleichen 
Prinzip, nämlich der Beschränkung ihrer Menge, wird eine entwertete Münze zu dem 
Werte zirkulieren, den sie hätte, wenn sie gesetzlich vorgeschriebenes Gewicht und 
Feingehalt besäße, nicht aber zu dem Werte der Metallmenge, die sie tatsächlich 
enthält“ (43). 

Papiergeld wird hier noch als Repräsentant einer bestimmten Menge Goldes 
aufgefaßt. Bis hierher wird also der Forderung von Marx entsprochen, daß „Jede 
wissenschaftliche Untersuchung über das Verhältnis von Anzahl der Zirkulations- 
mittel und Preisbewegung der Waren (.) den Wert des Geldmaterials als gegeben 
voraussetzen‘‘ muß (44). Doch dann unternimmt Ricardo einen zweiten ganz anders 
gearteten Versuch der Geldwert-Bestimmung: Selbst wenn das Papiergeld gegen 
Gold und Silber konvertibel, so sagt er nun, kann es passieren, daß die aggregierten 
Umlaufmittel im Wert steigen oder fallen. Nämlich dann, wenn bei gleicher Quanti- 
tät des Geldaggregates die Summe der Warenwerte steigt/fällt oder bei gleicher 
Quantität der Warenwerte das Geldaggregat schrumpft/zunimmt. 

Der Wert der Edelmetalle müßte demnach entsprechend den quantitativen 
Verhältnissen von Gold- und Warenmenge über/unter den durch die Arbeit be- 
stimmten Wert steigen/fallen können. Diesen Widerspruch kann Ricardo nicht auf- 
lösen. Er kann auch keinen Beweis für seine zweite Wertbestimmung anbieten, 
sondern versichert nur: „Daß die Waren im Preis steigen oder fallen würden, im 
Verhältnis zur Vermehrung oder Verminderung des Geldes, setze ich als eine unbe- 
streitbare Tatsache voraus“ (45) (Hervorhebung Marx). 

Nach Ricardo wird, wohl gemerkt, nicht nur das Papiergeld gegenüber den 
Edelmetallen, sondern werden auch diese selbst im Falle des Überflusses entwertet. 
Ricardo übersieht hier das wichtige Moment, daß Gold jederzeit ins Ausland oder 
als Schatz aus der Zirkulation abfließen kann. Er begreift die Edelmetalle allein als 
Zirkulationsmittel, als Wertzeichen. Um den Geldwert zu stabilisieren, kommt es 
ihm logischerweise darauf an, das Geldangebot knapp zu halten, also zu steuern. 
Auf der Suche nach dem geeignetesten Steuerungsinstrument findet er dann: „Die 
Erfahrung zeigt jedoch, daß weder ein Staat noch eine Bank jemals die uneinge- 
schränkte Macht zur Ausgabe von Papiergeld hatten, ohne diese Macht zu mißbrau- 
chen. Daher sollte die Ausgabe von Papiergeld in allen Staaten irgendeiner Beschrän- 


43 Ebd., S. 345 f. 
44 K. Marx, MEW 13, S. 135 
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kung oder Kontrolle unterliegen. Nichts erscheint für diesen Zweck so geeignet zu 
sein wie die Verpflichtung für die Emmittiten von Papiergeld, ihre Noten entweder 
in Goldmünzen oder -barren einzulösen“ (46). 

Ricardo hatte durchaus recht, wenn er forderte, daß nur so viel Papiergeld 
zirkulieren sollte, wie Metallgeld umlaufen könnte. Diese Größe ist jedoch logisch 
nicht abhängig davon, wieviel Gold in einem gegebenen Augenblick im Keller ir- 
gendeiner Bank akkumuliert worden ist. Die benötigte Geldmenge ist abhängig von 
dem momentanen Umfang der Warenzirkulation. Die vorhandene Goldmenge dage- 
gen ist abhängig von den natürlichen Gold-Vorkommen und der Arbeitszeit, die zu 
deren Ausbeutung aufgebracht worden ist. 

Ricardo’s Vorschlag zur Geldmengen-Steuerung wurde 1844 in Sir R. Peel’s 
Bankakt erstmals realisiert. Das Gesetz beinhaltete etwa folgendes: „Für jede fünf 
Pfund in Gold (.), die aus dem Bankschatz abfließen, geht eine Fünfpfundnote 
zurück an das Ausgabe-Department und wird vernichtet; für jede dem Schatz zu- 
gehenden fünf Sovereigns kommt eine neue Fünfpfundnote in Umlauf“ (47). 

Die Papiergeldzirkulation war in idealer Weise nach der Gold-Zirkulation aus- 
gerichtet worden. Doch die Kritiker dieser Konzeption, wie Th. Tooke und Fullar- 
ton, welche der Auffassung waren, die Banken müßten von derlei Beschränkungen 
frei bleiben, zumal der Bankenapparat sich durch Schöpfung bzw. Vernichtung von 
Buchgeld ohnehin den aktuellen Forderungen der Wirtschaft anpasse, sollten Recht 
behalten. Das Gesetz führte zum Fiasko. Marx schreibt darüber: „Der Bankakt von 
1844 provozierte also sämtliche Handelswelt direkt dazu, bei hereinbrechender 
Krise sich einen Reserveschatz von Banknoten beizeiten anzulegen, also die Krise zu 
beschleunigen und zu verschärfen... 

Zweimal, am 25. Okt. 1847 und am 12. Nov. 1857, war die Krisis auf diese 
Höhe gestiegen; da befreite die Regierung die Bank von der Beschränkung ihrer 
Notenausgabe, indem sie den Akt von 1844 suspendierte, und dies reichte beidemal 
hin, die Krise zu brechen“ (48). 


3.4 Reaktion und Chartalismus 


Als ideologische Reaktion auf die sozialen Bewegungen Mitte des 19. Jahrhunderts 
entstand in Deutschland die „Aistorische Schule“, die sich ideologisch sowohl gegen 
die klassische bürgerliche als auch gegen die Marx’sche Theorie richtete. Ihre Vertre- 
ter gaben vor, daß es die eigentliche Aufgabe der Nationalökonomie sei, die Ge- 
schichte des Wirtschaftslebens der einzelnen Völker und Epochen zu katalogisieren 
und zu beschreiben. Sie begriffen es ausdrücklich nicht als ihre Aufgabe, ökonomi- 
sche Gesetzmäßigkeiten offenzulegen. Ihre Theorie-Feindlichkeit ging so weit, daß 
K. Wicksell schreiben konnte: „Eine Wissenschaft, die kein einziges feststehendes 


46 Ders., a. a. O., S. 349 
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Resultat, keinen allgemein anerkannten Lehrsatz aufzuweisen hat, muß konsequen- 
termaßen darauf verzichten, in den Maßnahmen der Regierungen und Parlamente 


eine leitende Rolle zu spielen“ (49). 
Während der einen Richtung bürgerlichen Denkens, den Metallisten, das We- 


sen des Geldes als identisch mit den natürlichen Eigenschaften der Geldware er- 
scheint, verfällt die Historische Schule in das genau entgegengesetzte Extrem: Das 
Geld wird dargestellt als reines Produkt des Denkens, als Ausfluß einer Idee. 
F. Knapp, einer der führenden Vertreter der Historischen Schule, schreibt: „Das 
Geld ist ein Geschöpf der Rechtsordnung. Es ist im Lauf der Geschichte in den 
verschiedensten Formen aufgetreten. Eine Theorie des Geldes kann daher nur 
rechtsgeschichtlich sein“ (50). Der Geldwert ist demnach kein ökonomisches, son- 
dern ein juristisches Problem! Weiter heißt es bei Knapp: „Die Frage nach dem 
Werte des Geldes ist sekundär, was allein von Bedeutung ist, das ist seine Geltung (.) 
die ihm der Staat verschafft“ (51). Aus der Tatsache, daß Scheidemünzen und 
Papiergeld letztlich des staatlichen Zwangskurses bedürfen, leitet er hier, in Anleh- 
nung an die nominalistische Konventionstheorie und im Gegensatz zum Metallis- 
mus, die These ab, daß der staatliche Charakter des Geldes primär sei. Als Beweis 
führte er an, daß vor den staatlichen Eingriffen in das Zirkulationswesen die Geld- 
ware stets nur zu ihrem tatsächlichen Stoffwert gehandelt wurde. Erst mit Hilfe der 
Staatsintervention sei es möglich geworden, zur, wie er es nannte, „chartalen‘ 
Zahlung, zur Zahlung mit bloßen Wertzeichen überzugehen. Aus welchem Stoff das 
Geld bestehe, sei seitdem völlig gleichgültig, und das Geldsystem bedürfe des Goldes 
nicht mehr. Was F. Knapp hier, anders als die Metallisten, durchaus richtig gesehen 
hat, ist, daß eine Vielzahl von Stoffen die Funktion des Zirkulationsmittels über- 
nehmen Könnte, die Edelmetalle als Zirkulationsmittel sehr wohl ersetzbar sind. 

F. Knapp verstand aber nicht, daß die Funktionen des Geldes nur die Erschei- 
nungsformen seines Wesens sind und die Zirkulationsmittel-Funktion eben nur eine 
von mehreren ist. Andere als diese und begrenzt auch die Schatz-Funktion vermag 
Papiergeld nicht zu übernehmen. Der Staat kann in normalen Zeiten die Zirkula- 
tionsmittel-Funktion des Papiergeldes qualitativ sichern, doch eine quantitative Ga- 
rantie kann er nicht geben. Der Wert des Geldes bestimmt sich nicht durch die 
Geltung, die ihm der Staat verschafft, sondern durch objektive Bedingungen. In 
Krisenzeiten, etwa während einer Hyperinflation, zeigt es sich daher, daß das Pa- 
piergeld selbst als Zirkulationsmittel versagen kann. Da Papiergeld gegebenenfalis 
rasch an Tauschwert verliert und es u. U. sogar zweifelhaft erscheint, daß das für 
eine Ware erhaltene Geld wieder gegen Waren rücktauschbar ist, kann es dann auch 
als Zirkulations bzw. Zahlungsmittel abgelehnt werden. Papiergeld aber hat Ge- 
brauchswert nur in der Zirkulation. In diesem Sinne hat M. Friedman daher einmal 
völlig zurecht die in Japan massenhaft gehorteten US-Dollar „green printed paper“ 
genannt, a 
49 K. Wicksell „Über Wert, Kapital und Rente nach den neueren nationalökonomischen 
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50 F. Knapp, hier zitiert nach Ch. Rist „Geschichte der Geld- und Kredittheorien von John 

Law bis heute‘‘, Francke- Verlag Bern, 1947, S. 322 
sl Ebd., S. 322 


180 


4, Bürgerliche Geldwerttheorien der Gegenwart 
41 Der Keynes’sche Ansatz 


41.1 Geld und Zins 


Die Funktionen und Eigenschaften des Geldes problematisiert Keynes in seinem 
Hauptwerk erst im Zusammenhang mit der Abhandlung des Geldzinses. Er glaubte, 
entdeckt zu haben, „daß der Zinsfuß-auf Geld eine eigenartige Rolle in der Begren- 
zung des Niveaus der Beschäftigung spielt, da er einen Standard festsetzt, den die 
Grenzleistungsfähigkeit eines Kapitalwertes erreichen muß, wenn er neu erzeugt 
werden soll“ (52) (Hervorhebung K.). 

Keynes leitet den Zinsfuß nicht als Bestandteil des Gesamtmehrwertes ab, 
sondern begreift ihn als eine autonom bestimmbare Größe, die eine „in hohem 
Grade psychologische Erscheinung“ sei. Deshalb wird der Zins bei ihm nicht durch 
den Profit begrenzt, sondern umgekehrt, der Geldzinsfuß erscheint als Minimal- 
größe des Profits. . 

Nachdem Keynes dann die These aufstellt, daß jede Ware ihren eigenen Zins- 
fuß habe, — er spricht von unterschiedlichen Sätzen etwa beim „Häuser-“ und 
„Stahlwerkzinsfuß‘“ (53) — analysiert er, warum nun gerade der Zinsfuß des Geldes 
eine bestimmende Größe im Wirtschaftsprozeß darstelle. 

Im Gegensatz zur Neo-Klassik, die das Geld allein als Zirkulationsmittel be- 
griffen hatte, versteht Keynes das Geld auch als Vermögensobjekt. Daher stellt er es 
in eine Reihe mit den Produktionsmitteln, denen er folgende drei Merkmale zu- 
schreibt: 

1. „Einige Vermögensbestände erzeugen eine Erträgnis oder eine Produk- 
tion...“ (54) — Was in realitas allerdings unmöglich ist. Gemeint ist hier 
der Umstand, daß sie Gebrauchswert haben und ihr Besitz die Aneignung von Mehr- 
wert ermöglicht. 

2. Die meisten Vermögensbestände verlieren laufend an Wert durch natürlichen 
Schwund. Dessen Geld-Äquivalent wird als Durchhaltekosten bezeichnet. Bei den 
modernen Geldmaterialien sind diese Kosten allerdings, wie Keynes bemerkt, sehr 
gering und erstrecken sich vornehmlich auf Verwahrungskosten. 

3. „Endlich mag die Verfügungsmacht über einen Vermögensbestand während eines 
Zeitabschnittes eine potentielle Annehmlichkeit oder Sicherheit bieten, die für ver- 
schiedene Arten von Vermögen ungleich ist. ... Es gibt hierfür sozusagen kein 
greifbares Ergebnis am Ende des Zeitabschnittes in der Form von Produktion, und 


52 J.M, Keynes „Allgemeine Theorie der Beschäftigung, des Zinsen und des Geldes“, 
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doch ist es etwas, für das die Leute bereit sind, etwas zu bezahlen“ (55). 

Was Keynes hier so dubios umschreibt, ist die Eigenschaft der Waren, als 
Träger von Wert auch Tauschwert zu sein, d.h. als Äquivalent für andere Waren 
dienen zu können. Diese Eigenschaft trifft für das Geld als allgemeines Äquivalent 
im höchsten Grade zu. 

Keynes definiert die Liquditätsprämie als den Betrag, den die Wirtschaftssub- 
jekte angeblich bereit sind, zu zahlen, für die „Annehmlichkeit‘“, liquide Mittel zu 
halten. — Gemeint ist hiermit die potentielle Verzinsung der liquiden Mittel, genau- 
er: der Spekulationskasse. 

D.h., daß der Zins die Belohnung für die Aufgabe von Liquidität ist. Für 
Keynes ergibt sich danach der Eigenzinsfuß der Waren mit q-xtl. Aus mehreren 
Gründen ist die Liquiditätsprämie des Geldes im Vergleich mit dem Eigenzinsfuß 
anderer Waren relativ hoch und stabil: 

1. Die Nachfrage nach Geld ist stets sehr hoch, 

a) weil seine Durchhaltekosten extrem gering sind, 

b) weil es die höchste Form der Liquidität darstellt, 

c) weil sein Wert weniger schwankt als der anderer Waren, wodurch u. a. die Wert- 
aufbewahrungsfunktion am besten verwirklicht ist. 

Hier kündigt sich offenbar ein Zirkelschluß an: Der Geldwert ist relativ stabil, 
weil — bei begrenztem Angebot — die Nachfrage stets hoch ist; und diese ist wie- 
derum hoch, weil der Geldwert relativ stabil ist! 

2. Das Angebot an Geld ist verhältnismäßig starr. Denn, obwohl es Beschäftigung 
und Produktion nach oben zu begrenzen vermag, kann es nicht einfach durch 
Umlenkung von bestimmten Ressourcen vermehrt werden, „sofern es sich um die 
Macht der privaten Unternehmungslust, im Gegensatz zur Macht der Währungsbe- 
hörde handelt“ (56). Keynes vermutet, daß, „wenn Geld wie eine Ernte angebaut 
oder wie ein Kraftwagen fabriziert werden könnte, wirtschaftliche Notlagen vermie- 
den oder gemildert werden könnten, weil bei einer Neigung des Preises anderer 
Vermögensbestände, in Größen von Geld zu fallen, mehr Arbeit auf die Erzeugung 
von Geld abgelenkt würde“ (57). Ökonomische Krisen werden somit auch als Geld- 
krisen hingestellt. Marx wies jedoch nach, daß die relative Geldknappheit innerhalb 
eines Konjunkturzyklusses erst in dem Augenblick entsteht, in dem die Warenzirku- 
lation wegen zu geringer Endnachfrage, d.h. mit anderen Worten wegen des rela- 
tiven Überangebotes an Waren auf Grund von Kapital-Überakkumulation ins 
Stocken gerät. 

3. Die Elastizität seiner Ersetzbarkeit ist nahezu Null. Denn während bei steigendem 
Wert (Preis) anderer Waren eine Tendenz entsteht, sie durch andere, billigere Waren 
zu ersetzen, bleibt das Geld weiterhin begehrt, weil es in einem solchen Falle gegen 
eine entsprechend größere Warenmenge rückgetauscht werden kann. 


55 Ebd., S. 189 
56 Ebd,, 5. 192 
57 Ebd., 5. 193 
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Beim Geld ist q gleich Null, c nahezu Null und 1 sehr groß. Ein weiterer Grund 
für die relative Höhe und Dominanz des Geldzinses ist angeblich der Umstand, ‚‚daß 
Löhne, in Größen von Geld, verhältnismäßig zähe sind“, weshalb „der Wert der 
Produktion in Größen von Geld gemessen, beständiger sein wird“ (58). — Und 
warum werden die Löhne in Einheiten von Geld festgelegt und gezahlt? Weil ‚die 
Löhne in der Ware mit der geringsten Elastizität der Erzeugung und dem geringsten 
Überschuß der Durchhaltekosten über die Liquiditätsprämie am zähesten sein wer- 
den“ (59). — Offenbar ein zweiter Zirkelschluß. 

Keynes kommt bezüglich der Krisen zu dem ‚Ergebnis, daß das Merkmal, das 
nach überlieferter Annahme Gold besonders zweckmäßig für den Gebrauch als Wert- 
standard machen soll, nämlich die Unelastizität seines Angebotes, sich gerade als das 
Merkmal erweist, das der Kern des Übels ist“ (60). 

Hier geraten ihm offensichtlich die Funktionen des Geldes durcheinander. 
Denn als Maß der Werte, als Preismaßstab sowie als Schatz bleibt das Gold auf 
Grund seiner natürlichen Eigenschaften trotz relativ geringen Vorkommens weiter- 
hin geeignet. Als Zirkulationsmittel aber — und nur diese Funktion hat Keynes hier 
tatsächlich im Sinn — kann und muß es allerdings durch andere Materialien ersetzt 
werden, da die Goldproduktion nicht einmal mit dem rasanten Wachstum allein des 
internationalen Handels Schritt halten kann. 

Die falsche Überlieferung, daß nur ein knappes Gut Geldfunktionen erfüllen 
könne, ist trotzdem in der bürgerlichen Wissenschaft weiterhin lebendig. Man erin- 
nere sich daran, daß J. Rueff noch heute die Rückkehr zum Gold-Standard fordert! 
Wenn Keynes jedoch meint, daß die Unelastizität der Geldproduktion, sprich die 
Knappheit an Zirkulationsmitteln, die letzte Ursache gewisser Krisen sei, dann er- 
schiene es allerdings sinnvoll, die Zentralbanken gegebenenfalls mehr „Grünkäse“ 
produzieren, d.h. die Papiergeldmenge ausweiten zu lassen; es gäbe in der Tat 
keinen vernünftigen Grund dafür, den Produktionsumfang der Gesamtwirtschaft 
durch den Umfang der Produktion an Zirkulationsmittel zu begrenzen. 


41.2  Liquiditätsfalle 


Keynes unterteilt das Geldvolumen in die Mengen Mı und M2. Dabei ist „Mı der 
Geldbetrag, welcher auf Grund des Umsatz- und Vorsichtsmotive und Mn der Be- 
trag, der wegen des Spekulationsmotivs gehalten wird“ (61). Diese Aufspaltung 
bedeutet für H. G. Johnson „abgesehen davon, daß sie mathematisch unelegant 
wirkt, eine mechanistische Behandlung der Transaktionskasse, die Keynes selbst bei 
der Quantitätstheorie kritisiert hatte“ (62). 


58 Ebd., S. 199 
59 Ebd., S. 199 
60 Ebd., S. 197 
61 Ebd., S. 167 
62 H. G. Johnson, a. a. O., S. 36 
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Mj ist, so Keynes, vornehmlich vom Volkseinkommen Y abhängig, während 
M2 hauptsächlich durch den Zins r bestimmt ist. „Die Verteilung des Zuwachses 
von Bargeld zwischen Mj und M2 in der neuen Gleichgewichtslage wird davon 
abhängen, wie die Investitionen auf eine Senkung des Zinsfußes und das Ein- 
Kommen auf eine Vermehrung in der Investition reagieren. Da Y teilweise von r 
abhängt, folgt, daß eine gegebene Änderung in M eine Änderung in r verursachen 
muß, die genügt, daß die sich ergebenden Änderungen in Mı und M9 sich zusam- 
men auf die gegebene Änderung in M belaufen werden“ (63). Verschiedene An- 
hänger Keynes’ haben es später unternommen, die Trennung von Mı und M7 aufzu- 
heben und die gesamte Geldmenge als zinselastisch und abhängig vom realen Prozeß 
zu behandeln. 

Auf der Zinsreagibilität von M9 beruht nach Keynes die Chance staatlicher 
Geldpolitik. Eine autonome Ausweitung der Geldmenge, bzw. die relative Erhöhung 
des Angebotes an Leihkapital, führt zu einer Zinssenkung, was bei gegebenem Hang 
zum Verbrauch und gegebener Grenzleistungsfähigkeit des Kapitals die Ausdehnung 
der Produktion lukrativ erscheinen lassen kann. Die Nachfrage nach Investitions 
gütern und Arbeitskräften steigt, das NSP wächst. Allerdings seien auch Situationen 
möglich, in‘denen von einer Zunahme der Geldmenge nur unerhebliche Einflüsse 
auf das Zinsniveau ausgehen, — nämlich dann, wenn auf Grund von Unsicherheiten 
über die Zukunftserwartung mehr Geld an die Sicherheitskasse gebunden wird. 
Umgekehrt müsse davon ausgegangen werden, daß die Wirtschaftssubjekte bei 
Unterschreitung eines bestimmten Minimalzinssatzes unbeschränkt Geld horten 
(Liquiditätsfalle). Es sei vorstellbar, daß „die Vorliebe für Liquidität im Publikum 
mehr als die Geldmenge zunimmt, und während man von einer Abnahme des Zins- 
fußes, unter sonst gleichen Bedingungen, eine vermehrte Menge der Investition 
erwarten kann, wird dies nicht eintreten, wenn die Tabelle der Grenzleistungsfähig- 
keit des Kapitals rascher als der Zinsfuß fällt; und während man von einer Zunahme 
in der Menge der Investition, unter sonst gleichen Bedingungen, eine Vermehrung 
der Beschäftigung erwarten kann, wird dies nicht eintreten, wenn der Hang zum 
Verbrauch abnimmt“ (64). 

Indem Keynes die Möglichkeit der Abnahme des „Hangs zum Verbrauch“ 
Konstatiert — wozu er sich durch die aktuelle Krise gezwungen sieht — stellt er sich 
bewußt in Gegensatz zur Neoklassik. Denn sein Begriff der „Vorliebe für Liquidi- 
tät“ ist, wie er selbst anmerkt, annähernd mit dem Begriff der Hortung identisch. 
Weil die Neoklassik aber das Geld ausschließlich als Zirkulationsmittel faßte und 
obendrein bzw. gerade deshalb dessen Umlaufgeschwindigkeit V als konstant an- 
nahm, konnte in ihrer Theorie dieses Phänomen nicht existieren. 


63 J. M. Keynes, a, a, O,, S. 168 
64 Ebd., S. 145 
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4.1.3  Determinanten des Preisniveaus 


Keynes kritisiert an „den Ökonomen“, daß sie die relativen Preise durch das Ver- 
hältnis von Angebot und Nachfrage, das allgemeine Preisniveau aber durch die 
Relation von Waren- und Geldmenge erklären. Für sich nimmt er nun in Anspruch, 
als erster eine einheitliche Preistheorie — und zwar in Anlehnung an seine Theorie 
des Wertes — zu entwickeln. 

Er unterstellt, daß sich die Entschädigungssätze für die Erzeugungsfaktoren 
relativ gleichmäßig verändern und zieht daraus den Schluß, „daß das allgemeine 
Niveau der Preise (...) teilweise von der Lohneinheit und teilweise von der Menge 
der Beschäftigung abhängt. Die Wirkung von Änderungen in der Geldmenge auf das 
Niveau der Preise kann folglich als eine Zusammensetzung \ der Wirkung auf die 
Lohneinheit und der Wirkung auf die Beschäftigung betrachtet werden“ (65). 

“Für die Keynes’sche Preistheorie wesentlich erscheint die weitere Annahme, 
daß das Lohnniveau bei Unterauslastung des Arbeitsmarktes außerordentlich starr 
sei. Daraus resultiert nämlich die Kritik an der neoklassischen Theorie, daß im. 
Zustand der. Unterbeschäftigung_eine autonome Ausweitung der Geldmenge keines- 
wegs das Preis sondern vielmehr das Beschäftigungsniveau erhöhen werde. Erst 
we n der Zustand der Vollbeschäftigung erreicht ist, würden Lohn- und Preisniveau 
im Verhältnis der Geldmengen- Ausdehnung steigen. 

Verschiedene Einflußfaktoren bewirken jedoch, daß selbst bei Vollbeschäfti- 
ältnis. von Steigerung der Geldmenge und Steigerung der Preise nicht 
verläuft. So begreift Keynes, anders als die Neoklassiker vor ihm, daß „na- 
ein Grund (besteht) anzunehmen, daß V beständig sei. Sein Wert wird von 
dem Aufbau der Banken und der Industrie abhängen, von gesellschaftlichen Ge- 
wohnheiten, von der Verteilung des Einkommens zwischen verschiedenen Klassen 
und von den tatsächlichen Kosten des Haltens von müßigem Bargeld“ (66). 


4.1.4 Begründung der Staatsintervention 


Bereits anläßlich der Ottawa-Konferenz von 1933 hatte Keynes das Bedürfnis des 
Kapitals, Produktion, Preise und damit die Profite durch zusätzlich staatliche Nach- 
frage zu erhöhen, in dankenswerter Weise recht unumwunden artikuliert: „Das 
erklärte Ziel der Regierung, ebenso wie der Vertreter des Empire, die sich in Ottawa 
versammelt haben, ist es, die Preise zu erhöhen. Wie können wir das tun? ‘ Keynes 
verwirft die (bis dahin häufig verfolgte) Praxis, die Preise durch Kürzung des Ange- 
bots zu steigern; dies schädige letztlich auch die Gewinne der Anbieter und führe 
nicht aus der Massenarbeitslosigkeit heraus. Dagegen empfiehlt Keynes den folgen- 
den Weg: ‚1) Für die Warengesamtheit gibt es die Möglichkeit einer Erhöhung der 
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Preise nur, wenn die Ausgaben der Käufer rascher vermehrt werden, als das gleich- 
zeitige Angebot auf den Märkten steigt‘ “ (67). 

Keynes arbeitet dann heraus, daß eine bedeutsame Steigerung der Gesamt- 
nachfrage in einem Land faktisch nur über eine Ausdehnung des Kreditvolumens 
oder über eine „Verbesserung“ der Zahlungsbilanz zu erreichen sei. Er urteilt dann: 
„s) Allerdings besteht zwischen diesen beiden Verfahrensweisen ein großer Unter- 


schied: Nur die erste steht allen Ländern zugleich zu Gebote... Es gibt nur noch 
ein wirksames Mittel, die Preise in der Weltwirtschaft zu erhöhen, und das ist eine 
weltweite Vergrößerung der kreditfinanzierten Ausgaben. ... Das Bau- und Ver- 


kehrswesen, die öffentlichen Versorgungsbetriebe sind schon immer in erheblichem 
Umfang Mitträger der laufenden Kreditausgaben gewesen. — So fällt die Initiative 
den öffentlichen Organen zu“ (68) (Hervorhebungen W. H.). 

Keynes begründete in der Theorie somit das, was sich in der Wirtschaftspraxis 
unter dem Schlagwort „New Deal“ ohnehin bereits abzeichnete, die direkte Staats- 
intervention zugunsten der großen Konzerne — vorwiegend auf dem Wege erhöhter 
staatlicher Nachfrage, die über Kredite finanziert wird. Die Strategie läuft darauf 
hinaus, nicht etwa die Endnachfrage durch Reallohn-Erhöhungen per Preisdeflation, 
sondern die Profite vermittels der Erhöhung der Staatsaufträge und damit der Be- 
schäftigung zu erhöhen. 


41.5  Stabiles Preisniveau und „gestempeltes Geld“ 


Während Keynes in der Weltwirtschaftskrise das Preisniveau anheben und das 
nominelle Lohnniveau möglichst stabil halten will, präferiert er angeblich lang- 
fristig, ohne dies allerdings abzugrenzen, genau das Gegenteil: „Auf lange Sicht 
stehen wir andererseits immer noch vor der Wahl zwischen einer Politik, die Preise 
mit dem Fortschritt der Technik und der Ausrüstung langsam fallen zu lassen und 
die Löhne beständig zu halten, und einer Politik, die Löhne langsam steigen zu 
lassen und die Preise beständig zu halten. Im ganzen ziehe ich die zweite Möglich- 
keit vor“ (69). 

Dem widersprechen allerdings seine Ausführungen über das sog. „‚gestempelte 
Geld“. Nachdem er nämlich zu der Auffassung gelangt war, daß die geringen Durch- 
haltekosten des Geldes für die hohe Liquiditätsvorliebe und damit letztlich auch für 
die Krisen mitverantwortlich sind, stellte er Überlegungen an, die Durchhaltekosten 
für Geld künstlich zu schaffen bzw. zu erhöhen. Er schreibt: ‚Jene Reformatoren, 
die in der Erzeugung künstlicher Durchhaltekosten des Geldes ein Heilmittel ge- 
sucht haben, zum Beispiel durch das Erfordernis periodischer Absternpelungen der 
gesetzlichen Zahlungsmittel zu vorgeschriebenen Gebühren, sind somit auf der rich- 


67 Ders „The Means to Prosperity“, London 1933, hier zitiert nach W, Hofmann, a. a. O., 
5. 24 

68 Ders. a. a. O., S. 25 

69 Ders., „Allgemeine Theorie‘, S. 229 
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tigen Spur gewesen; und der praktische Wert ihrer Vorschläge verdient, erwogen zu 
werden“ (70). Zwar wird eingestanden, daß GeselP’s Ideen, von denen hier die Rede 
ist, „in der vorgeschlagenen Form nicht durchführbar“ (71) sind, einfach schon 
deshalb nicht, weil im Falle ihrer Durchsetzung das Geld als Zirkulationsmittel 
tendenziell durch andere Waren ersetzt werden würde. Dennoch stellt Keynes Über- 
legungen über den eventuellen Preis solcher Marken an. Seiner Meinung nach „sollte 
er ungefähr gleich dem Überschuß das Geldzinsfußes (von den Marken abgesehen) 
über diejenige Grenzleistungsfähigkeit des Kapitals sein, die einer Rate der Neuin- 
vestition entspricht, die mit Vollbeschäftigung vereinbar ist. Die von Gesell tatsäch- 
lich vorgeschlagene Gebühr war 1%o in der Woche, gleich 5,2%o im Jahr. Dies 
würde unter bestehenden Verhältnissen zu hoch sein, aber die richtige Zahl, die von 
Zeit zu Zeit geändert werden müßte, könnte nur durch Versuch und Irrtum erreicht 
werden“ (72). Die Einführung irgendeiner Art von „gestempeltem Geld“ aber wäre 
genau das Gegenteil eines stabilen Preisniveaus auf lange Sicht, nämlich die dann 
sogar noch institutionalisierte, beliebig und exakt steuerbare Geldentwertung. 


416  Demandpull ! W\. ... BEE 

Für eine Situation, in der sowohl Produktionskapazitäten, als auch Arbeitskräfte 
unausgelastet sind, gilt nach Keynes, daß „eine Zunahme der Geldmenge überhaupt 
keine Wirkung auf die Preise haben wird, solange es irgendwelche Arbeitslosigkeit 
gibt, und daß die Beschäftigung im genauen Verhältnis zu jeder Zunahme in der 
wirksamen Nachfrage zunehmen wird, die durch die Zunahme in der Geldmenge 
herbeigeführt. wurde...“ (73). 

Bei Vollbeschäftigung wird jede weitere Ausdehnung der monetären Nach- 
frage die Produktion nicht mehr steigern, da ja alle Produktionsfaktoren ausgelastet 
sind. Übersteigt aber in einer Volkswirtschaft die Gesamtnachfrage das Warenange- 
bot bei voll oder zumindest nahezu voll ausgelasteten Kapazitäten, so entsteht nach 
keynesianischer Ansicht ein „demand- -pull“. Die Übernachfrage führt angeblich so 
lange zu Preissteigerungen, bis die monetäre Nachfrage mit dem monetären Angebot 
wieder im Gleichgewicht ist. Der Nachfrageüberhang könne dadurch entstehen, daß 
das inländische Warenangebot “sich verringert, entweder durch 
Exportüberschüsse — die ihrerseits wieder zusätzliches Geld hereinbringen, das zu- 
sätzliche Nachfrage bedeuten kann (Multiplikator- Effekt!) — oder durch inländi- 
schen Produktionsrückgang bzw. durch künstliche Verknappung zwecks Spekula- 
tion. 

Es sei möglich, daß Übernachfrage zunächst nur in einigen Branchen herrscht 
und sich von dort inflatorische Impulse über die ganze Wirtschaft ausbreiten. Solche 


70 Ebd., 8. 196 
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„sektoralen Spannungen“ könnten sich entweder aus Verschiebungen bzw. Diver- 
genzen von Angebots und Nachfragestrukturen oder aus plötzlichen Angebots-Ver- 
knappungen (vor allem bei Rohstoffen und landwirtschaftlichen Produkten) erge- 
ben. Der Nachfrage-Sog entsteht aber vor allem auch dadurch, daß die Gesamtnach- 
frage schneller wächst als das Warenangebot. Die Gesamtnachfrage in einer Volks- 
wirtschaft wird dabei aufgefaßt als die aggregierte Nachfrage von vier Sektoren: 
Dem Ausland, dem Staat, den Unternehmern und den Konsumenten. 

Den Fall überhöhter Investitionsgüter-Nachfrage beschreibt P. A. Samuelson 
folgendermaßen: 


INFLATORISCHE LUCKE 
1,400 | 


” 
8 


INFLATORISCHE 

LUCKE- i 

1,200 ® 
c+r 


GESAMTAUSGABEN (Mrd. Dollar) 


pe 
— 
© 
[>] 


1,000 1,100 1,200 1,300 1,400 
NETTOSOZIALPRODUKT (Mrd. Dollar) 


„Wenn die Vollbeschäftigungsersparnisse niedriger ausfallen als die geplanten Inves- 
titionen, so spricht man von einer inflatorischen Lücke. Ihre Höhe ergibt sich aus 
dem Abstand zwischen der C+L-Funktion und der 450-Linie beim Vellbeschäfti- 
gungs-Volkseinkommen (oder was dasselbe ist, aus dem Überschuß der bei Vollbe- 
schäftigung geplanten II über SS)“ (74). 

Da jeder der vier genannten Bereiche gleichzeitig an der Gesamtnachfrage 
beteiligt ist, kann angeblich im konkreten Fall logisch kein Sektor allein für eine 
bestimmte Übernachfrage-Situation verantwortlich gemacht werden. Im keynesiani- 


74 P. A. Samuelson, a. a. O., Bd. I, S. 305 
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schen Verständnis kommt hier dem Staat jedoch eine besondere Verantwortung 
zu (75). Gelegentliche Nachfrageüberschüsse bei Vollbeschäftigung der Kapazitäten 
müssen von ihm durch eine restriktive Haushalts- und Finanzpolitik (Steuern) abge- 
baut werden. 

Als Indiz dafür, daß eine Übernachfrage herrscht, wird häufig eine Aus- 
weitung des Gewinnanteils am jährlichen BSP angesehen, weil die Übernachfrage zu 
einer Stärkung der Marktposition der Warenanbieter führt und den Wettbewerbs- 
druck mildert (seller’s inflation). 

Der Nachfrage-Sog wird auch häufig umschrieben als der Versuch gesellschaft- 
licher Gruppen, sich vom „großen Kuchen“ einen übermäßigen Teil abzuschneiden, 
d. h. man begreift ihn als Verteilungskampf‘, der allerdings erst nach dem Akt der 
Produktion angesiedelt wird. Tabelle I zeigt die Aufteilung des BSP in der BRD für 
die Jahre von 1950 bis erstes Halbjahr 1973. Analysiert man sie im Hinblick auf die 
vier aggregierten Nachfrager, dann zeigt sich folgendes Bild: Dem Markt der BRD 
wurde mit den geringfügigen Ausnahmen der Jahre 1950 und 1965 durch die rela- 
tive Übernachfrage des Auslandes permanent eine beträchtliche Warenmenge ge- 
wissermaßen vorenthalten. Der „positive Außenbeitrag‘ betrug in jeweiligen Preise 
bis zu 3,9 % (1957) des BSP! Es ist anzunehmen, daß die permanenten Exportüber- 
schüsse einen gewissen Teil der Preissteigerungen in der BRD hervorgerufen haben. 

Wie aus Tabelle I weiter ersichtlich, ist in der BRD der Anteil des Staatsver- 
brauchs am BSP bei jeweiligen Preisen fast ausschließlich auf Kosten des privaten 
Verbrauchs langfristig gestiegen. 

Die These, wonach Nachfrageschübe aus überhöhten Lohnforderungen und 
-zahlungen resultieren würden, wird an anderer Stelle untersucht werden. Hier sei 
lediglich darauf hingewiesen, daß aus Tabelle I folgendes hervorgeht: In jeweiligen 
Preisen gerechnet, hat der Anteil des privaten Verbrauchs am BSP bisher nicht 
wieder den Stand von 1950 erreicht — und nach den Zahlen mit dem Basisjahr 1962 
ist dies nur in einigen Ausnahmen der Fall gewesen. 
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75 Diese Verantwortung für die Konjunktursteuerung wird im übrigen häufig als Argument 
für eine reaktionäre Sozialpolitik mißbraucht, So wurde der Bundesregierung im Früh- 
jahr 1973 von der Bundesbank vorgehalten, sie habe durch „Erstattung der Krankenver- 
sicherungskosten an Rentner, Rückzahlung des Konjunkturzuschlages, vorgezogene 
Rentenanpassung (und) zu stark expandierende öffentliche Ausgaben“ die Inflation mit- 
verschuldet. Hier zitiert nach: „Der Volkswirt‘ Nr. 19/73 
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Verwendung des Sozialpredakis 
b} Anteilin vH 


Baier | Anlageinvestitionen | ae j IRROR VERESE: Anlageinvestitionen | Verla: | ai 4 ya 
re branch brauch ins tan änderü Ar) sam Beitrag brauch 105) een | Bauten änderung | Uhr) | fuhr‘) | beitrag ®) BB, 
gesamt | Bel Bauten | änderung | rauc gesamt | er | 5 
in jeweiligen Preisen in Preisen von 1962 

1950 641 14,5 19,1 88 10,3 +37 11,4 12,8 14 5 172 21,1 8,4 12,7 +2,8 10,8 80 +2,8 1950 

1951 60,9 14,7 19,1 9 9 +3,6 15,4 13,7 +18 54.8 17,1 20,1 8,3 11,8 +25 13,3 78 +5,5 1951 

1952 59,2 15,2 19,6 33 10,2 +3,7 159 13,7 +2,3 55,0 172 20,1 8,2 11,8 +29 13,7 8,9 | 1952 

1953 60,1 14,5 20,6 93 11,3 +13 17,0 13,5 ra: 160 217 8,3 13,4 H1,0 14,7 97 +50 1953 

1954 59,7 141 21,5 10,0 11,5 +16 19,2 16,1 +3,1 55,7 152 22.7 92 13,6 +13 170 12,0 +50 1954 

1955 63 58,5 13,3 23,5 111 12,4 +2,5 20,0 178 +22 0549 142 24,5 10,2 143 +2,18 177 13,4 +8 1955 2°) 

1956 58,8 12,8 23,6 10,8 12,8 +15 217 185 +32 0556 13,3 24,8 10,0 14,8 #13 19,0 14.1 +49 1856 

1957 54,8 12,8 22,3 10,0 12,4 +22 23,7 19,8 43 5 1 as = m En 2” En ae | = 

1958 | 59,1 13,3 22,4 10,0 12,4 +15 22,8 19,1 +3,7 56,7 13,8 23,6 95 14,1 Fl4 214 16,5 +46 1958 

1959 58,0 13,4 23,6 10,2 13,4 +15 23,6 20,1 +36 558 14,0 24,5 99 14,0 +13 22,2 17,9 13 | 1958 

1960 56,6 13,4 24,2 10,9 13,3 +28 24,4 21,5 +29 55,3 13,6 24,8 10,7 14,1 12,6 23,0 19,3 3,7 | 1960 

1960 5 55,8 13,8 24,6 10,6 14,1 +27 195 16,4 "3,1 1960 

1968 i Bi “er an = “a2 a BR a 562 13,9 25,7 11,5 14,2 +19 19,1 16,8 123 | 1961 

, ! . F 13.8 +20 19,6 17,6 +2,0 | 

1982 57,0 148 25,0 16 IT Fi in 60 Hin 57,0 14,8 26,0 11,6 14,4 +t 19,0 18.0 "10 \ 1962 

1963 56,8 15,5 25,8 12 146 338 154 Br ai, 51,7 15,4 25,8 11,5 14,3 +06 19,9 18,6 12 1963 

1964 55,8 148 270 12 1 415 14 .- *ıa 56,3 14,3 27,0 117 15,3 +13 20,6 19,5 Bil 1964 

1965 56,2 152 26,6 a 1 RR 03 Ds 5 56,9 14,2 26,8 11,8 15,0 +2,3 21,0 21,0 01 1965 

1966 56,6 156 257 107 6 EIN 308 Es Br 57,3 141 26,3 11,4 14.9 +08 22,6 21.0 116 | 1866 

1967 | 7,6 164 231 27 134 Aa 25 BEN 183 579 14,6 24,1 10,4 13,8 0,3 24,4 20,7 +37 1967 

1968 1558 15.6 er 38 133 au a “ar ag 56,0 13,6 24,2 10,7 13,6 +25 25, 22,2 +37 1968 

1969 55,0 157 22 In 131 dag eh a ara 55,8 13,1 25,1 12,1 13,0 +31 26,9 23,9 +2,9 1969 

1970 538 159 26,4 21 = 365 4 Br His 56,4 130 26,5 13,3 13,1 4127 27,7 26,2 +15 1970 

197 %9 54.0 172 26,8 120 148 Has 228 ac is 58.0 13,6 26,9 13,6 13,3 +07 28,8 28,0 +0,8 1971 99 

1972 | su a7 260 FR vie 0% AR ii ii 58,2 13,8 26,7 13,2 13,5 10,7 30,1 29,4 +0,7 1972 

1967 1. Hj | 56,9 15,9 22,3 9,4 12,9 +16 22.4 19,0 43,4 = 122 3 15 1 Eur Er Bd Br ut sa 
2.Hi. 2 168 239 10,0 139 -19 22.1 19,0 +30 ! i : ; ' = j $ ei a 

1968 1.Hj 5 158 21,7 92 12,5 +44 22,6 19,6 +3,0 Pr FE er 1 a ar Ber 2 in je a ei 
2.Hj 56,0 15,9 24,4 10,3 14,1 +9,1 23,3 19,7 +3,5 ö i x f b h h ü Fan | 

1969 1.Hj. 55,8 15,3 229 10,8 12,1 +45 23,6 21,4 +22 a 133 2 rg ee Er 3 323 Er | 2 u 
2Hj 55,0 16,1 25,3 11,3 14,0 +10 23,3 20,6 +2,7 : B " ° a . b \ , 

1970 £. Hj. 53,3 15,4 24,5 18,9 12,6 45,3 23,3 21,9 +14 = Kein 2 a 120 Br = 2 Ein ! RM su 
2.Hj. 54,3 16,4 28.1 12,3 15,8 0,5 23,0 21,2 +18 " ö ; 1 F 5 i 2 KR Pa 

Ion u Sr. ey? ‚M- Maaı, Mar Pamaı" air caay Cie ae a, ea ae a |, 
2.Hj. iq 547 17,7 274 11,7 15,7 1,2 22,4 21,0 +14 Fr 136 Er aa ide BE Ey Eid N ) 

1972 1. Hi. 53,3 17,3 25,5 11,3 14,2 +25 22,6 21.2 +14 2 139 ”2 131 141 30,6 204 j 12 | Be Ar 
2.Hj. 54,7 18,1 26,5 110 15,5 13 23,0 21,0 +2,0 

1993 1.0. sag 174 246 104 38 6 2 aan Fe 369 13,2 23.4 13,0 12,4 136 32,9 31,2 118 1973 1.H). 


1) Waren- und Dienstleistungsverkehr mit der übrigen Welt. 
%) Ausfuhr J. Binfuhr. 


>) Ohne Saarland und Berlin 
© Vorläufige Ergebnisse 


Stelit man einen Vergleich zwischen dem Staatsverbrauch in der BRD zu jeweiligen 
Preisen und zu Preisen von 1962 an, so zeigt sich ein zunächst vielleicht über- 
raschendes Moment: Während er nämlich zu jeweiligen Preisen allmählich angestie- 
gen ist, hat er, auf Preise von 1962 umgerechnet, um einige Prozent abgenommen! 
Die Ursache hierfür ist darin zu schen, daß die Preissteigerungen in den Bereichen, 
in denen der Staat nachfragt, besonders stark ausgefallen sind. 


Die Preisentwicklung der Besiandteile des „Brutiosozialprodukis’ in der 
BRD von 1950 bis 1971 


1950 = 100 
Jahr Privat- Staats- Investitionen Expori- Preisindex d. 
verbr. verbr. Ausrüstg. Bauten preise „Bruttosozial- 


produkis” 


1950 100,0 100,0 100,0 100,0 100,9 100,0 
19351 107,8 112,8 118,0 115,2 122,3 110,8 
1952 109,5 121,4 126,4 123,4 127,8 116,1 
19353 108,0 124,8 123,7 120,2 126,4 115,2 
1954 108,5 126,7 120,6 120,4 123,9 115,8 
1955 110,2 131,2 121,9 126,5 126,2 118,1 
1956 112,6 138,8 125,0 129,3 131,7 121,5 
1957 1155 143,6 128,5 134,6 135,1 125,8 
1958 118,3 148,5 130,3 140,2 132,8 129,7 
1359 119,5 149,6 129,2 147,8 133,0 131,5 
1960' 120,7 157,6 130,8 158,6 138,7 134,7 
1960° 120,8 158,1 130,3 156,8 135,8 134,8 
1961 124,5 167,1 134,9 167,4 137,2 140,7 
1962 128,2 173,8 139,7 180,2 138,9 146,4 
1963 131,7 181,0 140,6 188,4 139,9 151,0 
19654 134,7 199,6 142,0 186,0 140,7 155,1 
1965 139,1 204,5 146,9 200,7 143,8 160,8 
1966 144,0 218,8 150,0 201,3 148,0 168,5 
1967 146,2 224,3 150,4 198,6 145,4 168,2 
1953 148,1 233,9 149,7 208,3 144,9 170,8 
1959 152,8 250,8 154,6 218,9 146,5 178,3 
1370 155,6 274,8 164,2 254,2 159,4 188,8 
1971 167,6 305,6 172,2 278,3 153,8 204,8 
1972 177,3 329,7 173,8 292,3 157,8 217,3 


! Bis 1960 BRD ohne Wesiberlin und Saarland. — ? Ab 19659 BAD mi 
Wesiberlin und Saarland. 


Quelle: Ststistisches Jahrbuch für die BAD (Hreg. Statistisches Bundas- 
amt Wiesbaden), Stutigart und Mainz, Hd. 
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Tabelle II veranschaulicht die enorm unterschiedlichen Preissteigerungsraten in den 
wichtigsten Bereichen. Die Preise der Waren, die der Staat erwarb, stiegen etwa 
doppelt so schnell wie jene des Privatverbrauchs oder der Ausrüstungsgüter! Nur der 
Bausektor, auf dem wiederum der Staat als größter Nachfrager agiert, erreichte 
annähernd gleiche Preissteigerungen. Auffällig ist ferner, daß in sämtlichen Berei- 
chen auch Jahre mit sinkendem Preisniveau zu verzeichnen sind: Privatverbrauch 
1953, Ausrüstungen 1953, 1954, 1959, 1968, Bauten 1953, 1967, Exporte 1953, 
1954, 1958, 1967, 1968. Ausgenommen ist dabei nur der staatliche Verbrauch in 
seiner Gesamtheit. Hier steigen die Preise also nicht nur weitaus am schnellsten, 
sondern auch ohne jede Unterbrechung. Dabei sollte doch gerade der Staat als 
außerordentlich potenter Nachfrager einen gewissen dämpfenden Einfluß auf das 
Preigniveau der von ihm nachgefragten Güter und Dienstleistungen haben. 


Ausgaben 
Sa Investi- Löhne, Zinsen auf ee re u Jahr 
kasgesamt laufenden tionen } Sehalter ee an Forderun- 
Bedarf u.ä.®) Schulden a gen *} 
onen 7) 
Sozlalversicherung) 

141,94 31,24 14,18 25,73 1,99 60,12 8,68 1962 
154,34 34,56 18,39 28,54 2,19 61,66 11,00 1963 
188,71 34,99 19,71 31,14 2,39 67,78 10,70 1964 
180,20 38,64 20,44 35,46 2,70 76,59 6,37 1965 
193,14 41,35 21,33 39,59 3,35 80,87 6,62 1966 
205,84 43,91 18,76 42,02 4,32 88,24 8,59 1967 
218,38 44,55 20,98 44,83 4,45 95.74 7,83 1968 
244,11 49,69 23,84 50,89 5,02 105,16 9,51 1969 
276,60 55,20 30,05 59,28 5,75 114,75 11,57 1970 
317,79 66,22 31,97 70,53 6,52 128,54 14,01 1971 8) 
352,62 74,54 31,27 79,45 7,35 147,49 12,52 1972 
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Eine grobe Aufschlüsselung der Staatsausgaben (Tabelle III) zeigt, daß der Posten 
der Zinslasten prozentual am stärksten gestiegen ist. Dieser Sachverhalt ist ein 
Symptom der zunehmenden Staatsverschuldung. Es folgt der Anstieg der Lohn- und 
Gehaltsaufwendungen. Hier macht sich bemerkbar, daß der Staat relativ viel Dienst- 
leistungen kauft, bei denen keine oder nur unterdurchschnittliche Produktivitäts- 
steigerungen zu verzeichnen sind. Während zwischen 1952 und 1973 die Zahl der 
im Öffentlichen Dienst Beschäftigten von 2,3 Mill. auf 3,3 Mill., also um 43,4 % 
stieg, kletterten die Personalkosten im gleichen Zeitraum von 9,3 Mrd. DM auf 
95,6 Mrd. DM, also um etwa 928 %! (76) Es folgen Aufwendungen für den laufen- 
den Bedarf. Da die Lieferanten des Staates häufig Monopolstellungen innehaben, 
(Rüstung !), geht man sicher nicht fehl in der Annahme, gerade hier überdurch- 
schnittliche Preissteigerungen finden zu können. Am wenigsten zugenommen haben 
die Ausgaben für Anlageinvestitionen und Grundstückskäufe, was darauf schließen 
läßt, daß der Staat sich hier — in realen Größen betrachtet — sehr zurückgehalten 
hat. 

In summa muß nach dem vorliegenden Material der Eindruck entstehen, daß 
der Staat, d.h. in diesem Falle natürlich der Steuerzahler, von seinen Lieferanten 
(un-)Jgehörig und erfolgreich „zur Kasse gebeten“ wird. Oder anders ausgedrückt: Es 
gelingt den großen Konzernen in zunehmendem Maße, die Ausbeutung der Arbei- 
terklasse relativ geräuschlos auch über staatliche Aufträge abzuwickeln. 

Die Möglichkeit der Geldschöpfung innerhalb des Bankensystems sowie das 
gegenwärtige Währungssystem schaffen für die Kapitalisten erfahrungsgemäß aus- 
reichend Möglichkeiten, mehr zu investieren, als gespart bzw. akkumuliert worden 
ist. Sie können dies innerhalb gewisser Grenzen nötigenfalls auch gegen der erklär- 
ten Willen der jeweiligen Regierungen, Dies gilt bekanntlich auch für die verschie- 
denen Gebietskörperschaften des Staates. Während sich die Verschuldung von in- 
ländischen Nichtbanken insgesamt innerhalb des deutschen Bankensystems von 
1963 gleich 26,84 Mrd. DM auf 1972 gleich 86,41 Mrd. DM erhöht hatte (77), 
nicht berücksichtigt ist dabei die bedeutende Auslandsverschuldung deutscher 
Unternehmen), stieg die Kreditverschuldung der öffentlichen Haushalte von Ende 
März 1950 gleich 1,216Mrd.DM auf Ende Dezember 1972 gleich 
125,23 Mrd. DM (78). Die Staatsverschuldung hat sich hier innerhalb von nur 
22 Jahren etwa verhundertfacht! 

Da es den bürgerlichen Regierungen unter gegebenen Verhältnissen kaum 
möglich ist, die Summe der Investitionen auf ein preissniveau-neutrales Volumen zu 
begrenzen, wären umfangreiche Umgestaltungen des Banken- und Währungssystems 
erforderlich, wenn diese Quelle einer möglichen Übernachfrage tatsächlich wirksam 
gestopft werden sollte. Es muß jedoch angenommen werden, daß eine exakte Kre- 
dit-Steuerung von den herrschenden Kreisen keineswegs angestrebt wird. Denn 
interessant ist in diesem Zusammenhang, daß heute längst nicht mehr davon ge- 


76 Siehe „Der Volkswirt“ Nr. 7/73 
77 Siehe Sachverständigenrat „Jahresgutachten“ 1972/73, S. 228 
78 Ebd., S. 227 
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sprochen wird, daß ein Nachfrage-Sog daraus entstehen könnte, daß die Investi- 
tionen über die Ersparnis hinausgingen. Mittlerweile wird anders herum argumen- 
tiert: Der Nachfrage-Sog ergibt sich dann, wenn die Ersparnis nicht den Wert der 
Investitionen erreicht. Während es also zunächst die Investitionen waren, die sich 
der Höhe der Ersparnis anzupassen hätten, soll es heute die Ersparnis sein, die sich 
den Investitionen anzupassen hätte. 

Mit dem „demand-pull“ können gewiß einige Preissteigerungen erklärt 
werden. Denn gewöhnlich sind die zyklischen Preisanhebungen, die im Zusammen- 
hang mit einem Konjunkturaufschwung stehen und früher während des Abschwun- 
ges durch einen deflatorischen Prozeß auch wieder egalisiert wurden, auf ent- 
sprechende Konstellationen von Angebot und Nachfrage zurückzuführen. Doch der 
Erklärungswert dieser Theorie sinkt rapide, wenn man sie anzuwenden versucht bei 
der Analyse der permanenten Inflation oder gar der Stagflation. Diese ist ja gerade 
dadurch gekennzeichnet, daß Nachfrage und Produktion stagnieren bzw. zurück- 
gehen und die Preise dennoch steigen. Für derartige Phänomene hat die „demand- 
-pull“-Theorie prima facie keinen Erklärungswert, 


4.1.7 Cost-push 


Der zweite wesentliche, von der Keynes’schen Theorie abgeleitete Ansatz zur Er- 
klärung der Inflation ist der des „‚cost-push‘“. 

Nach keynesianischer Ansicht ist der Preis der Waren im wesentlichen be- 
stimmt durch bezahlte Arbeit. Entsprechend würden sich Lohnsteigerungen auf die 
Preise niederschlagen: „Das übliche Verfahren der Preisfestsetzung besteht darin, zu 
den Gestehungskosten eine prozentuelle Bruttospanne zu schlagen, die so kalkuliert 
ist, daß sie einen Nettogewinn liefert, den man vernünftigerweise und sicher anvisie- 
ren kann“ (79) (Hervorhebung R.). 

Es ist auffällig, daß der Preis hierbei völlig ohne Verbindung zum Markt, d.h. 
zum Verhältnis von Angebot und Nachfrage bestimmt wird: Dem Unternehmer sind 
die Gestehungskosten gegeben — und darauf schlägt er eine ‚vernünftige‘, das soll 
heißen branchenübliche Spanne. Falls die Löhne und damit die Gestehungskosten 
(der Kostpreis) steigen, führt das häufig nicht nur zu Preiserhöhungen um den 
gleichen absoluten Betrag, wodurch die Profitrmasse erhalten bliebe, oder um den 
gleichen Prozentsatz, um den die gesamten Gestehungskosten tatsächlich steigen, 
wodurch die Profitrate erhalten bliebe. Die Preise werden, wie J. Robinson schreibt, 
mitunter um den entsprechenden Prozentsatz erhöht, um den ein einzelner Kosten- 
faktor, nämlich die Löhne gestiegen sind, wodurch sowohl Profitmasse als auch 
Profitrate steigen. Folgende Zahlenbeispiele sollen den Sachverhalt veranschau- 
lichen: 


79 J. Robinson, a. a. O,, S. 13 
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Angenommen wird eine Ware, bei der c= 60, v=40, p=40 ist (c = konstan- 
tes Kapital, v = variables Kapitäl, p = Profit). Der Preis beträgt demnach 140. 
160c + 40v + 40p = 140 

Es handelt sich also um eine Profitmasse von 40 und eine Profitrate von 
en = 40%. Steigt nun der Lohn von 40 Einheiten auf 60, also um 50% oder 
20 Einheiten, und wird der Preis um eben diese 20 Einheiten erhöht, 

II 60c + 60v + 40p = 160, 
so bleibt die Profitmasse von 40 erhalten, doch die Profitrate würde von 40% auf 
und > = 33 1/3 % absinken. 

Diese Profitratensenkung würde verhindert, wenn der Stück-Gewinn mit dem 
gleichen Prozentsatz stiege, mit dem auch die Stück-Kosten angewachsen sind, also 
um 20%, d.h. von 40 auf 48. Eine Preissteigerung auf 168 wäre also profitraten- 
neutral. 

II 60c + 60v + 48p = 168 
Die Profitrate beträgt hier wie in Fall I: 100x48 _ 
Zu Ta 40 % 

Steigt aber der Preis um den gleichen Prozentsatz wie der Nominallohn, also 

um 50 %, d. h. um 70 i.c. auf 210, denn ergibt sich folgende Konstellation: 
IV 60c + 60v + 90p = 210. 
Wenn der Preis um 70 Einheiten steigt, wovon nur 20 durch Kostensteigerungen 
begründet sind, dann erhöht sich die Profitmasse um 50 auf insgesamt 90, die 
Profitrate steigt von 40 % auf 90 _ 75% 

70 = 0. 

Von einem ‚Zwang‘, die Preise annähernd proportional den Lohnsteigerungen 
zu erhöhen, kann daher nicht gesprochen werden. Wenn in der Praxis dennoch eine 
solche Preispolitik zu beobachten ist, dann muß daraus geschlossen werden, daß 
entweder die allgemeine Profitrate temporär steigt, oder daß es der entsprechenden 
Branche bzw. dem entsprechenden Betrieb gelingt, einen höheren Anteil des gesell- 
schaftlichen Gesamtprofits an sich zu ziehen, 

Anhand eines weiteren Zahlenbeispiels läßt sich nachvollziehen, warum 
gleiche Lohnsteigerungsraten bei Kapitalien unterschiedlicher organischer Zu- 
sammensetzung in ungleichen Maße auf den Kostpreis (k) einwirken! 

I 180c + 20v = 200k 

Unterstellt man eine Lohnerhöhung von 50 %, also von 20 auf 30, so erhöht sich 
ceteris paribus der Kostpreis auf: 

II 180c + 30v = 210k, 


was eine Steigerungsrate von 10x 10 
5 5 m =5 % bedeutet. 
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sei ein Kapital niedriger organischer Zusammensetzung: 

1 80c + 120v = 200k 

Steigt der Lohn auch hier um 50 %, so bedeutet dies in absoluten Beträgen eine 
Steigerung von 120 auf 180 Einheiten. 

II 80c + 180v = 260k, 

d.h. der Kostpreis erhöht sich um 60 oder 60 a a arena 
Fall A. 

Daran ist zu ersehen, warum sich Lohnerhöhungen in Branchen mit relativ 
niedriger organischer Zusammensetzung, also mit hohem Lohnanteil (wie Bau, 
Textilien, Dienstleistungen) stärker auf den Kostpreis auswirken als in Branchen 
höherer organischer Zusammensetzung (wie Chemie und Elektrotechnik). 

Derartige „short-run“-Analysen zeigen allerdings noch nicht die ganze Wahr- 
heit. Der eben angestellte Vergleich der Wirkungen von Lohnerhöhungen bei Kapi- 
talien unterschiedlicher organischer Zusammensetzung müßte berücksichtigen, daß 
normalerweise auch kostensenkende Produktivitätssteigerungen erzielt werden und 
zwar in den einzelnen Branchen unterschiedlich schnell — was u.a. bestimmt ist 
vom Stand der Kapitalakkumulation, vom jeweils erreichten Stand der Produktivi- 
tät sowie von technischen und natürlichen Bedingungen. Es zeugt daher von einer 
totalen Befangenheit in der Welt der Erscheinungen, wenn das „Handelsblatt“ die 
Schuld an der Inflation den Branchen mit den höchsten Preissteigerungen anlastet: 


„Wer sind die Preistreiber in der Bundesrepublik? Die Industrie ist es nicht; ihre Preise stiegen 
seit 1962 um ein knappes Viertel. Bei der Fahndung nach den wirklichen Preistreibern stößt 
man sehr schnell auf die Sparten Dienstleistungen, Verkehr und Mieten. Auffallend ist auch, 
daß vielfach jene Preise besonders kräftig anzogen, bei denen der Staat direkt oder indirekt die 
Finger im Spiel hat“ (80). 


Quelle: Condor 

hier zitiert nach Handelsblatt vom 15.10.1973 
Wer sind die Preistreiber? 

Preisanstieg von 1962 bis Mitte 1973 
Lebenshaltung insgesamt 48 % 


darunter: 

Einzelhandel insgesamt 32% 
Strom, Gas 57% 
Verzehr in Gaststätten 77% 
Kino, Theater, Sport 91% 
Mieten 94% 
Nahverkehr 97% 
Kfz-Reparaturen 114% 


80 „Handelsbaltt“ vom 15.10.73 
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Industrielle Erzeugnisse insgesamt 24% 


Chemie +0% 
Elektrotechnik 15% 
Eisen und Stahl 16% 
Kfz 19% 
Ernährungsindustrie 20% 
Textilien 27% 
Maschinenbau 46% 


Allein mit der Feststellung der Tatsache, daß die großen Konzerne relativ geringe 
Preissteigerungen aufweisen, ist ihre Rolle in der permanenten Inflation sicherlich 
nicht korrekt beschrieben. Vielmehr muß gleichzeitig das Faktum berücksichtigt 
werden, daß in diesen Betrieben normalerweise auch die größten Produktivitätsfort- 
schritte erzielt wurden. Wenn das allgemeine Preisniveau fallen oder zumindest 
stabil bleiben soll, dann müssen vor allem die Preise der Waren aus diesen Bereichen 
sinken. Weil die Großkonzerne jedoch die Preiskonkurrenz weitgehend zu eliminie- 
ren vermochten, richten sich ihre nominellen Preise weniger nach den augenblick- 
lichen Marktbedingungen als nach der innerbetrieblichen Kalkulation. D.h. sie 
werden produktivitätssteigerungen nur selten in Preissenkungen weitergeben. 

Sinken aber die Preise ihrer Waren nicht, obwohl sie relativ im Wert gefallen 
sind, so sind die Bereiche mit geringeren Produktivitätsfortschritten gezwungen, 
ihre Preise entsprechend zu erhöhen, sofern sie ihren relativen Anteil am Gesamt- 
profit nicht schmälern lassen wollen (81). Wenn diese Schlußfolgerung korrekt ist, 
dann kann der Ansicht des „‚Handelsblattes‘“ entgegengehalten werden, daß gerade 
die „Industrie“ die Inflation dadurch verschulde, daß sich Produktivitätssteigerun- 
gen nicht in Preissenkungen niederschlagen. Der cost-push wird häufig als Symptom 
dafür angesehen, daß die Arbeiterklasse ihren Anteil am BSP erhöht und ist daher 
nach Wallich von einem demand-pull auf folgende Weise zu unterscheiden: 


„in einfachen Fällen kann man den vorhandenen Typ der Inflation daran erkennen, wie sich die 
Anteile der Sozialpartner am Sozialprodukt verändern, bzw., was fast das gleiche ist, wie die 
Gewinnspannen der Unternehmer sich verhalten. Nachfrageinflation erhöht die Gewinnspannen 
und den Anteil der Unternehmer am Bruttosozialprodukt, Kostendruckinfaltion erhöht den 
Anteil der Arbeitnehmer und reduziert die Gewinnspanne“ (82). 


Kompliziert wird die Angelegenheit dadurch, daß z. B. hohe Lohnsteigerungen erst 
eine Reaktion auf erhöhte Preise darstellen können. Außerdem schließt Wallich 
nicht aus, daß beide Inflationstypen gleichzeitig wirksam sind. Dennoch glaubt er, 
bestimmte Phasen der Inflation in den USA exakt ettikettieren zu können, deshalb: 
„Kann man — wie heute in den USA - eine klare Kostendruckinflation beobachten, 
in der es den Unternehmern doch gelingt, die Preise schnell genug zu erhöhen, um 


8 Zur Stützung unserer These müßte allerdings noch aufgezeigt werden, wie sich dieser 
„Zwang‘‘ an der Oberfläche der Erscheinungen konkret darstellt. 

82 H.C, Wallich „Inflation und Wachstum“ in: „Wirtschaftswachstum durch Geldwert- 
schwund? “, Verlag Ges, Recht und Wirtschaft, Heidelberg 1971, S. 15 
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die Gewinne zu schützen oder sogar zu steigern“ (83). Wallich spricht also selbst 
dann von einem „Kostendruck“, wenn es den Kapitalisten gelingt, ihre Gewinne 
„sogar“ noch zu steigern! 

Nach Wallich’s Auffassung ist normalerweise im Konjunkturverlauf ein 
Wechsel zwischen den Inflationstypen zu beobachten: 


„im Verlaufe eines Konjunkturzyklus ist der wahrscheinlichste Moment für den Beginn einer 
Nachfrageinflation das Erreichen der Vollbeschäftigung. Da die Preise im allgemeinen flexibler 
sind als Löhne, kann man in diesem Moment eine übermäßige Nachfrage, sei es infolge Kredit- 
expansion oder aus anderen Gründen, die Spanne zwischen Löhnen und Preisen erweitern, Die 
Gewinnzargen würden dann steigen. Mehrere Gründe jedoch lassen eine baldige Steigerung der 
jährlichen Lohnerhöhung erwarten. Seitens der Unternehmer erfordert die wachsende Knapp- 
heit an Arbeitskräften höhere Löhne und Gehälter, was durch erhöhte Gewinne auch möglich 
ist. Auf seiten der Arbeit wird ebenfalls die Vollbeschäftigung und außerdem die Erhöhung der 
Lebenshaltungskosten wirksam“ (84). 


Wallich selbst scheint Zweifel an dem Wert seiner Differenzierung gehabt zu haben, 
denn er schreibt weiter: 


„Man kann natürlich behaupten, daß die Nachfrageinflation der ersten Periode die Kosteninfla- 
tion der zweiten Periode ‚verschuldet‘ hat. Man kann weiter behaupten, daß die gesamte Infla- 
tion als eine einzige Periode zu sehen ist, so daß die ‚Schuld‘ vermutlich diejenigen trifft, die die 
Nachfrageinflation auslösten“ (85). 


Logisch kann der Kostendruck von jeder Kosten-Art ausgehen — also auch von 
Rohstoffen, Vorprodukten oder Anlagen. Daher begründet eine Reihe von Ökono- 
men die Inflation mit der Preispolitik von Oligopolen und Monopolen. G. Haberler 
wehrt sich jedoch entscheiden gegen diesen Ansatz: 


„Der Wunsch nach Unparteilichkeit in der Beurteilung verschiedener sozialer Gruppen trägt 
zweifellos zu der weit verbreiteten Gewohnheit bei, neben den Gewerkschaften auch den Unter- 
nehmermonopolen die Verantwortung für die Inflation zuzuschreiben. 

Ich möchte jeden moralischen oder ethischen Unterton vermeiden, doch erscheint mir ein 
grundlegender Unterschied zwischen der Wirkung der industriellen Monopole und Oligepole 
einerseits und derjenigen der Gewerkschaften andererseits auf den Verlauf der Inflation zu 
bestehen‘ (86). 


Der angebliche Unterschied besteht nun in folgendem: 


„Ich gebe ohne weiteres zu, daß Unternehmungsmonopole (insoweit sie tatsächlich wirken und 
nicht erfolgreich beschränkt werden) die Preise auf einem höheren Niveau halten als dem, das 
unter freier Konkurrenz bestünde. Es besteht aber kein Grund zu der Annahme, daß derartige 
Monopolpreise immer höher hinaufgetrieben würden. Anders ausgedrückt würde die Zinführung 
von zahlreichen Monopolen dort, wo früher Konkurrenz geherrscht hat, zu Preiserhöhungen 


83 Ebd,, S. 15 

84 Ebd., S. 15 

85 Ebd., S. 16 

86 G. Haberler „Geldinflation, Nachfrageinflation, Kosteninflation“, in: „Stabile Preise in 
wachsender Wirtschaft“, J. C. B. Mohr, Tübingen 1960, S. 90 
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führen und zu einem dauernden Druck auf Preiserhöhung ... Anderseits erscheint es als selbst- 
verständlich, daß starke Gewerkschaften jedes oder jedes zweite Jahr wesentliche Lohnerhöhun- 
gen durchzusetzen und dauernd das Niveau der allgemeinen Steigerung der Produktion per 
Arbeitsstunde zu überschreiten suchen, ganz besonders in Industrien, in denen die Produktivität 
schneller wächst als anderswo“ (87). 


G. Haberler verfällt offenbar dem Irrtum, die relative Preisstabilität in den mono- 
polisierten Sektoren für einen Beitrag zur allgemeinen Preisniveau-Stabilität zu 
halten. Daß davon nicht die Rede sein kann, ist bereits gezeigt worden. Wenn 
Haberler anschließend die Gewerkschaften als preistreibendes Moment hinstellt, 
dann spricht er letztlich nur den politischen Charakter der cost-push-Theorie unum- 
wunden aus: Jede Lohnerhöhung bedeutet eine temporäre Kostensteigerung. Die 
Unternehmer können daher stets argumentieren, daß sie Lohnerhöhungen auf ihre 
Preise abwälzen müßten, sofern sie ihre Profite nicht schmälern lassen wollten. 

In seinem Jahresgutachten 1973 rechnete der Sachverständigenrat jedoch vor, 
daß die verfügbaren Reallohn-Erhöhungen mit 3 % nicht einmal den durch Produk- 
tivitätssteigerungen vorgegebenen Spielraum von 6,8 % auszuschöpfen vermoch- 
ten (88). Dennoch war 1973 in der BRD eine Inflationsrate von 7% zu verzeich- 
nen! 


4.2 Der monetaristische Ansatz 
4.2.1 Chicagoer Schule 


Die offensichtliche Ohnmacht der an Keynes orientierten Wirtschaftspolitik, das 
Inflationsproblem zu bewältigen, hat vor allem in den USA seit Beginn der Präsiden- 
tenschaft Nixon’s zu einer erneuten Renaissance quantitätstheoretischer Ideen ge- 
führt. 

Als geistiges Zentrum der Neo-Quantitätstheoretiker, neuerdings meist Mone- 
taristen genannt, wird die Universität Chicago angesehen, Die „Chicagoer Schule“ 
weist bestimmte Analogien zur ORDO-Liberalen „Freiburger Schule“ auf; ihre Ver- 
fechter sind, wie die ORDO-Liberalen in der BRD, verbal ideologische Vertreter des 
Mittelstandes, wiewohl sie faktisch das Großkapital stützen. 


4.2.2 Stabilität des privaten Sektor 
Wie einst Say, so unterstellen die Monetaristen der kapitalistischen Wirtschaft auch 
heute noch, trotz Weltwirtschaftskrise und sich ständig wiederholenden Konjunk- 


turzyklen in allen kapitalistischen Staaten, eine Tendenz zum natürlichen Gleichge- 
wicht bei Vollbeschäftigung. Die große Depression wird noch als eklatanter Beweis 


87 Ebd., S. 92 
88 Siehe Sachverständigenrat „Jahresgutachten“ 1973/74, S. 92, Ziffer 123 
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für die Richtigkeit dieser These angesehen, da Friedman entdeckte, daß den Ein- 
kommens- und Beschäftigungs-Rückschlägen eine Reduktion der Geldmenge um 
33 % in der Zeit von Oktober 1929 bis April 1939 vorausgegangen war. 

Der von Marx geführte Nachweis, daß die Eigendynamik des kapitalistischen 
Systems immer wieder zu Krisen führe, gilt bei den Monetaristen ebenso als über- 
wunden wie die Keynes’sche Interpretation der Konjunkturzyklen. Karl Brunner 
schreibt, 


„daß die Dynamik des privaten Sektors im Grunde sehr stabil ist. Im besonderen wird verneint, 

daß die Dynamik den Hauptteil der beobachteten Schwankungen erklären kann, Die moneta- 
ristische Position verneint somit die Behauptung, der vom privaten Sektor getragene dynami- 
sche Prozeß sei in wichtigen Bereichen instabil oder die Antizipationen der Geschäftsweit 
unterlägen unabhängig von großen politischen Ereignissen oder politischen Maßnahmen großen 
Schwankungen. Der Sektor absorbiert Schocks und formt sie in eine stabilisierende Bewegung 
um“ (89). 


Als Voraussetzungen für die Selbstregulierung der kapitalistischen Wirtschaft 
werden genahnt: Freie Konkurrenz — deshalb die vage erhobene Forderung der 
Auflösung bestehender und Verhinderung neuer Monopolpositionen — und eine ge- 
rechte Einköommens- und Vermögensverteilung — was immer darunter im einzelnen 
zu verstehen sein mag. 


4.2.3 Dominanz monetärer Impulse 


Nach Ansicht der Quantitätstheoretiker spielt das Geld im Wirtschaftsprozeß die 
dominierende Rolle. M. Friedman sieht sich in dieser Ansicht bestätigt durch seine 
gemeinsam mit Anna Schwartz durchgeführte Analyse der Geldgeschichte der USA 
von 1867-1960 (90). 

Darin war er zu der Erkenntnis gelangt, daß bedeutenden Änderungen des 
allgemeinen Preisniveaus fast immer entsprechende Variationen der Geldmenge vor- 
ausgegangen waren. Diese zeitliche Aufeinanderfolge wird als Beweis der Behaup- 
tung ausgelegt, daß die Geldmenge (M) tatsächlich die aktive Rolle spiele und das 
Preisniveau (P) sowie der Umfang der zirkulierenden Warenmasse (T) bei angeblich 
nahezu konstanter Umlaufgeschwindigkeit des Geldes (V) nur passiv reagiere. 

Für J. Robinson besteht der Kern der Quantitätstheorie denn auch lediglich 
darin, daß sie die tautologische Quantitätsgleichung M.V =P.T ‚von links nach 
rechts statt von rechts nach links“ liest (91). Inzwischen wird allerdings die Mög- 
lichkeit der Kausalität „von rechts nach links‘ nicht mehr völlig bestritten, wenn- 
gleich K. Brunner ihre Bedeutung stark herunterspielt: 


89 K. Brunner „Die ‚monetaristische Revolution‘ der Geldtheorie‘‘, in: „Der neue Moneta- 
rismus“, Hrsg. P. Kalmbach, Nymphenbuırger Verlagshandlung, München 1973, S, 75 

90 M. Friedman, Anna Schwartz „A Monetary History of the United States, 1867-1960“, 
Princeton 1963 

9 J. Robinson „Quantitätstheorien: Alt und Neu“, in: „Der neue Monetarismus“, S. 139 
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„Immerhin, Wirkungen der umgekehrten Kausalität treten auf, und zwar meistens über den 
Termineinlagenquotienten und den Bargeldquotienten. Aber weit mehr als 50 % der während 
der Nachkriegsperiode in den Vereinigten Staaten beobachteten Yariationen der monatlichen 
Änderungen können durch die laufenden und die um einen Monat verzögerten Änderungen der 
Schatzamteinlagen bei Geschäftsbanken erklärt werden“ (92). 


Man erwartet volle Reagibilität der Preise und Löhne bei Nachfrage-Änderungen 


und eine exakte Steuerung der Kassehaltung nach ihrem realen Wert, mit anderen 
gibt es eine feste, wenn auch nicht präz se Beziehu zwischen der Wachstumsrate 
der Geldmenge und der Wachstumsrate des nominellen Einkommens: yh=  1(G). Die 
tung (es wird angenommen, daß bei steigendem Realeinkommen die Kassehaltung 
zunimmt) und zum anderen Änderungen in der Präferenzstruktur geben kann — 


Worten, man unterstellt eine stabile reale Geldnachfragefunktion. Nach Friedman 
Beziehung sei deshalb nicht präzise, weil zum einen Änderungen in der Kassehal- 
daher ist nicht die absolute, sondern die Geldmenge pro Produkteinheit relevant. 


4.2.4 Transmissionsmechanismus 


Bezüglich der Frage nach der Transmission autonomer monetärer Impulse auf den 
realen Bereich sieht J. Robinson ein „mystisches Element“ in der Quantitätstheo- 
rie: „Das bloße Vorhandensein einer bestimmten Geldmenge fördert irgendwie die 
Ausgaben“ (93). Denn a ee Ei Ehre der Gel Darstellung des a 


gewünschtes Maß zu reduzieren: 


„One individual can reduce or increase his cash balance only because another individual or 
several others are induced to increase or reduce theirs; that is, to do the opposite of waht he 
does. If individuals as a whole were to try to reduce the number of dollars they held, they could 
not all do so, they would simply be playing a game of musical chairs. In trying to do no, 
however, they would raise the flow of expenditures and of money income since each would be 
trying to spend more than he receives; in the process adding to someone else’s receipts, and, 
reciprocally, finding his own higher than anticipated because of the attempt by still others to 
spend more than they receive. In the process, prices would tend to rise, which would reduce the 
real value of cash balances; that is, the quantity of goods and services that the cash balances will 
buy. 

While individuals are thus frustrated in their attempt to reduce the number of dollars they hold, 
they succeed in achieving an equivalent change in their position, for the rise in money income 
and in prices reduces the ration of these balances to their income and also the real value of 
these balances. The process will continue until this ration and this real value in accord with 
their desires‘‘ (94). 


92 K. Brunner, a. a, O,., S. 90 

93 J. Robinson, ebd,, S. 138 

94 M. Friedman „Monetary Theory and Policy‘, in: „‚Inflation‘‘, Hrsg. R. J. Ball und Peter 
Doyle, Penguin Books Ltd, Harmondeworth, 1970, S. 141 
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Friedman kann hierfür allerdings weder vermittelnde Schritte noch Motivationen 
angeben. 

Dieser Mangel ist inzwischen formal, aber keineswegs überzeugend behoben. 
Man behauptet nun folgenden Ablauf: 


„Gehen wir davon aus, daß die Geldmenge erhöht wird, indem die Zentralbank Offenmarkt- 
käufe tätigt. Gleichgültig wie die institutionelle Ausgestaltung der Offenmarktoperation ist, 
wird das zu einer Erhöhung der Kurse bei den betroffenen Papieren führen; oder anders herum 
gesehen: nur eine Erhöhung der Kurse wird die Halter dieser Papiere veranlassen, sie zu ver- 
kaufen. Mit der Erhöhung der Kurse verbunden ist eine Senkung ihrer Rendite. (...) Der Kauf 
der Offenmarktpapiere ergibt kein neues Gleichgewicht. Zwar wird angesichts der Kurssteige- 
rung der Verkauf dieser Papiere und insofern auch die damit verbundene höhere Kassenhaltung 
gewünscht, aber doch nur in einem vorläufigen Sinne, Was nun einsetzen wird ist das, was man 
als einen Substitutionseffekt bezeichnen kann: ein Umarrangement des Portefeuilles. Da die 
Renditen der nicht am offenen Markt gehandelten Papiere von den Offenmarktoperationen 
nicht beeinflußt werden, werden die Vermögensbesitzer versuchen, ihre jetzt zu umfangreichen 
Kassenbestände abzubauen, indem sie sich diesen Papieren zuwenden. Das wird wiederum deren 
Kurs in die Höhe treiben, denn der Bestand solcher Papiere ist in einem bestimmten Zeitpunkt 
begrenzt, Für die Anpassung der Vermögensstruktur ist jedoch auch damit noch kein Ende 
erreicht. Die Senkung der Wertpapiererträge — ein Vorgang, von dem angesichts der Substitu- 
tionsbeziehungen keine Art von Wertpapier ausgeschlossen ist — bleibt nicht ohne Einfluß auf 
die Preise des Realvermögens. Da sich die Nachfrage nach Realvermögen erhöht, ist hier mit 
einer Preiserhöhung zu rechnen. Das ist der Punkt, wo auf verschiedene Weise die Übertragung 
des monetären Impulses auf den realen Sektor einsetzt“ (95). 


Durch einen monetären Impuls verändern sich also zunächst die relativen Preise der 
verschiedenen Wertpapiere, des fiktiven Kapitals. Die Halter dieser Papiere reagieren 
angeblich sofort und vor allem uneingeschränkt — u.a. auch durch Erwerb von 
realem Kapital. Hierdurch werde die Nachfrage und damit das Preisniveau in Sek- 
tor I steigen, was seinerseits den Konsum und damit die Produktion von Sektor Il 
erhöhen werde. Am entscheidenen Punkt des Übergangs monetären Impulses auf 
das reale Kapital und den Konsum kommt auch dieser Erklärungsansatz über einen 


. Versicherungs-Charakter nicht hinaus. M. Friedman und David Meiselman haben 
‚ nun eine neuere Untersuchung vorgelegt, welche 


“ „anhand umfangreicher statistischer Tests amerikanischer Daten seit 1897 (zeigt), daß mit 


Ausnahme der dreißiger Jahre die Geldmenge stets ein besserer Indikator für den Konsum 
gewesen ist als die autonomen Ausgaben, Diese Ergebnisse werfen ein bedeutsames theoreti- 
sches Problem auf. Denn sie implizieren, daß jede Veränderung der Geldmenge, auch wenn sie 
keinen Vermögenseffekt hat, nichtsdestoweniger den Konsum beeinflußt. Die Schwierigkeit, 
diesen Zusammenhang zu verstehen, war der Hauptgrund für die Unzufriedenheit von Keynes, 
Wicksell und anderen Einkommenstheoretikern mit der Quantitätstheorie. Sie stellt auch heute 
noch den Kern des Widerstandes gegen die Quantitätstheorie dar“ (96). 


Es ist sehr fraglich, ob ein — erwartungsgemäß zeitlich begrenztes — Absinken der 
Wertpapiererträge genügend Kapitalisten dazu veranlassen Kann, Realkapital zu er- 


95 P, Kalmbach „Der neue Monetarismus“‘, S. 26 
96 H. G. Johnson, a. 2. O., S. 51 
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werben, zumal dessen zukünftiger individueller Ertrag gar nicht exakt vorherbe- 
stimmt werden Kann. 

Zudem bleibt in dieser Theorie sehr unbestimmt, ob eine Geldmengenaus- ; : 
weitung hauptsächlich den Produktionsumfang ausdehnt oder vornehmlich das |. 
Preisniveau erhöht. „Auf kurze Sicht“, so Friedman, „die allerdings fünf oder gar 
zehn Jahre betragen mag, (!), berühren monetäre Änderungen hauptsächlich den .. 
Output. In Jahrzehnten betrachtet, beeinflußt die monetäre Wachstumsrate vor . 
allem die Preise“ (97). H 

Im Gegensatz zu Keynesianern (P. Samuelson: ‚„‚Eine milde Inflation schmiert 
die Räder der Industrie“ (98) ) erhoffen sich Monetaristen von permanenten Preis- 
steigerungen also keine langfristige Stimulans für das BSP, es sei denn, es handele :. 
sich um einen sich laufend beschleunigenden Prozeß: 


„Eine voraussehbare Inflation ist in keiner Weise dem Wachstum förderlich, weil sich jeder 
darauf einstellen kann, Wenn die Preise jährlich um 3 Prozent steigen und alle Leute wissen, daß 
sie um 3 Prozent steigen werden, dann ist auch der Zins entsprechend höher. Auch die Löhne, 
die dann einer Gleitklausel unterliegen werden, steigen mindestens um 3 Prozent — kurzum, 
man paßt sich an, und all das wird dem Wachstum in keiner Weise förderlich sein. 

Deshalb ist die einzige Art von Inflation, die vielleicht zu einem Anschein von Wachstum 
beitragen könnte, eine Inflation, die schneller als erwartet abläuft. Dann kann man die Leute 
eine Zeitlang überlisten. Man kann die Arbeiter glauben machen, ihre Löhne seien höher als sie 
es in Wirklichkeit sind, und so kann man die Leute dazu bringen, mehr zu arbeiten, als sie 
eigentlich wollen. Aber das kann man auf die Dauer nur schaffen, wenn man von 2 Prozent 
Preissteigerung übergeht auf 5 Prozent, auf 8 Prozent, auf 15 Prozent. Aber das kann man nicht 
unbegrenzt tun‘ (99). 


Friedman ist insofern zuzustimmen, als vor allem lohnintensive Branchen an der 
Inflation wenig profitieren würden, falls es den Arbeitern tatsächlich gelänge, die 
zukünftige Preissteigerungsrate in den Lohnkämpfen voll zu antizipieren. Doch bei 
einem sich beschleunigenden Inflationsprozeß ist das in der Realität nicht immer 
möglich. Zudem gibt es eine Reihe von sozialen Gruppen mit fixierten Einkommen, 
denen keine Kampfmittel zur Durchsetzung der Antizipation von Verteuerungen 
der Lebenshaltung zur Verfügung stehen. Zumindest auf deren Schultern würde eine 
ansonsten von breiten Schichten antizipierte Inflation ausgetragen werden. Der 
Wert ihrer Einbußen an realen Einkommen würde in einem solchen Fall von ande- 
ren Gruppen angeeignet werden — was zwar eine partielle Umverteilung, aber keine 
Ausweitung des BSP bedeutete. 


97 M. Friedman „Die Gegenrevolution in der Geldtheorie“‘, in: „Der neue Monetarismus“ 
98 P. A. Samuelson, a. a. O., Bd. I, S. 339 
99 M, Friedman, in: „Die Zeit‘‘ vom 9.5.1969 
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4.2.5 Probleme diskretionärer Konjunktursteuerung 


Auf Grund ihrer Aussage, daß die Geldmenge von entscheidender Bedeutung für 
den Wirtschaftsprozeß sei, wäre zu erwarten, daß Monetaristen die Geldpolitik als 
wichtigstes Instrument staatlicher Wirtschaftsienkung propagieren. Stattdessen er- 
heben sie aber die Forderung, der Staat solle sich jeglicher Intervention enthalten, 
weil sie „glauben, daß es Beweise dafür gibt, daß die Versuche von Regierungen, 
sich in die Wirtschaft einzumischen, weitgehend erfolglos blieben. Eine solche Ein- 
mischung hat eher Probleme geschaffen(...) Daß wir unstabile Verhältnisse 
hatten, liegt teilweise daran, daß die Regierungen Instabilität geschaffen hat‘ (100). 
Die „bad King-John-Theorie“ lautet also: nicht das kapitalistische Wirtschafts- 
system ist in sich instabil, sondern all die Regierungen in sämtlichen kapitalistischen 
Staaten, die periodische Krisen des Systems erlebten und noch heute miterleben 
müssen, tragen in relativ gleichen Zeitabständen diese Instabilität erst durch eigene 
Unzulänglichkeit von außen in den Wirtschaftsprozeß hinein! 

Zu Recht sehen die Monetaristen in der Wahl geeigneter Konjunkturindika- 
toren eines der ungelösten Probleme kapitalistischer Wirtschaftssteuerung. Ein sol- 
cher Indikator hätte nach ihrer Auffassung die Aufgabe, präzise und unverzüglich 
anzuzeigen, welcher Einfluß jeweils vom Geldsektor auf.den realen Bereich ausgeht. 

Die von Keynesianern bevorzugten Konjunkturindikatoren Zinsniveau und 
Bankenliquidität lehnen Monetaristen ab, nicht ohne Grund. Denn beispielsweise 
just in der Geburtsstunde der „vulgären“ Quantitätstheorie, als die amerikanischen 
Edelmetalle die Geldmenge in Europa aufblähten, stieg hier der Zinsfuß! Deshalb 
wird das Geldvolumen bzw. die sog. monetary base (Zentralbankgeld) als Indikator 
vorgeschlagen. 

Damit ergeben sich jedoch zwei neue Probleme. Zum einen ist es nahezu 
unmöglich, eine vollkommen befriedigende Abgrenzung dessen zu finden, was unter 
Geld zu verstehen wäre. Die Tatsache, daß die Bundesbank bereits mehrmals ihre 
diesbezüglichen Definitionen geändert hat, ist ein Symptom dieser Schwierigkeit. 
H. G. Johnson unterscheidet vier Hauptrichtungen der Geld-Definition: 


„Am einen Ende der Skala stehen dabei jene Theoretiker, die das Hauptunterscheidungskrite- 
rium des Geldes weiterhin in dessen Tauschmittelfunktion sehen und es als Währungsgeld zuzüg- 
lich der berichtigten Sichtdepositen definieren. (.) Ihnen am nächsten kommen die Quantitäts- 
theoretiker der Chikago-Schule, die die Geldfunktion etwas allgemeiner als temporäre „‚Durch- 
gangsstation‘“ der Kaufkraft auffassen. Für ihre empirischen Untersuchungen zählen sie zum 
Geld das Währungsgeld sowie sämtliche Bankdepositen :.... Beiden Richtungen liegt die Ansicht 
zugrunde, daß es eine stabile Geldnachfrage — d. h. eine stabile Funktion der Umlaufgeschwin- 
digkeit des Geldes — gibt, ... Eine dritte Richtung, .. umfaßt alle jene Theoretiker, die von der 
Ähnlichkeit zwischen Geld und anderen monetisierbaren Vermögensobjekten bzw. Methoden 
der Finanzierung von Güterkäufen derart überzeugt (sind), daß sie das herkömmliche Geldkon- 


zept zugunsten eines wesentlich breiteren Finanzkonzepts.. ablehnen. ... Die eigentliche Aus- 
einandersetzung der letzten Jahre ist jedoch ... von einer vierten Schule bestimmt gewesen. 
100 Ebd. 
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Diese Schule beschäftigte sich vor allem mit den Rückwirkungen des umfangreichen Bestands an 
liquiden Vermögensobjekten, die in enger Substitutionsbeziehung zum Geld stehen, auf die 
Umlaufgeschwindigkeit des Geldes“ (101). 


Zum anderen ist die monetaristische Behauptung sehr umstritten, daß der Geldan- 
gebotsmultiplikator, d.h. die Umlaufgeschwindigkeit des Geldes, relativ konstant 
sei (dies wurde vor allem bis in die dreißiger Jahre angenommen) und eher der 
Bewegung des Geldvolumens folge denn sie konterkariere. So schreibt M. Friedman: 


„Als die Geldmenge in den Vereinigten Staaten von 1929 bis 1933 um ein Drittel sank, ging 
auch die Umlaufgeschwindigkeit zurück. Wenn die Geldmenge schnell ansteigt, so nimmt auch 
die Umlaufgeschwindigkeit in fast jedem Land schnell zu“ (102). 


J. Siebke und M, Willms führten eine entsprechende Untersuchung der Entwicklung 
des Geldangebotes in der BRD für den Zeitraum von 1958 bis 1968 durch. Sie 
kamen dabei zu folgendem, der monetaristischen Theorie widersprechenden Er- 
gebnis: 


Das Geldangebot in der Bundesrepublik Deutschland 


Zeitliche Entwicklung von Geldmenge, Geldbasis und Multiplikator 
1958 I bis 1968 II 
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101  H.CG. Johnson, a. a. O., 8. 45 
102 M. Friedman „Der neue Monetarismus“, S. 58 
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Jährliche Wachstumsraten von Geldmenge, Geldbasis und Multiplikator 
1959 I bis 1968 II 


„Ein erster Blick auf diese Entwicklung scheint erkennen zu lassen, daß (1) über den gesamten 
Zeitraum die Ausdehnung der Geldmenge im wesentlichen von der Geldbasis getragen wurde, 
(2) der von Saisonschwankungen überlagerte Aufwärtstrend in der Geldmenge relativ stabil war, 
während Geldbasis und Multiplikator im kurzfristigen Ablauf in der Periode 1959 bis 1961 und 
seit 1967 — zwei ausgeprägte, jeweils zueinander entgegengesetzt verlaufende Schwankungen 
aufweisen, die sich damit zumindest zum Teil in ihrem Einfluß auf die Geldmenge kompensiert 
haben, Da jedoch solche Interpretationen nur allzusehr von dem Maßstab der graphischen 
Darstellung beeinfluß werden können, sind zusätzlich in Figur 2 die jährlichen Wachstumsraten 
der drei Größen dargelegt. Hierbei ist für jedes Quartal die Wachstumsrate gegenüber dem 
gleichen Quartal des Vorjahres berechnet. Dies hat den Vorteil, daß die Saisonschwankungen 
ausgeschaltet werden, Dabei zeigt sich, daß die Entwicklung der Geldmenge keineswegs gleich- 
mäßig gewesen ist, sondern eindeutig zyklische Schwankungen aufweist, die bis 1962 und seit 
1967 mit denen des Multiplikators und in den dazwischen liegenden Jahren mit denen der 
Geldbasis korrespondieren“ (103). 


Ein weiteres schwieriges Problem diskretionärer Konjunktursteuerung liegt nach 
Ansicht M. Friedman’s darin, daß die Beziehung von Geldvolumen und Einkom- 
mensniveau nicht offen zutage treten, 


„weiles Zeit braucht, bis Änderungen des monetären Wachstums das Einkommen beeinflussen, 
und diese Zeit selbst ist variabel (..) Eine Änderung der monetären Wachstumsrate führt im 
Durchschnitt etwa zwei bis drei Quartale später zu einer Änderung der Wachstumsrate des 
nominellen Einkommens“ (104). 


103 J.Siebke und M. Willms „Das Geldangebot in der Bundesrepublik Deutschland‘, in: 
„Der neue Monetarismus“, S, 278 ff. 
104 M. Friedman, ebd., S. 63 
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Friedman unterscheidet zwischen inside-lag und outside-lag. Der inside-lag bezeich- 
net die Zeit zwischen dem Auftreten und dem Erkennen konjunktureller Verände- 
rungen, der zweite meint die Zeit zwischen Mitteleinsatz und Mittelwirkung kon- 
junktursteuernder Maßnahmen. Mehrere Autoren äußerten jedoch die Ansicht, 


„daß Friedman’s Vergleich zwischen den Wendepunkten in der Veränderungsrate des Geld- 
volumens und den Wendepunkten im Niveau der wirtschaftlichen Aktivität methodisch nicht 
schlüssig sei. Bei ihrem Vergleich der Wendepunkte in der Veränderungsrate des Geldvolumens 
und der Veränderungsrate des Gesamtoutputs stellen sie nämlich fest, daß sich Geldvolumen 
und Gesamtoutput im Zyklus in etwa simultan verändert haben“ (105). 


Auf Grund der Annahme, daß die Wirkungsverzögerungen monetärer Maßnahmen 
(outside-lags) von Zyklus zu Zyklus sehr unterschiedlich seien, besteht nach mone- 
taristischer Ansicht permanent die Gefahr pro-zyklischer Steuerung. Deshalb seien 
die von Keynesianern präferierten fiskalpolitischen Maßnahmen der Konjunkturver- 
steuerung abzulehnen. Deren Wirkung beruhe qualitativ auf ihrem Einfluß auf die 
Geldmenge, der aber quantitativ nicht ausreichend exakt voherbestimmbar sei. Das 
daraus resultierende Dosierungsproblem wird in der Praxis als unlösbar angesehen. 
Um Fehlsteuerungen zu vermeiden, müßten Eingriffe in den Wirtschaftsprozeß ab- 
gelehnt werden. Die staatlichen Instanzen sollten sich vielmehr lediglich darauf 
beschränken, die Geldmenge jährlich um einen allen Wirtschaftssubjekten vorher- 
sehbaren Prozentsatz auszuweiten. Wie groß dieser sein sollte, wird jedoch weder 
exakt bestimmt — die Angaben schwanken meist zwischen 2% und 5 %, (M. Fried- 
man nennt 4%) — noch ausreichend begründet. Diese Frage wäre aber von zentraler 
Bedeutung, zumal angenommen wird, daß der Zuwachs des Geldvolumens auch die 
Entwicklung des Outputs mitbestimmt. 


4.2.6 Steuerbarkeit der Geldmenge 


Die monetaristische Theorie behauptet eine tatsächliche Steuerbarkeit der Geld- 
menge durch den kapitalistischen Staat: 


„Under present conditions in the United States, the Federal Reserve System essentially deter- 
mines the total quantity of money; that is to say, the number of dollars of currency and 
deposits available for the public to hold. Within very wide limits, it can make this total anything 
it wants it to be‘ (106). 


Der um dieses Problem schwelende Streit ist beinahe so alt wie die Quantitätstheo- 
rie überhaupt. Schon Thomas Tocke hatte in seiner Auseinandersetzung mit 
Ricardo’s „currency-principle“ erklärt: „Die Bank hat keine Macht, nach eigenem 
Willen den Betrag der Noten (gemeint sind hier Banknoten, nicht Staatspapiere, 
O.E.D.) in der Hand des Publikums zu erweitern; sie hat die Macht, den Notenbe- 


105  H.G. Johnson, a. a. O., S. 68 
106 M. Friedman „Monetary Theory and Policy“, S. 140 
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trag in der Hand des Publikums zu vermindern, aber nur vermittelst einer gewalt- 
samen Operation“ (107). Solche Operationen wurden dann in England 1847 und 
1857 (s. 0.) auch mit „Erfolg“ durchgeführt! Marx stimmte mit der Ansicht Tocke’s 
überein: „Die Menge der zirkulierenden Noten richtet sich nach den Bedürfnissen 
des Verkehrs, und jede überflüssige Note wandert sofort zurück zu ihrem Ausge- 
ber“ (108). 

Auch unter den Bedingungen der moderen Geldsysteme ist es den kapitalisti- 
schen Staaten nicht möglich, die Geldmenge beliebig zu steuern, was von der Mehr- 
heit der bürgerlichen Ökonomen auch anerkannt wird. So schreibt C. Köhler: 


„Eine Veränderung der Geldmenge ist vom Willen der Nichtbanken und nicht vom Willen der 
Zentralbank abhängig. Wenn die Nichtbanken ihre Geldmenge erhöhen möchten, so ist das 
angesichts eines Vielfachen an Geldkapital, das auch noch zu einem Teil near money enthält, 
jederzeit möglich. Die Nichtbanken können auch, wenn sie es wünschen, ohne weiteres die 
Geldmenge verringern; sie brauchen Noten, Münzen oder Sichteinlagen nur im Bankensystem zu 
binden“ (109). 


C. Köhler geht sogar so weit, die Möglichkeit der Geldmengenreduzierung per 
Kreditrestriktioner in Frage zu stellen: 


„Tatsächlich aber braucht ein solcher Eingriff die Geldmenge überhaupt nicht zu berühren. 
Wenn der Kreditbestand zurückgeht, dann entspricht dieser Schrumpfung eine Abnahme der 
Einlagen. Welche Teile der Einlagen davon tangiert werden, ob die Geldmenge oder das Geld- 
kapital, kann a priori nicht gesagt werden. Das ist allein abhängig vom Verhalten der Nicht- 
banken“ (110). 


Im Zeichen multinationaler Konzerne und Bankverbindungen erscheint es ohnehin 
als Anachronismus, von einer nationalen Geldmengensteuerung Wesentliches er- 
warten zu wollen. Die jüngsten Ereignisse in der BRD haben erneut gezeigt, daß es 
den internationalen Konzernen in erheblichem Umfang gelingt, inländische Liquidi- 
tätsbeschränkungen zu umgehen. So bekennt denn auch ein Praktiker, der es eigent- 
lich wissen müßte, nämlich das Direktoriumsmitglied der Deutschen Bundesbank, 
H. Irmler, seine Institution könne „sich weder darauf festlegen, noch könnte sie es 
mit auch nur einiger Sicherheit erreichen, das Geldvolumen kontinuierlich um eine 
bestimmte Zuwachsrate steigen zu lassen, so sehr sie das erstreben mag“ (111). Er 
begründet seine Ansicht mit „den verschiedenen Durchkreuzungsmöglichkeiten der 
Geldpolitik: Ökonomisierung der Kassenhaltung im Publikum (Aktivierung von 
„idle’ money), Aktivtausch im Banksektor (Substitution der freien Liquiditätsre- 
serven durch Zentralbankgeld), Auslandsverschuldung deutscher Unternehmer und 
Ausweitung des Lieferantenkredits, störende Devisenbewegungen im Sysiem fester 


107 T. Tooke, hier zitiert nach K. Marx „MEW“ 25, S. 540 

108 K. Marx, ebd., S. 540 

109 C. Köhler „Geldwirtschaft“, Duncker und Humblot, Berlin 1970, S. 231 
110 Ebd., S. 231 

11l H. Irmler, in: „Der Volkswirt“ Nr. 2/72 
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Wechselkurse“ (112). 

Ein besonders markantes Beispiel aus der Geldgeschichte der BRD veran- 
schaulicht die Berechtigung dieser Stellungnahme: 1955 hatte selbst die Stillegung 
außerordentlich umfangreicher Steuergelder zugunsten später vorgesehener 
Rüstungsausgaben keinerlei abkühlende Wirkung auf die zum fraglichen Zeitpunkt 
überhitzte Konjunktur ausüben können. Die Bank Deutscher Länder bemerkte 
dazu: 


„Der Wirtschaftsorganismus verstand es offenbar, den ‚Blutentzug‘, den er durch die hohen 
nicht wieder verausgabten Steuern erlitt, auszugleichen. Teilweise geschah das durch einen 
erhöhten Auslandsabsatz, der seinen Niederschlag im Zahlungsbilanzüberschuß und der damit 
verbundenen Vergrößerung des Geldvolumens aufgrund von Devisenzugängen fand, Entschei- 
dend aber war die fortdauernde Zuflucht zum Kredit. Mancherlei Anzeichen sprechen dafür, 
daß die anhaltend starke Tendenz zur Kreditexpansion in ursächlichem Zusammenhang mit den 
Überschüssen des öffentlichen Haushalte steht: Die Wirtschaft holte gewissermaßen als Kredit 
wieder herein, was ihr der Staat in Form von Steuern nimmt und nicht wieder in Gestalt von 
entsprechenden Ausgaben zuleitet‘‘ (113). 


Auf derartige Einwände reagieren die Monetaristen mit dem Hinweis, daß diese 
Probleme durch eine zweckmäßige Umgestaltung der gegenwärtigen Geldsysteme 
behoben werden könnten. 

Sie schlagen vor, den Geschäftsbanken eine 100 %ige Reserveverpflichtung 
aufzuerlegen. Damit soll sichergestellt werden, daß der Staat bzw. die Notenbanken 
oder besser noch speziell hierfür einzurichtende „brokerage firms“ per Offenmarkt- 
-Politik die jeweils erforderliche Geldmengenpolitik präzise durchführen Können. 
Darüberhinaus müßten vor allem die Wechselkurse freigegeben werden, um stoßar- 
tige internationale Geldbewegungen auszuschließen. 


4.2.7 Dichotomie 


In seiner Auseinandersetzung mit der neoklassischen Preistheorie hatte Keynes den 
Widerspruch in der „klassischen Dichotomie“ aufgegriffen, wonach die relativen 
Preise durch Angebot und Nachfrage, das absolute Preisniveau aber von der Geld- 
menge und deren Umlaufgeschwindigkeit bestimmt werde. Keynes schreibt: 


„Solange sich Ökonomen mit dem beschäftigen, was die Preistheorie genannt wird, waren sie 
gewohnt zu lehren, daß die Preise durch die Bedingungen des Angebotes und der Nachfrage 
beherrscht werden... Wenn sie aber... zur Theorie des Geldes und der Preise übergehen, 
hören wir nichts mehr von diesen schlichten, aber verständlichen Begriffen und gehen über in 
eine Welt, in der die Preise durch die Menge des Geldes, durch ihre Einkommenumlaufsge- 
schwindigkeit, durch die Umlaufsgeschwindigkeit im Verhältnis zur Menge der Transaktionen, 


112 Ebd. 
113 Bank deutscher Länder, hier zitiert nach: H. Röper „Geschichte der D-Mark“, Fischer- 
Verlag Frankfurt a. M, 1968, S. 78 
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durch Hortung, durch erzwungenes Sparen, durch Inflation und Deflation et hoc genus omne 
beherrscht werden... “ (114). (Hervorh. K) 


Über diesen Aspekt ist auch nach Keynes noch heftig diskutiert worden, wobei sich 
besonders Don Patinkin engagiert hatte, Seiner Auffassung nach besteht das wesent- 
liche Argument gegen die Dichotomie darin, 


„daß zwischen der klassischen Werttheorie, nach der Konsumgüternachfrage und -angeboct allein 
von den relativen Preisen und nicht auch vom Realwert der Kassenhaltung der Wirtschaftssub- 
jekte abhängen, und der Quantitätstheorie des Geldes, nach der die Abhängigkeit der Ausgaben 
vom Realwert der Kassenhaltung jenen Mechanismus herstellt, durch den die Geldmenge das 
stabile Gleichgewichtspreisniveau bestimmt, ein logischer Widerspruch vorläge... Seiner Mei- 
nung nach ist eine Überwindung dieses Widerspruchs und damit eine Rettung der klassischen 
Theorie allein dadurch möglich, daß die Nachfrage- und Angebotsfunktionen nicht nur von den 
relativen Preisen, sondern auch von der realen Kassenhaltung abhängig gemacht werden“ (115). 


Eine Begründung der relativen Preise durch das Verhältnis von Angebot und Nach- 
frage unterstellt, daß die Waren ohne Preis in die Zirkulation treten. Wie Marx 
jedoch nachzuweisen vermochte, werden durch das Marktgeschehen zwar per- 
manent Schwankungen der wirklichen Marktpreise um eine Basisgröße, den durch 
Arbeit bestimmten Wert, hervorgerufen. Der Wert aber wird in der Produktion, 
nicht jedoch in der Zirkulation bestimmt. 

Bei der Begründung des absoluten Preisniveaus unterstellt die Neoklassik 
wiederum, daß das Geld ohne Wert in den Kreislauf eintrete, denn nach ihrer 
Darstellung steht einer gegebenen Menge an Waren (und Dienstleistungen) eine 
autonom bestimmte Geldmenge gegenüber. In der Zirkulation werde das quantita- 
tive Verhältnis beider Größen ermittelt und damit das absolute Preisniveau be- 
stimmt, In realite kann der Staat die nominelle Geldmenge zwar innerhalb gewisser 
Grenzen, jedoch keinesfalls beliebig steuern. 

Wie Marx im Zusammenhang mit dem Geldumlauf darstellt, erscheinen die 
Gesetze der Geldzirkulation beim Wertzeichen umgekehrt und auf den Kopf ge- 
stellt: „Während die Quantität des zirkulierenden Goldes steigt oder fällt mit dem 
Steigen oder Fallen der Warenpreise, scheinen die Warenpreise zu steigen oder zu 
fallen mit dem Wechsel in der Quantität des zirkulierenden Papiers“ (116). Es ist 
nun nachzuvollziehen, warum Marx in diesem Zusammenhang von scheinbaren 
Preissteigerungen spricht: Gold war Maßstab der Preise geworden als fixiertes Quan- 
tum seiner selbst. Weil es als Zirkulationsmittel selbst nur Repräsentant von Wert 
ist, kann es in dieser Funktion durch andere Wertzeichen ersetzt werden. Zirkuliert 
Papiergeld in dem Umfang, in dem Gold zirkulieren würde, dann repräsentiert es 
tatsächlich seinen Nennwert. Übersteigt jedoch seine nominelle Quantität die des 
potentiell erforderlichen Goldes, wo wird das Repräsentationsverhältnis Papier- 
geld/Gold gestört. Ein bestimmtes Wertzeichen vertritt dann faktisch eine geringere 
Goldmenge und damit weniger Wert als vorher. 


114 )J.M. Keynes, a. a. O., S. 247 
115 H.CG. Johnson, a. a. O., S. 26 f. 
116 K. Marx, MEW 13, S. 100 
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Der gesunkene Tauschwert des Wertzeichens gegenüber dem Gold spiegelt sich 
aber auch im gleichen Maße gegenüber allen anderen Waren wider. Während also die 
nominellen (absoluten) Preise der gesamten Warenwelt steigen, ändert sich am 
Tausch-Verhältnis des Goldes mit den anderen Waren nichts, d.h. die relativen 
Preise bleiben auch bei überhöhter Papiergeld-Zirkulation unverändert. 

Abstrahiert man zunächst von den konkreten Bedingungen der Preisniveau- 
-Transformation, dann bleibt als Resultat einer übermäßigen Ausdehnung der Wert- 
zeichen-Zirkulation lediglich eine nominelle Preisänderung sämtlicher Waren, ein- 
schließlich des Goldes. Eine bestimmte Menge Gold, die vorher von sage 1 DM 
repräsentiert wurde, wird nun beispielsweise von 2 DM repräsentiert — und eine 
bestimmte Ware, deren Preis ursprünglich 1 DM war, kostet nun 2 DM. Die relativen 
Wertverhältnisse der Waren bleiben unverändert. Was sich ändert ist deren nomi- 
neller Ausdruck. 

Die „Klassische Dichotomie“ ist also insofern berechtigt, als eine Manipula- 
tion der zirkulierenden Geldmenge sehr wohl das absolute Preisniveau beeinflussen 
kann, ohne — zumindest theoretisch — gleichzeitig die relativen Preise verändern zu 
müssen. Gelingt es gewissen Wirtschaftssubjekten bzw. dem Staatsapparat, die nomi- 
nelle Geldmenge relativ zu erhöhen, so können sich daraus unter bestimmten Vor- 
aussetzungen Übernachfrage und damit inflationistische Tendenzen ergeben. Die 
Beseitigung des Geldschöpfungsmechanismus innerhalb des Bankensystems und eine 
verbesserte Kontrolle von Devisenströmen sind daher sicher brauchbare Schritte zur 
Beseitigung der Inflation. Sie wären-jedoch keineswegs hinreichend — schon deshalb 
nicht, weil nicht alle Preissteigerungen auf einen „demand-pull“ zurückzuführen 
sind (Stagflation!). 

Offene Fragen bleiben in diesem Zusammenhang der Transmissionsmechanis- 
mus solcher monetärer Impulse auf den realen Bereich sowie der Grad der von den 
Monetaristen behaupteten „Neutralität des Geldes“. Denn in der Realität verläuft 
die Transformation der Preise nicht synchron. Gerade dieser Umstand macht die 
Inflation einerseits zu einer Quelle von Extraprofiten und andererseits zu einer 
ökonomischen und politischen Gefahr. Das Nichterkennen des Sachverhaltes, daß 
Wertzeichen nur als Zirkulationsmittel dienen können, sofern sie Gold, d. h. Wert 
repräsentieren, führt darüber hinaus zu der Fehleinschätzung, das Gold total und 


ersatzlos entmonetisieren zu Können. 
Solange in einem Staat die Inflationsrate unterhalb eines gewissen Limits 


bleibt, können die Wertzeichen sowohl die Zirkulationsmittel- als auch die Schatz- 
funktion erfüllen. In Perioden politischer und ökonomischer Stabilität wird das 
Gold daher kaum in Erscheinung treten. Das macht es verständlich, daß in solchen 
Phasen stets eine größere Anzahl von Ökonomen zu der Anschauung gelangt, daß 
der Moment gekommen sei, das Gold als Währungsmetall endgültig zu eliminieren. 
Die gegenwärtige faktische Aktivierung des Goldes zeigt jedoch erneut, daß davon 
nicht die Rede sein kann (117). 


117 Man erinnere sich etwa der Neubewertung der italienischen Währungsgold-Reserven zu 
„freien“ Marktpreisen bei der Absicherung eines BRD-Kredits! 
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Schließlich ist zu bemerken, daß für Monetaristen ein gewisser intellektueller 
Reiz darin zu liegen scheint, alle Inflationen der Vergangenheit und Gegenwart auf 
eine gemeinsame Ursache zurückführen zu wollen. Wird dann eine Fehlsteuerung 
der Geldmenge als Ursache „erkannt“, so erscheinen allgemeine Preissteigerungen 
quasi als Produkt einer technischen Panne; die permanente Inflation ist dann nicht 
länger Ausdruck sozialer Kämpfe. Indem die Geldmengenvariation „zur alleinigen 
Ursache der Preisniveauveränderungen erklärt wird, ist der Ökonom aus der Ver- 
pflichtung entlassen, sich um andere Ursachen der Preisniveauerhöhung zu küm- 
mern und auch davon, die Ursachen der Geldmengenvariation zu berücksichtigen. 
Ob Kriegsfinanzierung durch Bedienen der Notenpresse oder Offenmarktkäufe 
seitens der Zentralbank vorliegen, scheint ohne Belang“ (118). 


5. isolierte Inflationstheorien 
3.1  Importierte Inflation 


Neben den oben abgehandelten Inflationstheorien existiert eine Reihe weiterer Er- 
klärungsansätze des permanenten Preissteigerungsprozesses, die jedoch einen geld- 
theoretischen background vermissen läßt. Häufig wird die Inflation in Beziehung 
mit einem der wirtschaftlichen Ziele: Außenhandelsgleichgewicht, Vollbeschäfti- 
gung oder wirtschaftliches Wachstum gesetzt, also mit jenen Elementen, die ur- 
sprünglich gemeinsam als „magischer“ Problemkreis interpretiert worden waren. 
Die Theorie der „importierten Inflation“ zielt auf Einflüsse ab, welche inter- 
nationale Handelsverflechtungen auf das inländische Preisniveau ausüben: 
1. Einkommenseffekt 
Steigt bei den Handelskonkurrenten eines Landes A das Preisniveau, bzw. steigt es 
dort schneller als in A, so ergibt sich bei festen Wechselkursen für dessen Außen- 
handel folgende Situation: Die Waren des Auslandes werden relativ teuer, was einer- 
seits den Export aus A erleichtert, da verbilligt, und andererseits den Import aus 
den Konkurrenzländern erschwert, da verteuert. Somit „verbessert“ sich die Han- 
delsbilanz von A. In diesem Land erhöht sich infolgedessen die Summe der wirt- 
schaftlichen Aktivitäten und das inländische Einkommensniveau steigt. Die Nach- 
frage expandiert nun auch vom Inland her. Bei hoher Kapazitätsauslastung ruft 
diese zweiseitige Nachfragesteigerung schließlich Nachfrageüberschüsse und damit 
allgemeine Preissteigerungen hervor. 
2, Liquiditätseffekt 
Erwirtschaftet ein Land Überschüsse in der Leistungsbilanz, so führt das in ent- 
sprechendem Umfang zu Devisen-, d. h. zu Geldmengenzuflüssen. 
Keynesianer argumentieren, daß die Erhöhung der Geldmenge, also die Er- 
höhung des Angebots an Kredit, den Zins herabdrückt. Sind ausreichend Absatz- 


118 P, Kalmbach, a. a, O., S. 44 
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chancen gegeben, wird die Nachfrage nach Investitionsgütern und damit tendenziell 
auch das Preisniveau steigen. 

Quantitätstheoretiker dagegen argumentieren, daß durch die Erhöhung der 
Geldmenge die tatsächliche Kassehaltung die geplante Kassehaltung übersteigt. Das 
„überschüssige‘‘ Geld werde so lange als vermehrte Nachfrage in die Zirkulation 
zurückfließen, bis die zusätzliche Geldmenge durch Preissteigerungen neutralisiert 
sei. Da diese Theorie nur auf Überschüsse in der Summe der gesamten Geldströme 
abzielt, kann sich nach Auffassung seiner Verfechter der Liquiditätseffekt selbst 
dann ergeben, wenn die Leistungsbilanz ausgeglichen oder sogar negativ ist, die 
Kapitalbilanz dieses Manko aber mehr als ausgleicht. Relevant sei letztlich der Saldo 
der Zahlungsbilanz. Die Ursache des Überschusses ist dabei ohne Belang, d.h. es ist 
gleichgültig, ob er z. B. aus unterschiedlichen nationalen Inflationsraten, wie oben 
angenommen, oder aus konjunkturell bedingten Nachfragesteigerungen des Aus- 
landes resultiert. 

3. Preisverflechtung 

Von diesen an den „demand pull“ angelehnten Hypothesen hebt sich eine weitere 
insofern ab, als hier auf den „cost-push‘“ hingewiesen wird, der bereits durch bloße 
Verquickung des inländischen Marktes mit ausländischen Waren und daher mit 
deren Preisniveau entstehen kann. Herrscht in den Konkurrenzländern Inflation, so 
verteuern sich für das Land A sämtliche Importwaren. Das inländische Preisniveau 
wird durch Import-Preise unmittelbar erhöht. 

Der Einfluß der Import-Preise sei um so größer, je stärker der Anteil der 
Importwaren am BSP ist. In der BRD beträgt er z.B. z.Zt. etwa 21%. In dem 
Maße, in dem das Inland die erhöhten Importpreise nicht akezptiere, würden aus- 
ländische Waren von Markt des Landes A abgelenkt. Das Warenangebot kontrahiere, 
weshalb ein „demand-pull“ entstehe. Derselbe Effekt ergebe sich daraus, daß in- 
ländische Produkte im Ausland höhere Preise erzielen könnten und dadurch ver- 
stärkt in das Ausland abflössen. Analysiert man nun die relevanten Fakten für die 
BRD, so stellt sich heraus, daß die Zusammenhänge zwischen den angesprochenen 
Salden und der Inflationsrate keineswegs eindeutig sind, wenngleich sie nicht völlig 
bestritten werden sollen. 

Die folgende Tabelle IV stellt die Leistungs- bzw. Devisenbilanzsalden den 
jeweiligen Inflationsraten in der BRD von 1950 bis 1972 gegenüber. 
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Staatsdiener im 


Klassenkampf 


Soziale Lage und Kämpfe 
staatlicher Lohnarbeiter in der BRD 


Erzeugerpreise für landwirtschaftliche Produkte und Einkaufs- 
preise für landwirtschaftlichs Betriebsmittel in der BRD 
1950/51 = 100 


Wirtschaftsjahr Landw. Erzeuger- Einkaufspreise für 
preise landw. Betriebsmittel 
1951/52 115,5 112,8 
1952/53 113,4 113,8 
1953/54 111,7 114,6 
1954/55 116,2 115,4 
1955/56 122,7 116,8 
1956/57 127,5 120,3 
1957/58 129,1 121,5 
1958/59 130,2 125,2 
1959/60 133,4 127,7 
1960/81 127,2 129,8 
1961/62 132,4 133,4 
1952/63 134,6 137,9 
1963/64 138,2 141,8 
1964/65 143,1 144,0 
1965/66 152,0 148,6 
1966/67 145,9 151,6 
1967/68 136,0 151,9 
1968/69 143,3 153,8 
1969/70 150,9 159,0 
1970/71 141,5 166,6 
1971/72 153,7 175,1 


Quelle: Statistisches Jahrbuch für die BRD (Hrsg. Statistisches 
Bundesamt Wiesbaden), Stuttgart und Mainz, Ifd. 


Mit Hinblick auf die Hypothese des Einkommenseffektes von Leistungsbilanzüber- 
schüssen ist der Tabelle zu entnehmen: Im Jahre 1968 ergab sich für die BRD mit 
10 904 Mrd. DM der weitaus größte positive Saldo im betrachteten Zeitraum; die 
Inflationsrate blieb mit 1,5 % jedoch unter dem Durchschnitt. Ein Jahr später 
schmolz der Bilanzüberschuß auf beinahe die Hälfte zusammen, nämlich auf 
6,228 Mrd. DM, doch die Inflationsrate entwickelte sich entgegengesetzt; mit 3,5 % 
hatte sie sich gegenüber dem Vorjahr mehr als verdoppelt. Im Jahre 1964, als die 
Leistungsbilanz mit — 0,016 Mrd. DM nahezu ausgeglichen war, herrschte in der 
BRD eine Preissteigerungsrate von 2,2 %. Im folgenden Jahr erhöhte sich das Defizit 
gewaltig, nämlich auf -6,723 Mrd. DM; die Inflationsrate aber sank nicht nur nicht, 
sondern stieg auf 3,3 % an. 

Mit Ausnahme der Jahre 1953 und 1954 gab es Preissteigerungen von 1,2 % 
und mehr. Die Leistungsbilanz aber war 1962, 1964 und 1965 ‚negativ‘ gewesen, 
hätte also zumindest Preisstabilität erwarten lassen sollen. Die Jahre 1970-1972 
brachten einen erheblich beschleunigten Anstieg der Inflationsrate und waren doch 
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Jahre mit (im Vergleich zu den Vorjahren) niedrigen Überschüssen in der Leistungs- 
bilanz. 

Erwartet man bei einem ansteigenden Leistungsbilanz-Saldo ein steigendes 
Preisniveau, so sieht man seine Prognose in der betrachteten Periode sechsmal er- 
füllt. In den Jahren 1959, 1962, 1964 gingen die Werte darüber hinaus gemeinsam, 
also „erwartungsgemäß“ nach unten. Doch neben dieser neunfachen Bestätigung 
der Prognose offenbart die Tabelle zwölf „unerwartete‘‘ Bewegungen: Trotz stei- 
genden Bilanz-Salden sank die Inflationsrate fünfmal. Andererseits stiegen die Preise 
im Betrachtungszeitraum selbst bei sinkenden Leistungsbilanz-Überschüssen, im 
Verlaufe von sieben Jahren. 

Eine Korrelation zwischen Überschüssen in der Leistungsbilanz und der Infla- 
tionsrate, wie sie die Hypothese des Einkommenseffektes behauptet, kann aus 
diesem Material nicht konstatiert werden. Gegen die Existenz eines erkennbar engen 
Zusammenhangs zwischen der Bewegung des Preisniveaus und dem Handels- bzw. 
Leistungsbilanzsaldo spricht eine weitere Tatsache: Inflation herrscht in allen kapi- 
talistischen Staaten, unabhängig davon, ob sie in ihren entsprechenden Bilanzen 
Überschüsse aufzuweisen haben (BRD, Japan) oder nicht (USA, England). 

Mit Hinblick auf die Hypothese des Liquiditätseffektes ist der Tabelle zu 
entnehmen: In den beiden einzigen Jahren des Betrachtungszeitraumes, in denen 
das allgemeine Preisniveau sank, nämlich 1953 und 1954, hatte sich der Saldo der 
Zahlungsbilanz gegenüber den Vorjahren z. T. kräftig erhöht. 

Andererseits stieg die Inflationsrate in den Jahren 1961 und 1962 gegenüber 
den Vorjahren erheblich an, obgleich der Saldo von +8,109 Mrd.DM auf 
-0,822 Mrd. DM bzw. -0,877 Mrd. DM abgesunken war. Sehr deutlich ist der Wider- 
spruch zur Hypothese in den Jahren 1968/69, in denen sich die Inflationsrate von 
1,5 % auf 3,5 % erhöhte, obwohl die Zahlungsbilanz vom bis dahin zweithöchsten 
Stand +7,009 Mrd. DM auf die Minus-Rekordmarke von -10,263 Mrd. DM umge- 
kehrt worden war. Nicht in einem einzigen Jahr mit „passiver“ Devisenbilanz hat 
sich auch nur ein stabiles geschweige denn ein sinkendes Preisniveau ergeben. Faßt 
man die von der Hypothese des Liquiditätseffektes nahegelegte Prognose etwas 
weiter und rechnet auf ein Ansteigen der Preiskurve bei einer „Verbesserung‘“ der 
Zahlungsbilanz, so sieht man dies sechsmal bestätigt. Auch eine gleichzeitige Um- 
kehrung der Trends findet in fünf Jahren gleichzeitig statt. Doch neben diesen elf 
„theoriegerechten“ Bilanz- und Preisbewegungen gibt es fast ebensoviel, nämlich 
zehn, widersprechende Beispiele. Die Inflationsrate beschleunigte sich selbst bei 
absinkenden Zahlungsbilanz-Überschüssen (siebenmal) und sank andererseits auch 
bei steigendem Bilanzüberschuß (dreimal). Folglich ist die permanente Inflation in 
der BRD durch den Liquiditätseffekt der nahezu permanenten Exportüberschüsse 
nicht zu erklären. 

Die Hypothesen des Einkommens- und des Liquiditätseffektes gehen global 
von allgemeinen Nachfragesteigerung aus, die zu „bottle-necks“ führen sollen. Da- 
her müßte man Preissteigerungen finden, die in Abhängigkeit zum Auslastungsgrad 
der jeweiligen Branchen stehen. In der Realität finden wir auch von Branche zu 
Branche stark divergierende Preissteigerungen. Die unterschiedlichen Preissteige- 
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rungsraten sind jedoch, wie der Sachverständigenrat für die Exportgüter feststellte, 
kein Reflex des jeweiligen Auslastungsgrades der Produktionskapazitäten: „Die 
Unterschiede in der Auslastung der Produktionsanlagen haben sich in den Ausfuhr- 
preisen kaum niedergeschlagen“ (119). Zur Überprüfung der Relevanz der Preisver- 


flechtungstheorie bietet sich ein Blick auf den Index der Importwaren in Tabelle V 
an. Das Preisniveau hat sich im Betrachtungszeitraum 1958-1972 nur wenig ver- 


ändert, wobei der Stand von 1958 noch nicht einmal wieder erreicht worden ist. 
Die Lebenshaltungskosten dagegen stiegen in diesem Zeitraum von 75,9 auf 
110,7 Punkte — bei Berechnung mit dem Basisjahr 1970 = 100. Die Preise der im- 
portierten Waren sind somit eher ein stabilisierendes denn ein preisniveau-treibendes 
Moment gewesen! Das Importpreis-Niveau und die Lebenshaltungskosten wiesen in 
insgesamt sieben Jahren einen gemeinsamen Trend auf. Doch in ebensovielen Fällen 
bewegten sie sich in einander entgegengesetzten Richtungen. Demnach hat auch die 
Theorie der Preisverflechtung kaum Erklärungswert für den permanenten Preisan- 
stieg in der BRD, 
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Index der Einkaufspreise für Auslandsgüter 
1962 = 100 


Güter der gewerblichen Wirtschaft 


Güter der Fertigwaren 
ERLERUN a ge zusammen | Rohstoffe | Halbwaren E un 
wirtschaft zusammen Investi- Ver- 
tions- brauchs- 
güter }) güter !) 

1958 109,5 109,5 109,5 116,3 106,7 107,1 101,8 114,5 
1959 105,4 103,8 106,0 110,2 104,9 104,3 101,9 105,2 
1960 105,0 101,9 106,3 109,3 107,1 104,3 101,9 102,9 
1961 100,8 97,8 102,1 103,7 102,2 101,2 99,6 99,5 
1962 100 100 100 100 100 100 100 100 
1963 102,0 104,4 101,0 100,5 100,9 101,3 102,5 102,1 
1964 103,7 105,9 102,8 101,4 104,5 102,8 104,0 98,7 
1965 106,3 110,8 104,3 100,9 109,2 103,8 106,0 97,0 
1966 108,2 110,8 107,0 102,5 113,9 106,0 109,0 99,9 
1967 105,9 107,1 105,4 99,7 112,2 105,0 107,7 101,9 
1968 105,4 104,2 105,9 100,2 115,2 104,3 108,1 102,5 
1969 108,0 108,0 108,0 98,8 121,2 106,3 108,6 100,5 
1970 107,2 107,1 107,3 97,2 121,2 105,7 105,5 101,8 
1971 106,7 105,5 107,2 102,8 111,9 107,3 107,5 106,8 


1972 196,6 107,9 106,5 102,1 107,4 108,4 105,5 106,6 


Die Theorie der importierten Inflation soll offenbar dazu dienen, die jeweiligen 
Regierungen aus der Verantwortung für den Geldwert zu entbinden. Denn nicht die 
Bedingungen im Inland, sondern unkontrollierbare — und vor allem nicht zur Ver- 
antwortung ziehbare — fremde Mächte werden für die Preissteigerungen verantwort- 
lich gemacht. Ist die Verantwortung für die Inflation in das Ausland verlagert, so 
läßt sich leicht argumentieren, daß sie nicht im Inland bekämpft werden kann. 
Mangelnder Wille oder mangelnder Erfolg bei der Bekämpfung der Inflation lassen 
sich auf diese Weise leicht rechtfertigen. 

Im Jahresgutachten 1972/73 argumentiert der Sachverständigenrat ent- 
sprechend. In Ziffer 18 spielt er auf Preisverflechtungen an und geht auf Hinder- 
nisse ein, durch zusätzliche Importe Druck auf die Preise auszuüben: „So hat ein 
einzelnes Mitgliedsland nicht mehr die Möglichkeit, etwas für die Geldwertstabilität 
durch den Abbau von Einfuhrschranken zu tun. Besonders ausgeprägt ist... die 
Bindung an ein Gemeinschaftsrecht in der Agrarpolitik...“ (120). In Ziffer 20 be- 
handelt er die Schwierigkeiten der Geld- und Kreditpolitik, die Liquidität unter 
Kontrolle zu halten: 


„De facto gibt es aber, selbst wenn man die bestehenden Kapitalverkehrskontrollen in Rech- 
nung stellt, Keine Möglichkeit für ein einzelnes Land, durch Einsatz der Geld- und Kreditpolitik 
auf längere Sicht ein großes Maß an Stabilität zu erreichen als die Partnerländer, sofern man 
Wechselkursänderungen nicht in Betracht zieht“ (121). 


Auch für das „klassische“ keynesianische Instrument der Inflationsbekämpfung, der 
Drosselung der verfügbaren Einkommen, sieht der Rat in Ziffer 22 wenig Chancen: 


„Will man etwa die Inflation oder einen Konjunkturaufschwung in der Gemeinschaft zu Hause 
dadurch bremsen, daß man die Ausgaben drosselt oder die Einnahmen erhöht, so muß man, je 
stärker die Mächte der Gemeinschaftsländer miteinander verflochten sind, desto mehr rechnen, 
daß der Nachfrageausfall des Staates oder der Privaten durch Nachfrage aus den Partnerländern 
ersetzt wird. Widerum überspitzt formuliert: Bei vollständiger Integration müßte ein einzelnes 
Land gleichsam den privaten Verbrauch aller EWG-Länder zurückdrängen, um eine Dämpfung 
der Konjunktur oder des Preisanstieges im eigenen Land zu erreichen‘ (122), 


Wenn die Überprüfung der drei Hypothesen gezeigt hat, daß sie nicht in der Lage 
sind, den Inflationsprozeß in der BRD zu erklären, dann bleibt zu fragen, ob es 
etwa andere Mechanismen und Zwänge gibt, die einen jeden kapitalistischen Staat 
von ökonomischer Bedeutung dazu bewegen könnten, in etwa angepaßte Inflations- 
raten zuzulassen. Nach W. Hofmann ist dies der Fall: 


„in unseren Tagen schließlich ist — man spricht hiermit kein Geheimnis mehr aus — die Pflicht 
zur Inflation zu einem praktischen Postulat der weltwirtschaftlichen Solidarität geworden. 
Wollte eine Handelsnation inmitten einer inflationären Umwelt auf eigene Faust Politik des 
stabilen Geldwerts betreiben, so würde dies von den Partnern als eine Weise empfunden werden, 


120 Ders „Jahresgutachten“ 1972/73, S. 4, Ziffer 18 
121 Ebd, S. 5, Ziffer 20 
122 Ebd, S. 5, Ziffer 22 
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mit den Mitteln der Währungspolitik jenen alten Krieg um Märkte fortzusetzen, von dem man in 
der Handelspolitik sich losgesagt hat‘ (123). (Hervorhebungen W. H.) 


Hier bleibt allerdings die Frage offen, worin die „inflationierte Umwelt‘ begründet 
ist. Wenn es für die Unternehmer einiger Kapitalistischer Staaten nützlich ist, einen 
permanenten Preissteigerungsprozeß in Gang zu halten — trifft das dann nicht in 
allen kapitalistischen Staaten zu? Eine spezifische Analyse müßte hier aufzeigen, 
inwiefern aus nationalen Bedingungen, etwa dem Stand der Kapitalakkumulation 
oder der Struktur des Außenhandels, fundamental unterschiedliche Positionen ge- 
genüber der schleichenden Inflation bestehen, 


5.2  Phillips-Kurve 


Der Engländer Arthur W, Phillips veröffentlichte 1958 seine Untersuchung über: 
„Ihe relationship between unemployment and the rate of change of money wage 
rates in the United Kingdom, 1861--1957“ (124). Wie H. G. Johnson feststellte, 
versuchte Phillips „gar nicht erst, eine Hypothese über die Ursache der Inflation zu 
formulieren, er konzentrierte sich stattdessen auf die dynamischen Aspekte des 
Arbeitsmarktes“ (125). Phillips ist der Ansicht, die aus der keynesianischen Litera- 
tur bekannte These, wonach Lohneinkommen und Beschäftigungsgrad in einem 
kausalen Zusammenhang stünden, empirisch belegen zu können: 


„Ihe statistical evidence... seams in general to support the hypothesis..., that the rate of 
change of money wage rates can be explained by the level fo unemployment and the rate of 
change of unemployment, except in or immediately after those years in which there is a 
suffisiently rapid rise in import prices to offset the tendency for increasing productivity to 
reduce the cost of living“ (126). 


Phillips versuchte, die Arbeitslosenrate exakt zu bestimmen, die notwendig sei, um 
Lohnkosten-Stabilität sicherzustellen: ‚If, as is sometimes recommended, demand 
were kept at a value which would maintain stable wage rates the associated level of 
unemployment would be about 5 1/2 per cent“ (127). 


123 _W. Hofmann, a. a. O., S. 68 

124 A. W. Phillips „Unemployment and wage rates‘, in: ‚Inflation‘ 
125 H.G. Johnson, a. a. O,., $. 143 

126 A.W. Phillips, a. a. O., S. 296 

127 Ebd, S. 297 
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Die graphische Darstellung des Untersuchungsergebnisses wurde bekannt als ein- 
fache oder ursprüngliche Phillips-Kurve. 

Zwischen Keynesianern und Neoklassikern entwickelte sich daraufhin eine 
heftige Diskussion, in deren Verlauf anstelle der Lohnsteigerungsrate die Preissteige- 
rungsrate in Beziehung zur Arbeitslosenquote gesetzt wurde. Diese Abwandlung der 
ursprünglichen Kurve wird mit der Annahme einer konstanten Relation zwischen 
Preis und Stücklohnkosten erklärt. 

Die Hypothese, daß die Arbeitslosenquote für die gesamte Marktsituation 
bestimmend sei, wird damit begründet, daß die Arbeitslosenquote zum einen die 
Lohnentwicklung bestimme. Zum andern sei sie symptomatisch für die Auslastung 
des Gütermarktes, weil die Arbeitsnachfrage in engem Zusammenhang mit der ge- 
samtwirtschaftlichen Güternachfrage stehe. Daher sei die Arbeitslosenquote nicht 
nur für die Lohnentwicklung, sondern auch für die allgemeine Preisentwicklung von 


Bedeutung. 
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SUBSTITUTION ZWISCHEN INFLATION UND 
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Die in diesem Sinne transformierte Kurve ist der Ausdruck des „grausamen 
Dilemmas‘“ dem sich die kapitalistische Wirtschaftsordnung nach Ansicht etwa von 
P. Samuelson ausgesetzt sieht. Angeblich muß sich die Gesellschaft zwischen Ar- 
beitslosigkeit und Inflation entscheiden: „Das moderne ökonomische Mischsystem 
scheint an einer neuartigen Krankheit zu leiden — eine Tendenz zur Annäherung an 
Vollbeschäftigung führt zur ‚schleichenden Inflation‘ “ (128). Die keynesianische 
Interpretation des „trade-off“ lautet wie folgt: Eine Steigerung der Nachfrage führt 
über „bottle-necks‘‘ zu Preissteigerungen und sinkenden Reallöhnen. Weil die Ar- 
beiter vorwiegend am Nominallohn interessiert sind, ist es jetzt möglich, die Be- 
schäftigung zu erhöhen, also die Arbeitslosenquote zu senken. 

Gegen diese Interpretation der Phillips-Kurve wandten die Neoklassiker be- 
rechtigterweise ein, daß der „trade-off““ nur kurzfristig bestehen könne, nämlich so 
lange, wie die Arbeiter tatsächlich der Geld-Illusion unterliegen. So lange werden sie 
für einen niedrigeren Reallohn arbeiten, Erkennen sie aber, daß sie effektiv schlech- 
ter entlohnt sind, so werden sie den Ausgleich des erlittenen Verlustes plus einem 
Zuschlag für erwartete weitere Preissteigerungen verlangen. Der „positive“ Effekt 
der Preissteigerungen auf Beschäftigung und Wirtschaftswachstum bleibe daher 
dann und nur dann langfristig erhalten, wenn die tatsächlichen Preissteigerungen 
über denen der von den Arbeitern antizipierten liegen. 

In den letzten Jahren wurden die aus der Phillips-Kurve abgeleiteten Prog- 
nosen von der Praxis mehrmals widerlegt. R. Nixon betrieb 1969 eine nach diesem 
Modell ausgerichtete Stabilitätspolitik. Doch, obwohl die Arbeitslosigkeit kräftiger 
als erwartet stieg, konnte die Inflation nicht gestoppt werden. Im Gegenteil, sie 


128 P. A. Samuelson, a. a, O., Bd. I, S. 189 
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beschleunigte sich weiter! Das Phänomen rigider Arbeitslosenquoten bei steigender 
Inflationsrate erklären Neoklassiker damit, daß es eine von monetären Faktoren 
unabhängige, bisher allerdings noch nicht exakt bestimmbare „natürliche“ Arbeits- 
losigkeit gäbe. Würde durch eine expansive Beschäftigungspolitik die Arbeitslosig- 
keit unter diese „natürliche“ Quote gesenkt, so gerate das gesamte System in Un- 
gleichgewicht — ein Inflation sei die notwendige Folge. 

1971 entwickelte James Tobin aus den gegensätzlichen Ansichten von Mone- 
taristen und Keynesianern einen Kompromiß-Vorschlag. Danach soll die Kurve bei 
hoher Arbeitslosigkeit sehr flach und bei niedriger Arbeitslosigkeit sehr steil ver- 
laufen. 


Kompromißvorschlag 
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Arbeitsiosenquote in vH 


Die Kurve erhält also einen Knick, der im Bereich der „natürlichen“ Arbeitslosigkeit 
liegt. In diesem Bereich bzw. darüber hinaus, so die Monetaristen, kann Beschäfti- 
gungspolitik nur zur „Explosion“ der Preise führen. 

Neo-Keynesianer bestätigen zwar, daß Beschäftigungspolitik in der Nähe von 
Vollbeschäftigung inflationär sei. Als Begründung dafür werden zwei Versionen an- 
geboten: Erstens: Im Aufschwung treiben die Unternehmerauf ihrer Jagd nach 
Arbeitskräften die Löhne hoch. Im Abschwung verhindern die Arbeiter bzw. ihre 
Gewerkschaften eine Senkung der Nominallöhne. — Dem ist zumindest für die BRD 
entgegenzuhalten, daß die Effektivlöhne häufig erheblich über den Tariflöhnen 
liegen und daher im Abschwung auch ein nomineller Lohnabbau sehr wohl prakti- 
ziert werden kann. 

Zweitens: Die Löhne werden bestimmt durch die jeweilige Stärke der Tarif- 
parteien im Konjunkturverlauf. Die relative Stärke der Arbeiter nimmt im Auf- 
schwung zu und führt zu Lohnsteigerungen. 
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Der monetaristischen Ansicht, daß dies zur permanenten Fortsetzung des 
Inflationsprozesses führen müsse, widersetzten sich Neo-Keynesianer jedoch, da sie 
nach wie vor unterstellen, daß die Arbeiterklasse der Geldillusion unterliege. So 
schreibt Albert Rees: „Ich kann Milton Friedman’s Argument nicht akzeptieren, 
daß unorganisierte Arbeiter tatsächlich um ihren Reallohn kämpfen“ (129). Der 
politische Charakter der Phillips-Kurve wird durch den Versuch des Sachverstän- 
digenrates offenbar, die Arbeiterschaft vermittelst Androhung von Arbeitslosigkeit 
zu disziplinieren: 


„Würde man ihr (der Wirtschaftspolitik, O: E. D.) jedoch aufgeben, jegliches Beschäftigungs- 
risiko von den Bürgern zu nehmen, könnte dies allzuoft nur auf Kosten der Geldwertstabilität 
erreicht werden. Nicht steigende Inflationsraten, die alle gleich treffen, (!) sondern Gewinnrück- 
gänge und Beschäftigungseinbußen können die Haftung ausmachen für diejenigen, die, indem sie 
ihre gesamtwirtschaftliche Macht nutzen, den Zielkonflikt zwischen Preisniveaustabilität und 
Vollbeschäftigung erst entstehen lassen“ (130). 


Auch von den Politikern wird der Öffentlichkeit immer wieder suggeriert, man habe 
zwischen etwas mehr Arbeitslosigkeit und weniger Inflation, bzw. zwischen etwas 
mehr Inflation und weniger Arbeitslosigkeit zu wählen. Daß dem keineswegs so ist, 
wird nicht nur durch das Scheitern der Stabilitätspolitik Nixon’s bewiesen. 

Länder wie England, Irland und Italien haben sowohl hohe Inflations- als 
auch hohe Arbeitslosigkeitsraten zu verzeichnen. Von den Ländern der „dritten 
Welt“ ganz zu schweigen. Dagegen ist die Inflationsrate etwa in der BRD und in 
Belgien relativ zu anderen Staaten niedrig, und doch haben diese beiden Staaten 
einen hohen Grad der Beschäftigung aufzuweisen. 

Es wäre allerdings auch nicht zu begreifen, wenn die Inflation dadurch zu 
stoppen wäre, daß 5 %-6 % der Arbeiter statt Lohn, für den sie schließlich Waren 
produzieren würden, Arbeitslosenunterstützung erhalten. Zwar liegt die Unterstüt- 
zung unterhalb des Lohnniveaus, weshalb die Nachfrage nach Konsumgütern zu- 
rückginge, diesem Effekt müßte jedoch entgegenwirken, daß in einem solchen Falle 
auch weniger Waren produziert werden. 

Die in der Analyse von Phillips ermittelte Korrelation stimmt wahrscheinlich 
allein für England und dort auch nur im untersuchten Zeitraum. Eine generelle und 
exakt quantifizierbare Relation zwischen Arbeitslosigkeit und Inflationsrate exi- 
stiert nicht und kann daher auch nicht ermittelt werden. 

Sicher ist unumstritten, daß im Verlauf eines Konjunkturaufschwunges die 
Beschäftigung zu-, d. h. die Arbeitslosigkeit abnimmt und daß die Preise besonders 
in dieser Phase des Zyklusses steigen. Das Versagen der Phillips-Kurve als Ausgangs- 
punkt von Prognosen und als Grundlage für eine Stabilitätspolitik liegt darin begrün- 
det, daß sie diese beiden Erscheinungen, weil sie gleichzeitig auftreten, auch schon 
in einen kausalen Zusammenhang stellt, was absolut unzulässig ist. Mit gleichem 
Erfolg könnte man sicher eine annähernd ebenso gute Korrelation suchen zwischen 


129 A. Rees in: „Der Volkswirt“ Nr. 21/73 
130 Sachverständigenrat „Jahresgutachten‘“ 1973/74, S, 122, Ziffer 332 
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der Inflationsrate und anderen Größen, die sich im Konjunkturverlauf zyklisch 
verändern, etwa der Profitrate, dem Zins oder gar der Lagerhaltung. Eine einiger- 
maßen plausibel klingende Begründung eines Kausalzusammenhanges ließe sich 
dann vermutlich auch noch konstruieren. 


3.3  Lohn-Preis-Spirale 


Insbesondere im Zusammenhang mit lohnpolitischen Auseinandersetzungen wird 
die permanente Inflation häufig nach dem Modell der sog. Lohn-Preis-Spirale er- 
klärt. Nach dieser Hypothese drücken sich Löhne und Preise gegenseitig in einer 
endlosen Spirale in die Höhe. Auffälligerweise gehen die Erläuterungen fast aus- 
schließlich von einer Situation aus, in der von den Löhnen ein Druck auf die Kosten 
und damit auf die Preise ausgeübt wird. Auch wenn Galbraith versichert, daß dem 
Ansatzpunkt keinerlei inhaltliche Bedeutung beizumessen sei, so bleibt doch seine 
Begründung für eine derartige Verfahrensweise, die in der gegebenen Häufigkeit als 
tendenziös erscheinen muß, recht unbefriedigend: „Für die Untersuchung dieser 
Spirale ist es am einfachsten, wenn man an der Stelle einen Schnitt vornimmt, wo 
die Löhne auf die Preise einwirken“ (131). Es ist keinesfalls einsichtig, daß die 
Erläuterung der Spirale didaktisch schwieriger sein sollte, wenn man den Schnitt bei 
den Preiserhöhungen vornimmt — es könnte allerdings politisch unbequemer sein. 

Folgt man aber der gängigen Praxis, dann stellt sich der Prozeß nach Galbraith 
so dar: 


„Wenn die Arbeitslosenrate klein ist, dann haben die Gewerkschaften im allgemeinen eine 
günstige Verhandlungsposition,. Ihre Mitglieder können einen Streik in der Gewißheit riskieren, 
daß sie unersetzlich sind. Vom praktischen Standpunkt aus gesehen wissen sie, daß sie dem 
Unternehmer schwere geschäftliche Verluste zufügen und sofort wieder eingestellt werden, 
wenn der Streik vorüber ist. Die Arbeitgeber werden es unter diesen Voraussetzungen für klüger 
halten, einer Lohnerhöhung zuzustimmen. Die starke Nachfrage garantiert die Möglichkeit, die 
Kosten der Lohnerhöhungen auf Verbraucher und andere Käufer ’abzuwälzen. Wenn sich das 
Reservoir der Arbeitslosen erst einmal bis auf den harten Kern der Unbrauchbaren verringert 
hat, dann tritt für gewöhnlich an bestimmten Punkten der Produktion ein Mangel an einfachen 
Arbeitern auf. Höhere Löhne erscheinen dann als ein Mittel, Arbeitskräfte anzulocken und die 
vorhandenen zu halten, Tarifabkommen umfassen für gewöhnlich einen wesentlichen Teil der 
Industrie. Das bedeutet, daß alle oder doch die meisten Firmen gleichzeitig von Lohnerhöhun- 
gen betroffen werden. Dadurch werden auch alle gleichzeitig zu Preissteigerungen veranlaßt.... 
Preiserhöhungen bedeuten Kostensteigerungen für die Kunden — entweder andere Industrie- 
zweige oder Endverbraucher. In jedem Falle steigern sie mittelbar oder unmittelbar die Lebens- 
haltungskosten und verwandeln sich so zum Anreiz für eine neue Runde von Lohnverhandlun- 
gen. Wenn eine Bedarfssteuerung mit dem Ziel der Vollbeschäftigung vorhanden ist und wenn 
keine anderen Maßnahmen ergriffen werden, dann ist die Lohn-Preis-Spirale ein natürliches (!) 
Merkmal des Industriesystems“ (132). 


131 J.K. Galbraith „Die moderne Gesellschaft“, Management Buchciub, München/Zürich 
1968, S. 278 
132 Ebd, S. 279 f. 
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Galbraith gebraucht hier gleich beide Varianten der oben erwähnten Thesen über 
das Entstehen eines Lohnkosten-Drucks und deutet grundsätzlich jede Lohner- 
höhung als Kostendruck. Damit unterläßt er sogar noch die sonst übliche Bewertung 
des Ausmaßes von Lohnsteigerungen. Entsprechen diese dem Produktivitätszu- 
wachs, so spricht man von verteilungsneutralen Lohnerhöhungen. Gewöhnlich 
werden diese dem Proletariat von bürgerlichen Ökonomen als oberste Grenze zuge- 
standen, zumal sie die offenbar als gerechtfertigt angesehenen herrschenden Besitz- 
verhältnisse nicht gefährden. Völlige Einigkeit besteht darüber jedoch nicht. Einer- 
seits hält W. Röpke selbst eine Stabilisierung des Lohnanteils am BSP — trotz pro- 
zentualen Anwachsens der unselbständig Beschäftigten an der Gesamtbevölke- 
rung — noch für unbegründet: 


„Es hat sich mehr und mehr herausgestellt, daß eine Parallelität von Lohnsteigerung und Pro- 
duktivitätssteigerung, sosehr sie uns vor den schlimmsten Übertreibungen der Lohnpolitik (!) 
bewahren kann, keineswegs die Sicherheit gibt, die wir suchen, wenn wir eine inflatorische 
Wirkung von Lohnsteigerungen verhüten wollen. Ist es wirtschaftlich vernünftig und in Überein- 
stimmung mit dem Wesen der Marktwirtschaft (!), jede Steigerung der Produktivität, die doch 
vor allem dem technischen Fortschritt, der Verbesserung der Produktionsmethoden und dem 
steigenden Einsatz von Kapital zu verdanken ist, durch eine Lohnsteigerung ausschöpfen zu 
lassen? ““ (133) 


Andererseits vertritt G. Bombach die Ansicht, daß auch Lohnerhöhungen über den 
Produktivitätsfortschritt hinaus nicht unbedingt zu Preissteigerungen führen müssen 
und daß die Wirkung der Lohnerhöhungen im einzelnen gar nicht eindeutig feststell- 
bar sei: 


„Bindung der Reallöhne an die Arbeitsproduktivität ist weder eine notwendige noch hinläng- 
liche Vorbedingung für Preisstabilität, und ein im Vergleich zur Arbeitsproduktivität schnelleres 
Wachstum der Reallöhne — nehmen wir jetzt an bei steigenden Preisen — kann sowohl ein 
Zeichen von Kosten- als auch von Nachfrageinflation sein, Der statistische Reflex ist bei beiden 
Inflationstypen der gleiche“ (134). 


In letzter Zeit tritt der Begriff der kostenneutralen Lohnpolitik stärker in den 
Vordergrund. Vermutlich ist das im Zusammenhang mit den enormen Preiserhöhun- 
gen beiden Rohstoffen zu sehen. 

Die folgende Tabelle VI zeigt, daß die Rohstoffpreise allein in den ersten 
9 Monaten des Jahres 1973 mit 6,6 % beinache ebenso schnell gestiegen sind wie 
vorher in den letzten 10 Jahren zusammengenommen, nämlich 8,1 %. Eine derartige 
rapide Erhöhung der Rohstoffpreise muß sich natürlich erheblich auf das Kostenge- 
füge auswirken. Die Mehrbelastung soll mit Hilfe des Konzepts der kostenneutralen 
Lohnpolitik offenbar auf die Arbeiterklasse abgewälzt werden. Denn eine Erhöhung 
des Kostenfaktors Rohstoffe müßte den Spielraum einengen für eine Erhöhung des 
Kostenfaktors Lohn. 


133 W. Röpke, aa. O,, S. 291 
134 G.Bombach „Ursachen der Nachkriegsinflation und Probleme der Inflationsbekämp- 
fung‘, in: „Stabile Preise in wachsender Wirtschaft“, S. 198 f. 
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Im Endeffekt hieße das, daß die Arbeiterklasse sich die Preisstabilität durch 
Verzicht auf einen gewissen Teil des Zuwachses an realen Einkommen „erkaufen“ 
müßte, der unter dem alleinigen Gesichtspunkt der Verteilungsneutralität durchaus 
vertretbar wäre. 


Index der Grundstoffpreise % 


1962 = 100 
Berg- Grundstoffe des Verarbeitenden Gewerbes 
bau- | 7 Grund- 
liche Er- darunter stoffe 
zeug- 5 = u des 
nisse, Eisen, Nas Nah- 
Zeit Ins- | Erzeug- Stahl, . schliff, rungs- 
raum gesamt | nisse | zu | steine | m | bemi | pear- | Zeil” „| (amd 
der |sammen| "una | Metalle| sche | peiteies| stoit, | na | Genuß- 
Ener- Erden und  Erzeug- | yyopz Papier lien | mittel- 
giewirt- Meiail- nisse und gewer- 
schaft, halb- Pappe bes 
Wasser zeug 
1963 100,3 100,0 99,9 102,5 99,2 97,1 100,3 100,2 103,0 104,4 
1964 102,5 98,6 103,1 105,3 105,3 96,2 102,5 101,3 106,4 108,3 
1965 104,9 99,4 105,7 106,5 111,3 96,5 105,1 103,3 105,5 112,8 
1966 106,2 99,6 107,4 107,4 116,0 95,0 104,2 102,6 104,9 114,9 
1967 103,2 101,8 103,1 106,3 108,3 94,0 98,2 101,5 101,4 108,1 
1968 BE BE 2 1060 882 22 0 WB 1002 
1969 101,2 96,8 102,0 99,7 113,3 88,1 98,5 95,0 99,0 106,0 
1970 105,4 103,7 105,8 106,5 119,0 88,5 104,9 99,2 99,5 106,7 
1971 106,9 113,0 105,1 116,8 112,7 89,1 106,2 100,1 99,4 106,0 
1972 108,4 114,2 106,3 121,9 111,8 88,5 105,8 95,8 104,9 110,8 
1968 1. Vj. 100,2 99,7 100,2 100,2 109,9 88,8 91,2 98,3 97,9 101,4 
2.Vj. 98,1 98,1 98,0 99,3 104,5 88,4 91,6 93,1 97,9 99,3 
3. Vj. 98,3 98,3 98,0 98,8 104,5 87,7 92,5 93,9 98,1 100,9 
4. Vj. 98,7 98,3 98,3 98,6 105,2 87,7 93,5 93,6 98,6 103,2 
1969 1.Vj. 99,3 97,3 99,3 98,5 107,7 87,7 95,1 93,4 98,4 104,4 
2. Vj. 100,1 95,9 101,0 9,1 111,1 87,9 97,5 94,2 99,0 103,4 
3. Vj. 101,6 95,6 103,1 99,9 115,5 88,3 99,8 95,7 99,3 106,2 
4. Vj. 103,7 98,4 104,7 101,2 118,8 88,5 101,8 96,4 99,4 110; 
1970 1. VJ. 105,6 99,7 107,2 103,7 123,8 88,4 103,2 98,1 99,9 109,0 
2. Vj. 105,7 101,6 106,9 105,5 122,3 88,3 105,0 98,8 99,7 106,9 
3.Vj. 105,3 105,6 105,2 107,7 116,9 88,3 105,7 99,7 99,5 105,9 
4.Vj. 105,0 108,0 103,9 109,2 112,8 88,9 105,7 100,4 99,0 105,1 
1971 1.Vj. 106,3 110,9 104,9 114,0 113,6 89,1 106,5 101,1 98,5 104,8 
2. Vj. 107,6 113,8 105,8 116,6 114,8 89,2 106,7 100,7 99,0 105,3 
3.Vj. 107,4 114,2 105,2 118,0 112,4 89,2 106,2 999 99,8 107,1 
4. Vj. 106,5 113,0 104,4 118,6 110,2 88,8 105,5 58,8 100,2 106,8 
1972 1.Vj. 106,9 112,9 104,9 119,8 110,8 88,4 104,8 96,0 102,2 107,0 
2.VL 107,8 113,4 105,8 122,1 111,6 88,3 105,1 95,4 103,5 109,6 
3. Vj. 108,8 1144 106,6 122,7 112,3 88,3 105,6 95,5 105,1 111,8 
4.Vj. 110,3 115,9 108,0 122,9 112,5 89,1 107,7 96,3 108,9 114,9 
1973 1.VjJ. 114,0 118,1 112,1 124,0 118,5 90,0 113,0 98,0 115,9 118,9 
2. Vj. 117,4 119,6 116,0 125,9 124,0 91,2 123,1 98,5 122,6 123,0 
3.V}. 120,6 122,6 119,3 126,8 127,7 94,0 131,4 98,9 127,8 126,3 


4) Grundstoffe industrieller Herkunft; bis 1967 einschließlich, ab 1968 ohne Umsaizsteuer. 
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Beide Konzept gehen von der Vorstellung aus, daß die Arbeiterklasse in der Weise 
am Produktivitätsfortschritt partizipieren solle, daß die Löhne allmählich steigen 
und das Preisniveau konstant bleibt. Die Konstanz des Preisniveaus werde dadurch 
zustande kommen, daß Branchen mit überdurchschnittlichen Produktivitätssteige- 
rungen ihre Preise senken, solche mit mittleren Fortschritten ihre Preise stabil 
halten und nur Bereiche mit unterdurchschnittlichen Kostensenkungen ihre Preise 
erhöhen. Mit J. Robinson ist gegen eine so konstruierte Stabilität des Preisniveaus 
einzuwenden, daß sie „vom Standpunkt der Gewerkschaften betrachtet, keineswegs 
befriedigen. Für die Arbeiter sind die Preise jener Produkte interessant, die sie 
kaufen, und nicht jener, die sie herstellen‘ (135). Es ist nämlich verstellbar, daß ein 
Großteil derjenigen Waren, die in den Konsum der Arbeiterfamilien eingehen, ausge- 
rechnet aus solchen Branchen stammen, die z. Zt. nur unterdurchschnittliche Pro- 
duktivitätssteigerungen aufweisen (Wohnungsbau, Dienstleistungen). C. Föhl leitet 
aus diesem Umstand sogar die praktische Unvermeidbarkeit des inflatorischen Pro- 
zesses ab: 


„Lohnerhöhungen werden zunächst einmal in jenen Branchen durchgesetzt, in denen erhebliche 
Produktivitätsfortschritte erzielt werden konnten, Infolge der dadurch wachsenden Arbeitsein- 
kommen und der aus diesen getätigten Verbrauchsausgaben steigen mit großer Wahrscheinlich- 
keit die Preise jener Güter, bei deren Herstellung die Produktivität nicht gestiegen ist, wie dies in 
der Regel bei den landwirtschaftlichen Erzeugnissen der Fall sein wird. Das ist dann Grund 
genug, um auch in den Branchen mit schwacher Produktivitätssteigerung Lohnerhöhungen zu 
fordern, selbst wenn dort nicht schon ohnehin die Tendenz bestehen sollte, mit den Kollegen in 
den begünstigten Branchen gleichzuziehen. Zum Schluß kommt in der Praxis auf diese Weise 
eben doch eine das Produktivitätswachstum übersteigende Vergrößerung des gesamten Lohn- 
volumens und damit ein Anstieg des Preisniveaus heraus, mögen die Gewerkschaften sich auch 
noch so sehr bemühen, im Interesse der Geldwertstabilität eine gemäßigte Lohnpolitik zu betrei- 
ben“ (136). 


Die Behauptung, daß Tarifauseinandersetzungen „zunächst einmal“ ihren Anfang 
bei Branchen mit überdurchschnittlichen Produktivitätsfortschritten nehmen 
würden, ist jedoch ebenso unhaltbar wie die Annahme, daß ihr Ergebnis allein vom 
Zuwachs der Produktivität bestimmt sei. Kampfbereitschaft der Arbeiter einerseits 
und momentane Marktsituation andererseits sind nicht zu unterschätzende weitere 
Bestimmungsfaktoren. 

Es ist sicher kein Zufall, daß in der keynesianischen Theorie, aus der das 
Modell der Lohn-Preis-Spirale ja entlehnt ist, die Frage offenbleibt, wie die Preis- 
niveau-Stabilität praktisch hergestellt werden sollte, d. h. wie diejenigen Branchen 
und Betriebe, welche überdurchschnittliche Produktivitätsfortschritte aufweisen, 
konkret dazu veranlaßt werden könnten, die Preise ihrer Güter zu senken? Hier 
schließt sich die Frage an, warum diese Preise nicht heute schon sinken — oder 
vielmehr, warum sie heute bei Konjunkturabschwüngen nicht mehr sinken? Nach 
C, Föhl wird das durch Lohnrigidität verhindert: ‚Dieser Effekt kommt bekannt- 


135 J, Robinson „Die fatale politische Ökonomie“, S. 19 
136 C. Föhl „Geldwertstabilisierung bei Vollbeschäftigung‘, in: „Stabile Preise in wachsen- 
der Wirtschaft“, $S. 152 
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lich infolge der nach unten starren Lohntarife nicht zur Auswirkung“ (137). 
Von Bedeutung scheint ihm dabei die Zeitspanne, die zwischen der Erhöhung 
der Produktivität und den daraus potentiell resultierenden Preissenkungen liegt: 


„Der Vorgang der Preisanpassung nach unten, der nach unserer Vermutung mit großer Wahr- 
scheinlichkeit (!) und in einem für die Erhaltung der Lohnquote ausreichenden Maße eintreten 
würde, erfordert eine gewisse Zeit. Erhöht man die Löhne, ohne diese Zeit abzuwarten, so tritt 
die Preissenkung selbstverständlich nicht ein“ (138). 


Die permanente Inflation läge demnach letztlich darin begründet, daß die Arbeiter, 
seit etlichen Jahren kein Vertrauen mehr in die „Vermutung einer großen Wahr- 
scheinlichkeit“‘ haben (woher der Umschwung? ) und vorschnell Lohnerhöhungen 
verlangen. 

Die Annahme, daß die Preise ohne Lohnrigidität tatsächlich selbständig und 
ausreichend tief sinken würden, stützt C. Föhl auf die Vermutung, ‚‚daß die Leiter 
von Unternehmen in marktbeherrschender Stellung sich bemühen, einen Gewinn zu 
erwirtschaften, dessen absolute Höhe sie mit Rücksicht auf die auszuschüttende 
Dividende und die Selbstfinanzierung geplanter Rationalisierungs- und Erweite- 
rungsvorhaben wählen. Wenn das zutreffend ist, dann werden sie auch bei einer 
durch Produktivitätsfortschritte gewachsenen Kapazität ihrer Anlagen die Preise so 
stellen, daß eben diese ihre Gewinnwünsche wieder realisiert werden. Das würde 
aber bedeuten, daß in allen diesen Fällen die Produktivitätsfortschritte auch ohne 
Lohnerhöhung in voller Höhe dem Verbraucher zugute kommen“ (139). Wenn 
diese Hypothese zutreffend wäre, dann hätte es wohl niemals Absatzmangel und 
relative Überproduktion gegeben; dann hätte es auch staatlicher Nachfragestimulie- 
rung nicht bedurft. Die Argumentation €. Föhl’s ist insofern besonders unverständ- 
lich, als er selbst Momente angibt, die den von ihm prognostizierten Preisverfall 
verzögern oder völlig verhindern können: 


„Das tritt beispielsweise dann ein, wenn die Unternehmer für den Zuwachs ihrer Produktion 
lohnenden Absatz durch eine Steigerung des Exportgeschäftes finden können, wie diesja in den 
vergangenen Jahren in der Bundesrepublik in der Tat der Fall war. Desgleichen wird aber auch 
der Zwang zur Preissenkung dann ausgeschaltet, wenn durch eine verstärkte Investitionstätigkeit 
zusätzliche Einkommen geschaffen werden, ... “ (140). 


Galbraith erklärt die Umkehrung des Preistrends aus der Wandlung der Unter- 
nehmensformen und den angeblich daraus resultierenden Veränderungen der Unter- 
nehmensziele und Verhaltensweisen: 


„Das Auftauchen des ausgereiften Betriebs hat wesentlich zur Wahrscheinlichkeit einer solchen 
Spirale beigetragen. Vom Unternehmerbetrieb erwartete man ohnehin, daß er je nach dem 
augenblicklichen Stand der Nachfrage den höchstmöglichen Gewinn anstreben würde... Wenn 


137 Ebd, S.148 
138 Ebd.,S 153 
139 Ebd, 8.153 
140 Ebd.,S.153 


die Gewinne schon einen Höchststand hatten und die Preise so gestaltet waren, daß sie derartige 
Profite erlaubten, dann konnte man Lohnerhöhungen nicht mehr in Form von Preiserhöhungen 
weitergeben. Das Maximum kann man nicht weiter steigern, Wenn sich Lohnerhöhungen aber 
nicht abwälzen ließen, dann mußte man sie aus den Gewinnen bezahlen. Es lag in der Natur des 
Unternehmer-Betriebs, daß solche Gewinne zum Großteil dem Unternehmer zufielen. Das Be- 
zahlen fällt dann besonders schwer, wenn man aus der eigenen Tasche bezahlen muß. Der 
Unternehmer hatte also allen Grund zum Widerstand. ... Im ausgereiften Betrieb kalkuliert die 
Technostruktur die Preise nicht nach dem Gesichtspunkt des höchsterreichbaren Gewinns, ... 
Das bedeutet ... daß die Technostruktur doch einen gewissen Spielraum zur Steigerung der 
Einkünfte durch Preiserhöhungen besitzt. Deshalb Kann sie Lohnerhöhungen abwälzen... Und 
schließlich hat die Technostruktur, bei der die Entscheidung über höhere Löhne liegt, nicht aus 
eigener Tasche zu bezahlen“ (141). 


Auf die Frage nach Veränderungen in den Unternehmenszielen soll hier nicht einge- 
gangen werden. Festzustellen bleibt jedoch folgendes: Wenn es sich bei Galbraith’s 
Ausführungen um die Darstellung der Realität handeln würde, dann bliebe unerfind- 
lich, warum die Arbeiter trotz relativer „‚Spendierfreudigkeit“ der Technostruktur 
nach wie vor. mit Streiks und anderen Druckmitteln um ihren Anteil am BSP 
kämpfen müssen. 

Es wäre unbegreiflich, warum nach Feststellung des Sachverständigenrates die 
Reallohnposition der Arbeitnehmer in den elf Jahren von 1963 bis 1973 sich insge- 
samt sechsmal verschlechtert hat! (Tabelle VII) 


Zur Entwicklung der Reallohnpostition 1) 
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 


Realer Verteilungsspielraum Reale Verteilung 
“ Reale Reallohn- 
Brutto- Lohn- Brate Preis- Brutio- position 
inlands- Terms- kosten- ins» und index für | lohn- und der 
Jahr produkt of-Trade- | effekt der gesamt -gehalts- die -gehalts- Arbeit- 
je Arbeit- +2 gene Lebens- | summe je h 
Eifekt R summe je R nehmer 
Erwerbs- geberbei- (3) Arbeit- hal- Arbeit- n— 14 
tätigen träge ?) nehmer tung ‘) nehmer 
6) — (6) 
1) j (2) I 3 | {9} Ü | (6) | a 8 

1963 +3,5 +01 0,0 +3,6 +60 +2,9 > 3,0 0,6 
1964 +7,4 +00 0,7 +82 +96 +2,3 +71 10 
1965 +5,5 —0,2 0,2 +5,35 +89 +33 +54 0,1 
1966 +34 01 +0,4 +2,9 +70 +3,5 + 23,4 +0,5 
1967 +3,6 0,0 +02 +34 +31 +15 +16 | 47 
1968 +74 +0,2 -+0,6 +70 +65 +12 +52 | 17 
1969 +70 -02 +0,5 +6,3 +89 “E15 +73 +0,9 
1970 +50 +0,7 +0,3 +54 +15,4 +34 +11,6 +5,9 
1971 +29 +0,6 +0,7 +28 +11,2 +5,3 +56 +27 
1972 +42 +09 +9,7 +44 +95 +5,2 +41 0,3 
19735) +6,8 0,6 +0,7 +54 +12,6 +6,6 + 5,6 +02 


1) Gesamtwirtschaft ohne Staat. Berechnung der Spalten (4), (7) und (8) durch multiplikative Verknüpfung. 

2) Gesamtwirischaft, 

®) Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung einschließlich zusätzlicher Sozialaufwendungen der Arbeitgeber. 

4 Veränderung des Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte, abzüglich der darin enthaltenen Verbraucsteuer- 
erhöhungen (Mehrwertsteuer; Steuern auf Branntwein, Mineralöl, Tabak); eigene Schätzung. 

Eigene Schätzung. 


141 )J.K. Galbraith, a. a. O., S. 279 £. 
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Das Modell der Lohn-Preis-Spirale setzt stets voraus, daß die durch Lohnerhöhun- 
gen entstehenden Kostensteigerungen ohne weiteres auf die Preise überwälzt werden 
können. Mit anderen Worten, es wird gleichzeitig ein Nachfragesog, also eine Hoch- 
konjunkiur unterstellt. Das Modell kann den Tatbestand nicht würdigen, daß die 
Preise nicht nur im Aufschwung steigen — was ja schon seit Bestehen des Kapitalis- 
mus immer der Fall gewesen ist — sondern seit einigen Jahren selbst im Abschwung 
noch erhöht werden können. „Fest steht, daß die Erhöhung einer Kostenposition 
im Rechengefüge der Unternehmungen nach Möglichkeit weitergegeben wird. Aber 
daß sie weitergegeben werden konn, daß der Markt den höheren Preis zahlt, ist das, 
was eigentlich nach Erklärung verlangt‘ (142). (Hervorhebungen W. H.) 
Nach H. G. Paulssen 


„besteht hier folgender Zusammenhang: steigen die Löhne einer Volkswirtschaft im Durchschnitt 
schneller als die Produktivität, so erhöhen sich zunächst die Lohnkosten je Produkteinheit. 
Dadurch entsteht von der Kostenseite her ein Aufwärtsdruck auf die Preise. Ob hieraus jedoch 
tatsächlich Preissteigerungen entstehen, hängt in einer Marktwirtschaft nicht nur von der Ent- 
wicklung der Kosten, sondern vor allem von der Entwicklung von Angebot und Nachfrage auf 
den Märkten ab, 

An dieser Stelle kommt nun die Kaufkraftwirkung des Lohnes zum Zuge: In der Vollbe- 
schäftigung pflegt sich eine Lohnerhöhung sehr schnell und ohne Abschwächung durch Be- 
schäftigungsrückschläge in Konsumkaufkraft der Lohnempfänger umzuwandeln. Sie tritt 
dann - vor allem, wenn man nicht mit einer erhöhten Sparquote rechnen kann - in vollem 
Umfange als zusätzliche Konsumkaufkraft auf den Gütermärkten in Erscheinung“ (143). 


Makroökonomisch betrachtet bedeuten Lohnerhöhungen zunächst eine temporäre 
Umverteilung des BSP und führen nur dann zur Erhöhung der gesamtgesellschaft- 
lichen Nachfrage, wenn sie auf der Unternehmensseite trotz momentaner Verringe- 
rung deren Anteil am BSP keinerlei Ausgabenbeschränkungen hervorgerufen — was 
durch das moderne Bankensystem erleichtert wird. Somit erweist sich das gegenwär- 
tige Geld- und Kreditsystem als eine Voraussetzung dafür, daß sich „‚die Kostenwir- 
kung und die Kaufkraftwirkung des Lohnes in eigenartiger Weise gegenseitig verstär- 
ken“ (144). Eine mikroökonomische Betrachtung läßt erkennen: Lohnsteigerungen 
erhöhen zunächst nur die Kosten der betroffenen Branche und weiten die Nach- 
frage nach Konsumgütern aus. Es hängt aber ganz von der Struktur des Warenange- 
botes der jeweiligen Branchen ab, ob sich ein Teil dieser zusätzlichen Nachfrage auf 
ihre Produkte richten kann. D. h. daß die von H. G. Paulssen unterstellte Nachfrage- 
erhöhung, wenn überhaupt, dann nur in erheblich abgeschwächten Umfang als 
Nachfragesteigerung für die betreffende Branche relevant werden kann. Wenn die 
Preise dennoch, wie häufig beobachtet werden kann, unmittelbar nach Lohner- 
höhungen heraufgesetzt werden, dann muß daraus geschlossen werden, daß die 
hierzu „erforderliche“ kaufkräftige Nachfrage auch vorher schon bestanden haben 


142 W. Hofmann, a. a, O,, S. 42 
143 H.C. Pauissen „Löhne und Preise in der Vollbeschäftigung‘“, S. 8 f. 
144 Ebd. S.8 
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muß. Die Preise hätten also auch vor den Lohnverhandlungen erhöht werden könn- 
en. Daß dies nicht geschehen ist, entlarvt sich so als Taktik der Unternehmer, den 
„Schwarzen Peter“ bezüglich der Lohn-Preis-Spirale den Arbeitern und ihren Ge- 
werkschaften zuzuschieben., 


6. Resümee 


Als Facit dieser Arbeit ist festzuhalten, daß alle bürgerlichen Inflationstheorien auf 
einen ungenügenden Verständnis des Wesens und der Funktionen des Geldes be- 
ruhen und daß keiner der hier untersuchten Erklärungsansätze in der Lage ist, die 
Inflation tatsächlich zu begründen. 

Weder die demand-pull-Theorie, die alle Preise allein durch das Verhältnis von 
Angebot und Nachfrage bestimmt wähnt und folglich eine permanente Übernach- 
frage behaupten muß, noch die cost-push-Theore, die alle Preise als von bezahlter 
Arbeit bestimmt wähnt und deshalb einen permanenten Lohnkosten-Druckbehaup- 
tet, halten einer empirischen Überprüfung stand. Das Phänomen der Stagflation 
führt sie vollends ad absurdum. Die Keynes’sche Kritik an der „Klassischen Dicho- 
tomie‘“ erweist sich als unberechtigt — was allerdings nicht etwa heißen soll, daß die 
Quantitätstheorie akzeptabel wäre. 

Die Monetaristen irren erstens, wenn sie — ebenso wie die Keynesianer — der 
Ansicht sind, daß die relativen Preise durch Angebot und Nachfrage bestimmt 
würden. Veränderungen in diesem Verhältnis können in Wirklichkeit lediglich ge- 
wisse Schwankungen, nicht aber die Basis der Preisausschläge erklären. Sie irren 
zweitens in dem Glauben, das Geldvolumen beliebig regulieren zu können. Umlauf- 
geschwindigkeit des Geldes, private Kreditgewährung und internationale Devisen- 
ströme sind unter gegebenen Umständen keine steuerbaren Größen. Obendrein ver- 
mögen weder Keynesianer noch Monetaristen die Transmission monetärer Impulse 
auf den realen Bereich befriedigend zu erklären. 

Der dritte Irrtum schließlich liegt in dem Glauben, das Geld vollständig ent- 
monetarisieren zu können. Würde die Quantitätstheorie stattdessen anerkennen, daß 
Papiergeld nur als Repräsentant von Gold, also Wert, zirkulieren kann, so käme sie 
der Erklärung der Inflation sehr nahe. Die Preissteigerungen in Papiergeld-Größen 
erweisen sich dann nämlich als lediglich nominelle Preiserhöhungen. Denn sofern 
tatsächlich überschüssiges Papiergeld in die Zirkulationskanäle gepreßt werden kann, 
wird automatisch das Repräsentationsverhältnis von Papiergeld zu Gold gestört. Die 
realen Preise jedoch, d.h. die auf Goldeinheiten bezogenen Preise, Können durch 
überschüssige Ausgabe von Papiergeld nicht beeinflußt werden, wenn man von „Rei- 
bungen“ bei der Transformation des Preisniveaus einmal absieht. 

Im Währungssystem von Bretton Woods war der „Goldpreis“, d.h. das Re- 
präsentationsverhältnis von Papiergeld zu Währungsgeld fixiert worden, ohne daß 
gleichzeitig alle anderen Preise fixiert und damit am Steigen gehindert worden 
wären. Als dann die Marktkräfte an einem bestimmten Höhepunkt des Mißverhält- 
nisses von nominellen und realen Goldwert die Bindung des „Goldpreises“ auf- 
brachen und diesen in die Höhe trieben, erschien dies den meisten bürgerlichen, 
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aber auch vielen sich auf Marx berufenden Theoretikern als wilde Machenschaft des 
internationalen Spekulantentums. Ohne einen solchen Einfluß vollkommen aus- 
schließen zu wollen, muß aber doch festgestellt werden, daß es sich dabei haupt- 
sächlich um die Durchsetzung eines durch juristische Eingriffe zeitweilig verletzten 
ökonomischen Gesetzes handelt. Die „Goldpreis“-Erhöhungen der letzten Zeit stel- 
len im Prinzip nur wieder her, was lange gestört war, nämlich die durch gesellschaft- 
lich notwendige Arbeit bestimmten Tauschrelationen zwischen Gold und den ande- 
ren Waren. 

Das durch verschiedene Einflüsse manipulierte Repräsentationsverhältnis von 
Papiergeld zu Gold führte und führt zu Veränderungen der nominellen, im Prinzip 
aber nicht zu Veränderungen der relativen Preise. 

Diese Ansicht wird dadurch gestützt, daß sich auch unter den Bedingungen 
der permanenten Inflation das Wertgesetz durchsetzt — wenngleich in veränderter 
Form. Relative Wertveränderungen drücken sich heute normalerweise nicht mehr in 
absoluten Preissenkungen, sondern in unterschiedlich starken Preissteigerungen aus. 
Die Ursachen der Umkehrung des Preistrends konnten auch in diesem Beitrag nicht 
festgemacht werden. Folgende Momente dürften jedoch von wesentlicher Bedeu- 
tung sind: 

1) Solange es Konjunkturzyklen gibt, solange gibt es auch Phasen allgemeiner Preis- 
steigerungen, nämlich im Konjunkturaufschwung. Bisher wurden diese Preiser- 
höhungen stets durch Preissenkungen im Konjunkturabschwung mehr als egalisiert. 
Durch die Politik des deficit-spending und andere ‚staatliche Maßnahmen zur Kon- 
junktursteuerung sind diese depressiven Phasen abgeschwächt worden. 

2) Die Ausgestaltung des Bankensektors mit ihrem Geldschöpfungsmechanismus 
hat zusätzliche Möglichkeiten der Realisierung von Übernachfrage geschaffen. 

3) Wenn das allgemeine Preisniveau sinken soll, dann müssen Preissenkungen vor- 
nehmlich von den Branchen und Betrieben ausgehen, welche die höchsten Produk- 
tivitätssteigerungen zu verzeichnen haben. Da dies aber meist für die großen Kon- 
zerne zutrifft, die ihrerseits ihre nominellen Preise immer weniger vom Markt denn 
von ihren Kalkulationen abhängig machen, ist der normale Weg der Durchsetzung 
des Wertgesetzes nahezu versperrt. 

Die Untauglichkeit der bürgerlichen Inflationstheorien erweist sich in der 
Praxis darin, daß sie nicht in der Lage sind, wirkungsvolle Instrumente zur Ein- 
dämmung des Preissteigerungsprozesses zur Verfügung zu stellen. Als Konsequenz 
darauf folgt für die bürgerliche Wirtschaftswissenschaft ihre Hinwendung zur Erar- 
beitung einer Einkommenstheorie und für die Wirtschaftspolitik das Liebäugeln mit 
ganz und gar nicht marktwirtschafts-gerechten Lohn- und Preis-Stopps, 

Sofern die Einkommenspolitik darauf abzielen sollte, die Aufteilung des BSP 
zu ungunsten der Arbeiterklasse bzw. der Verbraucher zu beeinflussen (gewöhnlich 
spricht man nicht von einem Dividenden-Stopp) — und je „erfolgreicher“ sie dabei 
wäre, desto sicherer ist zu erwarten, daß die Wirtschaftskrisen lediglich in einer 
anderen Form erscheinen würden. Denn wenn die Marx’sche Krisentheorie begrün- 
det ist, dann wird eine relative Zurückdrängung der Endnachfrage sehr bald zu einer 
Unterkonsumtions- bzw. Überproduktions-Krise auf Grund zu großer Kapitalakku- 
mulation führen. 
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Einleitung 


1. 

Noch vor einigen Jahren waren sich die bürgerlichen Ökonomen „eigentlich ganz 
sicher: Eine Weltwirtschaftskrise wie in den dreißiger Jahren wird es nie wieder 
geben. Die Kenntnis der ökonomischen Zusammenhänge ist heute so weit fortge- 
schritten und das wirtschaftspolitische Instrumentarium so erweitert und verfeinert, 
daß derartige Katastrophen verhindert werden können.‘ Eine solche Euphorie ist 
offensichtlich neuerdings angesichts weltweiter Krise bei anhaltender Inflation einer 
pessimistischeren Betrachtungsweise der kapitalistischen Realität gewichen, seitdem 
jene „ökonomischen Rezepte, auf die wir uns so lange verlassen haben (und verlas- 
sen konnten), versagen, weil es gilt, Inflation und Arbeitslosigkeit gleichzeitig zu 
besiegen“ (1). Über die tieferen Ursachen dieser Entwicklung macht sich die bürger- 
liche Öffentlichkeit wiederum wenig Gedanken: Soziale Unruhen, rücksichtslose 
Verteilungskämpfe, das Ölkartell der arabischen Länder und die Paralyse des Staates 
„machen eine konsequente Politik zur Stabilisierung der Beschäftigung und des 
Geldwerts nahezu unmöglich...“ (2). Die Gleichzeitigkeit von Inflation und Stag- 
nation bzw. Krise (mit der sie begleitenden Arbeitslosigkeit) war in der Tat in der 
keynesianischen Wirtschaftstheorie, die jahrzehntelang das Dogma jedes Wirtschafts- 
politikers und -journalisten war, nicht vorgesehen. 

Die „Stagflation“ hat das Kalkül der Wirtschaftspolitik in den entwickelten 
kapitalistischen Staaten, über Fiskal- und Geldpolitik den kapitalistischen Zyklus zu 
regulieren (antizyklisch einzuebnen), gründlich verdorben. Die Inflation macht sich 
gegenüber der staatlichen Wachstums- und Beschäftigungspolitik in der Krise als 
eine scheinbar äußere Schranke geltend. Antizyklische Interventionen zur Beseiti- 
gung der Arbeitslosigkeit fördern zugleich inflationäre Prozesse, die Gegenmittel der 
staatlichen Wirtschaftspolitik gegen die Inflation erweisen sich aufgrund der mög- 
lichen Gegenaktion der Kapitale als relativ wirkungslos und verstärken zugleich jene 
Tendenzen, die zur Krise und Arbeitslosigkeit führen. Die Inflation verweist den 
Staat auf seine Schranken: die Geserzmäßigkeiten der Kapitalakkumulation und 
deren Widersprüche. 

Zugleich gerät aber auch die herkömmliche Politik der westdeutschen Ge- 
werkschaften im Verlauf dieser Entwicklung in ein Dilemma: Angesichts drohender 
Arbeitslosigkeit und angesichts des Drucks der sozialliberalen Regierung auf die 
Lohnpolitik der Gewerkschaften wird die Durchsetzung der Geldlohnforderungen 


1 Alle Zitate aus M, Jungblut, Alte Rezepte versagen, in: Die Zeit vom 13.12.1974 
2 Ebd, 
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schwieriger, während zugleich zu erwarten ist, daß die Reallöhne infolge der Infla- 
tion gemindert werden. Gegenüber dem Druck der Regierung, die — nicht ohne 
Grund — angesichts des Scheiterns der eigenen Wirtschaftspolitik auf die Wirkungen 
einer verschärften Einkommenspolitik (als Instrument der Umverteilung zugunsten 
der Profite), setzt ist die Politik der Gewerkschaften hilflos: Theoretisch auf Basis 
der „Kaufkraft-“ und ‚„Monopol“-Theorie argumentierend, hat sie den von der 
Regierung und der bürgerlichen Öffentlichkeit artikulierten Zwängen der Kapital- 
akkumulation wenig entgegenzusetzen. Politisch hat sie kaum noch Machtmittel ins 
Feld gegen das Kapital zu führen: Denn die jahrelange Disziplinierung der eigenen 
Basis insbesondere nach den spontanen Streiks 1969 und 1973 (mit der Folge 
mangelnder Entwicklung einer kampfkräftigen Organisation), ihre Bindung an die 
SPD, ihre Beschränkung auf den Lohnkampf, die Verniedlichung der Probleme der 
Arbeitslosigkeit haben zu einer Lähmung der gewerkschaftlichen Organisation ge- 
führt. 

Unter diesen Bedingungen muß die Erfahrung der Grenzen reformistischer 
(gewerkschaftlicher) Politik innerhalb der kapitalistischen Entwicklung umschlagen 
in individuelle Resignation und Desorientierung, in die Erfahrung des hilflosen Aus- 
geliefertseins gegenüber dem kapitalistischen Zyklus. Von den Arbeitern wird das 
Kapitalverhältnis zwar als beherrschendes gesellschaftliches Verhältnis erfahren, 
aber nicht als ökonomisch vermitteltes HZerrschaftsverhältnis, gegen das kollektiv 
der Kampf entwickelt werden muß. Umso wichtiger ist es in einer solchen Situa- 
tion, die Anknüpfungspunkte sozialistischer Politik in der Entwicklung des Kapital- 
verhältnisses zu finden. Umso wichtiger ist es, in der theoretischen Arbeit Inflation 
und Krise als Produkt der Entwicklung des Kapitals zu bestimmen, um die mit dem 
Kapitalverhältnis produzierten falschen Vorstellungen, die zugleich Anknüpfungs- 
punkt bürgerlicher Theorie und Propaganda sind und deren Plausibilität ausmachen, 
aufdecken zu können. 

Der folgende Beitrag ist als ein Versuch zu werten, die Inflation und die Krise 
der Kapitalverwertung im Zusammenhang mit der Akkumulation des Kapitals zu 
untersuchen. Auf diesem Wege soll zunächst jenes oben noch als dichotomisch 
charakterisierte Verhältnis von Inflation und Krise aufgelöst werden, um zeigen zu 
können, daß die Stagflation als Erscheinungsform der aktuellen Krise des Kapitals 
nicht Resultat äußerer Umstände der Kapitalakkumulation ist (wie sie dann als 
Krücken von unzulänglichen bürgerlichen Inflationstheorien dienen), sondern auf 
die entwickelten Widersprüche der Kapitalakkumulation zurückzuführen ist. 


2. 

Ohne hier auf die Widersprüche und Mängel bürgerlicher Inflationstheorien näher 
einzugehen (vgl. dazu den im vorliegenden Heft abgedruckten Beitrag von 
O. Demele) kann doch der Kern vieler alter und neuer Ansätze in der Behauptung 
von den übermäßigen Ansprüchen der Lohnabhängigen gesehen werden. Der Nach- 
frageüberhang, das Oligopol und/oder das Monopol ermöglichen wiederum die 
Überwälzung der Lohnkosten, wodurch die verbesserte Stellung der Lohnabhängi- 
gen wieder zurückgenommen wird. Diese im Begriff der „Lohn-Preis- oder Pro- 
fit-Lohn-Spirale‘“‘ popularisierte Version wird auch von linken Inflationstheorien, 
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soweit sie vom Monopolbegriff ausgehen, vertreten, teils allerdings in Umkehrung 
der Version als „Preis-Lohn-Spirale“. Mit Hilfe der Kategorie des Monopols und des 
Staats (der über Defizitpolitik die Überwälzung finanziert) wird in diesen Theorien 
die willkürliche Preissetzung durch die großen Kapitale zum Zweck der Umvertei- 
lung des Wertprodukts behauptet und begründet; Reallohn- und Preishöhe sind hier 
jeder Notwendigkeit enthoben und vom bloßen Willen der Kapitalisten (der Mono- 
pole) und/oder vom Stand der unmittelbaren Machtkonfrontation zwischen Ge- 
werkschaften und Kapital bestimmt. 

Gegenüber diesen oberflächlichen Ansätzen, die ein ökonomisches Gesetz in 
den Preisbewegungen gar nicht mehr aufspüren können, weil diese der Willkür oder 
der Machtentfaltung von Personen (oder Institutionen) unterliegen, setzen sich in 
jüngster Zeit marxistisch orientierte Erklärungsversuche ab, die die inflationären 
Prozesse historisch aus der Entwicklung der Kapitalakkumulation in den kapitali- 
stischen Ländern nach der Weltwirtschaftskrise und nach dem Zweiten Weltkrieg 
herleiten (3). Theoretisch-systematisch setzen diese Theorien i.d.R. bei der Ana- 
lyse des Wert-Preisverhältnisses und der Darstellung der Überakkumulationskrise an. 
Diese Ansätze versuchen auch, die Entwicklung und Reproduktion des Kapitalver- 
hältnisses als ökonomisch vermitteltes Herrschaftsverhältnis zum Ausgangspunkt 
der Analyse zu nehmen, um von dorther die inneren Gesetzmäßigkeiten der kapita- 
listischen Akkumulation, wie sie sich auch in der inflationären Entwicklung noch 
aufspüren lassen, in ihren historischen Ausdrucksformen zu untersuchen. 


3. 

Für einige dieser neueren Ansätze gilt, daß sie von den entwickelten Konflikten im 
Akkumulationsprozeß des Kapitals einerseits ausgehen (als Überakkumulation, Fall 
der Profitrate), während sie andererseits die Möglichkeit der Durchsetzung höherer 
Preise zum Zwecke der notwendigen Finanzierung der angestiegenen Zusatzkapitale 
(die Ersatz- und Neuinvestitionen steigen infolge der Inflation und der technolo- 
gischen Entwicklung rapide an) auf die Monopolform des Kapitals zurückführen. 
Wird so ein Moment des Zwangs zur erhöhten Preissetzung aus dem Akkumulations- 
prozeß heraus erklärt, so geschieht die Durchsetzung höherer Preise wiederum über 
die Monopolform des Kapitais. Deren Grenzen bleiben allerdings unaufgedeckt, 
vielmehr wird das Monopol von vornherein als ein Machtkomplex verstanden, der 
das Notwendige auch mit „ökonomischer und außerökonomischer Gewalt“ durch- 
setzen könne. Zumal eine generelle Preiserhöhung, die der Preisentwicklung bei 
allen Kapitalen geschuldet ist, kann nicht mehr über die Monopolform erklärt wer- 


3 Wir beziehen uns hier auf: 
A. Blechschmidt, G. Hoffmann, R. v. d. Marwitz, Das inflatorische Zusammenwirken von 
Kapitalkonzentration, Weltmarkt und Staatsintervention, in: Kursbuch Nr. 36 (1974); 
E. Dähne, Ursachen und Wesen der Inflation, in: Marxistische Blätter Nr. 4 (1974); 
Chr. Deutschmann, Inflation und Weltwährungskrise, in: V. Brandes (Hrsg.), Hand- 
buch 1 -— Perspektiven des Kapitalismus, Ffm und Köln 1974; 
E. Mandel, Der Spätkapitalismus, Ffm 1972 (bes. Kap. XIHD; 
P. Mattick, Marx und Keynes, Ffm 1971; 
J. Reiche, Permanente Inflation, in: Kursbuch Nr. 36 (1974) 
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den: dem Werttransfer aus dem nichtmonopolistischen Sektor in den monopolisti- 
schen Sektor der Industrie müßte ein entsprechendes Zurückhinken der Preisent- 
wicklung im nichtmonopolisierten Sektor entsprechen, was zumindest empirisch 
nicht zu belegen ist (4). Staatsnachfrage und Kreditsystem werden dann äußerlich 
als Bedingungen der Realisierung der monopolistisch erhöhten Preise eingeführt; ihr 
Zusammenhang mit der realen Akkumulation wird nicht mehr entwickelt, es sei 
denn, sie werden als „im Dienst“ der Monopole stehend begriffen. So Dähne: „Die 
Inflation ist Ausdruck der allgemeinen Krise des Kapitalismus. Im Wesen ist sie ein 
durch den Staat vermittelter Umverteilungsprozeß zugunsten der Monopole“ (5). 
Wenn dann Dähne im weiteren die Inflation auf die Notwendigkeit der erweiterten 
Akkumulation bei tendenziell fallendem Verwertungsgrad zurück führt, so landet er 
schließlich doch wieder beim Monopolpreis als Durchsetzungsform dieses Wider- 
spruchs: „Zu den schon von Karl Marx beschriebenen objektiven ökonomischen 
Tendenzen und Manövern der Bourgeoisie, die dem Fall der Profitrate entgegenar- 
beiten, seine Wirkungen abschwächen und zeitweilig nicht sichtbar werden lassen, 
tritt im Zeitalter des Monopolkapitalismus der Monopolpreis‘“ (6). Dähne kann da- 
her auch nicht hinreichend eine allgemeine Preissteigerung begründen, sondern 
weicht auf die These aus, daß sich die ‚‚Preise aller anderen Waren ... dem durch 
die Konzerne verzerrten Preismaßstab anpassen (müssen)“ (7). Dennoch bleibt fest- 
zuhalten, daß er in der Inflation eine Form der Verlagerung der Widersprüche in den 
Geld-, Preis und Finanzsektor sieht, die dadurch nach seiner Auffassung nicht 
aufgehoben, sondern lediglich aufgeschoben werden. 

Dieser Bezug auf die Widersprüchlichkeit des Akkumulationsprozesses und 
deren temporäre Lösung in der Inflation wird von Blechschmidt, Hoffmann, 
v. d. Marwitz als empirisch (!) nicht nachweisbar abgelehnt. Auch sie gehen vom 
Monopol aus, bestimmen die Konzentration und Zentralisation aber lediglich als 
Resultat der zyklischen Krise. Die Monopolisierung führt erst zur relativen, dann 
zur absoluten Inflation, wodurch allerdings die depressiven Momente im zyklischen 
Abschwung nicht beseitigt, sondern eher verschärft werden. Denn ‚wenn sich die 
‚monopolistische‘ Preisbewegung der Aufschwungphase in den Abschwung hinein- 
verlängert, entstehen mehr oder minder Überkapazitäten“ (8). Verstärkt sich ande- 
rerseits von Zyklus zu Zyklus die Monopolisierung, führt der dadurch bewirkte 
Werttransfer aus den nichtmonopolistischen Bereichen in den monopolistischen 
Sektor zur „Entstabilisierung der anderen Branchen“ (9). Nicht Überekkumualtion, 
sondern Überproduktion und Werttransfer, beides Produkt des Monopols, ist daher 
der Ausgangspunkt bei Blechschmidt u. a.; das Monopol verschärft die Krise und ist 
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Vgl. dazu Chr. Neusüß, Imperialismus u:d Weltmarktbewegung des Kapitals, Erlangen 
1972, 8. 223 ff. 

Dähne, a. a. O., S. 43 

A.a. O., S. 44 

Ebd. 

Blechschmidt u. a., a. a. O., S. 102 
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zugleich Produkt derselben. Das Ende des ganzen Prozesses ist absehbar: „Während 

. auf der einen Seite immer mehr transferiert werden soll, ist auf der anderen 
immer weniger da, was transferierbar wäre‘ (10). Daß es dennoch nicht zu einer 
Verstärkung der Krisen kommt, erklären die Verfasser mit der Weltmarktbewegung, 
die zumindest in den 50er und 60er Jahren aufgrund der ungehemmten Expansion 
des Weltmarkts der Monopolisierung und der durch sie bewirkten Inflation äußere 
Grenzen setzte, während in einer zweiten Phase auch auf dem Weltmarkt (etwa seit 
Ende der 60er Jahre) die Monopolisierung durchschlug (was übrigens aus den stei- 
genden Weltmarktpreisen gefolgert wird). Die dadurch freigesetzten depressiven 
Tendenzen konnten dann nur noch durch verstärkte Staatseingriffe aufgehalten 
werden, die durch eine (schon im Aufschwung defizitäre) Politik den Nachfrage- 
rückgang ausgleichen mußten und so als inflatorische Stütze dienten. Monopol, 
Krise, Inflation, Staat: Blechschmidt u. a. beschreiben diesen Zirkel, können ihn 
aber nicht auflösen. Dort, wo sie zum Problem der Verwertung kommen, reduziert 
sich dies für sie plötzlich auf die Frage der mangelnden empirischen Überprüfbar- 
keit; dabei hätte zumindest ihre These von der allgemeinen Überproduktion, die sie 
vertreten, sie zu Überlegungen hinsichtlich der Überakkumulation von Kapital ver- 
anlassen müssen. 

Gehen Blechschmidt u. a. noch von der mangelnden effektiven Nachfrage bei 
fortschreitenden Konzentrationsprozessen aus, so sieht Deutschmann das Problem 
der effektiven Nachfrage eigentümlicherweise durch den Staatsinterventionismus als 
gelöst an (11), Stagnationstendenzen sind „verdeckt“ um den Preis wachsender 
Inflationsraten. Deutschmann knüpft in seinem Beitrag zunächst an die von 
Ch. Levinson (12) vertretende These an, nach der die Inflation auf den wachsenden 
Kapitalbedarf der großen Konzeren und die Schwierigkeit diesen zu befriedigen zu 
erklären ist: 


„Wenn Levinson von den Schwierigkeiten der Finanzierung des Kapitalbedarfes als dem Haupt- 
problem der kommenden Entwicklungsphase des Kapitalismus spricht, so wird damit nur der 
gleiche Sachverhalt empirisch umschrieben, den Marx theoretisch mit dem von ihm analysierten 
Grundgesetz der kapitalistischen Entwicklung faßt: dem Gesetz des tendenziellen Falls der 
Profitrate...“ (13). 


Wie Mattick (14) bestimmt allerdings auch Deutschmann den Widerspruch im 
Akkumulationsprozeß einseitig im Mangel an Mehrwert, der „zentrale(n) Ursache 
der kapitalistischen Krisentendenzen“ (15). Damit wird das Problem der Ent- 
wertung von Kapital (auch unter inflationistischen Bedingungen) ausgeblendet. Die 
Überakkumulation von Kapital und ihre Lösungsformen werden unzureichend ent- 
wickelt, wenngleich Deutschmann darstellt, daß die Inflation nur eine vorüber- 


10 A. a. O,., S. 103 

11 Deutschmann, a. a. O., S. 86 

12 Ch. Levinson, Wirtschaftskrise und Multinationale Konzerne, Reinbek b. Hamburg 1974 
13 Deutschmann, a. a. O., S. 86 

14 Mattick, a. a. O., S. 66-81; bes. S. 77 

15 Deutschmann, a. a. O., S. 85 
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gehende Lösungsform sein kann: „Die Inflation kann das Problem der Verwertung 
des Kapitals nicht lösen, die Geldexpansion kann die wirkliche Wertexpansion nicht 
ersetzen, sondern nur vortäuschen“ (16). Wird hier schon ein zentrales 
Problem — die Unterscheidung von nomineller und realer Akkumulation — benannt 
(wie auch schon bei Dähne und Blechschmidt u. a.), so gelingt es dem Verfasser 
nicht, die Bedingungen inflationärer Preisentwicklung, nämlich den Staatsinterven- 
tionismus und das Kreditsystem, immanent aus der Reproduktion des Kapitals zu 
entwickeln. 

Dieser Einwand ist auch gegenüber dem Beitrag Jochen Reiches (17) zu er- 
heben, der ebenfalls die Inflation als ein Versuch der Kapitale darstellt, über die 
„nominelle Akkumulation die reale‘ zu sichern; die „Finanzierung“ der Inflation 
wire mit der relativen Autonomie des Kreditzyklusses gegenüber dem industriellen 
Zyklus erklärt. Dieser Einschätzung aber liegt — ähnlich wie bei Mandel (18), auf 
den sich Reiche bezieht — ein problematisches Verständnis vom Verhältnis von 
Kreditzyklus und industriellem Zyklus zugrunde. Wir werden weiter unten darauf 
noch eingehen. Darüberhinaus ist aber bei Reiche die alternative Setzung von Infla- 
tion und Krise, wie sie aus der folgenden Passage deutlich wird, anzuzweifeln: 


„Der Kapitalismus muß in seiner Entwicklung an einen Scheidepunkt gelangen, wo ihm nur 
noch die Wahl (!) bleibt zwischen dem Weg in die offene Krise und Stagnation (um dadurch die 
Bedingungen für einen neuen Akkumulationszyklus zu schaffen) oder der permanenten Infla- 
tion als historischem Vehikel zur vorübergehenden Lösung der Schwierigkeiten der Akkumula- 
tion“ (19). 


Gerade die Wahl zwischen 5 % Arbeitslosenrate oder 5 % Inflationsrate besteht eben 
nicht mehr! — Auch wenn der Verfasser zunächst grundsätzlich richtig eine allge- 
meine Preiserhöhung im Abschwung begründet (,,.... selbst wenn das Einzelkapital 
seine Profitrate nich erhöhen, sondern nur stabilisieren will, ist es gezwungen, die 
Preise seiner Waren zu erhöhen, da anders seine Akkumulation nicht gelingen 
kann“ (20) ), fehlt hier — wie wir später in unserer Darstellung der Bedeutung der 
organischen Zusammensetzung und insbesonders des Fixkapitals zeigen 
werden — die materielle Begründung. 


4. 

Wir können jetzt, nach diesen kurzen Bemerkungen zu einigen neueren Beiträgen 
zur Inflationsproblematik, den Kern dieser Ansätze herausstellen: Inflation wird als 
Versuch des Kapitals begriffen, über die nominelle Akkumulation die reale zu 
sichern, d.h. mittels Preisaufblähung und Geldexpansion die Durchschnittsprofit- 
rate aufrechtzuerhalten. Hier wird der von Marx entwickelte Zusammengehang um- 
gekehrt. Es wird von dem Festhalten an einer gegebenen Durchschnittsprofitrate 


16 A.a.0.,S.87 

17 Vgl. Reiche, a. a. O., S. 78 
18 Mandel, a. a. O., S. 401 ff. 
19 Reiche, a. a. O., S. 77 

20 a.a. 0,58. 74 


zur Sicherung der „nominellen Akkumulation“ ausgegangen, aus der Durchschnitts- 
profitrate ergeben sich mit der Bildung von Produktionspreisen der Reallohn und 
die Mehrwertrate quasi als Restgrößen. Diese U- ıkehrung des eigentlichen Zu- 
sammenhangs darf aber — wie dies in den vorliege den Beiträgen geschieht — nicht 
nur als allgemeines Phänomen behauptet werden, sondern muß im Reproduktions- 


müssen. im  ashmenhäng der wirklichen Reproduktion und Akkumulation des 


Kapitals entwickelt werden. Wenn wir hier diese Mängel benennen, heißt dies aller- 


dings nicht, daß wir im "folgenden fähig wären, sie zu beheben, wohl aber ist damit 
die Richtung der zu leistenden Arbeit benannt. 


1. Der Preis als notwendige Erscheinungsform des Werts 


Die Produkte menschlicher Arbeit sind Werte, weil die Arbeit in spezifisch gesell- 
schaftlicher Form verausgabt wird: als tauschwert-setzende Arbeit. Der Begriff des 
Werts bezeichnet so ein gesellschaftliches Verhältnis, das als solches ebensowenig 
unmittelbar erscheint wie der Wert auch. Im einfachen Austauschverhältnis zweier 
Waren erscheint nicht deren Wert; er stellt sich vielmehr dar in zwei Tauschwerten, 
die den Waren dinghaft als ihre natürliche Eigenschaft anzuhaften scheinen. Wenn- 
gleich daher abstrakte Arbeit Substanz und die Zeitdauer ihrer Verausgabung Maß 
des Wertes sind, kann, weder die Arbeit als Substanz unmittelbar erscheinen noch 
die Arbeitszeit als unmittelbares Maß im Tauschverhältnis zweier Waren dienen. Die 
Ware ist in ihrer dinglichen Form Gebrauchswert (für andere als dem Warenbe- 
sitzer); im Austauschverhältnis zweier Waren findet ihr Wert seinen Spiegel im 
Gebrauchswert der einzutauschenden Ware, das Produkt abstrakt-menschlicher 
Arbeit findet so seinen Wertspiegel im Produkt konkret-nützlicher Arbeit, dem 
Gebrauchswert der Äquivalentware. Da es so viele Äquivalentwaren (Werispiegel) 
wie Austauschverhältnisse gibt, kann zunächst der Gebrauchswert jeder Ware als 
Wertspiegel aller anderen Waren dienen. Erst die Verallgemeinerung des Warenaus- 
tausches führt zur Aussonderung einer besonderen Ware als allgemeines Äquivalent 
für alle anderen Waren. Im Gebrauchswert dieser Äquivalentware drückt sich nun 
der Wert aller anderen Waren aus; es entsteht das Geld, das somit als besondere 
Ware gesellschaftlich gültiges Äquivalent wird. Der gesellschaftliche Charakter der 
warenproduzierenden Gesellschaft scheint sich so im Geld zu manifestieren; ge- 
nauer: erst im Geld erhält der Wert sein äußeres Maß; alle Warenwerte drücken sich 
in einer gemeinsamen Dimension aus. Die Arbeitszeit als Maß des Wertes findet ihr 
äußeres Maß in einem bestimmten Quantum der Geldware, dem Preis. „Der Preis ist 
der Geldnahme der in der Ware vergegenständlichten Arbeit“ (21). Erst in der äuße- 
ren Beziehung zum Geld findet der Gegensatz vom privat verausgabter und gesell- 
schaftlich notwendiger Arbeit seine Bewegungsform. Darin liegt in nuce die Mög- 


21 Karl Marx, Das Kapital, 1. Band (MEW 23) Berlin (DDR) 1962, S. 116 (im folgenden 
zitiert als Kapital 1) 
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lichkeit quantitativer Inkongruenz von Wert und Preis (worauf wir noch näher 
eingehen werden). 

Unterschiede in der Preisgröße können Verschiedenes ausdrücken: ‚einmal 
kann die Abweichung der Preise verschiedener Waren die unterschiedlichen Arbeits- 
quanta iderspiegeln, die in den Warenkörpern vergegenständlicht sind; zum ande- 
ren ermöglicht es die Preisform, daß Wert und Preis so differieren können, daß die 
in der Ware vergegenständliche Arbeitszeit nicht mit der Arbeitszeit übereinstimmt, 
die in der durch den Preisausdruck bestimmten Menge der Geldware verkörpert ist. 
In der Möglichkeit dieser Abweichung kommt zum Ausdruck, daß die für die Be- 
stimmung der Wertgröße durchschnittlich gesellschaftlich notwendige Arbeitszeit 
sich in einem beständigen Prozeß der Durchschnittsbildung aus den individuell ver- 
ausgabten Arbeitsquanta herausbildet. Die Preisform ist die Bewegungsform für 
diesen Prozeß der Vermittlung individueller und gesellschaftlicher Produktionsbe- 
dingungen: 

„Die Möglichkeit quantitativer Inkongruenz zwischen Preis und Wertgröße, oder der Ab- 
weichung des Preises von der Wertgröße, liegt also in der Preisform selbst. Es ist dies kein 
Mangel dieser Form, sondern macht sie umgekehrt zur adäquaten Form einer Produktionsweise, 


worin sich die Regel nur als blindwirkendes Durchschnittsgesetz der Regellosigkeit durchsetzen 
kann“ (22). 


Die Preisform als notwendige Erscheinungsform des Werts und Bewegungsform des 
Widerspruchs zwischen individuell verausgabter und durchschnittlich gesellschaft- 
lich notwendiger Arbeitszeit zur Herstellung einer Ware ist jedoch auf der Ebene der 
einfachen Warenzirkulation erst unvollständig bestimmt. 

Die nähere Bestimmung der für die Allgemeinheit der Warenform des Arbeits- 
produkts notwendigen Produktionsweise als kapitalistische Produktion und damit 
der Wertbildung als Verwertung von Wert oder Akkumulation von Kapital hat auch 
Konsequenzen für den Preis. „Der Preis, der ursprünglich nur als der Wert in Geld 
ausgedrückt erscheint, wird weiter fortbestimmt, als selbst spezifische Größe“ (23). 
Er muß dem Umstand Rechnung tragen, daß der kapitalistische Produktionsprozeß 
nicht nur widersprüchliche Einheit von Wertbildungs- und Arbeitsprozeß ist, son- 
dern von Verwertungsprozeß und Arbeitsprozeß. Infolgedessen gehen in die Preisbe- 
stimmung der Ware nicht nur die Momente der Wertbildung, sondern auch die der 
Verwertung mit ein, 

Damit ergibt sich die Notwendigkeit einer systematischen Abweichung des 
Preises von der Wertgröße durch die nähere Bestimmung der Arbeit als unter das 
Kapital subsumierte Lohnarbeit und folglich der Ware als Produkt des Kapitals. Die 
Entwicklung dieser systematischen Differenz führt uns zum Problem des Zu- 
sammenhangs der Kategorien Wert, Marktwert, Produktionspreis und Marktpreis. 
Bei der Behandlung dieser Kategorien geht es uns nicht um eine ausführliche Ab- 
leitung ihrer Genesis, sondern um eine auf unser Problem der Inflation hin orien- 


22 Kapital I, S. 117 
23 Karl Marx, Grundrisse der Kritik der politischen Ökonomie, Berlin (DDR) 1953, S. 336 
(im folgenden zitiert als Grundrisse) 
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tierte Darstellung der in ihnen ausgedrückten ökonomischen Verhältnisse. In der 
möglichen Abweichung des Preises vom Wert einer Ware erschien sowohl die Über- 
einstimmung der produzierten Menge dieser Ware mit dem Umfang des durch ihren 
Gebrauchswert zu befriedigenden gesellschaftlichen Bedürfnisses als zufällig, als 
auch die Gleichheit der aufgrund der Produktivkraft der Arbeit des individuellen 
Produzenten in der Ware vergegenständlichten mit der zu ihrer Herstellung durch- 
schnittlich gesellschaftlich notwendigen Arbeitszeit. 

Die Herrschaft der gesellschaftlichen oder Durchschnittsbedingungen der 
Produktion macht sich dem individuellen Produzenten gegenüber geltend durch die 
Herausbildung eines Marktwerts für ‚alle Waren derselben Art. Unter der Voraus- 
setzung, daß der tatsächliche Verkaufspreis dieser Waren der Geldausdruck ihres 
Marktwerts ist, fällt den unter günstigeren als den Durchschnittsbedingungen pro- 
duzierenden Produzenten ein Extramehrwert zu, während die überdurchschnittlich 
viel Arbeit enthaltenden Waren ihren Verkäufern nur einen unterdurchschnittlichen 
Mehrwert anzueignen erlauben. In dieser Beziehung des „individuellen Werts“ zum 
Marktwert jeder Ware wird schon das Verhältnis der kapitalistischen Produzenten 
zueinander als Konkurrenz sichtbar, denn nur durch beständige Erhöhung der 
Arbeitsproduktivität können sie den individuellen Wert ihrer Waren unter den 
Marktwert senken und so einen Extramehrwert erzielen bzw. umgekehrt die durch 
die Produktivkraftsteigerungen bei den anderen Herstellern derselben Waren be- 
wirkte Marktwertsenkung kompensieren. 

Aber die vorausgesetzte Gleichheit der produzierten Waren als Gebrauchs- 
werte und damit der sie hervorbringenden konkret — nützlichen Arbeit beschränkt 
die Konkurrenz auf Produktionsbereich und Markt dieser qualitativ gleichartigen 
Waren und ist unvereinbar mit der für die Warenzirkulation konstitutiven Bedingung 
der Verschiedenheit der Waren als Gebrauchswerte. Das heißt aber: der Produk- 
tionsprozeß ist noch nicht als Stadium im Kreislauf des Kapitals entwickelt, daher 
die Bedingungen der Produktion noch nicht als formbestimmendes Moment in die 
Bewegung des gesellschaftlichen Gesamtkapitals aufgenommen. Insbesondere sind 
die spezifischen Schranken, die sich aus den technischen Bedingungen des Arbeits- 
prozesses und seines Mittelcharakters für den Verwertungsprozeß ergeben in der 
Wertform als bloßem Geldausdruck des Werts noch nicht enthalten. 

Der immanente Zweck der kapitalistischen Produktion, nämlich rastlose Ver- 
mehrung des Werts und die damit gesetzte Gleichgültigkeit des Werts gegenüber dem 
Gebrauchswert, stehen im Widerspruch zu den besonderen Bedingungen des Ver- 
wertungsprozesses, die sich aus den technischen Verhältnissen des Arbeitsprozesses 
als Mittel des Verwertungsprozesses ergeben. Verschiedene Waren erfordern zu ihrer 
Produktion aus technischen Gründen unterschiedliche Quanta lebendiger Arbeit im 
Verhältnis zur Menge der gegenständlichen Produktionsmittel. Gleiche Kapital- 
massen — ausgelegt in einem unterschiedlichen Verhältnis von Produktionsmitteln 
und Arbeitskraft — würden beim Verkauf zu Marktwerten aus technischen Gründen 
in unterschiedlichen Wert- und Mehrwertmassen resultieren, da ja nur die lebendige 
Arbeit Wert erhält und Neuwert schafft und gleiche Kapitalmassen unterschiedlich 
viel Arbeiter beschäftigen würden. 


Da die kapitalistische Warenproduktion zugleich die unaufhebbare aus den 
Bedingungen der des Arbeitsprozesses resultierende Verschiedenheit der Kapitalver- 
wertung und ihre tendenzielle Gleichheit in allen Produktionssphären (durch das 
Streben jedes Einzelkapitals nach größtmöglicher Verwertung und seine Mobilität 
über die Sphärengrenzen hinweg) umschließt, muß der hier erneut, aber konkreter 
als Verhältnis von Wertbildung und Verwertung entwickelte Widerspruch zwischen 
Individualität und Gesellschaftlichkeit über eine entsprechende Fortbildung der 
Form aufgehoben werden, durch die seine Pole vermittelt sind: an die Stelle des 
Wertpreises tritt der Produktionspreis (24). Durch die Bestimmung der Preisgröße 
nach dem Bildungsgesetz des Produktionspreises stellt sich die Ware als Produkt des 
Kapitals und nicht der Arbeit dar, denn die Realisierung des Produktionspreises 
garantiert durchschnittliche Verwertung des in ihrem Produktionsprozeß gebunde- 
nen individuellen Kapitals — unabhängig von der Größe des in diesem Prozeß er- 
zeugten Mehrwerts. An die Stelle des Mehrwerts beim Wertpreis tritt also beim 
Produktionspreis eines Warenkapitals der Durchschnittsprofit, dessen Größe vom 
Verhältnis der gesellschaftlich insgesamt erzeugten Mehrwert — oder Profitmasse 
zum gesellschaftlichen Gesamtkapital (Durchschnittsprofitrate) sowie von der Masse 
des für die Produktion der betrachteten Warenmasse ausgelegten Kapitals abhängt. 
Kapitalistische Warenproduktion setzt daher die beständige Bildung einer gesell- 
schaftlichen Durchschnittsprofitrate voraus. Die Durchschnittsprofitrate resultiert 
jedoch nicht aus einem gemeinsamen Wertumverteilungsplan der „im Gesamtkapital 
organisatorisch zusammengefaßten Einzelkapitale‘“ oder aus einem staatlichen 
System von Steuern und Subventionen, sondern sie ist das Ergebnis der kapitalisti- 
schen Konkurrenz. Sie ist daher nie oder doch nur zufällig real vorhanden; vielmehr 
macht sie sich als die Aktion der Einzelkapitale bestimmende und durch sie be- 
stimmte Tendenz geltend. Der Prozeß der Durchschnittsbildung vollzieht sich natür- 
lich nur über den Zeitraum des ganzen industriellen Zyklus’ hinweg. Hier zeigt sich 
erneut die Bedeutung der Form des Preises (hier: des Produktionspreises) für die 
Durchsetzung des Wertgesetzes. 

In der Preissetzung seiner Waren bringt jeder Kapitalist zum Ausdruck, daß er 
durch ihre Realisierung am Markt einen Anteil am Gesamtprofit im Verhältnis zur 
Größe seiner Kapitalauslage beansprucht. Führt der tatsächlich erzielbare Markt- 
preis zur Realisierung der gesellschaftlichen Durchschnittsprofitrate, so entspricht 
er dem Marktproduktionspreis. Abgesehen davon, daß zufällige Abweichungen des 
Marktpreises vom Marktproduktionspreis, die sich aus dem wechselnden Verhältnis 


24 „Was die Konkurrenz, zunächst in einer Sphäre, fertigbringt, ist die Herstellung eines 
gleichen Marktwerts und Marktpreises aus den verschiedenen individuellen Werten der 
Waren. Die Konkurrenz der Kapitale in den verschiedenen Sphären aber bringt erst 
hervor den Produktionspreis, der die Profitraten zwischen den verschieden Spären egali- 
siert, Zu dem letzteren ist höhere Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise 
erheischt als zu dem frühern.‘ Karl Marx, Das Kapital, 3. Band (MEW 25), Berlin (DDR) 
1964 S. 190 (im folgenden zitiert als Kapital III); Wertpreis ist der später bei Marx als 
Marktwert (-preis) im Verhältnis der Konkurrenz näher bestimmte Geldausdruck des 
Werts, Vgl. dazu Kapital III S. 184 


246 


von Angebot und Nachfrage ergeben, zu erratischen Schwankungen der Verwer- 
tungsraten aller individuellen Kapitale einer Sphäre führen, unterscheiden sich deren 
tatsächliche Profitraten auch aufgrund unterschiedlicher Produktionsbedingungen 
bei den einzelnen Kapitalen. Sie führen dazu, daß die individuellen Produktions- 
preise teilweise über dem Marktproduktionspreis liegen und teilweise darunter, weil 
die Kostpreise (Kosten) der Waren einiger Kapitale über dem durchschnittlichen 
Kostpreis, andere darunter liegen, so daß der Verkauf zum Marktproduktionspreis 
bei den kostenungünstiger produzierenden Kapitalen zu unterdurchschnittlicher 
Verwertung des vorgeschossenen Kapitals (Minderprofiten) und bei den anderen zu 
überdurchschnittlicher Verwertung (Extraprofiten) führt. Während die Konkurrenz 
zwischen den Kapitalen einer Sphäre die Abweichungen der individuellen Produk- 
tionspreise vom Marktproduktionspreis immer wieder verringert durch die Verallge- 
meinerung der kostengünstigsten Produktionstechnik und den Untergang der sich 
mit weit unterdurchschnittlicher Rate verwertenden Kapitale, kann der Marktpro- 
duktionspreis sich nur zum Schwankungszentrum der Marktpreise herausbilden, 
indem das Kapital in die Produktionssphäre strömt, in denen der Marktpreis auf 
längere Sicht eine überdurchschnittliche Profitrate ermöglicht. Die Mobilität des 
Kapitals erfordert ein entwickeltes Kreditsystem und eine entsprechende Mobilität 
der Arbeitskraft oder ausreichende Überschußarbeitsbevölkerung. 

Es soll hier nicht weiter auf die mit dem Ausgleich der individuellen Profit- 
raten zur Durchschnittsprofitrate verbundenen Probleme eingegangen werden. Für 
unsere Zwecke reicht es aus, dargestellt zu haben, wie die Fortbestimmung der 
Ware — ursprünglich bloß Produkt der Arbeit, jetzt Existenzform des sich ver- 
wertenden Kapitalwerts— in der Form des Preises ‚‚als selbst spezifischer Größe“ 
notwendig ihren Niederschlag findet. Aber der Prozeß der Verwertung des Werts 
oder Reproduktion des Kapitals ist Kreislaufprozeß durch die drei Stadien oder 
Existenzformen des prozessierenden industriellen Kapitals als Geldkapital, produk- 
tives Kapital und Warenkapital Und dieser Kreislauf, in dem nicht nur die Erhal- 
tung des Kapitalwerts stattfindet, sondern auch seine quantitative Vergrößerung, 
braucht Zeit. So kann es kommen, daß die in seiner Preissumme vorausgesetzte 
Verwertung des Kapitalwerts nicht (voll) realisiert wird. 

Die kapitalistische produzierten Waren stellen zunächst Warenkapital dar, in 
dem ein bestimmter Mehrwert enthalten ist. Aber wie in der einfachen Warenzirku- 
lation die „Preisform die Veräußerlichkeit der Waren gegen Geld und die Notwen- 
digkeit dieser Veräußerung“ (25) einschließt und der Preis der einzelnen Ware ein 
„ideeller“, weil noch nicht im Geld realisierter Wertausdruck ist, so ist „das Waren- 
kapital an sich zugleich Geldkapital, d. h. bestimmte Wertsumme, ausgedrückt im 
Preis der Ware. Als Gebrauchswert ist es bestimmtes Quantum bestimmter Ge- 
brauchsgegenstände, ... Aber als Geldkapital an sich, als potentielles Geldkapital, 
ist es beständiger Expansion und Kontraktion unterworfen (26). Diese Expansion 
und Kontraktion, deren Ursachen in der Dynamik des kapitalistischen Krisenzyklus 


25 Kapital I, S. 118 
26 Kapital III, S. 507 f. 
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zu sehen sind, drückt sich aus in entsprechenden Preisveränderungen der Waren, 
auch nachdem diese bereits produziert worden sind, nachdem also ihr Produktions- 
preis schon durch die Produktionskosten und die Durchschnittsprofitrate bestimmt 
worden ist. Bei Kontraktion findet Minderverwertung produzierter Werte, bei 
Expansion Extra-Verwertung statt — beides Momente im Verlauf des industriellen 
Zyklus, die sich nur Geltung verschaffen können, weil die Preisgröße den Durch- 
schnittsbedingungen der Wertbildung resp. Verwertung nicht unmittelbar zu ent- 
sprechen braucht (27). Es scheint so, als ob die Preisbewegung unabhängig von der 
Wertbewegung wäre. Aber wie wir gesehen haben, ist die Preisform der Waren auch 
die vermittelnde Form, durch die die individuelle Produktion von Gebrauchswerten 
an die gesellschaftlichen Bedingungen „erinnert“ wird, unter denen sie Gebrauchs- 
werte für andere, Tauschwerte oder Waren, hervorbringt. In der Preisform tun die 
Waren kund, daß sie durch Verwandlung in Geld als Tauschwerte realisiert werden 
wollen; und wenn diese Realisierung nicht gelingt, findet Entwertung statt. 

Damit erfährt das einzelne Kapital sein stetiges Dilemma, daß es nämlich als 
Einzelkapital privat produziert und insoweit der Kapitalist der „Meister aller Pro- 
duktionsfaktoren“ ist, aber in der Preissetzung der produzierten Waren bereits auf 
die allgemeine gesellschaftliche Ware (das Geld) Bezug genommen wird und bei der 
Verwirklichung dieses gesellschaftlichen Bezugs, beim Verkauf der Waren, nun 
Momente eine Rolle spielen, die jenseits seiner Kontrolle, Planung und Voraussicht 
liegen und ihm ein Schnippchen schlagen können. Zwischen dem Preis als ideellem 
Wertausdruck und dem realisiertem Preis liegt der Akt des Austausches oder — 
verallgemeinert — die Zirkulation, und hier machen sich jene gesellschaftlichen 
Bedingungen seiner Existenz geltend, die dem Einzelkapitalisten als äußere Zwangs- 
gewalt „des Marktes“ erscheinen. Wert und Preis bzw. Marktproduktionspreis und 
Marktpreis können somit auseinanderfallen, und sie werden dies regelmäßig tun. 
Dabei bedeutet dieses Auseinanderfallen zweierlei: Einmal nämlich ist es Ausdruck 
der Naturwüchsigkeit des Wirtschaftsprozesses unter kapitalistischen Bedingungen, 
wo das, was geplant und erwartet wird, keineswegs als wirkliches Resultat einzutre- 
ten braucht. Die gesellschaftlichen Bedingungen wirken somit für das einzelne 
Kapital vor allem über den realisierbaren Preis in seine Sphäre zurück. 

Zum anderen hatten wir gesehen, daß der Preis als Produktionspreis notwen- 
dig vom Wertpreis abweicht. Der Produktionspreis hatte sich als die Form erwiesen, 
in der das Gesetz der Wertbildung (Wertgesetz) nicht nur mit dem der Verwertung 
des Kapitals vereinbar ist, sondern einerseits dessen Grundlage ist, andererseits sich 
selbst erst konstituiert durch die Verallgemeinerung der Warenform des Arbeits- 
produkts im Zuge der Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise. 


27 Dies ist — wie wir noch zeigen werden — für die Bedingung der Reproduktion des Kapi- 
tals bei Inflation von Bedeutung. Denn auch bei Kalkulation zu Wiederbeschaffungs- 
kosten bleibt die Summe der „Abschreibungen“ hinter dem Wiederbeschaffungspreis 
zurück. 
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2. Funktionen des Geldes und die abstrakte Möglichkeit der Inflation (28) 


Der Wert nimmt im Geld selbständige dingliche Gestalt an; seine Substanz, abstrakt 
allgemeine Arbeit, erhält so eine äußere Gestalt in der Geldware. Das Geld wird zum 
Maß der Werte. Die Wertgröße, quantitativ bestimmt durch die zur Produktion der 
Ware notwendige, durchschnittliche Arbeitszeit, findet eine äußere Entsprechung in 
dem jeweiligen Quantum der Geldware. Jedoch wird die durchschnittlich gesell- 
schaftlich notwendige Arbeit nicht direkt in einem bestimmten Preis repräsentiert; 
vielmehr hängt der jeweilige Preisausdruck des Werts in quantitativer Hinsicht vom 
Maßstab ab, an dem die Preise gemessen werden. Das Geld mit seiner Funktion als 
Maßstab der Preise ermöglicht es so grundsätzlich, daß die Preisbewegung gegenüber 
der Wertbewegung sich dadurch „verselbständigt‘‘, daß der Maßstab sich ändert, 
über den Arbeitszeit in Mengeneinheiten der Geldware übersetzt wird. Die fort- 
laufende „Streckung“ dieses Maßstabs, die wir als eine Ausdrucksform der Inflation 
bezeichnen können, ergibt sich als Möglichkeit aus den Funktionen des Geldes. 
Darauf soll in diesem Abschnitt näher eingegangen werden. 

Wir sahen bereits, daß die mit seinem Bildungsprozeß unmittelbar gesetzte 
Funktion des Geldes darin besteht, allgemeines Maß der Warenwerte zu sein. Weiter 
ergaben sich aus der Notwendigkeit der Erscheinung des Werts als Tauschwert einer- 
seits — aufgrund der ideellen Beziehung der Ware auf das Geld im Preis — die Funk- 
tion des Geldes als Maßstab der Preise und andererseits — aufgrund der wirklichen 
Beziehung der Waren aufeinander im Austauschprozeß über das Geld — dessen 
Funktion als Zirkulationsmittel. Aus der Funktion des Geldes als Zirkulationsmittel 
geht nun aber seine besondere Gestalt als Münze oder Wertzeichen hervor. Münze 
wird das Geld zunächst durch Prägung in Einheiten, die die Preise oder Geldnamen 
der Waren unmittelbar in wirklichem Geld auszudrücken gestatten. Im einfachen 
Zirkulationsprozeß Ware — Geld — Ware, dessen Ziel die Konsumtion ist, ist das 
Geld jedoch nur verschwindender Mittler zwischen den Extremen W - W. Es kommt 
allein auf seine Funktion als gemeinsamer Nenner an, solange die Kontinuität des 
Prozesses gewahrt bleibt. Daher kann das wirkliche Geld durch ein bloßes Zeichen 
seiner selbst ersetzt werden (29), wenn die Rückverwandlung der unterwertigen 
Münze oder des Zeichengeldes (Papiergeldes) in die eigentliche Geldware jederzeit 


28 Die Darstellung in diesem Abschnitt ist in einigen Passagen identisch mit den Ausfüh- 
rungen R. Künzeis zu den Funktionsbestimmungen des Geldes in seiner noch unver- 
öffentlichten Dissertation: Die Krisentendenz der auf den Wert gegründeten Produktions- 
weise — Versuch einer Explikation des Marxschen Krisenbegriffs, FU Berlin 1974 

29 Warum diese Möglichkeit historisch zur Wirklichkeit wurde, erklärt Marx aus der „natur- 
wüchsigen Tendenz des Zirkulationsprozesses, das Goldsein der Münze in Goldschein 
oder die Münze in ein Symbol ihres offiziellen Metallgehalts zu verwandeln“, in dem 
durch den Verschleiß der Goldmünze im Umlauf „Goldtitel und Goldsubstanz, Nominal- 
gehalt und Realgehalt ... ihren Scheidungsprozeß‘‘ von selbst beginnen. Die daraus 
resultierenden Störungen des Zirkulationsprozesses führten zur staatlichen Wertgarantie 
(Konvertibilität in vollwertiges Geld) und nahmen der stofflichen Substanz der Münze 
ihre Bedeutung. Siehe Marx, Kapital I, S. 139 
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garantiert ist. Diese Garantie gibt der Staat bei der Ausgabe von Staatspapiergeld 
mit Zwangskurs und der Prägung von metallischen Geldmarken, deren Nominalwert 
über ihrem Metallwert liegt. Damit jedoch die Geldsubstitute die Funktion des 
Geldes als Maßstab der Preise nicht beeinträchtigen, dürfen sie nur in dem Umfang 
anstelle der Geldware (z. B. des Goldes) umlaufen, der sich erfahrungsgemäß als 
Minimum der Masse des ständig fungierenden Zirkulationsmittels feststellen 
läßt (30). „Nur sofern das Papiergeld Goldquanta repräsentiert, die, wie alle andren 
Warenquanta, auch Wertquanta, ist es Wertzeichen“ (31). D.h. mit der Ver- 
drängung des wirklichen Geldes aus der Zirkulation durch bloße Wertzeichen, insbe- 
sondere durch Staatspapiergeld mit Zwangskurs, „die vollendete Form des Wert- 
zeichens, und die einzige Form des Papiergeldes, die unmittelbar aus der metalli- 
schen Zirkulation oder der einfachen Warenzirkulation herauswächst“ (32), ist die 
Form oder abstrakte Möglichkeit für die Inflation gegeben, nicht jedoch ihre Ur- 
sache. Wird nämlich mehr Papiergeld in die Zirkulation geworfen oder weicht in 
entsprechender Weise sein Zwangskurs gegen Gold vom Tauschverhältnis des Goldes 
zur übrigen Warenwelt ab, so erhalten die Waren zunächst unterschiedliche, nämlich 
höhere Papiergeld- als Goldpreise. Die damit verbundene Störung der Warenzirkula- 
tion führt entweder zur Stillegung des überschüssigen Teils der Papiernoten bzw. zur 
Korrektur des Kurses oder zur vollständigen Verdrängung des Papiergeldes aus der 
Zirkulation durch wirkliches Geld: Gold (33). Die mit diesem Vorgang verbundene 
Störung des Warenverkehrs ist hier natürlich nur technisch begründet. Der techni- 
sche Grund erscheint jedoch als ökonomische Ursache, weil der den wirklichen 
Zusammenhang verkehrende Eindruck, als hänge der Wert der Waren nur von der 
Masse des sie zirkulierenden Geldes ab, als sei also nicht auch das Geld Ware (gerade 
durch die mit der Inflationierung des Zirkulationsmittels verbundene Steigerung der 
Warenpreise bestätigt zu werden scheint (34). 


30 Siehe Marx, KI, MEW 23, S. 141 ff. 

31 Ders., a. a. O., S. 142 

32 Marx, Zur Kritik der Politischen Ökonomie, in: MEW Bd. 13, Berlin (DDR), $. 95 

33 Um dem Mißverständnis einer quantitätstheoretischen Deutung des Zusammenhangs 
zwischen Preisniveau und Geldmenge vorzubeugen, erscheint eine Präzisierung ange- 
bracht. Während die quantitätstheoretische Interpretation der Identität MU=PH als 
Funktionalzusammenhang die Abhängigkeit des PreisniveausP von der Geldmenge M 
behauptet, wenn das Handelsvolumen bzw. die zu zirkulierende Warenmasse H gegeben 
ist und die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes U von den technischen Bedingungen des 
Zahlungsverkehrs und von den Zahlungssitten bestimmt wird und als konstant angesehen 
werden kann, hängt tatsächlich, wie wir gesehen haben, die zu realisierenden Preis- 
summe PH von der in der Warenmasse H vergegenständlichten toten und lebendigen 
Arbeitszeit, so daß die bei gegebener Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes für die Zirkula- 
tion der Waren notwendige Geldmenge die abhängige Größe ist. Die Bedingungen der 
Wert- und Preisbildung im Verwertungsprozeß des Kapitals bestimmen also die umlau- 
fende Geldmenge und nicht umgekehrt. Als Ausnahme kann nur der Fall der Aneignung 
eines wachsenden Teils des Produktenwerts durch den Staat im Wege der defizitären 
Finanzierung seiner Ausgaben über die Notenpresse bei reiner Staatspapiergeld währung 
(z. B. Kriegsfinanzierung) gelten. 

34 Hinzu kommt der der bloßen Form des Zirkulationsmittels als Papiergeld geschuldete 
Schein, als repräsentiere es den Wert der Ware unmittelbar, „während die Goldmünze 
augenscheinlich nur den Wert der Waren repräsentiert, soweit dieser selbst in Gold ge- 
schätzt oder als Preis dargestellt ist.‘‘ Marx, Zur Kritik... ., MEW 13, 8. 100 £. 
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„Das Verhältnis, worin das Wertzeichen, sei es Papier oder gefälschtes Gold oder Silber, dem 
Münzenpreis gemäß berechnete Gold- oder Silbergewichte vertritt, hängt ab, nicht von seinem 
eignen Material, sondern von seiner in Zirkulation befindlichen Quantität. Die Schwierigkeit im 
Verständnis dieses Verhältnisses entspringt daher, daß das Geld in den beiden Funktionen als 
Maß der Werte und als Zirkulationsmittel nicht nur umgekehrten, sondern dem Gegensatz 
beider Funktionen scheinbar widersprechenden Gesetzen unterworfen ist. Für seine Funktion 
als Maß der Werte, wo das Geld nur s Rechengeld dient und das Gold nur als ideelles Gold, 
kommt alles auf das natürliche Material an. In Silber geschätzt oder als Silberpreise stellen sich 
die Tauschwerie natürlich ganz anders dar als in Gold geschätzt oder als Goldpreise. Umgekehrt 
in seiner Funktion als Zirkulationsmittel, wo das Geld nicht nur vorgestellt ist, sondern alsein 
wirkliches Ding neben den andern Waren vorhanden sein muß, wird sein Material gleichgültig, 
während alles von seiner Quantität abhängt. Für die Maßeinheit ist es entscheidend, ob sie ein 
Pfund Gold, Silber oder Kupfer ist, während bloße Anzahl die Münze zur entsprechenden 
Verwirklichung jeder dieser Maßeinheiten macht, weiches immer ihr eigenes Material sei: Es 
widerspricht aber dem gemeinen Menschenverstand, daß bei dem nur gedachten Geld alles von 
seiner materiellen Subsianz und bei der sinnlich vorhandenen Münze alles von einem idealen 
Zahlenverhältnis abhängt“ (35). 


Die Überfüllung der Zirkulationskanäle mit konvertiblem Staatspapiergeld und da- 
rauf folgende allgemeine Diskreditierung des Geldsurrogats (Inflation) muß aber 
nicht allein darauf zurückzuführen sein, daß die umlaufende Papiergeldmenge dem 
Maximum der durch sie zu realisierenden Preissumme der Waren angepaßt worden 
ist und so bei deren Kontraktion ihr Maß, die an ihrer Stelle zirkulierbare Gold- 
menge, überschreitet. Da das Geld als Zirkulationsmittel immer Kaufmittel ist, 
wächst relativ zur Preissumme der auszutauschenden Waren die Zirkulationsmittel- 
menge auch in dem Maße, in dem es innerhalb der Zirkulation (36) von seiner 
Kaufmittelfunktion suspendiert wird. Nicht-Kaufmittel innerhalb der Zirkulation 
kann das Geld aber nur sein, wenn die Veräußerung der Ware als Gebrauchswert mit 
der Realisierung ihres im Preis ideell gesetzten Tauschwerts zeitlich auseinanderfällt. 
„Der Verkäufer wird Gläubiger, der Käufer Schuldner. Da die Metamorphose der 
Ware oder die Entwicklung ihrer Wertform sich hier verändert, erhält auch das Geld 
eine andre Funktion. Es wird Zahlungsmittel“ (37). Der Tauschwert, das Geld, ist 
hier nur ideell gesetzt, auf Seiten des Verkäufers weiterhin im Preis der Ware — auf 
Seiten des Käufers vertritt dieser selbst symbolisch das Geld. „Wie aber früher die 
allgemeine Symbolik des Wertzeichens die Garantie und den Zwangskurs des 
Staates, ruft jetzt die persönliche Symbolik des Käufers gesetzlich erzwingbare 


35 Marx, Zur Kritik... MEW 13, 8. 99 f, Die infolge der Schwierigkeit der administrativen 
Aufrechterhalten dieses idealen Zahlenverhältnisses gegebene Möglichkeit der Zirkula- 
tionsstörung durch allgemeine Diskreditierung des Papiergeldes erscheint hier noch inso- 
weit als technisches Problem, als die ökonomische Formbestimmung des bürgerlichen 
Staates und seiner besonderen Funktion als Münzer und Festsetzer des Maßstabs der 
Preise nicht entwickelt ist. Siehe hierzu vor allem den Ansatz von Blanke, Jürgend und 
Kastendiek, Zur neueren marxistischen Diskussion über die Analyse von Form und Funk- 
tion des bürgerlichen Staates. Überlegungen zum Verhältnis von Politik und Ökonomie, 
PROKLA 14/15, IV. Jg. 1974, Nr. 3, 8. 51 ft. 

36 Ist die Aufhebung der Kaufmittelfunktion des Geldes mit seiner Entfernung aus der 
Zirkulation verbunden, so erstarrt es zum Schatz, 

37 Marx, Kapital I, S. 149, Hervorhebung durch die Verfasser. 
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Privatkontrakte unter den Warenbesitzern hervor“ (38). Als Zahlungsmittel fungiert 
das Geld daher in doppelter Weise nur ideell, als Wertmaß im Preis der Ware und 
dementsprechend bei der Festsetzung der Höhe der Kaufschuld, und als ideelles 
Kaufmittel. Erst bei Fälligkeit des Kontrakts tritt es in die Zirkulation ein und 
schließt den Prozeß, den es nicht selbst vermittelt hat, selbständig ab, falls nicht die 
Möglichkeit des rechnerischen Ausgleichs wechselseitiger Forderungen gegeben ist 
oder das Schuldzertifikat zur Begleichung eigener Obligationen verwendet werden 
kann. Im ersten Fall fungiert das Geld überhaupt nur als ideelles Rechen- oder 
Buchgeld; im zweiten ist seine Funktion als ideelles Zahlungsmittel Grundlage der 
Entwicklung des Kreditwesens. Nur im Umfang der Salden wechselseitiger Zah- 
lungsverpflichtungen wird wirkliches Geld zur Realisierung der Warenpreise notwen- 
dig, so daß die Geldmenge relativ zur Preissumme der Waren mit der Ausdehnung 
der Kreditsumme wächst. 

Umgekehrt ergibt sich hieraus, daß die realisierbare Preissumme der Waren 
wachsen kann, ohne daß die als Zirkulationsmittel fungierende Geldmenge zuneh- 
men muß, wenn sich das Kreditvolumen entsprechend ausdehnt (39). 

“Für die Funktion als Zahlungsmittel hängt alles von der Eignung des Geldes 
als Maß der Werte ab. Dazu muß es selbst Wert sein, wie das Gold, oder sich 
jederzeit zu einem festen Kurs in die produzierte Geldware verwandeln lassen. Es ist 
dann Goldsurrogat, wie das Staatspapiergeld mit Zwangskurs, und spiegelt in seinen 
Kursveränderungen nur die Wertschwankungen der wirklichen Geldware im Verhält- 
nis zu allen übrigen Waren wider (40). Gilt das Papiergeld jedoch als gesetzliches 
Zahlungsmittel ohne Einlösungszwang in Gold, so verliert es in einem gemischten 
Währungssystem sofort seine Funktion als allgemeine Ware der Kontrakte an das 
Gold. Denn die Preisbewegung kann nur dann Index für die Veränderung der Waren- 
werte sein, wenn dem Verhältnis zwischen der Menge der Geldware und der Waren- 
menge, deren Wert sich so als Preis darstellt, als gemeinsame Basis die für die 
Produktion beider Waren jeweils durchschnittliche gesellschaftlich notwendige 
Arbeitszeit zugrunde liegt. Eine allgemeine Erhöhung der Produktivkraft der gesell- 
schaftlichen Arbeit, die auch die Goldproduktion verbilligt, drückt sich allerdings 
nicht in einem Fall der Warenpreise aus, so daß dieselbe Geldsumme eine geringere 
Wertmasse repräsentiert. Da die geringere Wertmasse jedoch derselben Gebrauchs- 
wertmasse entspricht, garantieren die in Goldpreisen ausgefertigten Kontrakte die 
Konstanz der dem Geldverhältnis zugrundeliegenden stofflichen oder Gebrauchs- 
wertbedingungen. Bleibt aber, wie zu vermuten ist, die Produktivkraftentwicklung 
in der Goldproduktion weit hinter der Entwicklung der Arbeitsproduktivität in den 


38 Marx, Zur Kritik... ., MEW 13, S. 117 

39 Vgl. hierzu den Zusammenhang zwischen industriellem Zyklus und Kreditzyklus in Ab- 
schnitt 4 und 6. 

40 Einflüsse der Spekulation bleiben hier außerhalb der Betrachtung. 
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übrigen Produktionsbereichen zurück (41), so bleibt die Konstanz der Wertmaß- 
funktion des Geldes gewährleistet, und die’ Produktivitätssteigerung drückt sich in 
einer Kontraktion des Preismaßstabs, d. h. allgemein fallenden Preisen aus. Während 
also in jedem Fall beim produzierten Geld die Wertmaßfunktion auf der Basis seines 
eigenen Wertseins beruht, verschmilzt im Wertschein des reinen Staatspapiergelds 
die Wertmaß- mit der Preismaßfunktion. Die Funktionsfähigkeit des Staatspapier- 
gelds als Wertmaß scheint von der relativen zeitlichen Konstanz der Warenpreise 
abzuhängen. Aber relativ in Bezug worauf? Auf die Entwicklung der Arbeitspro- 
duktivität? Die Produktivkraft der Arbeit gehört jedoch der konkreten Arbeit an, 
der Wert, dessen adäquate gegenständliche Repräsentanz durch die Geldware im 
Preis der Ware unterstellt ist, drückt jedoch abstrakte, allgemein menschliche Arbeit 
aus. Konnte das allgemeine Äquivalent als Ware nur deshalb Maßstab der Preise sein, 
weil es wegen seiner Eigenschaft, selbst Ware, als auch Wert zu sein, als Maß der 
Warenwerte fungierte, so ist dieser Zusammenhang im reinen Staatspapiergeld voll- 
ständig ausgelöscht. Das Staatspapiergeld ist die praktische Verwirklichung des dem 
Wertzeichen überhaupt angehörenden Scheins, als repräsentiere es unmittelbar den 
Wert der Ware. Es stellt die unlösbare Verschmelzung der einander entgegengeseiz- 
ten Funktionen des Geldes dar, Maß der Werte und Maßstab der Preise zu sein, denn 
es leitet seine Maßstabsfunktion nicht aus einer festen Beziehung zu einer besonde- 
ren Ware, der allgemeinen Äquivalentware ab. Konnte die durch Überschwemmen 
der Zirkulation mit Konvertierbarem Papiergeld ausgelöste allgemeine Preissteige- 
rung noch auf diese Unverhältnismäßigkeit der Zirkulationsmittelmenge zurückge- 
führt und durch entsprechende Kontraktion des Preismaßstabs (‚‚Umwertung‘“, 
„Währungsreform‘“) Korrigiert werden, so läßt sich beim reinen Staatspapiergeld der 
Einfluß der Geldmenge vom Einfluß der Entwicklung der Arbeitsproduktivität auf 
die Warenpreise nicht mehr trennen. Für seine Zirkulationsfunktion ist das weniger 
von Bedeutung — denn es selbst ist im Grunde die Erhebung dieser Funktion, die 
nur ideelles Geld unterstellt, zum allgemeinen Prinzip — aber als Zahlungsmittel 
muß es ein verläßliches und möglichst stabiles Wertmaß sein. Die Koppelung seiner 
Qualität als Zahlungsmittel an seine Funktionsfähigkeit als Zirkulationsmittel, bei 
der es nur auf seine Quantität ankommt, verkehrt die im Geld als Zirkulations- und ' 
Zahlungsmittel gegebene Form für die Inflation in eine mögliche, hier zunächst nur 
technisch bestimmte Inflationsursache. 

Der bloß formelle Charakter der staatlichen Garantie der Wertmaßfunktion 
des Geldes wird deutlich, sobald es die innere Zirkulation verläßt und als Weltgeld 
den internationalen Warenverkehr vermittelt. 


„Mit dem Austritt aus der inneren Zirkulationssphäre streift das Geld die dort aufschießenden 
Lokalformen von Maßstab der Preise, Münze, Scheidemünze und Wertzeichen, wieder ab und 
fällt in die ursprüngliche Barrenform der edlen Metalle zurück... Erst auf dem Weltmarkt 


41 Zu bedenken ist vor allem, daß der physische Verschleiß des Goldes als Geldware relativ 
gering ist und die Kapitalisten bemüht sind, die Geldmenge zu ökonomisieren, da ihre 
Erhaltung und Vermehrung zu den faux frais der kapitalistischen Produktion zählt. Die 
Produktivkraftsteigerung in der Goldproduktion wird daher ohnehin nicht unmittelbar in 
einer entsprechenden, Vergrößerung der Geldmenge resultieren. 
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funktioniert das Geld in vollem Umfang als die Ware, deren Naturalform zugleich unmittelbar 
gesellschaftliche Verwirklichungsform der menschlichen Arbeit in abstracto ist. Seine Daseins- 
weise wird seinem Begriff adäquat“ (42). 


Das Weltgeld funktioniert als „absolut gesellschaftliche Materiatur des Reichtums 
überhaupt (universal wealth)‘“ (43) und allgemeines Kaufmittel (falls der Stoffwech- 
sel zwischen verschiedenen Nationen plötzlich oder ständig gestört ist sowie not- 
wendigerweise auf Seiten der Erzeugerländer der Geldware), vor allem aber als 
allgemeines Zahlungsmittel (44). Auf dem Weltmarkt kommt aber zu der die Zah- 
lungsmittelfunktion des Geldes konstituierenden zeitlichen Differenz zwischen dem 
Verkauf der Ware und der Realisierung ihres Werts resp. Preises noch die räumliche 
Distanz und die damit verbundene Möglichkeit sehr unterschiedlicher Produktiv- 
kraftentwicklung der gesellschaftlichen Arbeit hinzu. Deutlicher Ausdruck dieser 
Tatsache ist bei freien Wechselkursen deren beständiges Schwanken. Die chroni- 
schen Zahlungsbilanzungleichgewichte im System fester oder nur diskret variier- 
barer Wechselkurse sind nur negativer Ausdruck der administrativen Unterbrechung 
dieser quasiautomatischen Ausgleichsfunktion des Goldes als internationales abso- 
lutes Zahlungsmittel. Wird also der Versuch gemacht, nationale Formen des Geldes 
durch politisch-technische Vereinbarungen (Wechselkursbestimmung, Bedingungen 
der Konvertierbarkeit der Währungen, internationale Kreditfazilitäten, Sonder- 
ziehungsrechte etc.) unmittelbar als Weltgeld zu etablieren, so ergibt sich daraus 
ähnlich wie beim reinen Staatspapiergeld in der inneren Zirkulation eine enge 
Verquickung technischer mit ökonomischen Krisenursachen. Die ökonomischen 
Gesetze lassen sich nicht administrativ außer Kraft setzen, und die Konformität 
derartiger Manipulationen mit diesen Gesetzen muß mehr oder weniger zufällig 
bleiben. 


3,  Produktivkraftentwicklung, Warenwert und Verwertung 


Wir haben jetzt die Formen — Geld und Preise — entwickelt, in denen sich die Wert- 
bewegung darstellt. Als Erscheinungsformen des Werts und seiner Bewegung sind sie 
deren notwendiger Ausdruck, ohne jedoch ihre Veränderungstendenz unmittelbar 
widerzuspiegeln. Das zu erklärende Phänomen der Inflation besteht ja gerade darin, 
daß die mit der Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise verbundene Stei- 
gerung der Produktivkraft der gesellschaftlichen Arbeit in einem beständigen Preis- 
fall (oder wenigstens in konstanten Preisen, wenn die Produktivkraftsteigerung auch 
in der Erzeugung der Geldware Gold wirksam ist) resultieren müßte, während eine 


42 Marx, Kapital I, S. 156 
43 Ders, a. a. O., 5. 157 


44 „Die Funktion als Zahlungsmittel, zur Ausgleichung internationaler Bilanzen, herrscht 
vor“ Ebd. 
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säkulare Tendenz zur Preissteigerung zu beobachten ist (45). Es gilt also, die in der 
Preisform gegebene Möglichkeit des numerischen Auseinanderfallens von Wertgröße 
und Wertausdruck als langfristige Tendenz zu begründen, indem das beständige 
Resultat der Produktivkraftsteigerung, die Senkung der in jeder einzelnen Ware 
därgestellten Gesamtarbeitszeit, mit der dieser Entwicklung widersprechenden Er- 
scheinung steigender Preise vermittelt wird. Da jedoch die Wertbildung nur ein 
Moment der Verwertung des Kapitals ist, müssen wir zunächst untersuchen, wie sich 
die mit der Produktivitätssteigerung verändernden Bedingungen der Wertbildung für 
das Kapital geltend machen. 


3.1  Kapitalzusammensetzung, Mehrwertrate und Profitrate 


Die dem Kapital immanente Tendenz zur Steigerung der Arbeitsproduktivität setzt 
sich über die Konkurrenz der Einzelkapitale durch. Sie erscheint dort als Bestreben 
der Kapitalisten, durch die Senkung ihres Kostenpreises unter den Branchendurch- 
schnitt einen Extraprofit zu erzielen. Mittel zur Kostpreissenkung sind Veränderun- 
gen im Arbeitsprozeß, die eine Einsparung an Arbeitskräften, Intensivierung der 
Arbeit und größere Ökonomie in der Anwendung der Produktionsmittel bewir- 
ken (46). In der Regel ist die Produktivkraftsteigerung mit einer Vermehrung der 
Produktionsmittel i im Vergleich zur Anzahl der an ihnen beschäftigten Arbeitskräfte 
- verbunden, d. h. mit einer Ersetzung von lebendiger durch tote Arbeit. Die organi- 
sche Zusammensetzung des Kapitals als Wertausdruck des Verhältnisses von Produk- 
tionsmittelmasse zu Arbeiteranzahl (technische Zusammensetzung) muß daher 
wachsen. Zugleich kann die Mehrwertrate aus zwei Gründen steigen: zum einen sind 
die Kapitalisten bestrebt, den Arbeitstag der beschäftigten Arbeiter auszudehnen, 
um den Kapitalumschlag durch Verlängerung der täglichen Funktionszeit der Ele- 
mente des fixen Kapitals zu beschleunigen (durch Mehrschichtbetrieb, Überstunden 
usw.), zum andern sinkt der Wert der Arbeitskraft durch die Wertsenkung der zu 
ihrer Reproduktion notwendigen Lebensmittel. Da aber auch der Wert der Elemen- 
te des konstanten Kapitals im Zuge der Produktivkraftsteigerung sinkt, steigt die 
organische Zusammensetzung des Kapitals weniger als seine technische Zusammen- 
setzung. Eine Erhöhung der organischen Zusammensetzung ist aber unvermeidbar. 
Denn die Vermehrung der Produktionsmittel, die Produkte vergangener, weniger 
produktiver Arbeit sind, wird in zunehmenden Maße Voraussetzung für die Steige- 
rung der Arbeitsproduktivität. Daher ist die in den Produktionsmitteln vergegen- 


45 W. Hofmanns Begriff der „säkularen Inflation“, der die Beobachtung nicht fallender 
Preise bei steigender Arbeitsproduktivität thematisiert, beruht jedoch auf einem unzu- 
reichenden Begründungszusammenhang, als Hofmann die Ablösung der Preisbewegung 
von der Wertbewegung behauptet. Damit wird die Existenz des Werts vor dem Tausch- 
wert (oder Preis) und unabhängig von ihm unterstellt und die Marxsche Werttheorie auf 
reine Scholastik reduziert. Siehe W. Hofmann, Die säkulare Inflation, Berlin 1962 

46 Die Möglichkeit, derartige Wirkungen durch ausschließlich organisatorische Verände- 
rungen zu erzielen, bleibt Ausnahme. 
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ständlichte Arbeitsmenge größer als die zur Reproduktion der Arbeitskraft notwen- 
dige. Die im Zuge der Kapitalakkumulation forcierte Produktivitätssteigerung ver- 
schiebt die Aufteilung des gesellschaftlichen Arbeitskräftepotentials auf die Abtei- 
lungen I (Produktionsmittel) und II (Lebensmittel) zugunsten der Abteilung I. In 
der Bewegung der Durchschnittsprofitrate findet die widersprüchliche Wirkung der 
Produktivkraftsteigerung auf Mehrwertrate und organische Kapitalzusammenset- 
zung ihren zusammengefaßten Ausdruck, denn sie ist das Verhältnis des Zwecks, 
der Produktion von Mehrwert bzw. relativem Mehrwert (Erhöhung der Mehrwertra- 
te), zum Mittel, dem vorgeschossenen Kapital bzw. dem Ausdruck der Veränderun- 
gen des Arbeitsprozesses in der Zusammensetzung des Kapitals, d.h. 
m m/V 


C+HV 2 (1+CM 


mit 9 = V Umschlagszeit des vorgeschossenen variablen Kapitals (in Jahren) (47). 
Unter Berücksichtigung der Verwandlung der Warenwerte in Produktionspreise tritt 
jedoch an die Stelle des Geldausdrucks (48) der Mehrwertmasse pro Produktionspe- 
riode (Jahr) der Jahresprofit (P), an die Stelle der Wertpreissumme (v) der zur Re- 
produktion der Arbeiter während eines Jahres notwendigen Lebensmittelmasse de- 
ten Produktionspreissumme (vp) und an die Stelle der Kapitalvorschüsse zu Wert- 
preisen (C und V) die entsprechenden Produktionspreisausdrücke (Cp) und (Vp): 


p p/Vp 
Pp ""CotVp R GrG VD) 


Da es nicht auf die absolute Größe der Profitrate, sondern auf ihre langfristige 


“ 


p > 


47 Die vorgeschossenen Kapitalteile C und V werden mit großen Buchstaben bezeichnet, um 
sie als Bestandsgrößen (stocks) von den korrespondierenden Strömungsgrößen konstan- 
tes Kapitalc (= Wertübertragung/Jahr) und Wert der Jahresarbeitszeit v (= Lohnsum- 
me/Jahr) zu unterscheiden. Bestandsgrößen werden zu einem Stichtag gemessen; Strö- 
mungsgrößen beziehen sich auf einen bestimmten Zeitabschnitt. Kapital-,„stocks“ und 
-„flows“ sind durch die jeweiligen Umschliagszeiten miteinander verbunden, also 
V=C=c, Siehe auch Autorenkollektiv, Gesamtwirtschaftliche Grundbegriffe und -be- 
ziehungen, 1. Teil: Wert- und Preislehre, mehrwert 1, Westberlin und Bremen, Okt. 1972, 
S. 62 ff. 

48 Die vorstehende Argumentation in Wertgrößen, die nur als Tauschwerte (Geldgrößen) 
erscheinen können, unterstellt ein konstantes „Übersetzungsverhältnis‘‘ von Werten in 
Wertpreise. Diese Voraussetzung ist nicht einmal durch die Konstanz von Wertsumme 
und Umlaufgeschwindigkeit der produzierten Geldware erfüllt, da schon die aus der 
Zirkulationsmittelfunktion des Geldes entstehenden Geldsurrogate, vor allem aber der in 
seiner Zahlungsmittelfunktion enthaltene Kredit, die realisierbare Preissumme der Waren 
weitgehend von der Geldmenge unabhängig macht. Siehe den 2. Abschnitt dieses Bei- 
trages. Da wir davon ausgehen können, daß die Durchschnittsprofitrate nur die durch- 
schnittlichen Verwertungsbedingungen des Kapitals ausdrückt — und zwar über die 
Akkumulationszyklen hinweg — ist es unbegründet, von einer fortschreitenden Vermeh- 
rung der als Geld fungierenden Wertzeichen und einer Vergrößerung des Kreditvolumens 
auszugehen, selbst wenn diese im Verlauf der Zyklen notwendig (vgl. Abschnitt 4) statt- 
findet. 
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Bewegungsrichtung ankommt, ergeben sich aus dieser Umformulierung zunächst 
keine wesentlichen Unterschiede (49). Nun scheinen aus der Voraussetzung einer 
allgemeinen Produktivkraftsteigerung unmittelbar keinerlei Konsequenzen für die 
Höhe der Profitrate zu folgen. Denn blieben die Länge des Arbeitstags und der 
Beschäftigungsgrad über die industriellen Zyklen hinweg im Durchschnitt konstant 
und wäre der wertsenkende Effekt der Produktivitätserhöhung für alle Existenzfor- 
men des Kapitals und alle Einzelkapitale — unabhängig von ihrer Größe und Zusam- 
mensetzung — derselbe, so bliebe die allgemeine Profitrate im langfristigen Durch- 
schnitt konstant, weil Zähler und Nenner des Ausdrucks für die Profitrate in Rich- 
tung und Ausmaß auf gleiche Weise modifiziert würden. 

In einem bloß formallogischen Zusammenhang lassen sich daher keinerlei 
Konsequenzen hinsichtlich der langfristigen "Tendenz der Profitrate ableiten. Die 
bürgerlichen Ökonomen haben also recht, wenn sie betonen, daß aus der bloßen 
Gegenüberstellung von Mehrwertrate und organischer Kapitalzusammensetzung ein 
Fall der Profitrate bei einer angenommenen Steigerung der Produktivkraft der Ar- 
beit nicht bewiesen werden könne. Das war auch Marx klar: 


„Abstrakt betrachtet, kann beim Fall des Preises der einzelnen Ware infolge vermehrter Produk- ' 


tivkraft und bei daher gleichzeitiger Vermehrung der Anzahl dieser wohlfeilen Waren, die Profit- : 
rate dieselbe bleiben, z. B. wenn die Vermehrung der Produktivkraft gleichmäßig und gleichzei- : 
tig auf alle Bestandteile der Waren wirkte, so daß der Gesamtpreis der Ware in demselben 
Verhältnis fiele, wie sich die Produktivität der Arbeit vermehrte, und andrerseits das gegenseiti- 

ge Verhältnis der verschiednen Preisbestandteile der Ware dasselbe bliebe‘‘ (50). 


Aber der Fall der Profitrate ist schließlich keine Definitionsangelegenheit, sondern 
Ausdruck der wirklichen Bewegung von Widersprüchen der kapitalistischen Produk- 
tionsweise. So ist immer bei der Untersuchung der Bewegung der Profitrate die 
Gesamtbewegung aller Widerspruchsmomente der Produktionsweise einzubeziehen; 
denn nur dann erhält der „synthetische Ausdruck“, den nun einmal die gesamtge- 
sellschaftliche Durchschnittsprofitrate darstellt, einen materiellen Gehalt: es werden 
also die im Verlauf der Kapitalakkumulation sich vollziehenden Prozesse der Kon- 
zentration und Zentralisation die strukturellen Veränderungen der Verteilung der 
gesellschaftlichen Arbeit zu berücksichtigen sein, um den Gründen für den — sogar 
in historischer Analyse nachweisbaren — Fall der Profitrate (51) auf die Spur zu 
kommen. Zugleich ist die Tatsache von Bedeutung, daß das Gesamtkapital notwen- 


49 Im übrigen läßt sich sogar beweisen, daß die Durchschnittsprofitrate gegenüber Fehlern 
in der Erfassung der gesellschaftlichen Produktionsstruktur und der Bestimmung des 
Preissystems relativ unempfindlich ist, woraus ihre annähernde Gleichheit bei der alterna- 
tiven Messung von Zähler und Nenner in Werten oder Produktionspreisen folgt. Siehe 
Brody, Proportions, Prices and Planning. A Mathematical Restatement of the Labor 
Theory of Value, Amsterdam/London 1970, S. 90 und Abschnitt 3.1.3, S. 123 £. 

50 Kapital III, S. 239 £., Hervorhebung von uns 

51 Vgl W. Schoeller, W. Semmler, J. Hoffmann, E. Altvater, Entwicklungstendenzen des 
Kapitalismus in Westdeutschland (ID, PROKLA 16, IV. Jg. 1974, Nr. 4, S. 55 ff. 
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dig aus einer Vielzahl von Einzelkapitalen besteht und daher alle Tendenzen, die wir 
hier feststellen, immer in den vielfältigen Aktionen der Einzelkapitale „hinter ihrem 
Rücken“ als Tendenzen des Gesamtkapitals durchgesetzt werden. Die Durchsetzung 
braucht Zeit und sie erfolgt schließlich zwangsläufig als Eklat, da ja keinerlei gesell- 
schaftliche Planung ihren kontinuierlichen Ablauf garantiert und die Widersprüche 
der Produktionsweise keine Harmonie ermöglichen. So ist es gerade der die kapitali- 
stische Produktionsweise kennzeichnende periodische Krisenzyklus, in dem sich die 
Tendenz der auf den Wert gegründeten Produktionsweise durchsetzt und im Fall der 
Profitrate ihren zusammengefaßten Ausdruck findet (52). 

In der zyklischen Akkumulationsbewegung des Kapitals werden die struktu- 
rellen Bedingungen der Kapitalverwertung so verändert, daß daraus eine Tendenz 
zum Fall der Profitrate resultiert. Denn im Krisenzyklus der kapitalistischen Pro- 
duktion entfaltet sich der diese Tendenz erzeugende Widerspruch zwischen dem 
bornierten Zweck, der größtmöglichen Verwertung des vorgeschossenen Werts, und 
dem Mittel, der Produktivkraftsteigerung der gesellschaftlichen Arbeit, das von ei- 
ner beständigen Vergrößerung der Produktionsmittelmassen im Vergleich zur Arbei- 
teranzahl begleitet ist. In der Wertbewegung macht sich damit erstens geltend, daß 
die gesellschaftlichen Potenzen der Arbeit den unmittelbaren Produzenten immer 
beherrschender in der entfremdeten Gestalt der stofflichen Elemente des konstan- 
ten Kapitals gegenübertreten. Zweitens bildet sich die über die Warenzirkulation 
vermittelte Gesellschaftlichkeit der individuellen Arbeiten durch die kapitalistische 
Konkurrenz zur Vergesellschaftung im hochzentralisierten Kapital fort. Drittens 
macht sich das Anwachsen der toten gegenüber der lebendigen Arbeit, die Steige- 
rung der Masse des in Form von Produktionsmitteln existierenden konstanten Kapi- 
tals, auch für die Kapitalzirkulation geltend. Denn mit der absoluten und relativen 
Zunahme der in Produktionsmitteln gebundenen Kapitalmassen verlängert sich die 
Zirkulationszeit des vorgeschossenen Kapitals. Anders ausgedrückt: die Bedeutung 
des nicht in einer Umschlagsperiode mit dem ganzen Wert auf das Produkt übertra- 
genen fixen Kapitals steigt an. — Diese Tendenzen sind nun näher zu untersuchen, 
um die Momente herausarbeiten zu können, die für ein Anwachsen der organischen 
Zusammensetzung des Kapitals verantwortlich sind, ohne zugleich eine entsprechen- 
de Steigerung der Mehrwertrate zu bewirken oder von ihr begleitet zu sein. 


52 In diesem Zusammenhang sei auf eine spezifische begriffliche Struktur bei Marx ver- 
wiesen: In der begrifflichen Analyse deckt er allgemeine Gesetze der Produktionsweise 
auf (z. B. das allgemeine Gesetz der kapitalistischen Akkumulation), die sich aufgrund 
von inneren Widersprüchen nur als Tendenzen durchsetzen können. Die Durchsetzungs- 
form aber impliziert notwendig auch Entfaltungsmöglichkeiten der dieser Tendenz zu- 
grundeliegenden Widersprüche, so daß die zyklische Verlaufsform der Tendenz sich 
naturnotwendig ergeben muß. 
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3.2 Die Tendenz zur Konzentration und Zentralisation des Kapitals und das Ver- 
hältnis von Profitrate und Profitmasse 


Mit dem Fortgang der kapitalistischen Akkumulation vollzieht sich die Verallgemei- 
nerung der kapitalistischen Produktionsweise, indem allmählich für alle Bereiche der 
gesellschaftlichen Produktion die Voraussetzungen einer profitablen Kapitalanlage 
geschaffen werden. Diese Voraussetzungen sind aber nur teilweise technischer Natur 
und werden — soweit sie es sind — im wesentlichen auch erst unter dem Kapital 
hergestellt. Als entscheidende Bedingung für die direkte Subsumtion neuer Repro- 
duktionsbereiche unter das Kapital sind vielmehr das Größenwachstum oder die 
Konzentration des Kapitals und die Entwicklung des Kreditsystems anzusehen. 
Denn mit der Größe der in einer Hand konzentrierten Kapitalmasse eröffnen sich 
dem Einzelkapital Anlagemöglichkeiten, die dem kleinen Kapital aus verschiedenen 
Gründen verschlossen bleiben müssen. So sind die von großen Einzelkapitalen in 
einer Periode akkumulierbaren Profitmassen nicht nur Mittel zur Selbstfinanzierung 
von Neuanlagen, sondern auch die Basis zur Erlangung umfangreicher Kredite. Des- 
halb können die erforderlichen Kapitalsummen für den Beginn weitreichender, 
durch einen verhältnismäßig langsamen Umschlag des vorgeschossenen Kapitals cha- 
rakterisierter Unternehmungen aufgebracht werden. Wichtiger noch als dies ist je- 
doch der Umstand, daß große Kapitale aufgrund der von ihnen angeeigneten Profit- 
massen schneller akkumulieren können als kleine Kapitale, selbst wenn sie sich mit 
einer geringeren Rate verwerten als diese. Sie dringen daher auch in Produktions- 
sphären ein, obwohl sie dort nur eine geringere Profitrate erzielen Können, selbst 
wenn die durch das Kapital vorangetriebene Revolutionierung der Produktions- 
methoden dort ebenfalls die Produktivkraft der Arbeit außerordentlich steigert. 
Aber diese „propagandistische Tendenz“ des Kapitals ist nicht allein die Folge des 
individuellen Größenwachstums der Kapitale im Zuge ihres Akkumulationsprozes- 
ses. Denn die „einfache, mit der Akkumulation identische Konzentration von Pro- 
duktionsmitteln und Kommando über Arbeit“ wird ergänzt durch die „Konzentra- 
tion bereits gebildeter Kapitale, Aufhebung ihrer individuellen Selbständigkeit, Ex- 
propriation von Kapitalist durch Kapitalist, Verwandlung vieler kleineren in weniger 
größere Kapitale..... Das Kapital schwillt hier in einer Hand zu großen Massen, weil 
es dort in vielen Händen verlorengeht. Es ist die eigentliche Zentralisation im Unter- 
schied zur Akkumulation und Konzentration“ (53). 

Jede Krise beschleunigt den Prozeß der Zentralisation und bildet den Aus- 
gangspunkt einer großen Neuanlage von konstantem Kapital (54). Zugleich nimmt 
die unter dem Kommando eines einzelnen Kapitals vereinigte Arbeiterzahl außeror- 
dentlich zu, aber relativ zum Wert und noch mehr zur Masse der zu ihrer Exploita- 


53 Kapital I, S. 654 

54 Zwar ist ein wachsender Teil des neu angelegten Kapitals in der Form des fixen Kapital 
gebunden, aber auch das konstante zirkulierende Kapital nimmt aufgrund der mit stei- 
gender Stufenleiter der Produktion notwendig verbundenen Vergrößerung der Lagerhal- 
tung zu. 
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tion vom Kapitalisten bereitgestellten Produktionsmittel nimmt sie beständig ab. 
Bei immer weitgehender Arbeitsteilung wächst die Kooperation der Teilarbeiter 
innerhalb der ins Riesenhafte expandierenden kapitalistischen Unternehmungen. 
Trotz der damit verbundenen Produktivkraftsteigerung und entsprechenden Erhöh- 
ung des Exploitationsgrads der Arbeit erwächst dem Kapital jedoch in dem durch 
seinen anschwellenden Massenumfang nicht automatisch erfüllten qualitativen Vor- 
aussetzungen seiner weiteren Expansion periodisch immer von neuem eine Verwer- 
tungsschranke, die sich in einer Tendenz zu nur mangelhafter Erhöhung der allge- 
meinen Profitrate nach der Krise geltend macht. Zwar ist das gewachsene Kapital 
auch bei niedrigerer Rate in der Lage zu expandieren, weil es auf der Grundlage der 
in kurzer Zeit angeeigneten Profitmassen die wachsende Hürde des jeweils notwen- 
digen und beständig zunehmenden Kapitalminimums überwinden Kann. Aber in der 
beim Fortgang der Akkumulation nicht ohne weiteres wieder auf ihre alte Höhe 
ansteigenden Profitrate drückt sich aus, daß mit der Entwertung und Vernichtung 
der weniger profitablen Kapitale nicht zugleich auch die höhere Profitabilität der 
überlebenden Kapitale gesichert ist. Insoweit, als die erzielbare Profitmasse auch 
dort noch der Motor der Kapitalexpansion ist, wo eine niedrigere Profitrate in Kauf 
genommen werden muß, kann auch die Entwertung von Kapital in der Krise die 
Profitrate nicht wieder auf das ursprüngliche Niveau anheben, wenn nicht außerge- 
wöhnliche Produktivkraftsteigerungen stattfinden. Die Voraussetzungen derartiger 
Produktivkraftsteigerungen können aber in immer geringerem Maße vom Einzelka- 
pital selbst geschaffen werden, denn sie überschreiten entweder aufgrund der ex- 
trem langen Umschlagszeit und gewaltigen Größenordnung des notwendigen Kapi- 
talvorschusses sowohl den Planungshorizont als auch die Finanzkraft selbst der 
größten Kapitale, oder sie geraten zunehmend mit den Naturbedingungen der Pro- 
duktion in Konflikt. Es sind dies die mit der Entwicklung der kapitalistischen 
Produktion verstärkt wirksam werdenen Momente, die einen retardierenden Einfluß 
auf die durch bloßes Größenwachstum der Kapitale mögliche Produktivkraftsteige- 
rung der Arbeit ausüben. So absorbieren die gewachsenen Produktenmassen in ei- 
nem Ausmaß natürliche z. T. beschränkt reproduzierbare Rohstoffe, daß deren Ver- 
teuerung unausweichlich ist, weil „ein Teil des Rohmaterials, wie Wolle, Seide, 
Leder durch tierisch organische Prozesse, Baumwolle, Leinwand etc. durch vegetabi- 
lisch organische produziert wird, es [aber] der kapitalistischen Produktion nicht 
gelungen ist und nie gelingen wird, ebenso über diese Prozesse wie über rein mecha- 
nische oder unorganisch-chemische zu verfügen... Was Kohle und Metall angeht 
(Holz), so sehr verwohlfeilert im Fortschritt der Produktion; indes bei Erschöpfung 
der Minen wird auch dies schwieriger etc.“ (55). Die daraus resultierende Erhöhung 
der organischen Zusammensetzung des Kapitals senkt die allgemeine Profitrate un- 
mittelbar, da sie nicht mit einer Steigerung, sondern — wegen der Erhöhung des 
Werts der Arbeitskraft — eher mit einer Minderung der Mehrwertrate verbunden ist. 
Da aber die Profitmasse weiter wachsen kann und muß, setzt sich die Akkumulation 


55 Karl Marx, Theorien über den Mehrwert, Bd. 3 (MEW 26,3) Berlin (DDR), 1968, S. 360 
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bei niedrigerer Profitrate fort. 

Die Kapitalauslage kann jedoch auch aus einem anderen Grund gesellschaft- 
lich wachsen, ohne daß die hierdurch für das Gesamtkapital sinkende Profitabilität 
auf der Ebene des Einzelkapitals so unmittelbar wirksam würde, daß dieser Prozeß 
sofort zum Stillstand kommt. So können die in der Zirkulationssphäre gegen das 
industrielle Kapital verselbständigten Kapitale durch ihr Größenwachstum des Tei- 
lungsverhältnis der gesellschaftlichen Profitsumme in industriellen Profit auf der 
einen und Handelsprofit und Zins auf der anderen Seite zugunsten des letzteren 
verschieben, ohne daß die vom Zirkulationskapital exploitierten Arbeiter Mehrwert 
produzierten. Ein absolutes Wachstum der faux frais der kapitalistischen Produk- 
tion muß also die gesellschaftliche Profitrate drücken, soweit es nicht mit einer so 
starken Beschleunigung der Umschlagsgeschwindigkeit des industriellen Kapitals 
verbunden ist, daß dessen gestiegene Profitabilität die zusätzliche unproduktive 
Kapitalauslage in der Zirkulation kompensiert. 

Schließlich aber macht auch die wachsende Verwertbarkeit ihrer Resultate 
sowie die notwendige Anpassung des Qualifikationsniveaus der Arbeiter an die An- 
forderungen der industriellen Großproduktion eine immer größere Kapitalauslage 
notwendig, ohne daß hierdurch die Mehrwertrate direkt und kurzfristig erhöht 
würde. Das Kapital kann dem hieraus resultierenden Druck auf die Profitrate auch 
nicht dadurch entgehen, daß der Staat (56) diese und weitere für das Einzelkapital 
nicht unmittelbar profitable Aufwendungen übernimmt. Denn zur Erfüllung seiner 
Funktionen entzieht er dem Kapital beständig einen entsprechenden Teil seines 
Akkumulationspotentials in Form von Waren, Arbeitskräften und Geld. Soweit er 
das Geld durch Steuern aus der Zirkulation zieht, die das verfügbare Einkommen 
der Arbeiter verringern, ohne zugleich die individuellen Reproduktionskosten der 
Arbeitskraft durch eine entsprechende Erhöhung unentgeltlicher staatlicher Lei- 
stungen zu senken, müssen die Löhne im langfristigen Durchschnitt den Wert der 
Arbeitskraft um den Steuerbetrag übersteigen. Die Nettomehrwertrate ist dann ver- 
ringert; sie sinkt aber auch aufgrund einer direkten Verringerung der akkumulierba- 
ren Mehrwert oder Profitmasse durch Steuern, die auf Kapitaleinkommen erhoben 
werden (57). Aus alledem folgt, daß die Nettoprofitrate und damit die Akkumula- 
tionsrate des Kapitals in dem Maße sinkt, in dem die Staatsausgaben nicht zugleich 
die Produktivkraft der Arbeit steigern. Zwar kann die Zunahme der Staatstätigkeit 
nicht als Ursache für den tendenziellen Fall der Profitrate genommen werden, aber 


56 Wir müssen an dieser Stelle auf eine systematische Ableitung von Begriff und Funktionen 
des bürgerlichen Staates verzichten, wollen aber wenigstens eine minimale Begründung 
für das rapide Wachstum unproduktiver oder nur mittelbar produktiver Neuwert — Ab- 
sorption durch den Staat liefern. 

57 Eine tatsächliche Überwälzung bzw. Rückwälzung dieser Steuern über die Preise auf die 
Lohnarbeiter und den Staat kann nicht dauernd gelingen, weil sonst eine dauerhafte 
Senkung der Löhne unter den Wert der Arbeitskraft oder die Nichtexistenz des Staates 
impliziert wäre. Das schließt nicht aus, daß Steuererhöhungen in bestimmten konjunktu- 
rellen Situationen bei noch wenig eingeengtem Kreditspielraum nur das allgemeine Preis- 
niveau erhöhen und dadurch vorübergehend die Reallöhne senken können. 
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der mit ihr einhergehende Zuwachs des unproduktiven Teils der gesellschaftlichen 
Arbeit ist Ausdruck des widersprüchlichen Prozesses der Produktivkraftentwicklung 
unter dem Kapital, in dem sich die Kostpreissenkung und Verbesserung der Profita- 
bilität für das Einzelkapital auf der Ebene des gesellschaftlichen Gesamtkapitals 
tendenziell als Verschlechterung der Verwertungsbedingungen erweist. 

Daß dieser Widerspruch durch das Kapital nicht auflösbar ist, folgt aber nicht 
allein aus der Inkongruenz seiner individuellen und gesellschaftlichen Verwertungs- 
rationalität. Produktivkraftentwicklung ist notwendig mit Entwertung verbunden. 
Nur dadurch, daß die mit der Produktivitätserhöhung bewirkte Senkung des Waren- 
werts nicht allgemein und augenblicklich, d. h. für alle Waren wirksam wird und so 
auch das Kapital in allen seinen Existenzformen entwertet, kann die Steigerung der 
Arbeitsproduktivität überhaupt zum Resultat kapitalistischen Profitstrebens wer- 
den. Denn nur unter dieser Voraussetzung kann das Einzelkapital einen Extramehr- 
wert oder -profit erzielen. Aber auch für das Gesamtkapital kann sich eine Phase 
beschleunigter allgemeiner Produktivkraftsteigerung u. U. erst mit großer zeitlicher 
Verzögerung als massive Entwertung auswirken, denn solange produktivitätsstei- 
gernde Innovationen aufgrund günstiger Realisierungsbedingungen für das produ- 
zierte Warenkapital nicht in einem allgemeinen Fall der Warenpreise resultieren, 
gehen sie mit einer Beschleunigung der Kapitalakkumulation einher. Doch jede 
derartige Prosperitätsphase endet notwendig im Krach, in dem die aufgeschobene 
Entwertung umso plötzlicher nachgeholt wird. Von entscheidender Bedeutung da- 
für, daß sich die veränderten Verwertungsbedingungen auf der Preisebene nicht 
unmittelbar geltend machen, ist die wachsende Rolle des fixen Kapitals im Prozeß 
der Produktivkraftsteigerung. Das ist im folgenden noch zu zeigen, bevor wir durch 
die Betrachtung des klassischen Akkumulationszyklus die Basis für die Herausarbei- 
tung der besonderen Momente im gegenwärtigen kapitalistischen Reproduktions- 
prozeß legen können, die den Wechsel von Wertbildung und Entwertung auf der 
Ebene der Preise nur als Schwankungen der Inflationsrate, nicht aber der Höhe des 
absoluten Preisniveaus erscheinen lassen. 


W 3.3 Die wachsende Bedeutung des Fixkapitals für die Preisbewegung 


Im Verlauf der Kapitalakkumulation steigt nicht nur, wie wir gesehen haben, die 
organische Kapitalzusammensetzung. Vielmehr wächst innerhalb des zunehmenden 
Anteils des konstanten Kapitals am Gesamtkapitalvorschuß insbesondere der für 
Fixkapital verauslagte Teil an. Dabei handelt es sich vor allem um Produktionsmit- 
tel, die durch ihre Natur immer in die Produktionssphäre gebannt sind und diese 
niemals verlassen. Sie sind also im Prozeß, den der Kapitalwert notwendig durch- 
macht, in bestimmter Form fixiert. „Mit der Funktion und daher der Abnutzung 
des Arbeitsmittels geht ein Teil seines Werts auf das Produkt über, ein andrer bleibt 
fixiert im Arbeitsmittel und daher im Produktionsprozeß ... “ (58). Mit der Ent- 


58 Karl Marx, Das Kapital, Bd. 2, (MEW 24) Berlin (DDR) 1963, S. 159 
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wicklung der Produktivkraft der Arbeit nehmen die Arbeitsmittel, die von einem 
Arbeiter angewendet werden, enorm zu. Die Herrschaft der toten über die lebendige 
Arbeit macht sich folglich gerade darin geltend, daß die fixen Elemente des produk- 
tiven Kapitals zunehmen. Dies ist schon grundsätzlich in der steigenden organischen 
Kapitalzusammensetzung angelegt. Denn mit der relativen Zunahme des konstanten 
Kapitals nimmt notwendig das variable zirkulierende Kapital relativ ab. Das variable 
Kapital zirkuliert als Wert voll und ganz, es bleibt zu keinem Deut in der Produk- 
tionssphäre fixiert. Anders beim konstanten Kapital, dessen — wachsender — Teil in 
dem oben beschriebenen Sinne fixes Kapital darstellt. Also ist auch die wachsende 
Bedeutung des fixen Kapitals ein Ausdruck der oben beschriebenen Vergesellschaf- 
tungsformen im Verlauf kapitalistischer Entwicklung, ein Moment der sich im ten- 
denziellen Fall der Profitrate synthetisch ausdrückenden Widersprüche. 

Die wachsende Bedeutung des Anteils von Fixkapital hat aber Konsequenzen 
für die zyklische Preisbewegung, deren sozusagen klassischen Verlauf wir im 
nächsten Abschnitt darstellen werden. Uns wird es hier darum gehen, die über den 
Zyklus vermittelten strukturellen Bedingungen für die Preisbewegung zu untersu- 
chen. So muß jetzt danach gefragt werden, wie sich der als konstantes fixes Kapital _ 
vorgeschossene a auf ‚die Kostpreiskalkulation der 1 Einzelkapitale au 
wirkt. Steigende Masse 
in eine A 


eingeschränkt wird, weil der Absatz infolge v von irgendwie gearteten Markteinflüssen 
zurückgeht, dann wird ein Teil der Kosten (z. B. die Kosten der verbrauchten Roh- 
stoffe, Energiekosten usw.) ebenfalls um 10v.H. absinken, ein anderer — und 
wachsender Teil — aber keineswegs fallen. Die Konsequenz in diesem Fall ist ein- 
deutig: die Kosten pro Stück der geschrumpften Äusbringungsmenge steigen. 
Welches sind solche aus dem Fixkapital resultierenden fixen Kosten? Dazu 
gehören Instandhaltungs-, Überwachungs- z. T. auch Reparaturkosten für in der 
Produktionssphäre während der Lebenszeit ihres Gebrauchswertes fixierte Produk- 
tionsmittel. Sie sind weitgehend unabhängig davon, mit welcher Auslastung der 
Kapazität die Anlage gefahren wird. Dazu gehören weiterhin Kosten des „morali- 
schen Verschleißes“. Denn ob eine Anlage ausgelastet ist oder nicht, die Entwick- 
lung und Einführung technologisch verbesserter Maschinerie geht weiter und infol- 
gedessen kann der Wert der Maschine sinken, den der Kapitalist ja in Höhe der 
Auslagen für die Anschaffung ersetzt haben will, ob diese Maschine nun ausgelastet 
wird oder nicht. Eine Wertsenkung aufgrund von moralischem Verschleiß verun- 
möglicht den vollen Ersatz des vorgeschossenen Kapitals. Über diese direkt aus dem 
Fixkapital ableitbaren Fixkosten können in der Krise auch bislang variable Kosten 
zu fixen werden. Teilweise sind Löhne und Gehälter dann fixe Kosten, wenn näm- 
lich die Verringerung des Absatzes und der Ausbringungsmenge der Produktion 
nicht sogleich zu Reduktionen der Beschäftigung führt. Allerdings ist es Klar, daß 
nur in bestimmten Grenzen diese an sich variablen Kosten fixierte sein können. In 
diesem Zusammenhang ist auch zu erwähnen, daß Teile des Konstanten zirkulieren- 
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den Kapitals in der Produktionssphäre fixiert werden können. Rohstoffe, die ge- 
kauft worden sind und nicht verarbeitet werden, produzierte Waren, die nicht ab- 
setzbar sind, stellen für das jeweilige Einzelkapital eine Belastung als fixe Kosten 
dar, da ihr Wert nicht zirkuliert. Schließlich ist noch zu erwähnen, daß für den 
Einzelkapitalisten auch die Zinsbelastung von Teilen des vorgeschossenen Kapitals, 
das er als Fremdkapital auf dem Kreditmarkt aufgenommen hat, sich als Fixkosten- 
belastung darstellt. Denn die Zinsen müssen unabhängig von der Ausbringungsmen- 
ge, also unabhängig von der Wertzirkulation, in der sich nur der Mehrwert zu 
realisieren vermag, aus dem schließlich die Zinsen gezahlt werden, aufgebracht wer- 
den. 

Zur Verdeutlichung des Problems, um das es uns geht, soll ein Beispiel dienen. 
Wir gehen von zwei Kapitalen mit unterschiedlicher organischer Zusammensetzung 
aus. Weiter nehmen wir an, daß der Anteil des fixen konstanten Kapitals gegenüber 
dem zirkulierenden konstanten Kapital unterschiedlich ist. 
Kapital A: 100v + 100cz + 100cf = 300K 
Kapital B: 100v + 200cz + 300cf = 600K 
Bei Kapital A haben wir ein Verhältnis der organischen Zusammensetzung des Kapi- 
tals von 2: 1, das Verhältnis des fixen konstanten Kapitals cf zum zirkulierenden 
konstanten Kapital ist 1: 1 bzw. zum gesamten zirkulierenden Kapitalv+tcz1:2, 
und der KostpreisK beträgt 300. Bei Kapital B haben wir eine organische Zusam- 
mensetzung von 5 : 1, ein Verhältnis von 3 : 2 zwischen fixem und zirkulierendem 
konstanten Kapital bzw. bei Berechnung von cf: (v+ cz) 1:1 und einen Kostpreis 
von 600. Wenn wir jetzt die zusätzliche Annahme machen, daß die Kosten des fixen 
Kapitals zu 80v.H. anfallen, ob die Kapazitäten ausgelastet sind oder nicht, und 
wir eine Einschränkung der Produktion um die Hälfte annehmen, dann ergibt sich 
folgende Kostpreiskalkulation: 
Kapital A: 50v+ 50cz2 + 80cf = 180K 
Kapital B: 50v + 100cz + 240cf = 390K 
Der Kostpreis bei Kapital A verringert sich also bei einer Produktionseinschränkung 
von 50v.H. nur um 40 v.H., bei Kapital B auf Grund des größeren Fixkostenan- 
teils nur um 35 v. H. Nehmen wir weiter an, beide Kapitale beziehen bei Vollaus- 
lastung der Kapazitäten eine Profitrate von 10 v.H., Kapital A also 30 und Kapi- 
talB 60 Geldeinheiten Profit. Wenn A 100 Stücke produziert und B 300, dann 
beträgt bei Kapazitätsvollauslastung der Produktionspreis der einzelnen Ware von 
A 33, derjenigen von B 22. Der Kostpreis der einzelnen Ware bei A ist dement- 
sprechend 30, bei B folglich 20. Wenn aber aufgrund der Produktionseinschränkung 
von 50 v.H. bei A nur noch 50 Stück Ware, bei B nur noch 150 Stück Ware produ- 
ziert werden, dann steigt infolge des Anteils des auch bei Produktionseinschränkun- 
gen weiter Kosten verursachenden Fixkapitals der Kostpreis bei A pro Ware auf 36, 
bei B gar auf 26. Der Kostpreis pro Ware bei Produktionseinschränkungen liegt 
somit bei A um 20 v.H. über dem Kostpreis bei Kapazitätsvollauslastung, bei B ist 
er um 30v. H. höher. Um unter diesen Bedingungen weiterhin einen Profit zu 
erzielen, müßte der Preis pro Ware bei Produktionseinschränkung noch weiter ange- 
hoben werden. Unter den hier gemachten Annahmen, die eine Tendenz bezeichnen 
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sollen, müßte der einzelne Warenpreis bei der Produktionseinschränkung gegenüber 
einer Situation vollausgelasteter Kapazitäten schon erhöht werden, allein um den 
Kostpreis des Warenkapitals realisieren zu können. 

Warum diese Ausführungen? Sie sollen verdeutlichen, daß die Kapitalentwer- 
tung über die Bewegung der Preise mit steigender organischer Zusammensetzung des 
Kapitals und vor allem mit Zunahme des Anteils des fixen konstanten Kapitals 
bereits bei Konstanz des Preisniveaus eintreten kann, wenn in einer Absatzflaute 
Verkäufe und Produktion zurückgehen. Dies ist eine in der Betriebswirtschaftslehre 
bekannte Tendenz, die auf die „Verschiebung der Produktionskosten‘““ zurückge- 
führt wird. 


„Und zwar handelt es sich darum, ... daß der Anteil der proportionalen Kosten am Produk- 
tionsprozeß kleiner und der Anteil der fixen Kosten immer größer geworden ist, und zwar so 
sehr, daß schließlich der Anteil der fixen Kosten für die Produktionsgestaltung bestimmend 
wurde... Die Eigentümlichkeit der proportionalen Kosten ist es, daß sie mit jedem erzeugten 
Stück, jeder geförderten Tonne tatsächlich entstehen... Gehen die Preise unter die Selbstko- 
sten herunter, dann schränkt man die Produktion ein und spart ein entsprechendes Stück der 
proportionalen Kosten... Ist aber der wesentlichste Teil der Selbstkosten fix, dann bringt eine 
Verringerung der Produktion die Kosten nicht entsprechend herunter. Und wenn bei dieser 
Sachlage die Preise fallen, dann hat es keinen Zweck, diesen Preisverfall durch Produktionsver- 
minderung auszugleichen...“ (59). 


.ne ne vorzunehn en. _ Vielmehr wird. das jeweilige Einzelkapital 
versuchen, seine Preise ‚heraufzusetzen infolge der gestiegenen Kostpreise. Gerade i in 
der Krise ist hier eine materielle Basis dafür gegeben, daß Preise steigen anstatt zu 


4. Industrielle Akkumulation, Kredit und Preise im Verlauf des Krisenzyklus 


Nachdem wir die Tendenzen der Wertbewegung als Prozeß der Vergesellschaftung 
und im Verlauf dieses Prozesses sich zuspitzender Widersprüche, die ihren Ausdruck 
im tendenziellen Fall der Profitrate finden, dargestellt haben, können wir die Bewe- 
gungsform dieser Widersprüche im Verlauf des Krisenzyklus untersuchen. Dabei 
wird es uns darum gehen, das innere Verhältnis von industrieller Akkumulation und 
Kreditbewegung aufzuzeigen. Wie wir schon in der Einleitung geschrieben haben, ist 
das Begreifen dieses Zusammenhangs der Dreh- und Angelpunkt für eine wissen- 
schaftliche Inflationserklärung. 

So verschiedene Autoren wie W. Hofmann oder E. Mandel (60) legen ihren 
Inflationserklärungen doch die gleiche Argumentationsstruktur zugrunde. Diese ent- 


59 Eugen Schmalenbach in einer bei Alfred Sohn-Rethel, Ökonomie und Klassenstruktur 
des deutschen Faschismus, Frankfurt 1973, S. 41 f. zitierten Rede 
60 E. Mandel, a. a. ©.; W. Hofmann, Die säkulare Inflation, Berlin 1962 
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hält drei wesentliche Elemente, nämlich erstens die Annahme von der relativen 
Selbständigkeit des Kreditzyklus vom industriellen Akkumulationszyklus, zweitens 
die Annahme von der relativ selbständigen „‚Machtpreissetzung“ der großen Konzer- 
ne, die zu akkumulativen Zwecken sich die entsprechende Profitmasse über den 
Preis („Selbstfinanzierung‘ “) verschaffen, drittens die Annahme von der durch den 
Staat und den Bankenapparat vermittelten Möglichkeit der Kreditausweitung, damit 
die großen Kapitale auch ihre autonom gesetzten Machtpreise zu realisieren vermö- 
gen. Diese Argumentation läuft darauf hinaus, erstens den großen Einzelkapitalen 
(Monopolen) eine so große Macht zuzusprechen, daß sie sich den Gesetzmäßigkei- 
ten der Wertbewegung zumindest partiell zu entziehen vermögen, zweitens davon 
auszugehen, daß die großen Kapitale den von der Akkumulationsbewegung relativ 
selbständigen Kreditüberbau für ihre Zwecke instrumentalisieren können. Dieses 
Erklärungsmuster ist das in der kritischen, nicht-bürgerlichen Literatur wohl ge- 
bräuchlichste. Differenzen in der Argumentation ergeben sich dann nur noch in 
Details: ob die Kreditausweitung zur Preisrealisierung auf der Staatsverschuldung, 
der Konsumentenverschuldung beruhe, ob die Macht der Monopole unbegrenzt, 
oder nur ‚relativ‘ groß sei, ob die mit der Machtpreissetzung verbundenen Wertum- 
verteilungen vorwiegend von der Arbeiterklasse oder von anderen Kapitalen stam- 
men usw. 

Der letzte Grund für diese Argumentation ist darin zu suchen, daß er Zusam- 
menhang von Wert und Preis von diesen Autoren nicht berücksichtigt wird. Bei 
W. Hofmann ist dies am deutlichsten, der ja explizit die Werttheorie zur Erklärung 
der Preisbewegung für ungeeignet hält, daher auch die Wert- und Preisbewegung 
voneinander „loskoppelt“ und folglich auch nicht mehr in der Lage sein kann, die 
Akkumulationsbewegung des industriellen Kapitals und die Bewegung des Kredits 


... In einen inneren Zusammenhang zu bringen. Die Preisbewegung ist aber nur zu... 


: erklären, wenn gerade dieser innere Zusammenhang entwickelt wird. Denn der 

- darauf haben wir bereits hingewiesen — ist zunächst einmal nur "gesetzter 
ideeller Wertausdruck. Die über den Preis vermittelte Formverwandlung des 
Werts aus der Warenform in die Geldform, d. h. die Realisierung des Preises, ist aber 
von Bedingungen abhängig, die in der Bewegung des Geldes (und des Kredits) zu 
suchen sind. Diese jedoch sind nur scheinbar unabhängig von der Akkumulationsbe- 
wegung des Kapitals. Ebenso wie der Preis scheinbar unabhängig vom Wert ist und 
ebenso wie die langfristige Wertbewegung nicht unmittelbar in der Preisbewegung 
ihren unvermittelten Ausdruck finden muß, ist der Kreditzyklus nur scheinbar un- 
abhängig vom industriellen Zyklus. Dies läßt sich zeigen, indem wir die Bewegung 
von Kapitalakkumulation, Geld, Kredit und Preisen im Verlauf des Krisenzyklus 
darstellen. 

Wir unterstellen entwickelte Kreditverhältnisse auf der Basis einer Staatspa- 
piergeldwährung mit Einlösungszwang in Gold und betrachten den Akkumulations- 
zyklus des industriellen Kapitals. Ausgangspunkt unserer Überlegungen sei die 
Situation der Depression unmittelbar nach der Krise. Der Produktionsprozeß ist 
stark eingeschränkt, die industrielle Reservearmee der Lohnarbeiter groß, die Wa- 
renlager überfüllt, die Löhne der beschäftigten Arbeiter um Zulagen und alle Arten 
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von Sondervergütungen gekürzt, aber nicht so stark gesunken wie die Preise. Das 
Kreditvolumen ist stark kontrahiert und Leihkapital liegt brach, der Zinsfuß ist 
daher auf seinem niedrigsten Stand. Mit dem Fortgang des Preisverfalls der produ- 
zierten Waren und der Entwertung und Zentralisation des produktiven und fiktiven 
Kapitals mag eine Wende zur Wiederbelebung der Akkumulation eintreten, weil eine 
gewisse Basisnachfrage nach Lebensmitteln nicht unterschritten wird und der Unter- 
nehmergewinn trotz niedriger Profitrate aufgrund der gefallenen Zinsrate gestiegen 
ist (61). Mit der allmählichen Ausdehnung der Stufenleiter der Produktion steigt 
mit zunehmendem Beschäftigungsgrad vor allem die Nachfrage nach Lebensmitteln, 
und mit den verbesserten Verwertungsbedingungen in der Abteilung II beschleunigt 
sich auch die Produktion in Abteilung I aufgrund steigender Nachfrage nach Pro- 
duktionsmitteln durch die Kapitale der Abteilung I. Die Löhne stagnieren, wäh- 
rend die Profitrate langsam zu steigen beginnt. Da in dieser Phase der kommerzielle 
Kredit relativ unabhängig vom Bankkredit ist, „beruhend auf Flüssigkeit des 
Rückstroms, kurzen Kreditterminen und vorwiegendem Arbeiten mit eigenem Kapi- 
tal“ (62), herrscht weiterhin relativer Überfluß an leihbarem Kapital. Zwar wird es 
mit fortschreitender Erhöhung der industriellen Produktion „in steigendem Maß 
angewandt, aber zu sehr niedrigem Zinsfuß, weil jetzt der industrielle und kommer- 
zielle Kapitalist dem Geldkapitalisten die Bedingungen vorschreibt‘ (63). Sobald 
ein ausreichend hoher Auslastungsgrad der Produktionskapazitäten erreicht ist, be- 
ginnt erneut die Jagd der individuellen Kapitalisten nach Extraprofit. Durch größere 
Auslage von konstantem Kapital relativ zur lebendigen Arbeitskraft wird der indivi- 
duelle Produktionspreis unter den Marktproduktionspreis gesenkt, also Extraprofit 
auf Kosten der Konkurrenten angeeignet. Durch die zunehmende „Ausdehnung des 
fixen Kapitals in allen Formen und die massenhafte Eröffnung neuer weitreichender 
Unternehmungen“ (64) beschleunigt sich die Expansion der Abteilung I, weil so- 
wohl die interne Nachfrage der Abteilung I nach Produktionsmitteln als auch die 
Nachfrage aus der Abteilung zwei wächst. Gleichzeitig nimmt mit steigendem Be- 
schäftigungsgrad bei noch stagnierenden Löhnen die Konsumtionsmittelnachfrage 
zu. Die Preise beginnen zu steigen und mit ihnen nimmt die in Marktpreisen gemes- 
sene Mehrwertrate und die Profitrate zu. Allerdings beginnen auch die Geldlöhne zu 
steigen, da die Vollbeschäftigung allmählich erreicht wird und der Arbeitstag durch 
Überstunden vielerorts verlängert wird. Zugleich verändert sich das Teilungsverhält- 
nis des Profits in Zins und Unternehmergewinn zuungunsten des industriellen Kapi- 
talisten, da auch der Zinsfuß leicht ansteigende Tendenz hat. Zwar steigt der Zins- 
fuß zunächst nur wenig über sein Minimum, weil der kommerzielle Kredit eine sehr 
große Ausdehnung erreicht, „die dann in der Tat wieder die ‚gesunde‘ Basis leicht 
eingehender Rückflüsse und ausgedehnter Produktion hat“ (65), so daß das Ange- 


61 _ KapitalIIl, S. 512 
62 Ebd. 

63  Ebd,S.5llf. 

64  Ebd., S. 505 

65 Ebd. 
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bot von Leihkapital trotz steigender Nachfrage gesichert ist. „Es ist dies in der Tat 
der einzige Zeitpunkt, wo gesagt werden kann, daß niedriger Zinsfuß, und daher 
relative Reichlichkeit des verleihbaren Kapitals, zusammenfällt mit wirklicher Aus- 
dehnung des industriellen Kapitals‘ (66). Durch die enorme Ausdehnung des Kre- 
dits wirken der steigenden Tendenz des allgemeinen Preisniveaus keinerlei Restrik- 
tionen von Seiten der die Warenzirkulation vermittelnden Geldmenge entge- 
gen (67). Es „ist diese flotte Geschäftszeit zugleich die Periode des elastischsten und 
leichtesten Kredits. Die Geschwindigkeit der Zirkulation zwischen Kapitalist und 
Kapitalist ist direkt durch den Kredit reguliert, und die Masse des Zirkulationsmit- 
tels, die zur Saldierung der Zahlungen und selbst zu Barkäufen erheischt ist, nimmt 
also verhältnismäßig ab. Sie mag sich absolut ausdehnen, aber sie nimmt unter allen 
Umständen relativ ab, vergleichen mit der Expansion des Reproduktionsprozes- 
ses“ (68). Auch der Konsumentenkredit erreicht jetzt seine größte Ausdehnung. Mit 
dem Übergang von der Prosperität zur Überanspannung nimmt jedoch die Nachfra- 
ge nach Leihkapital schneller zu als das Angebot. „Andererseits kommen jetzt in 
merklichem Grad die Ritter herein, die ohne Reservekapital oder überhaupt ohne 
Kapital arbeiten und daher ganz auf den Geldkredit hin operieren... Der Zins 
steigt jetzt auf seine Durchschnittshöhe“ (69). Auch die Bankkredite nehmen zu, 
teils zur Überbrückung kurzfristiger Zahlungsschwierigkeiten aufgrund ungleich- 
mäßiger werdender Rückflüsse aus dem Verkauf der Waren, teils zur Ablösung des 
kommerziellen Kredits, um noch vor Fälligkeit der Forderungen den Geschäftsum- 
fang weiter ausdehnen zu können. Das Preisniveau erhöht sich jetzt mit beschleunig- 
ter Rate und scheinbar ganz unabhängig vom Warenwert. Die Profite steigen eben- 
falls, aber für die einzelnen Kapitale und Produktionssphären mit zunehmend unter- 
schiedlicher und für eine wachsende Anzahl sogar abnehmender Rate. Die Profitra- 
tendifferenzen zwischen den individuellen Kapitalen einer Branche und denen ver- 
schiedener Branchen nehmen also erheblich zu, während die Durchschnittsprofitra- 
te ihr Maximum überschreitet. Denn die Reservearmee ist inzwischen weitgehend 
ausgetrockent und die Löhne steigen. 

Der Abschluß der großen Neuanlagen von fixem Kapital im Zuge des Auf- 
schwungs hat auch zur Folge, daß die Arbeitsproduktivität stagniert, während die 
Erhöhung der Geldlöhne erst verstärkt einsetzt, sobald die Expansion der Produk- 
tion sich auf gleichbleibender technischer Grundlage fortsetzt. Die aktuelle Mehr- 
wertrate sinkt, während die erhöhte organische Zusammensetzung des Kapitals er- 
halten bleibt. Mit dem Wachsen des notwendigen Kapitalvorschusses bei sinkenden 
Möglichkeiten zur Selbstfinanzierung nimmt die Nachfrage nach Kredit stark zu, 
während gleichzeitig die kommerzielle Kreditgewährung schnell eingeschränkt wird, 
um den Rückfluß des ausgelegten Kapitals in Geldform zu beschleunigen. Die Nach- 
frage nach Bankkrediten und damit die Diskontrate wachsen sehr schnell. In zuneh- 
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mendem Maße sind Käufe nur noch gegen Barzahlung möglich und die Verkäufe 
geraten dementsprechend ins Stocken. Der Produktionsprozeß stagniert, um sehr 
bald stark zu Kontrahieren. Der Reproduktionsprozeß des Kapitals ist daher ge- 
lähmt, das bereits ausgelegte Kapital massenhaft unbeschäftigt. „Fabriken stehn 
still, Rohstoffe häufen sich auf, fertige Produkte überfüllen als Waren den Markt. Es 
ist also nichts falscher, als solchen Zustand einem Mangel an produktivem Kapital 
zuzuschreiben. Es ist gerade dann Überfluß von produktivem Kapital vorhanden, 
teils in bezug auf den normalen, aber augenblicklich kontrahierten Maßstab der 
Reprodukion, teils in bezug auf die gelähmte Konsumtion“ (70). Besonders stark ist 
die Kontraktion in Abteilung I, da die Produktionsmittelnachfrage schlagartig zu- 
rückgeht. Aber auch die Konsumtionsmittel, insbesondere langlebige Konsumgüter 
und Luxusmittel, werden selbst zu stark fallenden Preisen in dem Maße unverkäuf- 
lich, in dem die Arbeitslosigkeit zunimmt. Das Warenkapital ist also „am Vorabend 
der Krise und innerhalb derselben ... in seiner Eigenschaft als potentielles Geldka- 
pital kontrahiert. Es stellt für seinen Besitzer und dessen Gläubiger (wie auch als 
Sicherheit für Wechsel und Anleihen) weniger Geldkapital vor, als zur Zeit, wo es 
eingekauft und wo die auf es begründeten Diskontierungen und Pfandgeschäfte 
abgeschlossen wurden. Soll dies der Sinn der Behauptung sind, daß das Geldkapital 
eines Landes in Zeiten der Klemme vermindert ist, so ist dies identisch damit, daß 
die Preise der Waren gefallen sind“ (71). Denn sobald die Rückverwandlung der als 
produktives Kapital und Warenkapital ausgelegten Wertsumme in die Geldform 
stockt, der kommerzielle Kredit kontrahiert und mit steigendem Zins, also fallen- 
den Kursen, das fiktive Geldkapital ‚enorm vermindert (ist), und damit die Macht 
seiner Eigner, Geld darauf im Markt aufzunehmen“ (72), wird der Verkauf zu je- 
dem Preis zum einzigen, aber mit fallenden Preisen zunehmend untauglicheren, 
Mittel, die in der Prosperitätsphase stark expandierten Kredite abzulösen. Zusätz- 
liches Leihkapital zum Zweck der Umschuldung ist zunächst zu Maximalzinsen, 
schließlich aber gar nicht mehr erhältlich. Der Wechseldiskont wird nach einer 
kurzen Phase starker Verteuerung ebenso unmöglich, so daß die Wechselzirkulation 
vollständig zusammenbricht (73). „In einem Produktionssystem, wo der ganze Zu- 
sammenhang des Reproduktionsprozesses auf dem Kredit beruht, wenn da der Kre- 
dit plötzlich aufhört und nur noch bare Zahlung gilt, muß augenscheinlich eine 
Krise eintreten, ein gewaltsamer Andrang nach Zahlungsmitteln. Auf den ersten 
Blick stellt sich daher die ganze Krise nur als Kreditkrise und Geldkrise dar. Und in 
der Tat handelt es sich nur um die Konvertibilität der Wechsel in Geld. Aber diese 
Wechsel repräsentieren der Mehrzahl nach wirkliche Käufe und Verkäufe, deren das 
gesellschaftliche Bedürfnis weit überschreitende Ausdehnung schließlich der ganzen 


70 Ebd., S. 500 

71 Ebd., S. 508; „Ein solcher Zusammenbruch der Preise gleicht übrigens nur ihre frühere 
Aufblähung aus.“ Ebd. 

72 Ebd., S. 510 

73 Vgl ebd., S. 556 
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Krisis zugrunde liegt (74). 

Aus dieser abrißhaften Darstellung des „klassischen“ industriellen Zyklus‘ 
wird deutlich, daß hier bestimmte Phasen des Zyklus allgemeine Preissteigerungen 
infolge von Übernachfrage (vermittelt über das sich ausweitende Kreditsystem) her- 
vorbringen und daß sich die durchschnittliche Verwertungsrate mit den Schwankun- 
gen des Zyklus’ verändert. In der Krise werden durch Preisverfall, Entwertungspro- 
zesse bzw. Aufhebung von Disproportionalitäten neue Bedingungen eines Auf- 
schwungs geschaffen. Wie aber bereits in Teil 3 beschrieben, sind die zyklischen 
Schwankungen durch die langfristige Entwicklung der Struktur der Verwertung des 
Kapitals vermittelt, wie umgekehrt der einzelne Zyklus die Veränderungen (in der 
Zusammensetzung des Kapitals etc.) mit bewirkt. Wäre der einzelne Zyklus imstan- 
de, die Widersprüche der Akkumulation zu „lösen“, würde sich die Profitrate immer 
wieder auf ein gleiches Niveau einpendeln (75). Dagegen werden aber offenbar die 
strukturellen Probleme der Kapitalverwertung zumindest in einem Zyklus nicht 
gelöst, sondern entwickeln sich überzyklisch: Die organische Zusammensetzung 
wächst insofern als sich die Entwertung von Kapital in der zyklischen Krise nicht 
vollständig. durchsetzt. ‚Dies hat langfristige Tendenzen der Überakkumulation zur 
Folge. Im ‚folgenden. wollen Wir uns. daher fragen, v wie diese Tendenzen zur Überak- 


verschaffen. müssen, mit überzyklischen Preissteigerungen zusammenhängen. 


5.  Überakkumulation, aufgeschobene Entwertungsprozesse und überzyklische 
Preissteigerungen 


Wir hatten bereits allgemein gezeigt, daß sich im kapitalistischen Entwicklungspro- 
zeß Überakkumulationstendenzen herausbilden, die ihren Ausdruck in einem ten- 
denziellen Fall der Profitrate finden. Dies ist Resultat der Akkumulation, in deren 
Verlauf sich ein Zuviel an Kapitalwert herausbildet, der sich — bei beschränkter 
Möglichkeit der Ausdehnung der Mehrwertmasse — nicht mehr in adäquaten Raten 
verwerten kann. Welche Formen nimmt dieser „Überfluß‘ an Kapital an? Wie löst 
sich dieser der kapitalistischen Produktionsweise immanente Widerspruch durch 
Entwertung von Kapital und gesteigerte Mehrwertproduktion? 


5.1 Überfluß von Kapital 


Der Überfluß an Kapital erscheint in allen drei Formen des Kapitals, also im Geld- 
kapital, im Warenkapital, im produktiven Kapital. Ausdrucksformen sind: 


74 Ebd., S. 507 


75 Vgl etwa B. Schefold, der von einer solchen Erscheinung ausgeht in: Mehrwert Nr. 2 
(1973), S. 139 
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— Vagabundierendes, nicht mehr nach produktiver Anlage suchendes, sondern nur 
noch zu jeglicher Spekulation bereitgehaltenes Leihkapital, das sich auf den 
nationalen und internationalen Geld- und Kapitalmärkten herumtreibt; 

— Nicht absetzbares Warenkapital, oberflächlich betrachtet aufgrund einer Zirkula- 
tionsstockung, aber in Wirklichkeit aufgrund der Tatsache, daß Zusatzkapital 
sich nicht mehr vollständig in produktives Kapital verwandeln kann, daher sich 
auch nicht mehr gegen Produktionsmittel und Arbeitskraft austauscht, während 
zugleich die mit der Freisetzung von Arbeitskraft und der Lohnbeschränkung in 
der Krise und in stagnativen Phasen der Akkumulation einhergehende weitere 
Beschränkung der Konsumtionskraft der Massen (bei antagonistischen Vertei- 
lungsverhältnissen) eine Ausdehnung des Absatzes von Konsumtionsgütern ent- 
sprechend der Steigerung der Produktivkraft nicht mehr zuläßt; 

— Nicht ausgelastete Produktionskapazitäten, d. h. Kapital in der stofflichen Form 
von Produktionsmitteln, das nicht mehr als Aussauger von Mehrarbeit zu dienen 
vermag, da der möglichen und wachsenden Verwertung des Kapitals in der Pro- 
duktion nicht die Realisierung dieses Werts in seinem Kreislauf als Kapital folgen 
kann. 

Die Überakkumulation von Kapital ist zum einen eine allgemeine Tendenz der 

kapitalistischen Produktionsweise, wobei darauf hinzuweisen ist, daß Überakkumu- 

lation keineswegs mit Überproduktion von Waren allein identisch zu setzen ist oder 
gar mit Überfluß an gesellschaftlichem Reichtum. Kapitalistische Überakkumula- 
tion führt immer auch zu individueller und gesellschaftlicher Not, da ja das überak- 
kumulierte Kapital sich nicht nur gegen Waren, die in das konstante Kapital ein- 
gehen, sondern auch nicht gegen Arbeitskraft umsetzt, folglich regelmäßig mit Ar- 
beitslosigkeit einhergeht. Zum anderen verschärft sich die Überakkumulation von 

Kapital periodisch bis zu einem Punkt, wo sie nicht nur stagnative Tendenzen 

produziert, sondern die Krise hervorbringt. Akkumulation erfolgt nur, wenn die 

Verwertung des einzusetzenden Kapitals, d. h. die Profitrate als Motor des Prozesses 

— auch bei Kapitalen, bei denen die Profitmasse die Profitrate aufwiegt, verliert die 

Profitrate nicht vollständig ihre Bedeutung! — hoch genug ist. Dabei ist davon aus- 

zugehen, daß die aktuelle Höhe der Profitrate in verschiedenen historischen Zeitab- 

schnitten kapitalistischer Entwicklung durchaus unterschiedlich sein kann. Dies 
ändert aber nichts daran, daß die Profitrate als solche überhaupt eine entscheidende 

Rolle für den Gang der Akkumulation spielt. Sinkt die Profitrate bis auf den Punkt, 

an dem sie als „Stachel der Akkumulation‘ unwirksam wird, dann hört auch die 

Kapitalakkumulation zeitweise auf. Ohne Akkumulation aber keine Produktiv- 

kraftsteigerung, und ohne Produktivkraftsteigerung keine Wertsenkung und kein 

tendenzieller Fall der Profitrate. So stellen die periodischen krisenhaften Unter- 
brechungen der kapitalistischen Akkumulation immer wieder eine zeitweise Lösung 
der bezeichneten Widersprüche dar. Hinzu kommt noch, daß in den Krisen durch 

Entwertung von Kapital, sowohl von konstantem als auch von variablem Kapital, 

die Profitrate zeitweise angehoben werden kann. 
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5.2 Entwertung von Kapital 


Der Prozeß der Entwertung muß als die gesellschaftlich produzierte Rückwirkung 
auf das einzelkapitalistische Streben nach möglichst großer Verwertung begriffen 
werden. Insofern wird auch der Entwertungsprozeß — in seinen Erscheinungsfor- 
men von Konkursen, Preisverfall, nicht absetzbaren Lagerbeständen, unausgelaste- 
ten Kapazitäten, brachliegendem Leihkapital — als Katastrophe begriffen, die ‚;ir- 
gendwie verursacht“ ist, nicht jedoch auf die gesellschaftliche Form des Produk- 
tionsprozesses zurückgeführt wird. 

Wir wollen jetzt die einzelnen Formen der Entwertung genauer betrachten. 
Wir beginnen mit der Entwertung von Kapital in seiner Warenform durch physische 
Vernichtung von Waren und Preisverfall des Warenkapitals. 

In jeder Produktionssphäre kann, so wurde gezeigt, der Marktpreis vom 
Marktproduktionspreis “abweichen, die Wertbewegung und di Preisbewegung aus- 
einanderfallen. Dies ist jedoch für die Gesamtproduktion unmöglich. Wenn etwa in 
Phasen des Booms die Warenpreise einiger Kapitale ansteigen, entstehen Surpluspro- 
fite, die eine geringere Verwertung anderer Kapitale oder einen geringeren Reallohn 
der Lohnarbeiter zur Folge haben. Preise können aber nicht allgemein von den 
Werten abweichen und Marktpreise können. auch nicht allgemein von den Mar tkpro- 
duktionspreis 1 verschieden. sein. Die im ersten Teil entwickelte These, daß die 
Summe der Werte gleich der Summe der Preise sein muß (übersetzt durch die 
Funktion des Geldes als Maßstab der Preise), muß auch bei Preissteigerungen gelten. 


; Nur werden hier die Wertpreise durch höhere Geldausdrücke repräsentiert. Auch bei 


allgemeinen "Preissteigerungen ı und „Geldwertverfall‘“ im Laufe der Akkumulation 
(etwa durch Kreditausweitung und Übernachfrage) muß diese These zutreffend sein 
(abgesehen von Störungen in der Aggregation) kann die Nachfrage nicht unmittel- 
bar durch ein entsprechendes Angebot an Waren befriedigt werden und steigen die 
Warenpreise allgemein, so löst sich nicht die Preisbewegung von der Wertbewegung, 
vielmehr erhält jedes Quantum gesellschaftlicher Arbeit einen höheren Geldaus- 
druck, da der Preis einen in Geld ausgedrückten Wert darstellt. 

Preisverfall von Waren in einzelnen Produktionszweigen und der Fall der 
Marktpreise z. B. unter den Marktproduktionspreis stellt noch keine Entwertung 
dar. Hier verschwindet nur ein Zusatzprofit, der über die Preise hereingeholt wurde. 
Durch Preisverfall verschwindet auf diese Weise nur die vorangegangene Umvertei- 
lung. Der Profit anderer Kapitale und der Reallohn der Lohnarbeiter steigt wieder. 
Anders ist dies aber bei vorangegangenen allgemeinen Preissteigerungen und allge- 
meinem Geldwertverfall. Sinken jetzt die Warenpreise allgemein herab oder werden 
gar Waren in ihrer physischen Form vernichtet, wird Kapital und Mehrwert, d.h. 
gesellschaftliche Arbeit in vergegenständlichter Form entwertet und vernichtet. Weil 
der Geldausdruck der Waren — auch nach allgemeinen Preissteigerungen - ein be- 
stimmtes Quantum gesellschaftlicher Arbeit repräsentiert (Geld als Maß der Werte), 
bedeutet ein Preisverfall in der Krise nicht nur eine Entwertung und Vernichtung 
von Kapital, sondern auch eine Entwertung und Vernichtung von gesellschaftlicher 
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Arbeit. Die Gesellschaftlichkeit der Produktion macht sich hier also normalerweise 


in 


der Krise, die sich für die einzelnen Kapitale als Überproduktionskrise darstellt, 


als Rücknahme von Preisen, als Preisverfall geltend (76). 


Diese Form der Entwertung als Beseitigung von Überfluß an Kapital bezieht 


sich daher nur auf bereits produziertes Warenkapital. Die Nichtabsetzbarkeit von 
bereits produziertem Warenkapital wirkt allerdings auf das in der Produktion ange- 
legte und in Gang gesetzte produktive Kapital zurück. Indem nämlich so die Repro- 
duktion des produktiven Kapitals verhindert wird (oder zumindest eines Teils des- 
selben), zeigen sich auch hier Entwertungsprozesse: 


76 


77 


Der Wert des insgesamt in der Produktion beschäftigten produktiven Kapitals 
wird durch die Stillegung von Teilen der Produktionsanlagen vermindert. Kön- 
nen diese nicht wieder in Funktion gesetzt werden, bildet diese Entwertung 
einen echten Kapitalverlust, der vom Bruttoprofit zu tragen ist: „Da die Profitra- 
te gleich ist dem Verhältnis des Überschusses des Werts des Produkts zum Wert 
des vorgeschossnen Gesamtkapitals, so wäre eine Erhöhung der Profitrate, die 
aus einer Entwertung des vorgeschossnen Kapitals hervorginge, mit Verlust an 
Kapitalwert verbunden, ebenso eine Erniedrigung der Profitrate, die aus Wertstei- 
gerung des vorgeschossenen Kapitals hervorginge, möglicherweise mit Ge- 
winn“ (77). Dies gilt gleichermaßen für die Kapitalwerte, die in Vorrats- resp. 
Warenlager gebunden sind und aufgrund der Produktions- und Absatzstockung 
nicht umschlagen können. 

Diese Verminderung des Werts des in der Produktion angelegten Kapitals drückt 
sich aber auch in einer Verminderung des Veräußerungspreises der Anlagen aus: 
Große Kapitale, die aufgrund ihrer hohen Profitmassen weiter (wenn auch be- 
schränkt) akkumulieren, werden daher in Phasen der Krise und Stagnation klei- 
ne — vor der Pleite stehende — Kapitale aufkaufen können; die Zentralisation 
von Kapital ist somit gleichermaßen mit Kapitalverlusten verbunden, eine in 
Preisen ausgedrückte Wertsumme (Kapitalsumme) verschwindet aus dem Gesamt- 
prozeß der Kapitalzirkulation. 

Indem so jede Krise die Vernichtung und Entwertung des vorhandenen Kapitals 
Raum schafft für die Neuanlage von Kapital (in technologisch umgewälzter 
Form), macht sie sich in einem über die Konkurrenz vermittelten moralischen 
Verschleiß bestehender Kapitalanlagen geltend. Alte Anlagen müssen durch neu- 
ere und produktivere Anlagen ersetzt werden, ohne daß der Kapitalwert bereits 
umgeschlagen wäre. Allerdings: „Der Wert der Maschinerie etc. sinkt jetzt, nicht 
weil sie rasch verdrängt oder in gewissem Grad entwertet wird durch neuere, 
produktivere Maschinerie etc., sondern weil sie jetzt wohlfeiler produziert wer- 
den kann“ (78). 


Existierende Werke werden so vernichtet, indem sich die gesellschaftlich notwendigen 
Proportionen wiederherstellen. 

Kapital III, S. 123 

Ebd., S. 124 
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Wir haben hier die verschiednen Formen gezeigt, durch die ein Überfluß an Kapital- 
wert, der sich nicht mehr zur vorausgesetzten Rate der Verwertung verwerten kann, 
wieder abgebaut wird. Damit sind aber Konsequenzen für die organische Zusam- 
mensetzung verbunden; diese muß aufgrund der Kapitalverluste und -entwertung 
wieder absinken. Darüberhinaus sinken auch die Reproduktionskosten für das fixe 
und zirkulierende Kapital, was wiederum die organische Zusammensetzung herab- 
setzen kann. Nun kann aber — wie wir in Teil 3 bereits gezeigt haben — die Zusam- 
mensetzung des Kapitals nicht mehr i. d. R. auf ein Niveau gesenkt werden, das 
stets (über den Zyklus hinweg) eine durchschnittlich gleich hohe Rate der Verwer- 
tung ermöglichen würde. Wenn in vorhergegangenen Zyklen die Bereinigung des 
Kapitalüberflusses nicht in genügendem Maße erfolgt ist, schleppen sich Struktur- 
probleme der Verwertung fort aufgrund einer mangelnden Entwertung des fixen 
Kapitals, eines höheren Anteils beschränkt reproduzierbarer Rohstoffe und auf- 
grund der Aufrechterhaltung des gegebnen Werts der Ware Arbeitskraft durch die 
gewerkschaftliche Aktion. Erst diese historische Entwicklung wirkt sich darin aus, 
daß der Fall der Profitrate „im Verlauf langer Perioden schlagend hervortritt“ (79). 


F 53  Überakkumulation, Preissetzung und Aufschieben der Entwertung 


Diesen hier entwickelten Formen des Kapitalverlusts, der Entwertung und der Wert- 
senkung des konstanten Kapitals, Können aber unter bestimmten historischen Um- 
ständen die Kapitale entgehen: Indem sie nämlich in der zyklischen Krise die Preise 
nicht senken, versuchen sie die Profitrate auf ihr vorgeschossenes Kapital zu halten. 
Daß in diesem. Prozeß nicht vorausgesetzt werden muß, daß die Preise willkürlich 
gesetzt werden können (etwa durch Monopole), sondern daß sich auch in der verän- 
derten Preisbewegung die Gesetze der kapitalistischen Akkumulation geltend 
machen, werden wir im folgenden zunächst von der Produktionsseite, dann (im 
Teil 6) von der Seite der Realisierung der Waren her betrachten. 

Hatten wir zuvor die (gesamtgesellschaftlich vermittelte) Entwertung von Ka- 
pital als Voraussetzung für ein erneutes Ansteigen des Verwertungsgrades bestimmt, 
so war darin zugleich für die Einzelkapitale die Vernichtung bzw. Brachlegung von 
vorgeschossenem Kapital gesetzt. Den Einzelkapitalen müssen so die in der Krise 
sich durchsetzenden Bedingungen eines erneuten Aufschwungs der Profitabilität 
notwendigerweise als Beeinträchtigung der Reproduktion ihres Kapitals erscheinen. 
Wenn die Kapitale daher in der Krise der Entwertung entgehen wollen, müssen sie 
Mittel und Wege finden, ihre vorgegebene Profitrate zu halten. Sie werden zunächst 
versuchen, ihre Produktionspreise auf dem Markt durchzusetzen, denn allein dann 
könnten sie dieses Ziel erreichen. 

Dabei muß allerdings davon ausgegangen werden, daß die Stellung der großen 


79 Ebd,, S. 249 
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und die Stellung der kleinen Einzelkapitale im Reproduktionsprozeß sich unter- 
schiedlich auswirken kann. Große Einzelkapitale können auf drei Momente ihrer 
Reproduktion und Verwertung begrenzt (nämlich begrenzt durch den gesamtgesell- 
schaftlichen Reproduktionsprozeß) Einfluß nehmen: Erstens auf den Marktpreis‘ 
des eigenen produzierten Warenkapitals, um seine Realisierung in Geldkapital zu 
verbessern. Zweitens auf die Marktpreise anderer Einzelkapitalisten. Hier (beim 
Kauf von Produktionsmitteln für den eigenen Produktionsprozeß) kann die Stellung 
großer Kapitale dazu führen, daß für die entsprechenden Einzelkapitale die Realisie- 
rung des Warenkapitals in Geldkapital nur zu gesellschaftlich unterdurchschnitt- 
lichen Bedingungen möglich ist. Damit werden für diese Einzelkapitale die Möglich- 
keiten der erweiterten Reproduktion beschränkt, insofern Teile des Mehrwerts zu 
dem großen Einzelkapital fließen und der akkumulationsfähige Mehrwert der ande- 
ren Einzelkapitale verringert wird. Zugleich wird nicht nur die akkumulationsfähige 
Mehrwertmasse des großen Kapitals erhöht, sondern auch — da ja der Kapitalvor- 
schuß auch bei einfacher Reproduktion sich verringert hat — zusätzlich Kapital zum 
Zwecke der erweiterten Reproduktion freigesetzt (80). Drittens kann das Einzelka- 
pital auf den Preis der Ware Arbeitskraft Einfluß zu nehmen versuchen, indem 
entweder der Preis der Arbeitskraft direkt gedrückt wird (Nominallohnsenkung) 
oder indem die in die Reproduktion der Arbeitskraft eingehenden Lebensmittel 
verteuert werden (Reallohnsenkung) oder indem der Nominallohn durch Intensivie- 
rung der Arbeit oder Verlängerung der Arbeitszeit indirekt gesenkt wird. 

Soweit aber die kleinen Kapitale nicht ganz der Krise zum Opfer fallen (Plei- 
ten, Konkurse, Fusionen), sind sie gezwungen (aufgrund der gesamtgesellschaftlich 
sich durchsetzenden Reproduktionsbedingungen, vgl. dazu unten) ein ähnliches 
Preisverhalten in der Krise durchzusetzen: Auf die in der Krise sich durchsetzende 
Einschränkung ihrer Verwertung müssen sie als Einzelkapitale (ähnlich wie die 
großen Kapitale) so reagieren, daß in ihrer Preissetzung die monetäre Profitrate 
gehalten und der Kapitalvernichtung entgangen werden kann. 

Damit ist aber das Verhältnis von Preissetzung zu Akkumulationsprozeß des 
Kapitals als Problem benannt, das wir im folgenden zunächst aus der Sicht des 
Einzelkapitals untersuchen werden, um dann den bei der Ableitung des Marktpro- 
duktionspreises entwickelten Zusammenhang von Preisbildung (resp. -setzung) und 
gesamigesellschaftlichem Reproduktionsprozeß des Kapitals wieder aufzunehmen. 


3.3.1  Preissetzung aus der Sicht der Einzelkapitale 


Wir werden zunächst einige bürgerliche und marxistische Ansätze zur Erklärung der 
langfristigen Preissteigerungen diskutieren und aufzuzeigen versuchen, welche Ober- 
flächenzusammenhänge sich darin reflektieren und welche Voraussetzungen darin 
enthalten sind. In den folgenden Theorien werden zumeist in richtiger Weise Bewe- 


80 Ebd., Ss. 121 
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gungen und Kausalzusammenhänge der Oberfläche der Kapitalakkumulation aufge- 

nommen. Sie haben daher zunächst auch den Anschein der Plausibilität für sich. Um 

so mehr ist es nötig, nicht nur die Voraussetzungen dieser theoretischen Ansätze 

und ihren begrenzten Erklärungswert für den Wert- und Preisbildungsprozeß im 

wirklichen Akkumulationsprozeß aufzuzeigen, sondern auch selbst die Vermittlung 

von Wertbildung, Verwertung und Preisbildung im Prozeß der Kapitalakkumulation 
zu entwickeln. 

Die gemeinsame Grundlage der folgenden Erklärungsansätze ist die Produk- 
tionspreiskategorie, von der wir auch bei der Diskussion dieser Ansätze ausgehen 
müssen. Andererseits beziehen sich die folgenden Ansätze auf die auf der Ebene der 
Konkurrenz ansetzenden Reaktionen der Einzelkapitale; sie sind somit theoreti- 
scher Reflex der Aktion der Einzelkapitale. Auf der Ebene der Konkurrenz lassen 
sich — wenn wir die Möglichkeit der Preissetzung durch alle Kapitale mit einbe- 
ziehen — mehrere Versionen der Bildung von Produktionspreisen darstellen: (81) 

1. Es wird angenommen, daß der Geldlohn für das Kapital (die variable Kapital- 
anlage) gegeben ist, wodurch der Mehrwert pro Ware und pro Arbeitskraft 
und die Mehrwertrate eindeutig bestimmt sind (durch die von Marx ent- 
wickelten Methoden der Mehrwertproduktion). Wie die Profitrate (82) durch 
die Mehrwertrate und durch die organische Zusammensetzung des Kapitals in 
ihrer Größe eindeutig begrenzt ist, so werden auch die Produktionspreise 
durch den Lohnsatz, die organische Zusammensetzung und die Durchschnitts- 
profitrate eindeutig determiniert. Dies ist auch der von Marx im Bd. III des 
„Kapitals“ unterstellte Prozeß der Produktionspreisbildung und dies ist auch 
der Prozeß der Bildung von Produktionspreisen, wie er sich über einen Zyklus 
hinweg darstellt. 

2. Eine andere Möglichkeit ergibt sich, wenn man diesen von Marx unterstellten 
und von uns zuvor auch entwickelten Kausalnexus umkehrt. Eine Reihe von 
Theoretikern unterstellen etwa, daß die großen Kapitale eine ihrem Investi- 
tionsbedarf entsprechende Profitrate kalkulieren und diese mit entsprechen- 
den Preissetzungen auf den Märkten auch in der Phase der Überakkumulation 
und der Krise durchsetzen. Spielt man diese Möglichkeit durch, so ergibt sich 
eine Umkehrung des obigen Zusammenhangs. Bei einer gegebenen organi- 
schen Zusammensetzung des Kapitals ergeben sich hier die Produktionspreise, 
der Reallohn und auch die Mehrwertrate als Restgrößen, die durch die relativ 
autonom festgesetzten Profitraten bestimmt sind. Die Profitraten sind nach 
diesen Vorstellungen so kalkuliert, daß sie für die wachsenden Kapitalinvesti- 
tionen ausreichen (83). 

Hier werden also die Preise und die Ausbeutungsrate über das willkürliche 

Profit- und Preisverhalten der großen Kapitale bestimmt. Man spricht daher 


8 Vgl. Joan Robinson, Collected Economic Papers, Vol. III, Oxford (Basil Blackwell)- 
1968, S. 173 ff. 

82 Die Aufteilung in Zins und Unternehmergewinn ist hier nicht entwickelt. 

83 Vgl. Deutschmann, Levinson, Mattick, a. a. O. 
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auch von der Ausbeutung durch die Inflation. Das zu erklärende Phänomen 

der säkularen Preisentwicklung wird nur auf der monetären Ebene (des Geld- 

ausdrucks des Werts) abgeleitet. 

3. Eine dritte Möglichkeit ergibt sich durch die Annahme, daß Geldlohn und 
Profitrate (in monetären Größen) gleichzeitig bestimmt werden; etwa der 
Geldlohn durch die gewerkschaftlichen Lohnforderungen (in denen die Infla- 
tionsrate bereits antizipiert ist) und die nominelle Profitrate durch die Profit- 
ratenkalkulation der großen Kapitale. Die Inflation erscheint hierdurch als 
Resultat der Machtauseinandersetzung zwischen Kapital und Arbeit um die 
Verteilung des Nettoprodukts. Ein solches Verhalten von Kapital und Arbeit 
wird in einigen Theorien (z.B. in den Gutachten des Sachverständigenrats) 
auch zur Ursache der überzyklischen Inflationserklärung verkehrt. Daran 
knüpfen auch so gängige Infltionserklärungen wie die der „Lohn-Preis-Spira- 
le“ (wage-push-theory)und die der „Profit-Preis-Spirale‘“ (profit-push-theory) 
an. Dabei wird das „typische“ Verhalten der Einzelkapitale in der Konkur- 
renz zum Ausgangspunkt der Erklärung genommen — was nichts erklärt. 

Eine der bekanntesten bürgerlichen Theorien zur Erklärung der Inflation setzt bei 

dem Lohn-Preisverhältnis an, die steigenden Preise zu erklären. Welche Wirkungen 

haben nun allgemein oder im besonderen Produktionszweige steigende Geldlöhne 
auf die Produktionspreise? Steigende Löhne — etwa in Phasen prosperierender 

Kapitalakkumulation — beschränken zunächst nur die Profite und drücken sowohl 

die gesellschaftliche wie die von den Einzelkapitalen realisierte Durchschnittsprofit- 

rate herab. Da in jeder Branche die höheren Löhne und die niedrigeren Durch- 
schnittsprofitraten die Produktionspreise in unterschiedlichem Ausmaß verändern 

(je nach vorherrschender organischer Zusammensetzung), dürften sich zunächst nur 

die relativen Preise verändern (die komplizierten Rückwirkungen auf die Preise der 

Produktionsmittel und Konsumgüter wollen wir hier vernachlässigen). 

Steigen aber dennoch die Preise, so ist die eigentliche Ursache in dem Versuch 
der Kapitalisten zu sehen, die gleiche Profitmasse oder gar die gleiche Durch- 
schnittsprofitrate wie zuvor zu erhalten. Wenn etwa in dem Produktionspreis einer 
von uns betrachteten Ware (ci + vi) 11 + P’) = pi ist, und der Lohn und damit die 
variable Kapitalauslage von vi auf v’i ansteigt, muß der Versuch seitens der der 
Kapitalisten, die gleiche Profitmasse bzw. Profitrate wie zuvor zu erhalten, Preis- 
steigerungen von pj auf p’j hervorrufen (84). Die Ursache an den steigenden Preisen 
bei steigenden Geldlöhnen ist daher nicht bei den Geldforderungen der Arbeiter zu 
suchen, sondern bei dem Versuch der Kapitalisten, eine adäquate Durchschnitts- 
profitrate aufrechtzuerhalten. 

Wird die erste These — bekannt unter dem Begriff der Lohnpreisspirale — von 
Wirtschaftswissenschaftlern, von Kapitalvertretern und vom Staat vertreten, so 
rückt die gängige gewerkschaftliche Erklärung der Inflation das Verhältnis von 
Profiten zu Preisen in den Vordergrund, wenn sie überzyklische Preissteigerungen 
erklären wollen. Die Preis- und Investitionspolitik der Unternehmen ist nach dieser 


84 Vorausgesetzt, c und v schlagen gleich um und ihre Umschlagszeit ist gleich 1 
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Theorie weitgehend autonom — unterstellt also oligopolistische oder monopeolisti- 
sche Märkte, bzw, eine entsprechende Gesamtnachfrage. 

Die Erklärung steigender Preise aus dem Profit-Preis-Verhältnis gilt in eingeschränk- 
tent Sinne bereits für den ersten Ansatz. Der Ausgangspunkt für Preisveränderungen 
ist aber bei der Lohn-push-Theorie das Faktum der steigenden Gehlöhne (oder 
schneller als die Produktivität steigenden Löhne). Der Versuch der Unternehmer, 
die Profitrate — oder doch zumindestens eine entsprechende Profitmasse — zu hal- 
ten, bestimmt die relativen Preise und die Veränderung des absoluten Preisniveaus. 

Anders verläuft das ‚„Kausalverhältnis‘“, wenn angenommen wird, daß die 
Profit- und Preisgestaltung der Kapitale autonom erfolgen könne. Der Produktions- 
preisbildungsprozeß verläuft demgemäß andersherum: bei einer vor der Produktion 
vom Kapital bestimmte Profitrate P’ bei vorgegebenen Produktionspreisen der in die 
Produktion eingehenden Produktionsmittel und bei vorgegebenem Geldlohn sind 
die Produktionspreise bestimmt — und damit auch das Preisniveau der in die Ar- 
beitskraft eingehenden Konsumgüter. Der Reallohn wird hierbei zur Residualgröße, 
der entsprechend gesenkt wird, wenn die Gewerkschaften nicht ihrerseits versuchen, 
die Geldlohnentwicklung der allgemeinen Preissteigerung anzupassen. Fordern die 
Arbeiter bzw. die Gewerkschaften aber wiederum eine höhere Geldlohnrate, in der 
die Inflationsrate und der Reallohnverlust antizipiert wird — wie dies in jedem Ta- 
rifvertrag erfolgt — müssen sich nicht nur die relativen Preise verändern, sondern es 
muß auch das allgemeine Preisniveau steigen. Dadurch mißlingt der Versuch, die 
Explotationsrate über steigende Preise zu erhöhen, Die Schuld an steigenden Preisen 
kann aber wiederum nicht den Geldlohnforderungen der Arbeiter zugeschoben wer- 
den, vielmehr sind steigende Geldlöhne nötig, die Inflationsrate zu kompensieren. 

Sowohl die Erklärung der Inflation aus dem Lohn-Preis-Verhältnis wie aus 
dem Profit-Preis-Verhältnis unterstellt, daß ein Durchschnittsprofit (oder mehr als 
ein gängiger Durchschnittsprofit, wie im 2. Fall) auf den Kostpreis aufgeschlagen 
wird und realisierbar ist. Zudem erscheint die Inflation als Resultat der Machtaus- 
einandersetzung zwischen Kapital und Arbeit um die Verteilung des Nettoprodukts. 
Warum es allerdings zu säkular steigenden Preisen und zu steigenden Preisen auch in 
der Krise kommt, kann hier nicht hinlänglich erklärt werden, da auf strukturelle 
Veränderungen im Kapitalverwertungsprozeß gar nicht eingegangen wird. 

In weiteren Versionen werden solche Strukturveränderungen im Verlauf der 
kapitalistischen Akkumulation zwar berücksichtigt, diese aber nur als veränderte 
Konkurrenzformen auf dem Markt behauptet: 

Ausgehend von der gemeinsamen Annahme, daß mit der Konzentration und 
Zentralisation des Kapitals auch veränderte Markt- und Konkurrenzformen entstan- 
den seien, sind mehrere differenziertere Versionen zum Problem der säkularen Preis- 
steigerungen entstanden. Typisch ist für diese Positionen, daß sie ebenfalls 
alle — wie bereits die Profit-push-Theorie — eine Preissetzungsmacht der großen Ka- 
pitale auf den Märkten unterstellen. 

Einer Version zufolge sinken die Preise langfristig deshalb nicht ab, weil insbe- 
sondere die großen Kapitale — die zumeist überdurchschnittliche Produktivitätsstei- 
gerungen aufweisen — die Produktivitätssteigerungen nicht in Preissenkungen wei- 
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tergeben. Steigern etwa die großen Kapitale die Produktivität der Arbeit in über- 
durchschnittlicher Weise (Extramehrwertproduktion), drängen sie kleinere Kapitale 
aus dem Markt und werden sie durch die Konkurrenz nicht zu Preisherabsetzungen 
gezwungen, dann werden sich Produktivitätssteigerungen und Wertsenkungen nicht 
notwendigerweise als Preissenkungen auswirken. Die Preise werden gehalten und der 
Extramehrwert wird fixiert solange die Nachfragesituation dies zuläßt. Da diese 
Waren aber in die Produktion anderer Waren eingehen, können auch die anderen 
Kapitale die Preise nicht senken. Steigen aber andererseits noch die Geldlöhne — et- 
wa durch eine beschleunigte Kapitalakkumulation, Verknappung der Arbeitskräfte 
und steigender Lohnverhandlungsmacht der Gewerkschaften — können zwar die 
großen Kapitale bei gleichbleibenden Produktionspreisen die Profitmargen halten. 
Die Kapitale oder Branchen mit geringerer Produktivitätsentwicklung sind aber ge- 
zwungen — wenn sie die branchenübliche Profitrate wie zuvor halten wollen — die 
Produktionspreise zu erhöhen. Jede Kostpreiserhöhung erzwingt aber (bei gleich- 
bleibender Profitrate) wieder Produktionspreiserhöhungen. Die großen Kapitale 
könnten durch Preisfortwälzung ihre Extramehrwertposition halten und die kleine- 
ren Kapitale ihre Durchschnittsprofite (solange die Nachfragesituation dies zuläßt). 
Bine allgemeine Preissteigerung wäre die Folge. (Dieselbe Auswirkung hätten über- 
dies Preissteigerungen von fixem Kapital, Rohstoffen usw.) Dementsprechend er- 
scheinen nach diesem Modell die kleinen Kapitale oder Branchen mit niedrigerer 
Arbeitsproduktivität als Urheber dieser Preissteigerungen, wenngleich doch der Aus- 
gangspunkt dieser Bewegung die großen Kapitale oder hochkonzentrierten Bran- 
chen sind. 

Andererseits wird die säkulare Aufwärtsbewegung der Preise direkt aus der 
Änderung der Marktformen und dem willkürlichen Preis- und Profitverhalten der 
Monopole und großen Kapitale abgeleitet. W. Hofmann hat diese Version nachhaltig 
vertreten: „Die säkulare Inflation ist das Ergebnis verallgemeinerter Machtpreisbil- 
dung. Sie steht in ursächlichem Zusammenhang mit einer anderen durchgängigen 
Erscheinung unserer Epoche: der planvollen privaten Organisierung und Durchge- 
staltung der Märkte‘ (85). Die Erklärung der säkularen Inflation aus der oligopoliti- 
schen oder monopolistischen Machtpreisbildung dominiert auch in der Theorie vom 
Staatsmonopolistischen Kapitalismus. Gemeinsames Merkmal dieser Theorien ist die 
Annahme einer kalkulierten (monetären) Profitrate (‚„‚markup‘). Die Anbieter ge- 
hen im allgemeinen nach der Regel vor, „den Produktionskosten einen bestimmten 
‚markup‘ zuzuschlagen, also mit einem ganz bestimmten Gewinnzuschlag zu operie- 
ren“ (86). 

Diese Begründung der Inflation von dem willkürlichen Preis- und dem Ge- ' 
winnaufschlag her scheint uns ebenso unzureichend zu sein wie die Erklärung mit 
Hilfe der Extramehrwertposition, da auch hier weder der langfristige Prozeß der 
Veränderung der Struktur des gesellschaftlichen Gesamtkapitals in diese Erklärun- 
gen Eingang gefunden hat, noch das Problem der Nachfrage genügend berücksichtigt 


85 Hofmann, a. a, O., S. 18 ff. 
86 Gerd Maas, Inflation und Industriepreis, Gersthofen 1974, S. 28 
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wird. Gemeinsamer Ausgangspunkt dieser Theorien ist die Annahme einer kalkulier- 
ten monetären Profitrate mit entsprechenden Konsequenzen für die Preisbildung 
(markup-pricing). Während noch in der Marxschen Theorie Produktionspreisbil- 
dungsprozeß durch den Kausalnexus 

Mehrwertrate, Profitrate, Produktionspreis 
gekennzeichnet war, kehrt sich hier die Beziehung um. Wie bereits analysiert, ver- 
läuft hier die Kausalbeziehung von der (monetären) Profitrate zur Mehrwertrate, 
nimmt also folgende Gestalt an: 

Profitrate Produktionspreise Mehrwertrate. 
Ob diese Art des Produktionspreisbildungsprozesses mit zunehmender Konzentra- 
tion und Zentralisation des Kapitals oder in Phasen prosperierender Kapitalakkumu- 
lation tatsächlich dominiert, können wir hier nicht weiter untersuchen. 

Halten wir jedoch zusammenfassend fest: Die in den hier angeführten Theo- 
rien sich reflektierenden Reaktionsweisen der Einzelkapitale : sind unzulängliche Er- 
klärungsmomente, 

1. weil sie den Anschein erwecken, als könnten die Einzelkapitale ihre gesellschaft- 
lichen Durchschnittsbedingungen selbst setzen; gerade vom Prozeß der Marktpro- 
duktionspreisbildung als Resultat des widersprüchlichen Prozesses von privater Pro- 
duktion und ihrer gesellschaftlichen Bestimmtheit wird abstrahiert. Denn weder 
Einzelkapitale überhaupt noch große Einzelkapitale (z. B. Monopole) können ihre 
(gesellschaftlich notwendigen) Produktionsbedingungen und das gesellschaftlich 
notwendige Quantum an Waren allein festsetzen. Auch hier erweist sich das gesell- 
schaftlich Notwendige immer noch als Zwangsgesetz. 

2. weil das damit als gelöst unterstellte Problem der Nachfrage und der Realisierung 
der Waren eben nicht unterstellt werden kann. 

3. weil in diesen Theorien nicht mehr sichtbar ist, in welcher Weise sich Verände- 
rungen in den Bedingungen der Reproduktion des gesellschaftlichen Gesamtkapitals 
in der Aktion der Einzelkapitale widerspiegeln. 


3.3.2  Preissetzung und gesamtgesellschaftliche Reproduktion des Kapitals 
her inflatorische Prozesse 
pitale : zwar scheinbar 
stpreise aufschlagen - — 
en (in den Produktionspreisen) setzen können, daß sich 
ieder die Zwängeder Käpitalreproduktion letzt- 

cap en. Wenn auch wir hier von der 
Möglichkeit ‘der Einzelkapitale, ihre Produktionispreise auf dem Markt zu setzen, 
ausgehen, dann deshalb, weil mit der Loslösung des Geldzeichens von der Goldware 
und der Entwicklung des Kreditsystems solcherlei Preissetzung i in einer Geldware als 
begrenztes Zirkulations- und Zahlungsmittel keine Beschränkung miehr findet. Diese 


Veränderung i in der Geld- und | Kreditsphäre (d Ä ı Teil 2'als technische 


it 


der Produktion 
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einer Preissetzung, 1 mit deren Hilfe der Entwertung entgangen. werden soll, kommen 
känn. Wie sich, unter. diesen. Voraussetzungen und-einer-zunehmenden- organischen 
Zusammensetzung des Kapitals, einem Ansteigen von fixierten Kapitalmassen in der 
und einem steigendem Anteil beschränkt “reproduzii 
“ein überzyklischer. Preisauftrieb entwickeln ‘kann, soll wieder an einer durchschnitt- 
lichlichen Ware einer. bestimmten. Produktionssphäre- erläutert werden.-- 

Wenn etwa der konstante Kapitalanteil gegenüber dem varlablen sowohl im 
Laufe des Akkumulationsprozesses als auch erst recht in der Phase der Krise (bei 
„Unterauslastung“ des Kapitals) zunimmt, spiegelt sich dies auch normalerweise in 
der Struktur des Kostpreises der Durchschnittsware einer Branche wider. Auch hier 
nimmt der konstante Kapitalanteil bzw. der Anteil der „Fixkosten‘ in der Krise 
gegenüber dem variablen zu. Wird aber weiterhin von den Einzelkapitalen in jedem 
Produktionszweig ein monetärer Durchschnittsprofit kalkuliert, mit dessen Hilfe 
2. B. der Entwertung von Kapital in der Krise entgangen werden soll, dann können 
auch die Produktionspreise nicht mehr sinken, sondern werden sogar noch steigen. 
Der Produktionspreis der von uns betrachteten Ware konnte folgendermaßen zu- 
sammengefaßt werden: 


(itw)(A+P)=pi 
Steigt der konstante Kapitalanteil von ci auf ci (87) und wird trotz abgesunkener 
Profitrate dieselbe Profitrate P’ von den Einzelkapitalen kalkuliert, dann müssen die 
Preise trotz Produktivitätssteigerungen gleichbleiben oder steigen. Erst recht müssen 
die Produktionspreise steigen, wenn auch die Reallöhne mit der Produktivität sich 
erhöhen und dadurch die variable Kapitalauslage ansteigt. Wir erhalten dann folgen- 
de gestiegene Produktionspreise: (ci + vi) (1 + P) = pi. 

Diese Preissteigerungen infolge einer steigenden Kapitalzusammensetzung, 
wären also letztlich darauf zurückzuführen, daß nicht eine (der gestiegenen organi- 
schen Zusammensetzung entsprechende) verminderte Durchschnittsprofitrate, son- 
dern die alte, erfahrungsgemäß bezogenen Profitrate kalkuliert wird. Diese Überle- 
gung gilt auch, wenn sich die Umschlagszeit des Kapitals verlangsamt und mehr 
Kapital durch die verringerte Umschlagszeit gebunden wird (vgl. Teil 3.1); wenn in 
einer Stagnationsphase Warenkapital brachliegt, fixes Kapital unausgelastet bleibt 
und Warenlager sich häufen, erhöht sich der Kapitalvorschuß für die Produktion. 
Wird weiterhin dieselbe Profitrate wie zuvor kalkuliert, müssen die Preise notwendi-. 
gerweise steigen. ü 

Die wesentliche Frage, die diese Erklärung der Preissteigerung jedoch aufwirft 
ist aber, ob die Kapitale die entsprechende kalkulierte Profitrate (P?) trotz allgemein 
abgesunkener Profitrate und die entsprechenden Produktionspreise (Pi) durchsetzen 
und halten können. Dies betrifft nicht nur das Realisierungsproblem (vgl. Teil 6), 
sondern vor allem auch die Frage, wie sich die fallende Profitrate denn jetzt eigent- 
lich geltend macht. Es ist zwar möglich, daß das einzelne Kapital zunächst keine 
Rücksicht auf die langfristig sich verändernde allgemeine Profitrate nimmt und es 


87 Die folgenden Überlegungen gelten auch für die Fixkosten, soweit sie nicht im Fixkapital 
ihre Ursache haben wie Teile des variablen Kapitals. 
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bares Produktionsmittel ...... 


scheinbar unabhängig davon eine erfahrungsgemäße monetäre Durchschnittsprofit- 
rate kalkuliert, dennoch muß sich die Veränderung der allgemeinen Profitrate ir- 
gendwie Geltung verschaffen! 

Tatsächlich hat ja die Kalkulation der erfahrungsgemäßen monetären Profitra- 
te Rückwirkungen. auf die Produktionsmittelpreise. Durch das Ansteigen der Pro- 
duktionspreise von pi auf pl steigen auch die Preise für das konstante Kapital 
wieder an. Dieser Preisanstieg wird nicht nur das zirkulierende, sondern auch das 
fixe Kapital betreffen. Dadurch ist aber die Wiederbeschaffung des konstanten Ka- 
pitals in seiner alten stofflichen oder in neuer Form teurer geworden. Die geplanten 
und realisierten monetären Profitraten und Profitmassen erweisen sich durch den 
Preisanstieg des konstanten Kapitals gewissermaßen als „entwertet“. Es können 
nicht mehr dieselben Kapitalmassen wie zuvor beschafft werden. Ex post, d.h. nach 
dem Prozeß der Produktionspreisbildung, zeigt sich auch, daß der absinkenden 
Tendenz der allgemeinen Profitrate nicht entgangen werden kann, denn die allge- 
meine Profitrate wird nach den Preissteigerungen des konstanten Kapitals wieder 
ein niedrigeres Niveau aufweisen müssen. Die Verteuerung des konstanten Kapitals 
und die Erhöhung des variablen Kapitals dem Geldausdruck nach lassen die gesamt- 
gesellschaftliche Profitrate also dennoch — trotz der erfahrungsgemäß kalkulierten 
alten Profitrate — absinken. Die Einzelkapitale können dieser Veränderung der Ka- 
pitalstruktur und der Veränderung der gesamtgesellschaftlichen Proportionen nicht 
entgehen. Der Versuch der Kapitale, diesen Veränderungen zu entgehen, indem sie 
dieselbe Profitrate wie zuvor kalkulieren, muß sich vielmehr in einem säkularen 
Preisanstieg ausdrücken (88). 

Wir haben bisher (am Beispiel der Durchschnittsware einer Branche) den öko- 
nomischen Zwang entwickelt, denen die Einzelkapitale durch veränderte Reproduk- 
tions- und Akkumulationsbedingungen ausgesetzt sind. Ein Aufschieben der Ent- 
wertung durch Preissetzung (Profitratenkalkulation) ist aber im zyklischen Prozeß 
(und hier besonders in der Krise) für große und für kleine Kapitale, ihre Reproduk- 
tion zu vollziehen, unterschiedlich: Große Kapitale Können sich aufgrund hoher 
Kapital- und Profitmassen wahrscheinlich eher der drohenden Entwertung von Wa- 
ren- und produktivem Kapital entziehen, indem sie — wir gingen bereits darauf 
ein — größere Möglichkeiten haben, ihre Verwertungsprobleme abzuwälzen; indem 
sie über Extraprofite, die einer verhältnismäßig höheren Produktivkraft geschuldet 
sind, ihre Verwertung noch verbessern können; indem sie durch den günstigen Auf- 
kauf kleinerer Kapitale ihre Konkurrenzbedingungen günstiger machen Können. 
Teils aufgrund dieser ungleichen Konkurrenzbedingungen, teils — und das ist hier 
der wesentliche Aspekt — aufgrund mangelnder realer Verwertung des Gesamtkapi- 
tals und damit verschlechterten Nachfrageverhältnissen für alle wird es trotzdem zu 
Entwertungsvorgängen Kommen. Gelingen andererseits dennoch die Versuche der 


88 Diese Ableitung der Preissteigerungen aus der gestiegenen Kapitalzusammensetzung und 
fallenden Profitrate würden nicht beeinträchtigt, wenn unterschiedliche Branchenprofit- 
raten (vgl. den Branchenteil in PROKLA 16) angenommen würden. Die Ableitung wäre 
nur etwas komplizierter. 
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großen Masse der Kapitale, ihre Preise gemäß kalkulierter Profitrate zu setzen, so 
müssen veränderte Nachfrage- und Kreditverhältnisse hier eine wichtige Rolle spie- 
len. Um daher das hier ‚schon angedeutete Problem der I flation bei stagnierender 
Akkumulation. („Stagfal ion“) e erklären zu. "können, m .n wir die “veränderten 
Nachfrage- und Kreditver ss | entwickelten Kapitalismus darstellen. 


6.  Kapitalreproduktion, Nachfrage und Kreditsystem 


Wären die Nachfrage- und Kreditverhältnisse unabhängig von der Kapitalreproduk- 
tion und zyklischen Akkumulation, so könnte die aktuelle Inflation schnell mit 
einer „Übernachfrage“ (so die Neokeynesianer) oder einer übermäßigen „Geld- 
schöpfung““ (so die Monetaristen) erklärt werden. Jede auch in der Krise bewirkte 
Nachfrageausweitung und/oder Geldmengenausweitung würde so Entwertungspro- 
zesse verhindern. Nachfrage- und Kreditverhältnisse sind aber — wie wir schon im 
Teil 4 bei Darstellung des industriellen Zyklus gesehen haben — abhängige Varia- 
blen, Produkt der spezifischen ökonomischen und sozialen Reproduktion. 

Zunächst können wir festhalten, daß eine bestimmte „Basis“-Nachfrage auch 
in der Krise nicht absinken kann: der Konsum der szaatlichen Lohnarbeiter und der 
unproduktiven Arbeiter des Kapitals wird in der Regel aufrechterhalten, und „wie 

. die Dinge liegen, hängt der Ersatz der in der Produktion angelegten Kapitale 
großenteils ab von der Konsumtionsfähigkeit der nicht produktiven Klassen‘ (89). 
Andererseits wird die Konsumtion der Arbeiter, die „teils durch die Gesetze des 
Arbeitslohns, teils dadurch beschränkt ist, daß sie nur solange angewandt werden, 
als sie mit Profit für die Kapitalistenklasse angewandt werden können“ (90), durch 
sozialstaatliche Maßnahmen im entwickelten Kapitalismus zumindest nicht in einem 
solchem Maße gesenkt, daß einschneidende Beschränkungen der Nachfrageverhält- 
nisse von dieser Seite her wirksam würden (Bedeutung der Arbeitslosen- und Sozial- 
versicherung) (91). 

Auch wirkt sich der relativ große Anteil des Staats am Wertprodukt, dessen 
Ausweitung wir in anderem Zusammenhang schon begründet hatten, dahingehend 
aus, daß der Versuch der staatlichen Fiskalpolitik, antizyklische Wirtschaftspolitik 
durchzusetzen, die Nachfrageverhältnisse beeinflußt: Der staatliche Konsum und _ 
die staatlichen Investitionen werden in der Krise aufrechterhalten (auf Kosten einer. 
wachsenden staatlichen Verschuldung) und stützen die Nachfrageverhältnisse. 

Eine solche Stützung der Nachfrage wird allerdings nicht imstande sein, den 
Nachfrageausfall, der durch die stockende Kapitalakkumulation bewirkt ist (Sinken 
der Nachfrage in der Abteilung I und zwischen den Abteilungen aufgrund mangeln- 
der Profitabilität der Produktion und sinkenden Löhnen) auszugleichen. Zumal 


89 Kapital III, S. 501 

90 Ebd. 

91 Die Finanzierung dieser Sozialmaßnahmen ist natürlich selbst abhängig von der Entwick- 
lung des Profits des Kapitals und der Einkommen der beschäftigten Arbeiter im Zyklus. 
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langfristig die zusätzliche Nachfrage des Staates in der Krise aus dem Wertprodukt 
bezahlt werden muß und dies die Produktion bzw. Profitabilität des produktiven 
Kapitals weiter einschränkt. Wenn dies nicht sogleich der Fall ist, so deshalb, weil 
zunächst überhaupt zwischen die Kapitale und zwischen das industrielle Kapital und 
den Staat oder die Lohnarbeiter die Kreditsphäre als eine Vermittlungsinstanz tritt, 
die es Kapitalen, Staat, Kapitalisten und Arbeitern ermöglicht, zu kaufen, ohne 
zugleich zu bezahlen. Das Geld in seiner Funktion als Zahlungsmittel ermöglicht das 
Auseinanderfallen von Kauf und Realisierung des Preises. 


6.1 Geldzirkulation und Kredit 


Die Geldzirkulation in entwickelten kapitalistischen Ländern resultiert (wie schon 
in Teil 2 entwickelt) nicht ausschließlich aus der Funktion des Geldes als Zirkula- 
tionsmittel, sondern auch aus seiner Funktion als Zahlungsmittel. Als einfache Zir- 
kulationsmittel fungieren Scheidemünzen und Zentralbanknoten oder Staatspapier- 
geld mit Zwangskurs. Sie sind nur noch Wertzeichen (bei realer Konvertibilität in 
Gold) und vollziehen als solche die Funktion der Geld- und Warenzirkulation, ohne 
wirklicher Wert zu sein, ja, sie brauchen ihn noch nicht einmal unbedingt zu reprä- 
sentieren. Sie können somit zu bloßen Symbolen für Geld (Gold) werden, obgleich 
diese Symbole je nach der „Härte“ der Währung von den Teilnehmern am Ge- 
schäftsverkehr mehr oder weniger ernst und gern genommen werden. „Nur bedarf 
das Zeichen des Geldes seiner eigenen objektiv gesellschaftlichen Gültigkeit und 
diese erhält das Papiersymbol durch den Zwangskurs“ (92). 

Zahlungsmittelfunktion erfüllt das Geld dann, wenn Warenaustausch gegen 
Zahlungsversprechen erfolgt, also nicht der Warenübereignung unmittelbar die ent- 
sprechende Übereignung des Geldbetrags folgt, sondern ein Kreditverhältnis zwi- 
schen Käufer und Verkäufer entsteht, die sich demzufolge auch in Schuldner und 
Gläubiger verwandeln. Technisch erfolgt dies dadurch, daß der Gläubiger auf den 
Schuldner einen Wechsel zieht, der für den Gläubiger sich in Geld verwandelt: die 
erste Möglichkeit besteht darin, daß er den Wechsel selbst als Zahlungsmittel be- 
nutzt, indem er durch seine Unterschrift unter den Wechsel und dessen Weitergabe 
an einen nächsten Gläubiger, der ihm Waren geliefert haben mag, ein Zahlungsver- 
sprechen zu einem bestimmten Termin leistet. Dieser Prozeß kann bis zum Verfalls- 
tag des Wechsels weitergehen und es können auf diese Weise eine Vielzahl von 
Warenübereignungen vorgenommen werden, ohne daß außer dem Wechsel irgendein 
anderes Zirkulationsmittel eine Rolle hätte spielen müssen. Die zweite Möglichkeit 
besteht darin, den Wechsel bei einer Bank zu repräsentieren und ihn diskontieren zu 
lassen, also den Betrag dem eigenen Guthaben gutschreiben zu lassen. Er kann dann 
darüber verfügen, indem er beispielsweise per Scheck bei Käufen von Waren seiner- 
seits auf seine Bank „zieht“. Die Bank wiederum kann den Wechsel „rediskontie- 
ren“, indem sie ihn bei einer Zentralbank (Bundesbank oder Landeszentralbanken 


92 Kapital I, S. 123 
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in Westdeutschland) präsentiert und so in Geld umwandelt. 

Neben diesen kommerziellen Kreditverhätlnissen, die sich aus dem Geschäfts- 
verkehr mit Waren ergeben, tritt der Bankkredit immer dann, wenn eine Bank 
einem Kunden ein Konto einräumt (Kontokorrenikredit) oder ihm ein Darlehen 
gewährt oder eine Anleihe zuerst übernimmt, um sie erst anschließend beim „Publi- 
kum“ unterzubringen etc. In allen diesen Fällen werden Geschäftsleute mit Geld 
ausgestattet, das sie zum Kauf von Waren verwenden können. Sofern die Waren ins 
Produktivkapital eingehen (Produktionsmittel und Arbeitskräfte), fungiert das Geld 
gleichzeitig als Geldkapital, vorausgesetzt der Kreditnehmer muß nicht „Sicherheit“ 
leisten. „Bewilligt die Bank dem Geschäftskunden eine Anleihe einfach auf seinen 
persönlichen Kredit, ohne Sicherheitsstellung seinerseits, so ist die Sache klar. Er 
erhält unbedingt einen Vorschuß von bestimmter Wertgröße als Zusatz zu seinem 
bisher verwandten Kapital. Er erhält ihn in Geldform; also nicht nur Geld, sondern 
auch Geldkapital“ (93). Wenn allerdings das von Bankier vorgeschossene Geld dazu 
benutzt wird, Waren zur individuellen Konsumtion zu Kaufen, so kann es nicht als 
Geldkapital fungieren, sondern nur als Kaufmittel, das durch das Kreditverhältnis 
entstanden ist. 

So zeigt es sich, daß die Geldzirkulation zwei verschiedene, ineinander ver- 
schränkte Kreisläufe umfaßt. Als Zirkulationsmittel d. h. als Kaufmittel, fungiert es 
in der Regel zum Umsatz der Revenue der Lohnarbeiter und auch der Kapitalisten 
„wegen der Zersplitterung dieser Käufe und Verkäufe, und weil die Mehrzahl der 
Revenue-Ausgebenden, die Arbeiter, relativ wenig auf Kredit kaufen können“ (94). 
Im „Verkehr der Handelswelt hingegen fungiert das Geld wesentlich als Zahlungs- 
mittel; Wechsel und andere Kreditformen beherrschen hier den Zahlungsverkehr 
und besorgen so die Metamorphosen des Kapitals in seinem Kreislauf. Anders ausge- 
drückt: Ist das Geld eher Geldform der Revenue der Arbeiter und Kapitalisten, 
dann fungiert es hauptsächlich als Zirkulationsmittel, ist das Geld eher Geldform 
des umlaufenden Kapitals, dann fungiert es hauptsächlich als Zahlungsmittel. Insbe- 
sondere durch bargeldiose Lohn- und Gehaltszahlungen fungiert in zunehmendem 
Umfang auch in der sogenannten „kleinen Zirkulation“ (Revenuezirkulation) das 
Geld als Zahlungsmittel (95). 

93 Kapital III, S. 444 
94 Ebd., S. 461 
95 So kommt es auch, daß die Sichteinlagen (täglich abhebbare Konten) gegenüber dem 

Bargeldumlauf (Zentralbanknoten und Scheidemünzen) in der BRD stark zugenommen 

haben. Kamen im Jahre 1955 auf 100 DM Bargeld 124 DM Sichteinlagen, so waren es 

1960 bereits 145 DM, 1965 schon 164 DM und 1973 204 DM. Eine ebenso große Bedeu- 

tung für die Geldzirkulation spielen mittlerweile Termingelder mit einer Laufzeit bis 

unter 4 Jahren (sogenanntes Quaisgeld), die— auf 100 DM Bargeld gerechnet — 1955 

erst 80 DM ausmachten, 1960 den Wert von 104 DM und 1965 von 95 DM erreichten, 

um 1972 nach einer gewaltigen Steigerung insbesondere seit 1967 auf den Wert von 

203 DM anzusteigen. Während im Zeitraum von 1955 bis 1972 der Bargeldumlauf von 

326 v. H. expandierte, nahmen die Kreidte der Banken an Unternehmen und Privatper- 

sonen um 900 v. H. zu (Berechnungen nach Sachverständigenrat JG 1973 S. 234) Wenn 

auch ein Teil dieser Kredite nicht als Geldkapital verwendet worden sein dürfte, so ergibt 
sich doch aus diesen Daten die gegenüber der Zirkulation von Staatspapiergeld mit 


Zwangskurs wachsende Bedeutung des Geldes als Zahlungsmittel, also des Kredits für den 
Geld- und Kapitalumlauf, 
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Neben dem Bargeldumlauf, den kommerziellen und den Bankkrediten, spielt 
aber auch die Staatsverschuldung eine wichtige Rolle für die Geldzirkulation. Denn 
die vom Staat — oder von staatlichen Institutionen wie Bahn, Post usw. — gegebe- 
nen Anleihen verdoppeln sozusagen die Umlaufmittel: Für seine Anleihe erhält der 
Staat Geld, das er als solches verausgabt — für welche Zwecke auch immer; dies wird 
interessant zu untersuchen, wenn man die Konsequenzen der Staatsverschuldung für 
die Reproduktion des Gesamtkapitals untersucht. In der Regel wird es nicht als 
Kapital vorgeschossen, da ja der Staat nicht als Kapitalist fungiert. Derjenige, der 
die Anleihe zeichnet und die Papiere erhält — Schuldscheine, Obligationen — , be- 
sitzt damit Waren (fiktives Kapital), die er auf der Börse verkaufen und so in 
Kapital rückverwandeln kann (96). Sobald diese Scheine, indem sie als Aktiva bei 
Banken erscheinen, und darauf dann per Geldschöpfung des Bankensystems eine 
Kreditpyramide aufgebaut werden kann, zur Grundlage für erneute Bankkredite 
dienen, wird auch die Geld- und Kreditzirkulation ausgeweitet. Erst recht geschieht 
dies, wenn die Zentralbank diese „Papierchen“ als aktiven Gegenposten benutzt um 
ihrerseits Noten in Umlauf zu setzen. Diese Tatsache macht sich die Zentralbank 
zunutze mit ihrer „Offenmarktpolitik“. Durch Kauf von solchen Papieren wird 
Geld (Noten und kurzfristige Anlagen) in die Zirkulation gegeben, durch Verkauf 
dieser Zirkulation dieses Geld entzogen. 

Wie verhält sich nun die umlaufende Geldmenge zum Prozeß der Kapitalbewe- 
gung? Eine Antwort auf diese Frage, wie sie die Neoquantitätstheorie, aber auch 
keynesianische Varianten der Theorie des Staatsinterventionismus geben, muß von 
vornherein ausgeschlossen werden: Daß mit Hilfe staatlicher Regulierung der Geld- 
menge die Kapitalbewegung gesteuert werden könnte. Bei Marx heißt es dazu: 


„Es gibt wohl keinen Punkt in der politischen Ökonomie, über den ein so weitverbreitetes 
Mißverständnis besteht, wie über den, daß man vermittel Expansion oder Kontraktion der 
Zirkulationsmittel Einfluß auf das gesamte Preisniveau habe, einen Einfluß, den nach allgemei- 
ner Ansicht die Notenbanken ausüben. Die Meinung, daß die Banken den Geldumlauf unmäßig 
ausgedehnt und so ein inflationistisches Absteigen der Preise erzeugt hätte, das schließlich durch 
einen Krach gewaltsam rückgängig gemacht werde, ist eine nur zu billige Methode, jede Krise zu 
erklären, als daß man nicht begierig nach ihr griffe. Wohlgemerkt, die Frage ist nicht, ob Banken 
zur Entwicklung eines fiktiven Kreditsystems beitragen können, sondern ob es in ihrer Macht 
steht, den Betrag an Zirkulationsmitteln zu bestimmen, der in den Händen der Bevölkerung 
umläuft“ (97), 


Bei der Zirkulation des Kredits und der auf den Kreditverhältnissen beruhenden 
„Papierchen“ ist dies ziemlich leicht zu klären. Denn kommerzielle Kredite ent- 
stehen erstens nur, wenn auch Warentransaktionen vorgenommen werden, wenn 
also gekauft und verkauft wird. Sie werden infolgedessen auch im Verlauf des 
ökonomischen Aufschwungs ausgeweitet. Die Nachfrage nach Kreditgeld steigt aber 
zweitens auch dann, wenn die Zirkulation der Waren stockt, also in der Phase 


96 Kapital III, S. 493 f. 
97 Karl Marx, Handelskrisen und Geldumlauf in England, in: MEW, Bd. 12, S. 544, ähnlich 
auch MEW, Bd. 25, S. 531 und 538 
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rückgängiger und stockender Konjunktur. Denn die auf Kredit gekauften Waren 
müssen nun bezahlt werden, ohne daß die Waren auch in Geld, mit dem hätte 
bezahlt werden können, umgesetzt worden wären. So zeigt es sich, daß die Ent- 
stehung kommerzieller Kredite an den Gang der Akkumulation gebunden ist und 
diese keineswegs so etwas wie einen selbständigen Kreditzyklus konstituieren 
könnten. Ähnliches läßt sich von Expansion und Kontraktion der Bankkredite sa- 
gen. Es ist zwar das Geschäft der Bankiers, teurer auszuleihen als sie Einlagen 
aufnehmen, aber ob es zu entsprechenden Zinssätzen der von ihnen gewährten 
Kredite auch Kreditnehmer gibt, hängt letztlich vom Verhältnis von Zins und indu- 
striellem Profit also ebenfalls vom „Gang der Geschäfte‘ in Industrie und Handel 
ab. Eine von den „Bedürfnissen des Verkehrs‘ (98) unabhängige Potenz der Ban- 
ken, Geld- und Kreditschöpfung zu betreiben, gibt es nicht (99). Dies zeigte sich 
schon bei unserer Darstellung des klassischen industriellen Zyklus (vgl. Teil 4). 

Indem die Geldzirkulation und der Kredit von dem Gang der Geschäfte ab- 
hängig sind, sind sie auch der Naturwüchsigkeit des Gangs der Kapitalakkumulation 
unterworfen. Daher kann auch die zeitweise Verselbständigung des Kreditzyklus 
gegenüber dem Industriezyklus (100) niemals mehr sein als die aufgrund der Ver- 
doppelung der Ware in Ware und Geld im Geld der kapitalistischen Produktionswei- 
se notwendigerweise gesetzte Verselbständigung des Werts, die aber immer nur eine 
scheinbare ist. In der Krise werden die verselbständigten Momente auch immer 
wieder gewaltsam zusammengebracht. Verselbständigung bedeutet aber auch, daß 
Warenkapital als ruhendes Kapital für den Kapitalisten „keinen Wert hat“. Es muß 
in sein anderes Dasein mit allgemeiner gesellschaftlicher Gültigkeit, nämlich in Geld 
und in diesem Fall in Geldkapital verwandelt werden. Anders ausgedrückt: der Preis 
des Warenkapitals muß realisiert werden. 


6.2  Preissetzung und Realisierung (101) 


Der gesetzte Preis, wie wir ihn als Resultat der ökonomischen Zwänge der Kapitalre- 
produktion abgeleitet haben, ist aber zunächst nur vorgestelltes Geld. 

Damit aber dieses vorgestelle Geld realisiert, das Warenkapital also in Geldka- 
pital einer bestimmten Größe verwandelt werden kann, muß bei entsprechend 
hohen Preisen die Geldnachfrage vorhanden sein. Neben der aus dem realen Repor- 
duktionsprozeß sich ergebenden Nachfrage (die in der Krise beschränkt ist) müssen 
wir daher hier die zusätzliche, kredifinanzierte Nachfrage betrachten. Für das Kapi- 
tal ist es also nicht damit getan, einen Preis zu „setzen“. Es braucht gesellschaftliche 
Umstände, die es ihm ermöglichen, den „gesetzten“ Preis in Geld zu realisieren. 


98 Kapital III, S. 540 und 556 

99 Vgl. dazu von Ulrich Jürgens und Gudrun Lindner, zur Funktion und Macht der Banken, 
in: Kursbuch 36, Juni 1974, S. 121 ff. 

100 Vgl. Mandel, a, a. O., S. 416 f. 

101 Die folgende Argumentation gilt gleichermaßen für Monopole. 
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Daraus ergibt es sich aber, daß eine Preissetzung notwendigerweise Konsequenzen 
für die Geldzirkulation hat. 

-——"Die’ Einzelkapitale können den Kauf der von ihnen produzierten Waren teil- 
weise kreditieren, indem sie auf die Käufer entsprechende Wechsel ziehen und somit 
den kommerziellen Kredit ausweiten. Damit entgehen sie allerdings nicht dem Di- 


» Jemma, daß die Kredite zu bestimmten Terminen zurückgezahlt werden müssen und 


in dem Augenblick der Rückzahlung — von der auf den Handelswechseln aufbauen- 
den multiplikativen Geldschöpfung einmal abgesehen — auch das mit der Kreditie- 
rung entstandene zusätzliche Geld als Zahlungsmittel verschwindet. Es kann natür- 
lich der Kredit immer wieder verlängert werden, an denselben Kreditnehmer oder 
auch an andere Warenkäufer, z. B. auch an Konsumenten, d.h. an die Lohnarbeiter- 
klasse. Auf diese Weise kann der Rückflußtermin der vergebenen Handelskredite 
hinausgeschoben werden, im technischen Sinne sogar bis zum Sankt-Nimmerleins- 
tag. Das kKreditierende Einzelkapital vergibt sich dabei gar nichts. Denn nicht nur 
wird es dadurch möglich, höhere Preise zu erzielen als es anders der Fall wäre. 
Solange die Handelswechsel und die Darlehensforderungen an Konsumenten vom 
Einzelkapital als Zahlungsmittel verwendet werden können oder wieder zu Geld 
gemacht werden können, indem sie bei einer Bank diskontiert werden, fungieren die 
Wechsel so gut wie bares Geld. Denn durch die Diskontierung bei einer Bank erhält 
das Einzelkapital Geld, das wieder im Kreislauf des Kapitals in Produktionsmittel 
und Arbeitskraft umgesetzt werden kann. Die Bank wiederum wird so lang die 
entsprechenden Wechsel diskontieren und Darlehensforderungen honorieren wie sie 
selbst die Wechsel rediskontieren kann. Mit anderen Worten: Wenn die rediskontie- 
rende Zentralbank diese ausgeweitete Kreditschöpfung mitmacht, ist von der fech- 
nischen Seite her keine Begrenzung gesetzt. 

So können also technisch Preiserhöhungen von den Kapitalen selbst finanziert 
werden, so lange die Zentralbank diesen Prozeß trägt. Keine Ware kommt ohne 
Preis auf den Markt; aber damit der ihr anhaftende vorgestellte Preis realisiert 
werden kann, muß der Vorstellung auch hartes (oder besser: gutes Konvertibles) 
Geld entsprechen, das durch den Mechanismus der Kreditgeldschöpfung besorgt 
werden kann. 

Vom Käufer aus betrachtet sieht die Angelegenheit allerdings anders aus. Am 
einfachsten läßt sich dies noch erklären anhand der ‚Konsumentkredite, da bei ihnen 
das Verhältnis von Kreditgeber und Kreditnehmer ei einseitig st. Bei den Kreditbe- 
ziehungen in der ‚Wirtschaft‘ dagegen kann davon ausgegangen werden, daß bei 
entwickelten Kreditverhältnissen wechselseitige Verschuldung vorliegt. Der Käufer 
erhält den Gebrauchswert einer Ware, deren Preis er nicht aus dem laufenden Ein- 
kommen zu bezahlen braucht, sondern aus dem künftigen Einkommen (zuzüglich 
Zinsen). Solange die auf der Lohnarbeiterklasse insgesamt lastende Kreditsumme 
nicht dazu führt, daß Ratenzahlung plus Zinszahlung aus dem laufenden Einkom- 
men in Frage gestellt werden, und solange das laufende Einkommen groß genug ist, 
um neben der „Normalreproduktion“ der Arbeitskraft auch Raten und Zinsbeträge 
leisten zu können, kann dieses System funktionieren. Wenn jedoch die Masse an 
Konsumentkrediten das laufende Einkommen, das zur Bepsauruon der Arbeits- 
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kraft benötigt wird, angreift, oder wenn infolge einer ökonomischen Krise die 
Beschäftigung sinkt, die Einkommen abnehmen, dann besteht immer die Gefahr, 
daß dieses künstliche System der Kreditausweitung zusammenbricht (102). 

Ähnliche Probleme wie bei der Konsumentkreditierung ergeben sich, wenn 
Banken per Bankkredit Einzelkapitalen die Zahlungsmittel zur Verfügung stellen, 
um die Preise bezahlen zu können. Aber auch wenn die Käufe durch die Kapitale 
selbst oder durch die Banken kreditiert werden, stellt sich die Frage, die sich jedes 
einzelne Kapital vorzulegen hat, ob (a) die hohen Preise eine entsprechende Verwer- 
tung seines Kapitals zulassen, da ja die gekauften Waren in den Kapitalvorschuß 
eingehen, ob (b) überhaupt noch der erzielte Profit bezogen auf das vorgeschossene 
Kapital eine ausreichende Profitrat€ bringt und schließlich, ob (c) die infolge der 
Kreditierung zu zahlenden Zinsen genügend industriellen Profit übriglassen, um das 
Geschäft auszudehnen oder auch nur fortzusetzen. Dies soll besagen, daß mit der 
Kreditierung der Käufe von Waren diese Käufe keineswegs rentabel werden, und 
daß letztlich die Grenzen der Preissetzung nicht einfach durch Kreditausweitung 
hinausgeschoben werden können. Die Kreditschöpfung ist ein notwendiges Mittel 
zur Realisierung der gesetzten Preise in der Krise. Aber damit ist nicht durch die 
Möglichkeit der Preissetzung unter Aufrechterhaltung einer kalkulierten Profitrate 
überhaupt besiegelt. Hier zeigt sich ein Unterschied zu der Ausweitung der Konsu- 
mentenkredite; bei diesen ist die Einkommenslage der Lohnarbeiter die Grenze 
ihrer Ausdehnbarkeit und daher letztlich das Verhältnis von Lohnarbeit und Kapita- 
1. Bei jenen ist die Verwertung.des Kapitals verschiedener industrieller Einzelkapi- 
talisten und das Verhältnis von Bankzinsen und industriellem Profit ausschlagge- 
bend; daher — letztlich — das Teilungsverhältnis des von den Lohnarbeitern insge- 
samt produzierten Mehrwerts zwischen den vielen Einzelkapitalen. 

Der dritte Weg der Kreditausweitung ist derjenige über die ‚Staatsverschul- 
dung. Der Staat kann sich das Geld selbst verschaffen, mit dem er “als Käufer äuf 
den Markt tritt, um dort Preise zu bezahlen, die Einzelkapitalen die Realisierung 
von kalkulierten Profiten ermöglichen. Aber in diesem Fall verschafft sich der Staat 
das Geld nur, um mit ihrer Hilfe entweder Profite zu den Kapitalen zu transferieren 
oder aber Teile des Lohns umzuverteilen. So würde der Staat also doch für die 
Realisierung von gesetzten Preisen und daher kalkulierten Profiten eine wichtige 
Rolle spielen. Aber auch der Staat ist in dieser Frage nicht allmächtig. Er ist ökono- 


102 Dann ist es auch fraglich, ob es noch — wie in einigen Fällen von Betriebsstillegungen in 
Westdeutschland praktiziert — Zahlungsmoratorien geben kann, da ja die Teilzahlungs- 
banken ihrerseits mit den Darlehen, die sie gewähren, „arbeiten“ und nicht lange Zeit 
und in größerem Umfang auf die Zinszahlungen und Ratenzahlungen verzichten können, 
da sie selbst ebenfalls Zahlungen zu leisten haben. Auch Pfändungen führen in einer 
solchen Situation nicht weiter, da ja nicht die auf Kredit gekauften Waren benötigt 
werden, sondern das Geld, mit dem ihr Preis realisiert werden soll. Bei Pfändungen aber 
zeigt es sich ganz offen, daß für den Warenproduzenten der Warenpreis erst „halb“ 
realisiert ist, solange der Kredit nicht voll abgezahlt worden ist. In der juristischen Figur, 
daß das Eigentum an der Ware beim Verkäufer bis zur Abzahlung der letzten Rate bleibt 
(Eigentumsvorbehalt), drückt sich dieses Verhältnis auch für den Käufer aus. 
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mischen Beschränkungen unterworfen, die darin liegen, daß ja die Staatsschuld 
erstens verzinst und zweitens zurückgezahlt werden muß. Die Zinsen aber können 
nur aus den laufenden Einnahmen des Staates bezahlt werden und dies bedeutet, 
daß die laufenden Einnahmen, also die Steuerlast umso höher sein muß, je höher die 
Staatsverschuldung bei einem gegebenen Zinsniveau ist. Außerdem hat die Staats- 
verschuldung auf das Zinsniveau Auswirkungen. Wenn durch Staatsanleihen der 
Kapitalmarkt zu sehr in Anspruch genommen wird, dann Kann dies zu Zinssteige- 
rungen führen, d.h. einem Kursverfall an den Börsen, einer Verschlechterung des 
Teilungsverhältnisses zwischen industriellem und zinstragendem Kapital. So ist die 
Staatsverschuldung für das Kapital.nicht problemlos, ganz abgesehen davon, daß sie 
die Lohnarbeiterklasse doppelt belastet: durch entsprechende Steuern und durch 
die mit Hilfe der Staatsschuld ermöglichten hohen Preise von Waren, die teilweise in 
die Konsumtion der Arbeiterklasse eingehen. 

So gibt es zwar Wege, die erhöhten Preise zu realisieren. Die Realisierung ist 
aber keineswegs, wie dargestellt worden ist, der ökonomischen und außerökonomi- 
schen Macht der Kapitale (bes. Monopole) geschuldet, sondern ist durchaus Gren- 
zen unterworfen. Es zeigt sich, daß — in Grenzen — durch Geldschöpfung und über- 
haupt durch die Bedingungen der Geldzirkulation die Realisierung der Preise ermög- 
licht werden kann. Keineswegs aber darf daraus die Annahme abgeleitet werden, als 
ob durch bloße Geldschöpfung inflationistische Tendenzen entstünden. Die Waren 
kommen bereits ausgepreist auf den Markt. Die Bedingungen der Geldzirkulation 
sind insofern wichtig, als sie mit. dafür verantwortlich sind, ob es den einzelnen 
Kapitalisten — große Kapitale, Monopole oder nicht — gelingt, die ausgepreisten Wa- 
ren zu verkaufen, die Preise also zu realisieren. Die Bedingungen der Geldzirkulation 
aber sind nicht einfach manipulierbar, sie sind selbst wieder an den „Gang der 
Geschäfte“ rückgekoppelt, also abhängig vom zyklischen Gang der Kapitalakkumu- 
lation. Dies ändert sich auch nicht grundlegend unter der Annahme z. B. monopoli- 
stischer Einflußnahme auf die Geldzirkulation. Dann ist aber eine These nicht s stich- 
haltig, die besagt, daß.die Inflation. die Folge von on monopolistischer Machtpreisset- 


zung wäre. 


Hatten wir im Teil 5.3.1 die Möglichkeiten des Einzelkapitals beschrieben, einer 
Entwertung durch die Aufrechterhaltung einer monetären Profitrate zu entgehen, 
dann gesamtgesellschaftlich — bei Betrachtung des Reproduktionsprozesses des ge- 
sellschaftlichen Kapitals — den Zusammenhang von Überakkumulation und Preisset- 
zung im Teil 5.3.2 dargestellt, so können wir nunmehr nach Betrachtung der Nach- 
frage- und Kreditverhältnisse vorläufige Schlußfolgerungen auf den Gesamtprozeß 
ziehen: „Für das „Einzelkapital : scheint die Preissetzung und damit die Aufrechterhal-. 
tung. ‚eines nes monetären Durchschnittsprofits ein Ausweg aus der Überakkumulation 
(bzw. — und so stellt die Überakkumulation sich dem einzelnen Kapital dar — der 
Überproduktion) zu sein. Schon bei gesamtgesellschaftlicher Betrachtung gilt aber 
diese Möglichkeit nicht mehr, weil die einzelnen Kapitel (besonders die kleinen) 
dem Fall des Verwertungsgrades und der Entwertung ihres Kapitals auf die Dauer 
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nicht entgehen können, auch wenn sie dies fortgesetzt über die Preissetzung (und 
damit Preissteigerung) versuchen. Diese Preissteigerungen stoßen aber auf das Pro- 
blem der Realisierung. Denn die ı le Nachfrage zwischen den Kapitalen muß auf- 
‚grund der sinkenden Verwertung tr Kapitale selbst stocken, während eine zyklus- 
unabhängige Basisnachfrage zwar vorhanden, aber äußerst begrenzt ist. Dieses Reali- 
sierungsproblem verschiebt sich angesichts der Preissetzung der Einzelkapitale auf 
eine zusätzliche kreditfinanzierte Nachfrage in der Krise. Die Voraussetzung hierfür 
ist jedoch, daß die Kreditaufnahmen tatsächlich in die Zirkulation gelangen, sich 
also letztlich als reale Nachfrage geltend machen können. Neben einer möglichen 
Ausweitung der Konsumentennachfrage durch den. Konsumentenkredit und der 
Staatsnachfrage durch den öffentlichen Kredit kann die Nachfrage nur gehalten ı und 
gesteigert werden durch die Nachfrage der Kapitale untereinander. Diese sinkt aber 
gerade in der Krise stark ab. Der stockende Rückfluß des Kapitals aus der Zirkula- 
tion und die Fixierung von Kapitalwerten in der Produktion machen eine Konsoli- 
dierung durch Kreditaufnahme nötig, um der Kapitalvernichtung und dem Konkurs 
zu entgehen. Die Konsolidierung von vorher aufgenommenen Geld- und Geldkapi- 
talkrediten, erzwingt die Aufnahme neuer Kredite, soll das vorgeschossene Kapital 
nicht verloren sein und soll der Kapitalumschlag — wenn auch auf einem minimalen 
Niveau — flüssig gehalten werden. Darüberhinaus haben aber gerade der öffentliche 
Kredit, d.h. die Staatsverschuldung für staatliche Infrastrukturaufgaben, die Defi- 
zitausgaben in der Krise und die staatlichen Subventionen die Funktion, plötzliche 
Zusammenbrüche und Kapitalvernichtungen von großem Ausmaß (insbesondere, 
wenn damit eine Massenarbeitslosigkeit verbunden ist) zu vermeiden. 

Dies sind auch die wesentlichen Kanäle, durch die das Geld und der private 
und öffentliche Kredit in die Zirkulation gelangen und zur Aufrechterhaltung einer 
entsprechenden Nachfrage in Krisen- und Stagnationsphasen beitragen, wodurch 
wiederum massive Kapitalverluste aufgeschoben werden Können. Diese Nachfrage- 
und Kreditverhältnisse ermöglichen daher auch Preissetzungen in der Krise und 
überzyklische Preissteigerungen. Andererseits sind die Kreditausweitungen 
aber — wie gezeigt wurde — begrenzt. Während daher das Aufschieben der Entwer- 
tung um den Preis einer überzyklischen Inflation und einer tendenziellen Ver- 
schlechterung der Verwertung des Gesamtkapitals erfolgt, verstärken zugleich umge- 
kehrt begrenzte Realisierungsmöglichkeiten den Druck des konstanten und insbe- 
sondere des im Produktionsprozeß fixierten Kapitals auf die Verwertung. Diesem 
Widerspruch kann das Kapital nicht entgehen, er findet seinen Ausdruck in der 
Gleichzeitigkeit von Inflation und Stagnation. 

Wir werden versuchen, den bisher entwickelten Zusammenhang in einer histo- 
rischen Skizze im abschließenden Abschnitt zu illustrieren. 
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7. Der Weltmarktzyklus nach dem zweiten Weitkrieg und die inflationäre Ent- 
wicklung 


Die Voraussetzung dafür, daß sich die inflationären Prozesse auf der Basis der 
spezifischen Veränderungen der Struktur der Kapitalverwertung herausbilden konn- 
ten, war der nachhaltige und in der Geschichte des Kapitalismus einmalige dynami- 
sche Weltmarktaufschwung nach dem zweiten Weltkrieg. Es soll an dieser Stelle 
nicht eine ausführliche Erklärung des Weltmarktzyklus vorgestellt werden (103). Es 
läßt sich aber zeigen, daß die dynamische Geldmarktentwicklung vor allem getragen 
wurde 

{ 1.von dem Vorsprung der US-Wirtschaft gegenüber allen anderen Wirtschaften. 
© Dadurch war es den USA möglich, Extraprofite auf dem Weltmarkt durch starke 
| Exportsteigerungen zu erzielen. Da die Erlöse aus den Exportüberschüssen der USA 
© konterkariert wurden durch noch größere Geldkapitalexporte, wurde die übrige 
© kapitalistische Welt in den Aufschwung mit einbezogen. 

© 2.von den im zweiten Weltkrieg massenhaft erfolgten Entwertungs- und Vernich- 
tungsprozessen von Kapital, die nicht nur einen enormen Nachfrageschub produ- 
zierten, sondern zuerst einmal .die Verwertung des Kapitals, sobald die Produktion 
wieder aufgenommen werden konnte, zu einer hohen Rate ermöglichten. 

3, von der hohen Ausbeutungsrate der Arbeiterklasse und daher hohen Profitrate 
insbesondere in den Ländern, in denen der Faschismus an der Macht war und die 
den Krieg verloren hatten, nämlich Japan und der BRD. Obwohl in der Produktivi- 
tätsentwicklung hinter den USA bis in die Mitte der 60er Jahre nachhinkend, konn- 
ten sie durch vergleichsweise niedrige Löhne, lange Arbeitszeiten, ausgezeichnete 
Arbeitsdisziplin das Manko des Produktivitätsrückstands kompensieren. 

4. von der auf dieser soliden Grundlage eines allgemeinen Booms sich entwickeln- 
den Internationalisierung des Kapitals, insbesondere auch der Produktion des Kapi- 
„... tals in Form internationaler Konzerne. 

Die USA konnten in dieser Phase also einen Aufschwung auf der Grundlage 
einer relativ hohen Profitrate erzielen trotz einer hohen organischen Kapitalzusam- 
mensetzung, weil ihnen der „technologische Vorsprung“ in den wichtigsten Welt- 
marktbranchen Extraprofite einbrachte. Die westeuropäischen Länder und Japan 
konnten mithalten, obwohl sie das „technologische Niveau“ der USA erst sehr spät 
in den 60er Jahren erreichten, weil die Ausbeutungsrate durch Krieg, Faschismus 
und Nachkriegsnot so sehr angehoben worden war, daß dadurch das Kapital eine 
hohe, sehr hohe Profitrate zu beziehen verstand. Diejenigen Länder, die weder 
außergewöhnliche Produktivkraftsteigerungen aufwiesen, noch eine außergewöhn- 
lich hohe Ausbeutungsrate durchzusetzen verstanden, bleiben denn auch auf der 
Grundlage des allgemeinen Weltmarktbooms zurück. Dies trifft vor allem auf Län- 


103 Vgl dazu Christel Neusüß, Imperialismus und Weltmarktbewegung des Kapitals, a. a. 0, 
Neusüß, Blanke, Altvater, Kapitalistischer Weltmarkt und Weltwährungskrise, in: Pro- 
bleme des Klassenkampfs, Nr. 1/1971, Ernest Mandel, a. a. O., Jochen Reiche, a. a. O. 
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der wie England zu. Natürlich sind in jedem Land noch besondere historische Ver- 
hältnisse zu berücksichtigen, die in der einen oder anderen Richtung das allgemeine 
Bild modifizieren können, allerdings ohne die Grundstruktur des Weltmarktzyklus 
in Frage stellen zu können. 


7.1 Bedingungen des Weltmarktzyklus nach dem zweiten Weltkrieg 


Solange der „technologische Vorsprung“ der USA wirksam war und solange die 
Ausbeutungsrate in den anderen Ländern hoch genug war, um den Vorsprung zu 
kompensieren, also die Kapitale aller entwickelten Länder — allerdings aus verschie- 
denen Gründen — eine hohe Profitrate zu erzielen vermochten, konnten die zykli- 
schen Krisen noch ein sehr abgeschwächtes Aussehen haben. Positiv hinzu kam die 
zu Beginn des Weltmarktaufschwungs am Ende des zweiten Weltkriegs beinahe 
vollständige weltwirtschaftliche Desintegration. Aufgrund unterschiedlicher organi- 
scher Zusammnesetzungen und daher auch unterschiedlichen Gewichts des Fixkapi- 
tals (als materieller Basis des Zyklus), sowie aufgrund zeitlicher Verschiebungen 
beim „Eintritt“ in den allgemeinen Weltmarktzyklus, die den jeweiligen histori- 
schen Besonderheiten geschuldet sind, kann man.zwar von .einem allgemeinen Welt- 
marktaufschwung sprechen, nicht jedoch von einer Auflösung nationaler Konjunk- 
turschwankungen in eine einheitliche Weltkonjunktur. Vielmehr mußten notwendi- 
gerweise die nationalen Akkumulationszyklen asynchron verlaufen; außer den 
schon genannten Gründen kommt noch hinzu, daß ja auch der Staat wesentlich als 
Nationalstaat fungiert, und daher auch die Staatseingriffe wesentlich nationalstaat- 
lich begrenzt sind. Daraus ergab sich in den 25 Jahren nach dem zweiten Weltkrieg 
aber die für das Kapital ausgesprochen günstige Situation, daß es nur ein einziges 
Mal in dieser ganzen Phase, nämlich 1958, zu einer allgemeinen weltweiten kon- 
junkturellen Abschwächung kam, während alle anderen Krisen in einzelnen Ländern 
durch kKonjunkturelle Aufschwünge in anderen Ländern kompensiert werden konn- 
ten. Dies zeigte sich in aller Deutlichkeit gerade in der Krise des westdeutschen 
Kapitals 1966/67. Das krisenverschärfende Moment des Wegfalls des äußeren Reali- 
sierungsfeldes für im Innern nicht absetzbare Waren und brachliegendes Geldkapital 
entfiel. 

Diese so bezeichneten Bedingungen für den langen Weltmarktaufschwung aber 
mußten allesamt notwendigerweise im Verlauf der kapitalistischen Entwicklung 
schwinden: Der technologische Vorsprung der USA veranlaßte die Weltmarktkon- 
kurrenten ebenfalls zu Anstrengungen bei der Entwicklung der Produktivkraft und 
so schloß sich die technologische Lücke zwischen den USA und den anderen kapita- 
listischen Ländern schnell. Damit aber war dem Bezug von Extraprofiten auf dem 
Weltmarkt durch das US-Kapital die Grundlage entzogen. Die Tatsache, daß nach 
permanenten Exportüberschüssen des US-Kapitals ab 1971 Handelsbilanzdefizite 
folgen, legt Zeugnis von der — oberflächlich formuliert — gesunkenen Konkurtenz- 
fähigkeit der vom US-Kapital auf den Weltmarkt geworfenen Waren ab. 

Auch die sehr hohe Ausbeutungsrate aufgrund der vom Faschismus und vom 
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Krieg geerbten Bedingungen mußte erodieren und daher das Kapital zwingen, die 
Steigerung der Ausbeutungsrate mit den ihm genuinen Mitteln der Steigerung der 
Produktivkraft und somit der relativen Mehrwertproduktion zu versuchen. Per saldo 
aber hatte dies einen langfristig negativen Effekt auf die Profitrate infolge der nun 
stark steigenden Kapitalzusammensetzung, so daß auch in den Ländern, die nicht 
die Möglichkeit des Bezugs von Extraprofiten hatten, die Voraussetzungen für die 
außergewöhnlich hohe Profitrate als „Stachel“ des außergewöhnlichen Weltmarkt- 
booms tendenziell entfielen. Bei diesen Prozessen der Angleichung des Produktivi- 
tätsniveaus, der Verallgemeinerung der Reproduktionsniveaus der nationalen Arbei- 
terklassen (natürlich gibt es immer noch z. T. sehr starke regionale Differenzen; aber 
diese sind geringer als z. B. noch vor zehn Jahren), der Angleichung des Niveaus der 
Kapitalzusammensetzungen und d.h. auch der Mehrwertraten in den einzelnen 
Ländern haben insbesonders internationale Konzerne eine wichtige Rolle gespielt. 
Sie haben sich gegenüber den modifizierenden Bedingungen der Nationalstaatlich- 
keit, wie sie in nationalen Währungen, Wechselkursen, nationalstaatlichen Eingriffen 
in den Reproduktionsprozeß des Kapitals sich manifestierten, als wirksame „Exeku- 
tivorgane des Wertgesetzes‘“ entwickelt und mit dafür gesorgt, daß im Ausgleichs- 
prozeß der Produktions- und Zirkulationsbedingungen die Profitratenniveaus der 
einzelnen nationalen Kapitale ausgeglichen wurden und in diesem Angleichungs- 
prozeß gleichzeitig nach einer ersten Phase des rapiden Anstiegs der Profitrate sich 
der tendenzielle Fall der Profitrate zur Geltung brachte. 


Die „lange Welle“ nach dem zweiten Weltkrieg, von der Mandel spricht, hat 
also nichts mit irgendwelchen außerhalb des Kapitals liegenden technologischen 


‚Errungenschaften und Neuerungen, die en masse jetzt angelegt werden und so einen 


Boom induzieren, zu tun. In diesem Sinne ist der Weltmarktaufschwung nach dem 


zweiten Weltkrieg keine ‚lange Welle mit expansivem Grundton“, sondern das Re- 


sultat. spezifischer historischer Prozesse, die dem Kapital zeitweise eine hohe Profit- 
rate verschafften, wobei es aber die gleichen Prozesse sind, die dann dafür verant- 
wortlich sind, daß der Weltmarktaufschwung sich abschwächt und mit dem Ende 
der 60er Jahre, Anfang der 70er Jahre allgemeine Krisentendenzen auf dem Welt- 
markt sich andeuten. 

Dieser langandauernde Weltmarktaufschwung war die Basis dafür, daß sich die 
inflationistischen Tendenzen herauszubilden vermochten. Da auch ohne weitrei- 
chende Kapitalentwertung immer wieder ein neuer Aufschwung einsetzte, wenn die 
Produktion nachließ, waren auch die im Verlauf der Produktivkraftentwicklung sich 
verwirklichenden Wertsenkungen der einzelnen Ware kein Grund, um in der Krise, 
die ja niemals mehr als ein kurzfristiger und nicht sehr tief gehender Produktions- 
rückgang war, die Warenpreise zu senken. So wird von Boom zu Boom ein „inflatio- 
nistischer Rest“ mitgeschleppt, der seinen Ausdruck als „säkulare Inflation‘ findet. 

Wie wir gesehen haben, ist mit der Preissetzung noch nicht die Frage entschie- 
den, ob diese gesetzten Preise auch wirklich realisiert werden können. Dazu ist die 
entsprechende Geldnachfrage vonnöten, deren Entwicklung im Verlauf dieses Welt- 
prozeß des Produktionsmarktbooms wir uns jetzt zuwenden. Im Boom schaffen 


a. \ 


die Einzelkapitale durch die entsprechende Ausweitung des kommerziellen und des 
Bankkredits die Zahlungsmittel, die dazu dienen, die Waren zu zirkulieren. Das 
Kreditvolumen wird entsprechend aufgebläht, wie es während der ganzen Phase 
nach dem zweiten Weltkrieg geschehen ist. Weiter hat die Staatsverschuldung in 
beinahe allen Weltmarktländern enorm zugenommen, und zwar sowohl als innere 
als auch als äußere Verschuldung. Gerade die letztere Methode, spielt in dieser 
Phase der zunehmenden Weltmarktintegration eine zunehmende Rolle, wobei neue 
Internationalen Währungsfonds, "gegenseitige Kreditvereinbarungen einzelner Staa- 
ten (Swap-Abkommen), vor allem aber. die Schaffung der „Sonderziehungsrechte“, 
die bei der Saldierung der Zahlungsbilanzen Verwendung finden. Anders als in 
einem „Clearing House“, wo Zahlungen und Einnahmen sich über eine bestimmte 
Periode weitgehend ausgleichen, sind die Sonderziehungsrechte als Kreditgeld mit 
staatlicher und internationaler Dignität einseitig, da’die Zahlungsbilanzen der betei- 
ligten Länder sich nicht über eine einigermaßen adäquate Periode ausgleichen. 
Strukturelle Überschüsse und Defizite der Zahlungsbilanzen führen dazu, daß die 
Kredite nicht zurückgezahlt werden, vielmehr immer von neuem in Anspruch ge- 
nommen werden müssen und zwar in der Regel immer von den gleichen Ländern. 
Diese Ausweitung des Kreditgeldes ist zwar für die Aufrechterhaltung der Geldnach- 
frage sehr wichtig; aber kann nicht Bestand haben, wenn einige Länder wesentlich 
kaufen (Handelsbilanzdefizite) und andere Länder hauptsächlich verkaufen (Han- 
delsbilanzüberschüsse). 

Auch die staatliche Finanzierung durch eigene Verschuldung von kriegeri- 
schen Aktionen, wobei der Indochinakrieg der USA die wichtigste Rolle in dieser 
Phase spielt, stellt ein Moment in der Entwicklung der entsprechenden Geldnachfra- 
ge dar, die es den Kapitalen ermöglicht, die gesetzten Preise auch zu realisieren. 
Jedenfalls scheint es so möglich, als ob das auf diese Weise staatlich erzeugte Geld 
nicht „verselbständigter Wert“, sondern ganz und gar unselbständiges, weil vom 
Staat manipuliertes Geld darstelle, das zwar die Inflation anheize, aber dafür doch 
die Kapitalistische Produktion stabilisiere. So Kann auch die Auffassung vom gegen- 
über dem Gang der Akkumulation verselbständigten Kreditzyklus entstehen. 

Auf der Grundlage der Internationalisierung des Kreditsystems haben sich in 
der Nachkriegszeit neue Systeme von Leihkapitalmärkten, vor allem der Euro-Geld- 
markt herausgebildet, der die notwendige Konsequenz von internationalistierter 
Kapitalzirkulation und -produktion ist. Aber der Euromarkt ist nicht nur eine be- 
sondere Institution, sondern stellt auch sozusagen eine „neue Etage“ auf dem kom- 
plizierten Kreditgebäude dar. Hier werden Kapitale und Geld als Ware gehandelt, 
deren fiktiver Charakter schon in die zweite und dritte Potenz geht: auf staatliche 
Schuldscheine als Sicherheit aufbauende weitere Kredite, Gelder — z.B. bei Devi- 
sentermingeschäften —, die gar nicht vorhanden sind, Schuldverschreibungen von 
Staaten, die, wenn es sich bei ihnen um Einzelkapitale handeln würde, längst den 
Bankrott hätten anmelden müssen. 

So wird deutlich, daß und wie der inflationistische Preisauftrieb „finanziert“ 
worden ist. Wohlgemerkt, die Geld- und Kreditgeldzirkulation ist nicht die Ursache 
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für die Inflation, jedoch eine notwendige Bedingung dafür, daß die ständig erhöhten 
Preise auch realisiert werden können. Es bestanden keine Schwierigkeiten, das Wa- 
renkapital zu. tendenziell steigenden Preisen in Geldkapital zu verwandeln. Selbst in 
der Abschwungsphase des Akkumulationszyklus ergaben sich hier kaum Schwierig- 
keiten, einmal wegen der Asynchronität der nationalen Krisenzyklen, zum andern 
wegen staatlich forcierter Ausweitung des Kredits gerade in der Krise. So ergab sich 
bisher von der Geldseite her kein unmittelbarer Zwang zur Senkung der Warenpreise 
in der ökonimischen Krise. 


7.2. Permanente Inflation und Verwertungskrise 


Hier haben wir bereits alle Momente ausgebildet, die dann dazu führen, daß gerade 
in der Phase, in der sich einmal der Fall der Profitrate weltweit bemerkbar macht 
und die nationalen Zyklen sich weitgehend angleichen, nicht etwa ein entsprechen- 
der Preisverfall einsetzt, sondern die bislang schleichende Inflation sich in eine 
beschleunigte Inflation zu verwandeln tendiert. Denn wie wir gesehen haben, wirkt 
die Krise zunächst jetzt nicht zur Bereinigung der im Akkumulationsprozeß des 
Kapitals angehäuften Widersprüche, sondern die Zwänge zur Entwertung, die in der 
Krise offensichtlich sind, werden dadurch wirkungslos zu machen versucht, daß 
gerade in der Krise noch der Kredit (durch staatliche Aktion) ausgeweitet wird. Dies 
muß bei dem gegenwärtigen Stand der Weltmarktverflechtung gar nicht in jedem 
einzelnen Land geschehen, um für die Geld- und Kreditzirkulation in allen Ländern 
Konsequenzen zu haben. 

So wird die Überakkumulation von Kapital, die am Ende des langen Welt- 
marktzyklus nach dem zweiten Weltkrieg auch als solche erscheint, da sie sich noch 
aufgrund des Gleichlaufs der industriellen Zyklen in den wichtigsten Weltmarktlän- 
dern verschärft, nicht durch Entwertungsprozesse vom Kapital bereinigt, sondern 
verlängert. Die Entwertung des Kapitals bezog sich immer, wie wir gesehen haben, 
auf alle Formen des Kapitals: das produktive Kapital, das Warenkapital und das 
Geldkapital. Die Aufblähung des Kreditsystems in der Überakkumulationsphase 
aber ist nur die Kehrseite von überproduzierten Waren. Denn mit Krediten wird 
noch der Schein reibungslos funktionierender Käufe und Verkäufe aufrechterhal- 
ten, wobei doch „deren das gesellschaftliche Bedürfnis weit überschreitende Aus- 
dehnung schließlich der ganzen Krisis zugrundeliegt‘‘ (104). Zudem werden die Kre- 
dite des Banksystems und des Staates verwendet, um bereits vor dem Ruin stehende 
Geschäfte zu erhalten. Dies wird insbesondere dann relevant, wenn es sich bei den 
unrentablen Geschäften um große Unternehmen handelt, deren Ruin das labile 
Gleichgewicht der bürgerlichen Gesellschaft tangieren würde. Permanente Subven- 
tionen und Stützungskredite, um die Unternehmen mit Zahlungsmitteln zu versor- 
gen, sind dann die Mittel, um dieses Gleichgewicht wieder vorübergehend zu stabili- 


104 Kapital III, S. 507 
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sieren. Diese Art und Weise der Erhaltung von Kapital, das in der Krise entwertet 
würde, führt zur maßlosen Kreditausweitung, die die tatsächliche Überakkumula- 
tion von Kapital verhüllt. 

Auch hier hat die hinausgeschobene Kapitalentwertung ihren Preis. Denn so- 
wohl Subventionen, die unrentablen Einzelkapitalen noch die übliche Profitrate 
sichern, als auch Kredite zur Ausstattung von fallierenden Unternehmen mit Zah- 
lungs und Kaufmitteln bedingen eine Umverteilung von Werten innerhalb der Kapi- 
talistenklasse und daher eine für alle niedrigere Profitrate als sie es wäre, wenn 
notleidende Kapitale und Branchen von der Bildfläche verschwinden würden. Der 
krisenhafte Einschnitt würde dann eher zur „Gesundung‘“ des kranken Kapitalismus 
führen. Aber eine Entwertung findet in diesem Prozeß dennoch statt. Dadurch daß 
auf diese Weise auch die Entwertung des Warenkapitals verhindert wird, werden die 
inflationistischen Reste nicht nur nicht beseitigt, sondern zudem die Möglichkeiten 
für Preiserhöhungen eröffnet. Diese erscheinen als unbedingt notwendig, um die auf 
Grund der Überakkumulation von Kapital und dem ungünstigen Teilungsverhältnis 
von Profit und Zins verlorengegangene Profitabilität wieder hereinzuholen. Die so 
weiter angeheizte Inflation in der beginnenden Krise reduziert aber die Reallöhne 
der Arbeiterklasse und verringert so auch das variable Kapital, erhöht also auch die 
Mehrwertrate. So stellt sich die Inflation auch als eine ‚„‚Solidaraktion‘‘ der Kapitali- 
stenklasse insgesamt gegen die Arbeiterklasse insgesamt dar, die verschechterte Ver- 
wertung des Kapitals durch Reallohnsenkung wieder zu verbessern. Instrumentali- 
stisch gesprochen ist die Inflation somit ein Mittel des Klassenkampfs von oben. Es 
ist so aber auch eine Frage des Verhaltens der Arbeiterklasse und ihrer Organisatio- 
nen, inwieweit es dem Kapital möglich ist, die Wertsenkung des vorzuschießenden 
variablen Kapitals durch Beschneidung des Reproduktionsniveaus der Arbeiterklasse 
durchzuführen. Die Arbeiterklasse muß sich dagegen zur Wehr setzen, daß eine 
partielle und doch nur zeitweise und scheinbare Krisenbeseitigung auf ihre Kosten 
durchgeführt wird. Und die Krisenverschiebung durch permanente Ausdehnung des 
Geld- und Kreditvolumens kann tatsächlich nicht gelingen. Der entscheidende 
Grund ist darin zu sehen, daß mit der so ermöglichten, aber auch notwendigen 
galoppierenden Inflationierung der Warenpreise (nämlich um die Verwertung des 
Kapitals dadurch sicherzustellen, daß die Preise permanent erhöht werden) für alle 
Schuldner die Kreditaufnahme im Grad der Inflationsrate billiger wird, wohingegen 
die Gläubiger entsprechende Realverluste hinnehmen müssen, für die sie sich nur 
schadlos halten können, indem sie entsprechend hohe Zinsen einfordern. Da der 
Großteil der Gläubiger die Banken sind, ist deren Interesse am ehesten auf Anhalten 
der inflationistischen Tendenzen gerichtet. Dieses Interesse kann nur dadurch noch 
modifiziert werden, daß Bank- und industrielles Kapital in den großen Konzern- 
komplexen so eng verschmolzen sind, daß unter dem „Obergesichtspunkt“, die 
Profitabilität des produzierenden Kapitals zu erhalten, so mancher Verlust der Ban- 
ken hingenommen wird — sofern nicht das ganze Kreditsystem dadurch zusammen- 
bricht (vgl. die Bankpleiten in Westdeutschland). Denn „eine Entwertung des Kre- 
ditgeldes (gar nicht zu reden von einer übrigens nur imaginären Entgeldung dessel- 
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ben) würde alle bestehenden Verhältnisse erschüttern....‘“ (105). So scheint die 
Ausweitung des Kredits nur ein Instrument der Krisenregulierung zu sein; doch ist sie 
es nicht. Die Banken leben zwar von dem Aktivgeschäft, d.h. der Kreditvergabe; 
aber die Basis dieses Geschäfts ist ein ökonomisch gesunder Kreditnehmer, der 
Zinsen zahlen und den Kredit am Fälligkeitstermin zurückzahlen kann. Ist dies 
nicht der Fall, dann wird das Aktivgeschäft zu einem Va-banque-Spiel, und gute 
Außenstände verwandeln sich in dubiose. Auch wenn infolge des Risikos, das die 
Bank eingeht, die Zinsen noch besonders hoch, also ihre Gewinnne besonders lukra- 
tiv sind, kann dann, wenn der Kreditnehmer bankrott geht, nicht nur der lukrative 
Gewinn sich in einen herben Verlust verwandeln, sondern auch das Eigenkapital der 
Bank verlustig gehen. Das Geld als verselbständigter Wert, das Kreditsystem, das auf 
seiner Funktion als Zahlungsmittel aufbaut, kann sich nicht von den Bedürfnissen, 
Notwendigkeiten und Begrenztheiten des „Verkehrs“ emanzipieren. In einer 
schlechten allgemeinen Geschäftslage, sprich einer Phase des industriellen Zyklus, in 
der Überakkumulation herrscht, kann zwar durch Ausweitung der Kredite für alle 
dubiosen Unternehmen die Entwertung hinausgeschoben,.aber keinesfalls aufgeho- 
ben werden. 

Wenn aber infolge der Kreditausweitung das Banksystem zu wanken beginnt 
und evtl. teilweise zusammenbricht, dann wird sich auch die Überakkumulation als 
solche darstellen müssen und nur noch — da per Kreditausweitung nicht mehr zu 
verhüllen — durch stärkere Entwertung des Kapitals zeitweise zu beseitigen sein. 
Wenn in dieser Situation staatliche Interventionen versuchen, die Prozesse der Ent- 
wertung von Kapital (und der Entwicklung von Massenarbeitslosigkeit) aufzuhalten, 
so wird dies jetzt schwerlich gelingen aufgrund der zugespitzten Widersprüche, wie 
sie in der Krise sichtbar werden. Allenfalls werden zusätzlich Preissteigerungen abge- 
stützt. 


105  Ebd., 8.532 
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Prokla- Aufsatz Inflation und Verwertungskrise 
Zusammenfassung 


Der Ausgangspunkt unserer Überlegungen war das Verhältnis von Wert und Tausch- 
wert oder Preis, denn schon die vordergründige Bestimmung der Inflation als perma- 
nentes Ansteigen aller Warenpreise machte es notwendig, den Begriff des Preises, 
also auch den des Geldes, zu entwickeln und verwies auf die diesen Formen zugrun- 
deliegenden gesellschaftlichen Beziehungen. Das auf der Ebene des Tauschwerts 
oder Preises nur als Tauschzusammenhang der Warenbesitzer darstellbare gesell- 
schaftliche Verhältnis konnte im Nachvollzug der Marxschen Analyse näher als ein 
historisch spezifisches Produktionsverhältnis ausgewiesen werden, indem der 
Tauschwert als notwendige Erscheinungsform des Werts und dessen Substanz als 
abstrakte oder gesellschaftliche Durchschnittsarbeit bestimmt wurde. Die Wertab- 
straktion selbst erwies sich in der Folge als historisches Resultat der Verallgemeine- 
rung der Warenform des Arbeitsprodukts durch die Entwicklung der kapitalisti- 
schen Produktionsweise. Denn der sich durch seine beständige Reproduktion ver- 
ewigende Wert ist das Kapital, und die den Wert als Kapital erzeugende Tätigkeit ist 
die unter das Kapital subsumierte Lohnarbeit. 

Die Selbstverwertung des (Kapital-) Werts in der Produktion mit der Erzeu- 
gung eines Produktenwerts, der neben dem wertmäßigen und stofflichen Ersatz des 
Verzehrs an Produktionsmitteln und neben der zum erneuten Ankauf von Arbeits- 
kräften erforderlichen Wertsumme und Produktenmasse einen Überschuß (Mehr- 
wert) enthält, der von den Kapitalisten konsumiert oder zur Erweiterung der Pro- 
duktion verwendet werden kann, ist jedoch erst abgeschlossen mit der Realisierung 
des Produktenwerts auf dem Warenmarkt. Realisierung aber heißt Verwirklichung 
der in seinem Preisausdruck bloß ideellen Beziehung des Warenwerts auf seine ge- 
sellschaftlich gültige Gestalt, das Geld, durch tatsächlichen Verkauf der Waren gegen 
Geld. Die Bewegung der Warenpreise als der Geldausdrücke bestimmter Quanta 
vergegenständlichter Arbeitszeit ist daher an die Bedingungen der Reproduktion des 
Kapitals gebunden. Diese waren folglich sowohl in langfristiger als auch in kurz und 
mittelfristiger Perspektive zu analysieren. Sie sind durch den Prozeß der Kapitalver- 
wertung selbst erzeugte stofflich-technische und soziale Bedingungen. Deren Quali- 
tät ist für das Kapital nur insofern von Belang, als sie auf die Quantität der Vermeh- 
rung des schon existierenden Werts oder des Verhältnisses von zusätzlichem zu 
vorausgesetztem Wert (Profitrate) Einfluß hat. 

Sowohl der Kapitalwert als auch die Bestimmungsgrößen der Verwertungsrate 
sind Preisausdrücke; deren Bewegung ist daher an den Verwertungsprozeß des Kapi- 
tals gekoppelt und wirkt auf ihn zurück. Soll also die Bewegung der Warenpreise 
erklärt werden, so ist sie mit der Akkumulationsbewegung des Kapitals zu vermit- 
teln. Inflation bezeichnet dann insofern ein widersprüchliches Verhältnis von Wert- 
und Tauschwertbewegung, als die mit der Kapitalakkumulation verbundene Produk- 
tivkraftsteigerung der gesellschaftlichen Arbeit, die mit einer Verminderung der in 
jeder Ware vergegenständlichten Arbeitszeit verbunden ist, nicht als Preisfall der 
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Waren, sondern als permanente Preissteigerung erscheint. Dieser Sachverhalt ist 
nicht damit erklärbar, daß — wie die Entwicklung vom Wertpreis zum Produktions- 
preis deutlich gemacht hat — der Preis jeder einzelnen Ware ohnehin nur in Ausnah- 
mefällen der Geldausdruck ihres Werts ist, selbst wenn die Bewegung der Wertsum- 
me der gesellschaftlich insgesamt produzierten Warenmasse von der Bewegung ihrer 
Preissumme unmittelbar widerspiegelt würde. Vielmehr mußte die im Zuge der 
Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise ständig stattfindende Modifika- 
tion der Verwertungsbedingungen des Kapitals, die ihren zusammengefaßten Aus- 
druck im tendenziellen Fall der Profitrate erhält, als die eigentliche Ursache der 
spezifischen Verkehrung in der Erscheinungsform der Wertbewegung gelten, die wir 
als Inflation bezeichnen. Es galt also zunächst herauszuarbeiten, in welchen Verän- 
derungen der strukturellen Verwertungsbedingungen der Akkumulationsprozeß des 
Kapitals resultiert, so daß eine beständige Tendenz zum Fall der Profitrate besteht. 

Da die mit steigender Arbeitsproduktivität einhergehende Erhöhung der orga- 
nischen Zusammensetzung des Kapitals nur dann zu einer tendenziell fallenden 
Profitrate führt, wenn die Bedingungen der Produktivkraftsteigerung nicht zugleich 
eine entsprechende Steigerung der Mehrwertrate implizieren, waren diejenigen Mo- 
mente herauszuarbeiten, die bei steigender organischer Zusammensetzung des Kapi- 
tals die Entwicklung der Mehrwertrate nach oben beschränken. 

In diesem Zusammenhang wurden diskutiert: 

a) die Rohstoffverteuerung 

b) die Zunahme der unproduktiven Arbeit 

c) die Zunahme der faux frais (insbesondere in der Zirkulationssphäre) 

d) die zunehmende Bedeutung des Fixkapitals 

Die veränderten Bedingungen der Kapitalverwertung setzen der Expansion des K.api- 
tals jedoch nur periodisch eine Schranke in den beständig wiederkehrenden ökono- 
mischen Krisen. Zugleich verdanken sie sich selbst weitgehend der Krisenhaftigkeit 
und Zyklizität der Akkumulationsbewegung des Kapitals. 

Daher war es notwendig, den Krisenzyklus der Kapitalakkumulation zu skiz- 
zieren. Er stellt sich doppelt dar: als zyklische Bewegung der allgemeinen Profitrate 
und als Preisbewegung. Während aber der „klassische Krisenzyklus“ eine weitgehen- 
de Parallelität der Entwicklung von Profitrate und Warenpreisen aufweist, so daß 
beschleunigte Verwertung (steigende Profitrate) in der Prosperitätsphase als Preiser- 
höhung erscheint und Entwertung (sinkende Profitrate) in der Stagnation und Krise 
als Preisverfall, ist in der gegenwärtigen Phase der kapitalistischen Entwicklung 
selbst die Stagnation noch mit einer Steigerung des allgemeinen Preisniveaus verbun- 
den. Die Ursachen hierfür mußten in den veränderten Bedingungen der Kapitalakku- 
mulation gesucht werden. 

Da die Bewegung des Kapitals Kreislauf durch die Stadien der Produktion und 
Zirkulation ist und sich dementsprechend auf der Ebene der Preise als Preisbildung 
und -realisierung darstellt, waren nicht nur die sich in der Preissetzung niederschla- 
genden Veränderungen der Reproduktionsbedingungen des Kapitals zu betrachten, 
sondern auch die Wandlungen der Realisierungsbedingungen durch die Ablösung des 
Geldzeichens von der Goldbasis, die Entwicklung des Kreditsystems, die Zentral- 
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bankpolitik, die defizitäre Vollbeschäftigungspolitik des Staates und die Organisa- 
tion des Weltwährungssystems. Wenn auch unsere Überlegungen hier noch weniger 
erschöpfend waren, als bei der Begründung des tendenziellen Falls der Profitrate, so 
ergaben sie doch die Unhaltbarkeit aller Inflationserklärungen, die von einer Ver- 
selbständigung des Geld- und Kreditzyklus gegenüber der Akkumulationsbewegung 
des Kapitals ausgehen. Weil die Beschleunigung der Kapitalakkumulation in der 
Aufschwungphase selbst bei eher restriktiver Geldmengenpolitik der Zentralbank zu 
starken nachfragebedingten Preissteigerungen führt, die durch günstige Realisie- 
rungsbedingungen infolge der steigenden Staatsnachfrage und der Expansion der 
Massenkaufkraft alimentiert werden, kommt es in der Stagnation und Krise in dem 
Maße zu einem inflationären Überhang, in dem die Entwertung hinausgeschoben 
bzw. zeitlich gedehnt wird oder sich ausschließlich in einer niedrigen Profit- und 
Akkumulationsrate ausdrückt. 

Wie wir gesehen haben, ist hierzu zweierlei erforderlich. Die Setzung steigen- 
der Preise muß in dieser Phase des Akkumulationszyklus aus steigenden Kosten pro 
Wareneinheit und dem Bestreben der Kapitalisten erklärt werden, die Profitrate 
aufrecht zu erhalten; die Möglichkeit der weitgehenden Realisierung steigender Prei- 
se auch in der Stagnation kann nur auf die große Dehnbarkeit der Verschuldungs- 
grenzen der Einzelkapitale aufgrund ihrer starken finanziellen und kapitalmäßigen 
Verflechtung sowie ihrer umfangreichen und langfristigen wechselseitigen Kreditie- 
rung, auf die defizitäre Ausgabenpolitik des Staates mit dem Ziel der Erhaltung 
eines hohen Beschäftigungsgrades und auf die gewachsene Lohnverhandlungsmacht 
der Gewerkschaften und daher nur langsam fallende Konsumgüternachfrage zurück- 
geführt werden. Auf der Seite der Preissetzung wurden vor allem die Rolle des 
Fixkapitals und die mit der Verlangsamung des Kapitalumschlags einhergehende 
Fixierung eines Großteils auch des zirkulierenden konstanten Kapitals, sowie die 
außerordentliche Verteuerung der Rohstoffe hervorgehoben, weil hieraus direkt 
eine Kostpreissteigerung folgt. Auch die gewerkschaftliche Verteidigung der Real- 
löhne im Wege der Durchsetzung von Geldlohnsteigerungen selbst bei wachsender 
Arbeitslosigkeit läßt dem Kapital nur den Weg, die Profitrate über Preissteigerungen 
aufrecht zu erhalten. Die kapitalistische Konkurrenz Kann Preissenkungen nicht 
mehr erzwingen, weil die Kapitale durch Verkauf ihrer Waren zu sinkenden Preisen 
nur dann aus der Finanzklemme herauskommen können, wenn es ihnen gleichzeitig 
gelingt, durch Produktionseinschränkung erhebliche Kostensenkungen zu erzielen. 
Mit gewachsenen Fixkosten und auch in der Stagnation nicht drastisch verschlech- 
terten Realisierungsbedingungen ist dieser Weg nicht mehr gangbar und zugleich 
unnötig. 

Allerdings ist die Inflation kein Mittel, um die Entwertung des überakkumu- 
lierten Kapitals zu vermeiden; sie kann sie nur aufschieben bzw. in der Zeit 
strecken. Schon die unvermeidbare Verlangsamung des Kapitalumschlags und die 
daraus resultierende Profitratensenkung ist Entwertung; nur nimmt sie nicht die 
dramatische Form der akuten Krise und des weitgehenden Zusammenbruchs der 
gesellschaftlichen Reproduktion an. Auch die nur langsam wachsende Arbeitslosig- 
keit verhindert einen plötzlichen Rückgang der Mehrwertproduktion und der Kon- 


301 


sumgüternachfrage zugleich, während die auch über Geldlohnsteigerung nicht ver- 
meidbare inflationäre Reallohnsenkung zugleich die Profitabilität des Kapitals all- 
mählich konsolidiert. Ist der mit beschleunigter Zentralisation verbundene Entwer- 
tungsprozeß weit genug fortgeschritten, so kann eine neue Aufschwungphase begin- 
nen, ohne daß es zur akuten Krise gekommen wäre. Auf diese Weise ist es möglich, 
daß sehr lange Akkumulationsphasen entstehen, in denen beschleunigte Expansion 
mit relativer Stagnation abwechseln, ohne daß die wachsenden Verwertungsbedin- 
gungen des Kapitals unmittelbar als Wechsel von Preisaufblähung und -kontraktion 
erscheinen. 

In der Untersuchung der historischen Entwicklungsprozesse nach dem zwei- 
ten Weltkrieg ist von uns das Hauptaugenmerk gelegt worden auf die Bedingungen, 
unter denen der langandauernde Weltmarktaufschwung sich nach dem zweiten Welt- 
krieg halten konnte. In der kapitalistischen Entwicklung hat es immer schon Phasen 
gegeben, in denen die zyklischen Krisen des Akkumulationsprozesses nicht unbe- 
dingt zu schweren Entwertungskrisen geführt haben, sondern sich eher in Ab- 
schwächungen des Wachstums darstellten. Nach dem zweiten Weltkrieg kann dies 
vor allem begründet werden mit der besonderen Rolle, die die USA auf dem Welt- 
markt und in der Weltpolitik gespielt haben. Ihr Vorsprung in der Entwicklung der 
Produkivkraft der Arbeit sicherte über lange Zeit hinweg Extraprofite für das 
US-Kapital, während die höheren Ausbeutungsraten aufgrund längerer Arbeitszeiten 
und niedrigerer Löhne in den westeuropäischen Ländern und Japan auch hier für 
außerordentlich günstige Bedingungen der Kapitalverwertung sorgten. Niedrige Roh- 
stoffpreise und sich verbessernde Austauschverhältnisse für die kapitalistischen 
Metropolen waren ein weiterer Grund für die lange Phase expandierender Kapitalak- 
kumulation. Aber die Bedingungen, die dies ermöglichten, veränderten sich und es 
wurde deutlich, daß der langanhaltende Weltmarktaufschwung in eine Phase der 
krisenhaften Entwicklung überging, in der sich auch die Inflationsräten beschleunig- 
ten. 

Trotz unübersehbarer analytischer Mängel, die unserer Untersuchung insbe- 
sondere bei der Vermittlung von Akkumulations- und Kreditzyklus und bei der 
Bestimmung der Möglichkeiten und Grenzen der staatlichen Geld- und Fiskalpoli- 
tik, vor allem aber auch im Hinblick auf die Frage nach den politischen Konsequen- 
zen der permanenten Inflation und ihrer Rückwirkungen auf den Akkumulations- 
prozeß des Kapitals anhaften, sollte deutlich geworden sein, daß alle Versuche einer 
Erklärung der Inflation aus der „Machtpreisbildung‘“ der großen Kapitale oder Mo- 
nopole bei gleichzeitiger Funktionalisierung des Staates für die Aufrechterhaltung 
günstiger Realisierungsbedingungen der bloßen Erscheinungsform des kapitalisti- 
schen Reproduktionsprozesses nach dem zweiten Weltkrieg aufsitzt. Sie teilen darü- 
ber hinaus mit den entsprechenden bürgerlichen Inflationserhklärungen den Mangel 
einer wesentlich subjektivistischen, bestenfalls verschwörungstheoretischen Betrach- 
tungsweise, da sie die Bedingungen der Reproduktion der „Macht zum Preisdiktat“ 
nicht angeben können. 
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Momente des bürgerlichen Staates in der griechischen Polis (1) 


Wolfgang Müller 


Glaubst du, daß ein Staat, in dem die Urteile der Gerichte keinen Anspruch auf 
Gültigkeit erheben können, vielmehr von einzelnen Personen abgeändert und außer 
Kraft gesetzt werden können, weiterbestehen kann oder nicht vielmehr zugrunde 
gehen muß? (Sokrates) 


Die Überschrift fordert zum Widerspruch heraus, sie soll es wenigstens: Momente 
des bürgerlichen Staates in einer Sklavenhaltergesellschaft, in einer längst vergange- 
nen, nichtkapitalistischen Gesellschaft? Gegen solchen Widerspruch geht die folgen- 
de Darstellung von der These aus, daß es eine ‚antike bürgerliche Gesellschaft‘ 
gegeben hat, die der ‚modernen bürgerlichen Gesellschaft‘ frappant ähnlich war, 
zumindest in deren frühen Phasen. Diese alte ‚bürgerliche Gesellschaft‘ (der Begriff 
selbst stammt aus der athenischen Politikwissenschaft) war bestimmt von dem Kon- 
flikt zwischen herkömmlichen Formen direkter Vergesellschaftung (z. B. der Stam- 
mesorganisation) und einer bereits recht ausgedehnten Zirkulation von Waren bzw. 
der Existenz des Geldes. Diese allgemeinste Ware (als Münze, aber auch schon als 
Schatz und als Geld- und Handelskapital) ist nicht einfach das Instrument einer 
fortschrittlicheren Form der Güterverteilung und damit der Arbeitsteilung, sondern 
wesentlich der Ausdruck einer zukunftsträchtigen Weise der Vergesellschaftung, die 
im Verhältnis des Kapitals zur Lohnarbeit ganz zu sich selbst kommt. Daß schon im 
Geld als solchem eine neue Gestalt der Vergesellschaftung sich unheimlich ankün- 
digt, wurde in der Antike empfunden und abwehrend ausgesprochen: „Jenes 
Schatzhaus, das sich jeder für sich mit Gold vollgefüllt hat, richtet diese Gesell- 


1 Dieser Aufsatz ist aus meinem Habilitationsvortrag entstanden, den ich Anfang 1974 im 
Fachbereich Politische Wissenschaft an der Freien Universität Berlin gehalten habe. Bei 
der Bearbeitung wurde ich durch die Kritik von Wolfgang Kreutzberger, Wolf-Dieter 
Narr, Axel Schulte und Uwe Wesel unterstützt. 
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schaftsform zugrunde“, bemerkte Platon im „Staat“ (S. 550 f} (2). Das Geld wurde 
also nicht nur als ein nützliches Ding oder Instrument zur Erleichterung des Aus 
tauschs begriffen (auch diese Auffassung wurde aber schon formuliert), sondern als 
eine neue, rücksichtslos-dynamische und über die Köpfe der Menschen verselbstän- 
digte Macht, als Gottheit wahrgenommen (3). 

Aber nicht nur die gegenüber dem Lebensprozeß der Menschen verselbständig- 
te Form des Geldes ist in jener vorkapitalistischen Gesellschaft der griechischen 
Polis schon ausgebildet: auch einzelne, und vielleicht wesentliche Momente des 
bürgerlichen Staates sind in der griechischen, und deutlicher noch in der römischen 
Antike vorgebildet. Diese These soll im folgenden an ausgewählten Punkten belegt 
werden. Diese Belege werden den Hauptteil des vorliegenden Aufsatzes bilden; nur 
kursorisch sollen einige der einleitenden Bemerkungen aufgenommen werden. Diese 
Vorgehensweise ist eine implizite Kritik an bestimmten Tendenzen in der in den 
letzten Jahren erneuerten marxistischen Staatsdiskussion (aus dieser Diskussion ist 
die Fragestellung dieses Aufsatzes entstanden). Wenn das ‚innere Band‘ der ge- 
schichtlichen Entwicklung aufgesucht werden soll, so ist dies nicht ohne die eigen- 
ständige Aneignung des historischen Materials möglich, und zwar dieses Materials in 
der höchst detaillierten und ‚ideologischen‘ Gestalt, in der es jeweils vorliegt, wie 
immer ‚verkehrt‘ oder zusammenhangslos diese sein mag. In manchen Erörterungen 
über die Methode der Darstellung, der Aufeinanderfolge der Kategorien, der Repro- 
duktion der Wirklichkeit im Denken gewinnt man den Eindruck, daß diese Wirklich- 
keit in all den vielfältigen, ja chaotischen Details, in denen sie nun einmal in unser 
Bewußtsein tritt, gar nicht mehr ernstlich zur Kenntnis genommen wird, daß die 
‚Ableitung‘ zum bequemen Schlüssel geraten ist, mit dem man rasch die ‚Welt der 
Erscheinungen‘ ordnen kann; ein Verfahren, das ein wenig an positivistische Theo- 


2 Vgl. auch die Verse von Sophokles, Antigone 295 ff.: 
Denn unter allem, was in Brauch ist unter den Menschen, 
Erwuchs so schlimm nichts wie das Geld! Dieses zerstört 
Selbst Städte, dieses treibt Männer von den Häusern, 
Dies lehrt und es verkehrt den rechten Sinn 
Der Menschen, üblem Tun sich zuzuwenden. 
Wie man zu allem fähig wird, zeigt es den Menschen 
Und jede Art Gottlosigkeit zu wissen. 
Man sah also nur die zersetzende Seite, die Zerstörung der alten Ordnung, und konnte 
auch schwer etwas anderes sehen, denn die Entfaltung der produktiven Kräfte der 
menschlichen Arbeit war nur ganz peripher von dem Vermehrungsdrang des Geldkapitals 
in Gang gesetzt worden. (Die Bereicherung als Selbstzweck, der endlose Prozeß der 
Wertvermehrung ist jedenfalls schon mit dem Geld in seiner dritten Formbestimmtheit 
eingeführt, und nicht erst mit dem Kapital im Verhältnis zur Lohnarbeit. Dieser für das 
Verständnis der antiken Gesellschaft beachtenswerte Punkt wird vielfach übersehen, 
wahrscheinlich weil der Übergang vom Geld in seiner dritten Bestimmung zum Kapital 
von Marx im ‚Kapital‘ wenig befriedigend entwickelt ist; man vergleiche dagegen die 
einschlägigen Abschnitte in den ‚Grundrissen‘.) 

3 Vgl insgesamt zu der hier vorgetragenen These meine Untersuchung zur Genesis der 
Formen abstrakter Identität aus der Entwicklung der Warentauschbeziehung, die voraus- 
sichtlich in diesem Jahr erscheinen wird (hier insbesondere Teil I). 


riebildung, stärker an ontologische Theorien erinnert. Ohne gründliche Abarbeitung 
an der vergangenen und der gegenwärtigen gesellschaftlichen Entwicklung in ihren 
verschiedenen Einzelheiten ist jeder Versuch einer ‚Rekonstruktion der marxisti- 
schen Theorie‘ in der Gefahr, zur bloßen Deduktion aus Ersten Prinzipien oder zum 
kritiklosen Nachvollzug fertiger ‚Systeme‘ zu verkommen (4). Es ist keineswegs 
möglich, diese Auseinandersetzung mit der vergangenen und der bestehenden Wirk- 
lichkeit bzw. ihren theoretischen Verarbeitungsformen aufzuschieben bis zur Voll- 
endung der Phase der Rekonstruktion. Nur wo die theoretische Anstrengung sich 
aus dem Versuch eines reflektierten und praktisch interessierten Begreifens der 
gegenwärtigen gesellschaftlichen Bewegung ergibt und auf diese Bewegung in allen 
ihren Problemen und Ungereimtheiten bezogen bleibt, kann Theorie der Gefahr 
entgehen, sich in sich selbst zu bewegen. Gerade die marxistische Staatsdiskussion 
der letzten Jahre ist ohne Kenntnis ihrer praktischen Anstöße (z. B. der Frage nach 
dem Verhältnis von Politik und Ökonomie im Faschismus und der Wendung zur 
‚Formierten Gesellschaft‘) als politische Diskussion nicht zu verstehen (5). Unter 
Verzicht auf eine ‚ableitende‘ oder ‚methodologische‘ Einleitung soll daher sogleich 
zur Fragestellung dieses Aufsatzes übergegangen werden. 

Gehen wir von allgemein verbreiteten Kenntnissen aus: eine Reihe auch heute 
noch normaler staatlicher Funktionen wie auch anderer Formen der modernen 
bürgerlichen Gesellschaft finden sich bereits in der griechischen und römischen 
Antike. Jeder erinnert sich z. B. an die Weihnachtsgeschichte, „daß ein Gebot vom 
Kaiser Augustus ausging, daß alle Welt geschätzt würde‘ (Evangelium des Lukas, 
2,1). Von der römischen Reichsverwaltung sollte also eine Volkszählung veranstal- 
tet werden, die die amtliche Grundlage für eine geordnete und einheitliche Be- 
steuerung abgeben sollte. Daß damals Handelsbeziehungen und Münzgeld verbreitet 
waren, geht ebenfalls aus dem Neuen Testament hervor, ebenso, daß der Apostel 
Paulus römischer Bürger war und daher eine quasi rechtsstaatliche Behandlung 
genoß (im Unterschied von anderen Schichten der Reichsbevölkerung). Das römi- 
sche Recht war schließlich so hoch entwickelt, daß es noch heute Struktur und 
Begrifflichkeit unseres Bürgerlichen Gesetzbuches bestimmt; es hat sich in der Ent- 
stehungszeit der modernen bürgerlichen Gesellschaft als ein nützliches Instrument 
erwiesen, um die Verselbständigung einer ‚absoluten‘, außerökonomischen Staatsge- 
walt voranzutreiben, und es war selbst Ausdruck und Instrument einer hochent- 
wickelten und hochzentralisierten Staatsmacht, die wenigstens für einige Jahrhun- 


4 Vgl. dazu Blanke/Kastendiek/Jürgens (Zur neueren marxistischen Diskussion über die 
Analyse von Form und Funktion des bürgerlichen Staates. Überlegungen zum Verhältnis 
von Politik und Ökonomie. In dieser Zeitschrift, Heft 14/15); sie weisen an verschiede- 
nen Stellen auf ein quasi ontologisches Denken in der marxistischen Staatsdiskussion hin. 
Dabei wird von einem „Wesen“ ‚‚des Staates‘ ausgegangen, das schon alle seine Funktio- 
nen enthalten soll — die erscheinende Wirklichkeit kann dann entweder deduziert (‚abge- 
leitet‘) werden, oder sie wird als bloße Zufälligkeit an den Rand gedrängt (vgl. S. 62 £., 
101 f, u. ö.). Die Aufgabe der konkreten Vermittlung zwischen Empirie und allgemeinem 
Begriff existiert für ein solcheg Denken nicht mehr. 

5 Vgl die Erinnerung daran bei Blanke/Kastendiek Jürgens, S. 58-60. 


derte ein ‚Welthandelsreich‘ in den Randgebieten des Mittelmeers ermöglichte. Die 
Ausdehnung von Warenaustausch bzw. Geldverhältnissen läuft historisch anschei- 
nend der Herausbildung eines ‚Rechtsstaats‘ oder einer ‚außerökonomischen 
Zwangsgewalt‘ parallel (6) — und zwar vor Herausbildung des kapitalistischen Pro- 
duktionsverhältnisses, bei allerdings erheblicher Entwicklung des Warenverkehrs. 
Die hier zu erörternde These ist deshalb: Momente der entwickelten bürgerlichen 
Gesellschaft und daher auch des bürgerlichen Staates finden sich schon in der anti- 
ken bürgerlichen Gesellschaft. (Ob damit der Staat des Imperium Romanum oder 
der griechischen Polis wesentlich bestimmt ist, wird ebenfalls zu fragen sein). 

Um diese These nicht ganz allgemein, sondern direkt auf das historische Mate- 
rial und das heißt auf den heutigen Forschungsstand bezogen zu erörtern, soll nur 
ein kleiner, doch einigermaßen relevanter Abschnitt der antiken Entwicklung, und 
hier nur der griechischen Geschichte betrachtet werden. Vor allem das der klassi- 
schen Epoche der griechischen Polis vorausgehende 6. Jahrhundert, gelegentlich 
auch noch das 7. sowie das 5. und 4. Jahrhundert werden in diesem Aufsatz im 
Mittelpunkt stehen, und innerhalb dieser zeitlichen Einschränkung hauptsächlich 
die Polis Athen. Dafür spricht vor allem die Quellenlage, die für Athen vergleichs- 
weise günstig ist — keineswegs zufällig, denn als frühe und exemplarische Form 
bürgerlicher Zivilisation hat Athen auch eine reiche und differenzierte Schriftkultur 
hervorgebracht, von der wichtige Bruchstücke erhalten sind. Allerdings im wesent- 
lichen seit dem 5. Jahrhundert; für die archaische Zeit stellt sich die historische 
Forschung daher als ein Puzzlespiel dar, bei dem 9 von 10 Stücken fehlen und durch 
quellenkritische Rückschlüsse erschlossen werden müssen. Entsprechend zahlreich 
sind die Kontroversen und offenen Fragen, auf die auch hier aber höchstens am 
Rande eingegangen werden kann. 

Zunächst soll ein knapper Überblick über den Entwicklungsstand der mate- 
riellen Produktion und ihrer Form in der athenischen Polis hauptsächlich des 


6 Rechtsstaat ist hier eine Formel, mit der bestimmte Formpiinzipien, nicht aber inhalt- 

liche Probleme bezeichnet werden sollen (wie sie etwa in der deutschen staatsrechtlichen 
Tradition unter den Begriffen des materiellen, formellen oder sozialen Rechtsstaates 
behandelt worden sind). 
Außerökonomische Zwangsgewalt ist ein von Blanke/Kastendiek/Jürgens (S. 68 f.) einge- 
führter Begriff, mit dem die rechtsetzende und rechtdurchsetzende Funktion des bürger- 
lichen Staates noch unabhängig von sonstigen Funktionen und der historischen Erschei- 
nungsweise bezeichnet und als Elementarfunktion begrifftich — aus der Warenform abge- 
leitet — vor anderen Funktionen herausgehoben wird. In dem besonderen Interesse für 
diese ‚Grundfunktion‘ bin ich mit Blanke/Kastendiek/Jürgens einig (und übrigens auch 
mit Dieter Läpple in seiner Untersuchung Staat und allgemeine Produktionsbedingungen. 
Grundlagen zur Kritik der Infrastrukturtheorien, Westberlin 1973, insbes. S. 36-46). Im 
Zusammenhang mit diesen Überlegungen ist auch wieder die Bedeutung der Arbeit von 
E. Paschukanis in Erinnerung gerufen worden (Allgemeine Rechtsiehre und Marxismus, 
deutsch Wien und Berlin 1929, Neudruck im Verlag Neue Kritik, Frankfurt/M. 1966). 
Auf das historische Problem der „Parallelität der Herausbildung des Geldverhältnisses 
und einer separaten außerökonomischen Zwangsgewalt‘‘ gehen Blanke/Kastendiek/Jür- 
gens nur im Vorübergehen ein (S. 70), und zwar nur im Zusammenhang der direkten 
Vorgeschichte der kapitalistischen Gesellschaft. 


6. Jahrhunderts gegeben werden. Dabei wird bereits ein wichtiges Moment moder- 
ner Staatstätigkeit sichtbar werden, die einheitliche Regelung von Maßen, Gewich- 
ten und Münzen. Nur eine andere Seite davon und besonders für die Konstitution 
der Form der bürgerlichen Person wesentliches Moment ist die Herausbildung eines 
staatlichen Gerichtszwangs bzw. die Zurückdrängung von Selbsthilfe, Blutrache 
usw. Diese Herausbildung einer Frühform des Rechtsstaats ist gleichbedeutend mit 
der Emanzipation der Rechtsperson aus den Bindungen der Gentilverbände, bzw. 
der Anerkennung der Freiheit, über sich selbst, über das eigene Handeln und das 
private Eigentum zu verfügen. Daß dies — im Verhältnis zur modernen bürgerlichen 
Gesellschaft — nur beschränkte Anfänge sind, wird sich dann bei einer genaueren 
Untersuchung von Kategorien wie Eigentum und Vertrag zeigen, die selbst in den 
späteren Jahrhunderten nicht das Niveau des entwickelten römischen Rechts er- 
reicht haben. Dabei ist noch von der bekannten Tatsache abgesehen, daß in Athen 
ein erheblicher Teil der Bevölkerung, vor allem die Sklaven, nicht den Status bürger- 
licher Rechtsfähigkeit besaß. Nach dieser Relativierung einzelner Kategorien des 
bürgerlichen Rechts wird auch grundsätzlich die Ausgangsthese erörtert werden, 
indem schließlich nach dem wesentlichen Charakter des athenischen Staates gefragt 
wird. Vor allem wird hier zu fragen sein, ob man bereits von einer Verselbständi- 
gung dieses Staates gegenüber der Gesellschaft sprechen kann, ob daher überhaupt 
der Begriff des Staates am Platze ist. 

Zunächst zum Entwicklungsstand der materiellen Produktion. Die große Mas- 
se der gesellschaftlichen Arbeit wurde in Athen im 6. Jahrhundert (und prinzipiell 
auch noch in den folgenden Jahrhunderten) für die Selbstversorgung in der land- 
und hauswirtschaftlichen Produktion verausgabt, vielfach, wenn damals auch sicher 
noch nicht überwiegend, als unfreie Arbeit. Nur ein geringer, allerdings schnell 
steigender Teil der Produkte ging in den Austausch ein (der wegen des technischen 
Entwicklungsstands der Transportmittel in der Antike vorherrschend Seehandel 
war). Vieles davon verdient freilich den Namen Handel noch nicht; erst recht sind 
Vorstellungen einer sich durchsetzenden „Industrie“ oder gar „fabrikmäßigen Indu- 
strie‘‘ (7) auch für Athen durchaus fehl am Platz, obwohl solche Begriffe in der 
Literatur immer noch sehr verbreitet sind. Immerhin muß die Herstellung von kera- 
mischer Exportware in Handwerksbetrieben jedenfalls in der 2. Hälfte des 6. Jahr- 
hunderts stark zugenommen haben, wie die Funde in der Ägäis und in Süditalien 


7 Vgl als Beispiel für eine ‚modernisierende‘ Interpretation Busolt/Swoboda: „Die be- 
schränkte und unvollkommene Rechtspflege genügte nicht mehr den Bedürfnissen der 
neueren Zeit, die im 7. Jahrhundert anbrach. In Verbindung mit der großen Kolonialbe- 
wegung vollzog sich die Entwicklung von Großhandel und fabrikmäßiger Industrie, der 
Übergang der Naturalwirtschaft zur Geldwirtschaft. Neben den alten Haupteiementen 
der freien Bevölkerung, dem grundbesitzenden Blutsadel, den Bauern und Ackerbürgern, 
erwuchs in den Handels und Industrieplätzen ein zahlreiches städtisches Bürgertum“. 
(G. Busolt/H. Swoboda, Griechische Staatskunde. 2 Bände (im Handbuch der Altertums- 
wissenschaft, IV. Abt., I. Teil), München 1920, 1926, hier Bd. I, S. 520). Als umfassende 
Sammlung der ‚Staatsaltertümer ist dieses Werk immer noch unentbehrlich, während die 
Verarbeitung des Materials wenig eigenständig ist.) 


zeigen. In diesen Töpfererzeugnissen wurden attisches Olivenöl und Wein expor- 
tiert, Importwaren waren vor allem Getreide, Metalle (außer Silber), auch wohl 
schon Sklaven. In der Landwirtschaft entwickelt sich bereits eine über den Waren- 
austausch vermittelte Arbeitsteilung (Ölbäume statt Getreide). Athen war also 
spätestens in der 2. Hälfte des 6. Jahrhunderts ein Handelszentrum (nicht eine aus- 
schließlich vom Handel lebende Handelsstadt), das die etwas älteren Handelszentren 
am Saronischen Golf (Aigina, Korinth) zu überflügeln begann. Ein rasch zunehmen- 
der (insgesamt aber doch recht kleiner) Teil der landwirtschaftlichen und vor allem 
der gewerblichen Produktion war für den Export bestimmt. In diesen Jahrzehnten 
war Athen der Schauplatz eines neuartigen und in vieler Hinsicht zukunftsweisen- 
den Umschwungs in der Art und Weise der gesellschaftlichen Lebenserhaltung. An- 
dere Gemeinwesen verharrten in den alten Formen; Sparta wurde später bewußt als 
Gegenbild der ‚alten Ordnung‘ herausgehoben. Mit Blick auf die in Athen sichtbar 
gewordenen umwälzenden Folgen war hier das Geld auf seine Funktionen als Maß- 
stab der Preise und als Zirkulationsmittel beschränkt worden, indem nur Eisenmün- 
zen zugelassen wurden. 

Ein besonders eindrucksvolles Indiz für den Umschwung im 6. Jahrhundert 
bietet die Geschichte der Münzen (der Übergang zur Münzform bezeichnet den 
Einschnitt, an dem das Geld auch in seiner äußeren Gestalt sich von allen übrigen 
Waren abhebt). Nach der Prägung der ersten Münzen aus Elektron in Städten an der 
kleinasiatischen Küste gegen Ende des 7. Jahrhunderts finden sich die ersten Mün- 
zen aus Silber in Aigina, der Nachbar- und Konkurrenzstadt Athens. Man kann 
davon ausgehen, daß diese Münzen auch in Athen umgelaufen sind. Eigene Münzen 
prägt Athen erst gegen Mitte des 6. Jahrhunderts; erhebliche Verbreitung findet das 
athenische Geld erst in der zweiten Jahrhunderthälfte. Schon um 520 beginnt in 
Athen die Prägung jener berühmten, ‚Eulen‘ genannten Silbermünzen, die die ande- 
ren Währungen bald aus dem Fernhandel zurückdrängten und für Jahrhunderte die 
Rolle eines Weltgeldes des Mittelmeergebietes spielen sollten. Bereits vorher hatte 
auch die Prägung von kleineren Denominationen begonnen, die allmählich immer 
mehr unterteilt wurden und die für die Verwendung des Münzgeldes im alltäglichen 
Detailhandel Voraussetzung sind, wie er für das 5. Jahrhundert auch literarisch 
bezeugt ist. Gerade für diese Kleinmünzen war der Schritt zur Silberprägung not- 
wendig; materielle Bedingung waren die reichen attischen Silbervorkommen. Neben 
dem durch Münzgeld vermittelten Austausch hat aber sicher immer auch unmittel- 
barer Tauschhandel stattgefunden. 

Die Eulen-Selbermünzen werden von der heutigen Geschichtsschreibung als 
bewußter und erfolgreicher Versuch der athenischen Tyrannen verstanden, der ei- 
genen Währung die Rolle des allgemeinen Äquivalents im Fernhandel zu verschaf- 
fen. Ihre äußere Gestalt weist selbst deutlich genug auf die sie garantierende zen- 
trale Macht hin, die sich gegen rivalisierende Adelsgeschlechter durchgesetzt hat. 
Denn waren die vorausgehenden Silbermünzen mit den verschiedenen Wappen die- 
ser Geschlechter geprägt worden, so haben die Eulenmünzen schon die bis heute 
übliche Gestalt von Münzen: das Profil der Stadtgöttin und ‚Landesmutter‘ Athene 


auf der Vorseite, die ihr heilige Eule als Wappentier zusammen mit den Initialen 
ATHE auf der Rückseite (8). Wir haben hier gewissermaßen den handgreiflichen 
Anhaltspunkt für alle Geldtheorien, die das Geld als durch Übereinkunft bzw. durch 
staatliche Setzung begründet begreifen (sie sind übrigens selbst zuerst in Athen 
formuliert worden und haben über das römische Recht den absolutistisch-merkanti- 
listischen Staat erreicht) (9). An die markantilistische Gewerbeförderung erinnert 
übrigens auch die Förderung von Handel und Gewerbe durch große Aufträge für 
öffentliche Bauwerke und durch Straßenbauten, sowie eine Wasserleitung, die durch 
die Tyrannen von Athen errichtet wurde; wir können diesen Punkt hier nur erwäh- 
nen. (Diese Hinweise auf die Rolle ‚progressiver Fürsten‘ in der älteren Geschichte 
Athens bedürften der Ausführung: es wäre im einzelnen zu zeigen, in welchen 
Hauptschritten, gegen welche Hindernisse, durch welche entscheidenden Konflikte 
und über welche Hauptakteure sich die neuen Tendenzen durchsetzten. Warum z.B. 
setzen sie sich in Athen durch, in Sparta nicht? Warum wurden die Hauptakteure 
dieser Entwicklung, die Tyrannen, gegen Ende des 6. Jahrhunderts durch eine zur 
Demokratie aller freien Athener tendierende Verfassung ersetzt? Welche Knoten- 
punkte dieser Entwicklung wären zu bezeichnen? Diese Aufgabe eigentlicher, auch 
die politische Entwicklung im einzelnen nachzeichnender Geschichtsschreibung ist 
hier nicht zu leisten, nicht zuletzt, weil die schriftliche Überlieferung für diese Zeit 
noch sehr dürftig ist und viele Resultate der Forschung stark hypothetischen Cha- 
rakter haben. Ohne Rekurs auf die Mittel verschiedener Fachwissenschaften bzw. 
die Interpretation sprachlicher und archäologischer Überlieferung ist sie ohnehin 
nicht zu bewältigen. In diesem Sinn Kann es sich im folgenden nur um Andeutungen 
auf den Gang der Geschichte handeln.) 

Wenn die Tyrannen, nicht nur in Athen, eine wichtige, ‚progressive‘ Rolle 
gespielt haben, so blieben sie doch eine Episode von wenigen Jahrzenten. Schon vor 
ihnen tritt der berühmte Solon auf, der sonderbevollmächtigte Jahresbeamte des 
Jahres 594/93 und nach Auffassung vieler Autoren ‚der erste Staatsmann der euro- 
päischen Geschichte‘. Diesen Titel hat man ihm vor allem wegen seiner Tätigkeit als 
Schlichter der Klassenkämpfe zwischen Großgrundbesitzern und verschuldeten, ja 
teilweise versklavten Kleinbauern verliehen. Indem er die Kleinbauern durch einen 
allgemeinen Schuldenerlaß befreite, legte er eine wichtige Basis für die Ausdehnung 
von Handel und Gewerbe und sicherte zugleich die Grundherren vor einer radikalen 
Landaufteilung bzw. offenem Bürgerkrieg. In unserem Zusammenhang interessiert 
besonders die dem Solon zugeschriebene Reform von Maß, Gewicht und Münze. 


8 Vgl. C. M. Kraay, The Archaic Owls of Athens. Classification and Chronology. In: Nu- 
mismatic Chronicle. 6th Series, Bd. 16 (1956) S. 43-68. 

9 Die beiden einflußreichsten Stellungnahmen antiker Autoren, in denen das Geld — näm- 
lich in seinen Bestimmungen als Maßstab der Preise und als Zirkulationsmittel — als ein 
nützliches Mittel aufgefaßt ist, das zur Überwindung der beim unmittelbaren Produkten- 
austausch auftretenden Schwierigkeiten durch Übereinkunft eingeführt worden ist, sind 
von Aristoteles und dem römischen Juristen Paulus (Nikomachische Ethik V, 5,S. 1133 
a 25 ff,, Digesten, XVIN, 1.) 


Person in Griechenland und vor allem in Athen in der Epoche zwischen dem 7. und 
dem 4. Jahrhundert herausgearbeitet worden; das späte 7. und das 6. Jahrhundert 
ragt nicht zu Unrecht durch die Namen der großen Gesetzgeber Drakon, Solon und 
Kleisthenes heraus. Im folgenden soll zunächst das Neuartige und Vorwärtsweisende 
dieser Entwicklung skizziert werden, danach wird es darauf ankommen, ihre 
charakteristische Beschränktheit selbst im Fortgang der späteren Jahrhunderte ein- 
zudeuten. 

Wenn hier die Freiheit der Person und damit überhaupt die Kategorie der 
Person als charakteristisch Neuartiges hervorgehoben wird, so muß gleich hinzuge- 
setzt werden, daß damit nur ein Moment einer umfassenden Entwicklung benannt 
worden ist. Mit nicht geringerem Recht Könnte man auch Kategorien wie den freien 
Willen und die Gleichheit des Individuums bzw. der Rechtsperson, weiter auch 
Begriffe wie Eigentum und Vertrag, Haftung, Schuld und Strafe, Gesetz und Recht- 
sprechung, schließlich vor allem Souveränität und Staat als Faden der Entwicklung 
herausheben. Selbst die Herausbildung der reinen Erkenntnisbeziehung, der uns so 
selbstverständlichen Fähigkeit zur abstrakten Rationalität des mit anderen in dieser 
Beziehung identischen Erkenntnissubjekts, bzw. auch die Entstehung einer Welt 
identischer und in ihren Beziehungen durch Gesetze bestimmbarer Objekte wäre als 
ein Moment dieser umfassenden Entwicklung zu nennen (12). Wie sehr dies alles für 
den Lebensprozeß einer über Tauschbeziehungen verknüpften Gesellschaft notwen- 
dig ist, kann man sich ohne lange Ausführungen am ehesten klar machen, wenn man 
den Lebensproduktionsvorgang vorkapitalistischer Gesellschaften studiert, wo alle 
diese Existenz- und Bewußtseinsformen wenig oder gar nicht entwickelt sind (13). 
Daß die Etablierung Kapitalistischer Verhältnisse ganz entscheidend von der Begrün- 
dung solcher Formen des sog. Überbaus vorangetrieben wird, das wird auch an der 
Bedeutung der puritanischen Fassungen des Christentums für Europa und an der 
Rolle der christlichen Mission bei der Erzeugung bürgerlicher Individuen aus ‚Einge- 
borenen‘ deutlich. Alle genannten, uns selbstverständlichen Kategorien und Institu- 
tionen, Rechtsperson, Gesetz, Strafe usw., haben sich in jener Epoche zuerst ent- 
wickelt, die als Epoche der ‚antiken bürgerlichen Gesellschaft‘ jene frappante Ähn- 
lichkeit mit der modernen bürgerlichen Gesellschaft zeigt. Und alle diese Begriffe 
sind auch geeignet, die Beschränktheit dieser Vorform der modernen Gesellschaft 
zu zeigen. 

Im folgenden soll zunächst die Entwicklung von der Selbsthilfe der Gruppe 
gegen Unrechtstäter (z. B. der Blutrache) bis zur Herstellung einer öffentlichen 
Gerichtshoheit bei einer erheblichen Zahl von Delikten im 6. Jahrhundert darge- 


12 Vgl. dazu die oben, Anmerkung 3, angegebene Untersuchung. 

13 Es gilt dies also keineswegs bloß für die frühgriechische Gesellschaft (wo es sich z. B, am 
homerischen Epos zeigen läßt), sondern auch für zeitgenössische, aber ungleichzeitige 
Gesellschaften. Vgl etwa für die vieinamesische Gesellschaft: E. Wulff, Grundfragen 
transkultureller Psychiatrie. In: Das Argument, Nr. 50 (1969), S. 227-60 (jetzt auch, 
zusammen mit teilweise detaillierteren Berichten, in: ders,, Psychiatrie und Klassengesell- 
schaft, Frankfurt/M. 1972); für zwei nordamerikanische Indianerstämme: Erik H. Erikson, 
Kindheit und Gesellschaft (1950), deutsch Stuttgart 1965, Zweiter Teil. 


Während seine Rolle bei der Münzreform neuerdings vorwiegend als Retrojektion 
des 4. Jahrhunderts verstanden wird, bezweifelt man nicht, daß er Gewicht- und 
Maßsystem neu geregelt hat, und zwar mit der Absicht, Athen an ein für den Handel 
aussichtsreicheres System anzuschließen und die Abhängigkeit vom System der 
Konkurrenz (Aigina) zu beseitigen. Während die Forschung sich aber in größter 
Ausführlichkeit mit der Interpretation der Überlieferung der solonischen Reformen 
beschäftigt, (10) wird die Tatsache der einheitlichen Regelung der Maße selbst 
kaum grundsätzlich gewürdigt, geschweige denn interpretiert. Es wird nicht gesehen, 
daß eine derartige Regelung überhaupt nur in einem gesellschaftlichen Entwick- 
lungsstand notwendig und sinnvoll sein kann, wo die unmittelbare, autoritative 
Verteilung der Produkte z. B. gemäß den Stammestraditionen nicht mehr allein 
herrscht, sondern wo ein Teil der Produkte regelmäßig in den Austausch eingeht, 
d. h. in bestimmten Gebrachswertquanten irgendwie gleichgesetzt werden muß. Es 
wird vor allem nicht das Problem gesehen, das in dieser Gleichsetzung des Ungleich- 
artigen steckt, von der doch schon Aristoteles konstatierte, sie sei „in Wahrheit 
unmöglich“ (11); einer ohne Bewußtsein vollzogenen Abstraktion, die erst in der 
bis zur Gewaltsamkeit gleichgültigen Quantifizierung, Bewertung, ja Entwertung der 
konkreten Arbeitsfähigkeiten der Lohnarbeiter durchs Kapital ihre volle Höhe er- 
reicht. 

Halten wir einstweilen fest: die Entwicklung des Warenaustauschs war in 
Athen am Anfang des 6. Jahrhunderts ausgedehnt genug, um eine einheitliche Re- 
gelung der Warenmaße und Warengewichte durch eine über die einzelnen Gruppen 
und Individuen der Gesellschaft erhobene zentrale Autorität zu erfordern; gegen 
Ende desselben Jahrhunderts war Athen als Handelszentrum entwickelt genug, um 
einer eigenen, vom Staat einheitlich geregelten und garantierten Münze und Münz- 
ordnung zu bedürfen. Warum sich dieses ‚Erfordernis‘ durchsetzen konnte, warum 
überhaupt ein solches ‚Bedürfnis‘ auftrat, ist damit allerdings noch nicht gezeigt, 
eine von wirklicher Geschichtsschreibung zu schließende Lücke. Der Hinweis auf 
eine ‚allgemeine Notwendigkeit‘ genügt beim Geld sowenig wie beim Kapital, wenn 
nicht eine funktionalistische Deduktion die Darstellung der geschichtlichen Ent- 
wicklung und aller ihrer Komplikationen und Widersprüchlichkeiten ersetzen soll. 

Eine entscheidenede Bedingung für die Ausdehnung regelmäßiger Waren- 
tauschbeziehungen ist die Anerkennung der Freiheit der Person, zumindest in der 
Gestalt, daß die persönliche Unversehrtheit an Leib und Leben auch beim Aufent- 
halt außerhalb des unmittelbaren Machtbereichs der eigenen Haus- und Dorfgemein- 
schaft oder der Sippe gesichert ist (vgl. die allmähliche Durchsetzung des Landfrie- 
dens seit dem hohen Miitelalter). In bestimmter Weise ist Realität und Begriff der 


10 Vgl. neuerdings die ausführliche und auch zur Einführung in die ältere Literatur geeignete 
Untersuchung von M. R. Cataudella, Atene fra il VII e il VI secolo. Aspetti economici e 
sociale dell’Attica Arcaica. Catania 1966 (Universita di Catania. Pubblicazioni della 
Facoltä di Lettere e Filosofia, Bd. 23). 

11 Aristoteles, Nikomachische Ethik, Buch V, 5, S. 1133 b 19. Vgl. dazu K. Marx, Das Ka- 
pital, Bd. 1, MEW Bd. 23, S. 73. 


stellt werden (14). Schon der Begriff ‚Unrechtstäter‘ ist für die sogenannte vorge- 
schichtliche Zeit (d. h. die Zeit vor dem Gebrauch der Schrift) fehl am Platz; noch 
Odysseus kann das Inkognito des vor der Blutrache fliehenden ‚Mörders‘ wählen, 
ohne deswegen irgendeine Verfolgung oder Diskriminierung befürchten zu müssen, 
solange er sich außerhalb der Reichweite der betroffenen Gruppe aufhält. Und zwar 
tritt nur die Gruppe dem Verletzten zur Seite, die überhaupt für seine gesamte 
Existenz die Grundlage ist; also vor allem die patriarchalische Großfamilie oder 
Hausgemeinschaft (Oikos), daneben auch der kleinbäuerliche Verband der Nach- 
barn oder die kriegerisch-aristokratische Vereinigung der Kameraden (letztere bei- 
den Gruppen ein Hinweis auf klassenspezifische Verbindungen). Die Rache kennt, 
im Unterschied zur Strafe, keinerlei allgemeine Schranken; ihr einziger Maßstab ist 
das Ehrgefühl der Betroffenen. Daher kann sie mit deren Einverständnis auch bei 
Mord durch eine Buße (‚Wergeld‘) abgelöst werden. Eine wichtige Einschränkung 
der Selbsthilfe liegt bereits in der erst freiwilligen, dann obligatorischen Anerken- 
nung eines Schiedsspruchs, die Aufschub und möglicherweise eine Modifikation der 
Selbsthilfe bedingt. Der obligatorische Schiedsspruch ist ohne ein Minimum zentra- 
lisierter Autorität nicht möglich, die allerdings zunächst nicht mehr sein mag als die 
Versammlung der Gemeinfreien oder der Adeligen. 

Eine „Art der Souveränität“ (15) wird deutlicher, sobald der Schiedsspruch 
sich auf anerkannte und bekannte ‚Gesetze‘ stützt, in denen die Tatbestände be- 
nannt und die Bußen fixiert sind. Ein für das griechische Geschichtsbewußtsein 
entscheidender Schritt liegt in der schriftlichen und öffentlichen Fixierung solcher 
Gesetze und in der Anerkennung der Gleichheit aller Vollbürger vor diesen Geset- 
zen. Damit ist die Stufe der Kodifikationsbewegung des 7. Jahrhunderts erreicht, 
die in Athen mit den Namen Drakons und Solons bezeichnet ist und mit der die 
Geschichte des Rechtes und damit auch des Staates in dem uns vertrauten Sinne 
beginnt. (Wenn einzelne ‚Gesetzgeber‘ genannt werden, so ist davon auszugehen, 
daß sie im allgemeinen nur den erreichten Stand der Rechtsauffassung kodifiziert, 
nicht etwa neues Recht geschaffen haben.) 

Die älteste Überlieferung ist das Blutrecht des Drakon (gegen Ende des 
7. Jahrhunderts). Nur nach gerichtlicher Klärung von Tatbestand und Willensrich- 
tung des Totschlägers wird hier gegebenenfalls die Selbsthilfe zugelassen; es herrscht 


14 Zum folgenden vgl, besonders: K. Latte, Beiträge zum griechischen Strafrecht. In: Her- 
mes, Bd. 66 (1931), S. 30-48, 129-158 (auch in: ders., Kleine Schriften, Mün- 
chen 1968, S. 252 ff.); ders, Der Rechtsgedanke im axchaischen Griechentum. In: Anti- 
ke und Abendland, Bd. 2 (1946), S. 63-76 (auch in: ders., Kl. Schriften, S. 233 f£.); 
R. J. Bonner, G. Smith, The Administration of Justice from Homer to Aristotle. Chica- 
ge 1930, Bd. 1; J. W. Jones, The Law and Legal Theory of the Greeks. An Introduction, 
Oxford 1956. 

15 V8gLZ. Gernet, Sur la notion du jugement en droit grec. In: ders. Droit et soci&te dans la 
Grece ancienne. Paris 1955, S. 61-81; hier zitiert nach der deutschen Übersetzung: Über 
den Begriff des Urteils im griechischen Recht. In: Zur griechischen Rechtsgeschichte. 
Hrsg. E. Berneker. Darmstadt 1968, S. 374-412, hier S. 382. „Wir erinnern dabei nur an 
die Wendungen von Aristoteles, für den das dikazein ein notwendiges Element der ‚politi- 
schen‘ Macht ist...“ (ebd.). 
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also Gerichtszwang. Während in älterer Zeit nur das Resultat, der Tote, zählte (mit 
allen Begleiterscheinungen fortdauernder Blutrache, wie sie noch heute etwa aus 
Teilen Jugoslawiens bekannt sind), wird im drokontischen Gesetz die fundamentale 
Unterscheidung zwischen Mord und Totschlag einerseits und fahrlässiger Tötung 
andrerseits getroffen (nach unseren heutigen Begriffen, vgl. Strafgesetzbuch 8 211 f. 
und 222). Erkennt das Gericht auf vorsätzliche Tötung, so wird der Täter dem 
sofortigen Zugriff der Verwandten des Getöteten ausgeliefert. Wird auf unvorsätz- 
liche Tötung erkannt, so wird zwar auch das Recht auf Selbsthilfe bestätigt, jedoch 
mit der Maßgabe, daß der Verurteilte freien Abzug ins Ausland erhält und daß sein 
Eigentum nicht für Repressalien freigegeben wird. Außerdem kann auf bußlose 
Tötung erkannt werden, z. B. bei Gegenwehr gegen Raub; die Angehörigen verlieren 
dann ihren Anspruch auf Rache. Das für die weitere Entwicklung entscheidend 
Wichtige ist die im Begriff des Vorsatzes enthaltene prinzipielle Anerkennung der 
Freiheit des Willens, der Autonomie und daher Verantwortlichkeit des Einzelnen 
bei der Tat. Die Anerkennung dieser Autonomie des Individuums bedarf allgemei- 
ner, über den einzelnen Sippenverbänden und dergleichen stehender, öffentlicher 
Autorität und Sanktionsgewalt: es muß mit dem Gerichtsurteil die Möglichkeit 
seiner Durchsetzung verbunden sein. Andererseits geht der staatliche Eingriff im 
schwersten Fall noch am wenigsten weit: die Selbsthilfe wird bei Mord nur vorüber- 
gehend aufgehalten (die eigentliche Hinrichtung (durch eine Behörde) gehört einer 
späteren Zeit an). Und nur die Blutsverwandten können Anklage erheben; noch im 
4. Jahrhundert kam es vor, daß Mord nicht strafrechtlich verfolgt werden konnte, 
weil der Erschlagene keine Angehörigen hatte. Das noch deutlich erhaltene Vor- 
staatliche beim Blutrecht zeigt sich auch beim Recht auf Vergebung: Die Angehöri- 
gen Konnten sich mit einem Sühnegeld begnügen, der Sterbende konnte dem Täter 
verzeihen und ihn damit vor Befleckung und daher Rache schützen (16). 

Die noch nicht vollständig erreichte Verdrängung der ‚Privatjustiz‘ erklärt 
auch die sprichwörtliche ‚drakonische Strenge‘ der ‚mit Blut geschriebenen‘ Gesetze 
Drakons, (17) auch bei anderen Delikten, z. B. Diebstahl: sie war Voraussetzung für 
eine Ablösung der Selbsthilfe. Noch in ‚historischer‘, d. h. schriftlich überlieferter 
Zeit kann in einigen Gebieten der nachts überraschte Dieb mißhandelt, verwundet 
oder getötet werden, ganz wie es dem Geschädigten zumute ist. Entkommt der 
Dieb, wird er mit Hilfe der Nachbarn verfolgt; Hausbewohner müssen die Haus- 
durchsuchung zulassen. Entsprechendes gilt für die Abwehr bei Mordversuch, Raub 


16 VgL den folgenden Vorfall in Saudi-Arabien 1973: „Nach dem koranischen Scha- 
ria-Recht wird die Todesstrafe nicht vollstreckt, wenn die geschädigte Partei vergibt. Im 
November sollte in Dschidda ein junger Mann hingerichtet werden, der einen Gleichaltri- 
gen im Streit getötet hatte. Der Henker hatte schon zum Schlag ausgeholt. Da stieß die 
Mutter des Toten unter ihrem Schleier hervor, daß nun kein Blut mehr fließen solle. Der 
Verurteilte war daraufhin frei. Eine Ambulanz brachte ihn mit heulender Sirene in eines 
der modernen Krankenhäuser zur Behandlung seines Schocks“. (Der Spiegel, 
Nr, 53/1973, S. 58). 

17 Diese sprichwörtlichen Ausdrücke stammen aus der Antike — auf entwickelterem Nivcau 
wandte man sich schaudernd von der Grausamkeit der frühen Gesetzgeber ab. 
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und auch für Ehebruch, der als Eigentumsverletzung gilt. Gerade beim Ehebruch 
werden auch die ersten Versuche eines gesetzlichen Eingreifens gut sichtbar, das ja 
mit der Festlegung des Tatbestandes beginnen muß. Was wir mit verminderter Zu- 
rechnungsfähigkeit bezeichnen würden, wird in einem Gesetz von Tenedos in der 
Weise ausgedrückt, daß der Ehemann zur Tötung die Axt benutzen müsse. Denn die 
Axt war das Werkzeug, das im Innern jedes Hauses sofort zur Hand war; andere 
Waffen mußten erst herbeigeholt werden, was den Vorsatz unterstellt. in die Zeit 
des Solon führt uns ein diesem zugeschriebenes Gesetz, wonach das Racherecht nur 
bei der Ertappung in flagranti eintrat. Die Bestimmung des Tatbestands ist hier 
schon fortgeschrittner; denn wenn bei dem Gesetz von Tenedos das Merkmal ganz 
äußerlich aus der Art der Rache gewonnen ist, tritt bei dem attischen Gesetz das 
Racherecht nur ein, wenn der Ehebrecher ‚Glied im Glied haben‘ angetroffen 
wird (18). 

Den Übergang von der gesetzlichen Einschränkung des Tatbestands zur Aner- 
kennung der staatlichen Gerichtshoheit läßt noch deutlich das Apagoge-Verfahren 
des athenischen Rechts erkennen. Ein Solon zugeschriebenes, vermutlich älteres 
Gesetz bestimmte, daß der Dieb mit dem gestohlenen Gut auf dem Rücken zur 
Richtstätte, den ständig anwesenden Archonten geschleppt wurde (apagoge = Weg- 
führung); die Vertreter der Gemeinde übernehmen die Bestrafung. Hier wird die 
Selbsthilfe noch nicht einfach verboten, sondern auf einen Weg gelenkt, der bei der 
Anerkennung eines öffentlichen Strafrechts endet. Der Angeklagte hat die Möglich- 
keit, anders als bei der reinen Selbsthilfe, die Rechtsmäßigkeit seines Anspruchs zu 
vertreten; ein entscheidender Schritt auf die Rechtssicherheit hin. Aus dem Rächer 
ist schon der Kläger geworden. Auch bei der Entwicklung der Bußen ist diese 
Entwicklung erkennbar. Wenn der in seiner Ehre Geschädigte auf die Rache an der 
Person des Diebes, Ehebrechers usw. verzichtete, konnte dieser sich mit einer Buße- 
leistung sozusagen freikaufen (vgl. das germanische Wergeld und Entsprechendes im 
altrömischen Zwölftafelgesetz); mit dem Auftreten des Geldes konnte es in Drach- 
men festgesetzt und sehr differenziert werden. Diese Festsetzung durch ein Gesetz 
ist allein schon eine Einschränkung der Selbstherrlichkeit des Rächers. Deutlich 
wird der Schritt zu einer Strafe im eigentlichen Sinn, wo die Buße zu einem Teil 
oder ganz an die Gemeinde geht (wo solche Strafen regelmäßig gezahlt werden, 
dürften sie in aller Regel den Gebrauch von Münzgeld voraussetzen). So teilt das 
Solonische Gesetz über üble Nachrede die Buße zwischen Kläger und Staat; nicht 
so sicher datierbar ist der häufige Klagetyp ‚wegen Mißhandlung‘, wo die Strafsum- 
me restlos an den Staat geht (und Popularklage herrscht, vgl. unten.) Daß die 
Verletzung der körperlichen Unversehrtheit in Athen klar zum Bereich des öffent- 
lichen Strafrechts gehört, verdient besondere Hervorhebung. Zugleich ist hier aller- 
dings ein Hinweis auf die Beschränktheit der öffentlichen Strafgewalt notwendig, 
um vor modernisierender Überschätzung zu bewahren: es stehen nur recht grobe 
Instrumente zur Verfügung, also vor allem die Buße (zu Solons Zeit sicher noch 


18 Vgl. Latte, Beiträge zum gricchischen Strafrecht, a.a.0. 8. 270 f. 
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weit überwiegend nicht in Geld, sondern in Naturalien), die Ehr- und Friedlosigkeit 
bzw. die Verbannung und die Todesstrafe, gewöhnlich verbunden mit Gütereinzug. 
Es fehlt also so gut wie völlig die Gefängnisstrafe, außer als Untersuchungshaft. Die 
geringe Differenzierung der Strafen wurde noch dadurch gesteigert, daß die Defini- 
tion der Tatbestände nie die uns selbstverständliche Präzision erreichte und daß die 
Bestimmung des Strafmaßes weitgehend dem Ermessen der Richter überlassen blieb 
(vgl. den Prozeß gegen Sokrates wegen ‚Gottlosigkeit‘) (19). 

Eine weitere, deutlich auf das Gemeinwesen bezogene Strafe schreibt Aristo- 
teles (20) dem Solon zu: wer bei bewaffneten Klassenauseinandersetzungen in der 
Polis weder auf die eine noch auf die andere Seite sich schlage, der solle mit 
‚Ehrlosigkeit‘ bestraft werden und seine Rechte als (politischer) Bürger verlieren, 
also vor allem das Recht zur Teilnahme an der Volksversammlung. Andere Ver- 
gehen, die auf diese Weise geahndet wurden: Nichtzurückzahlung von Staatsschul- 
den, Ungehorsam gegen die Gesetze und Bestechung bei Beamten — also alles Ver- 
gehen gegen die Gemeinde. Außerdem werden Vergehen gegen die guten Sitten 
bestraft (z. B. Mißhandlung der Eltern). 

Eine entscheidende Ausdehung der persönlichen Freiheit und damit der Vor- 
aussetzung einer Freiheit des Willens (denn Sklaven unterstanden prinzipiell der 
unmittelbaren Gewalt ihres Herrn) bedeutet die berühmte und bereits erwähnte 
‚Lastenabschüttlung‘ durch Solon im Jahr 594/93. Indem er die versklavten und 
verkauften Bauern befreite und die Personalexekution für die Zukunft 
ausschloß (21), erhöhte sich die Zahl der dem Gesetz und der Gerichtsbarkeit unter- 
worfenen Vollbürger erheblich (vermutlich auf mehr als die Hälfte der männlichen 
Bevölkerung Attikas). Solon selbst berichtet: 

Dem Edlen und Gemeinen schreib ich gleich Satzung, 
gerechter Spruch gilt nun für jeden Streit (22). 
Für die wachsende Anerkennung der Autonomie der Person sprechen vor allem zwei 


19 VgL besonders E. Ruschenbusch, DIKASTERION PANTON KYRION. In: Historia, 
Bd. 6 (1957), 8. 2579-74. 

20 Aristoteles, Staat der Athener, VII, 5. 

21 Daß Solon die Personalexekution überhaupt und für die Zukunft abgeschafft habe, wird 
von verschiedenen Autoren bezweifelt; vgl. dazu Cataudella, Atene fra il VII e il VI 
secolo, 4.2.0. 

22 Fragment 24, 18 Diehl, nach der Übersetzung von Latte, Der Rechtsgedanke.... a.a.0. 
S. 245. Lätte bemerkt dazu: „Die Einführung geschriebener Gesetze bedeutet zunächst 
Gleichheit aller Vollbürger vor dem Gesetz. ... Isonomie, Gleichheit der Rechte, heißt 
das Schlagwort dieser Jahrhunderte“, (Ebd.) Vgl. auch die Verse des Euripides: „Feind- 
selger ist dem Staate nichts denn der Tyrann;/Zuerst: Dort sind Gesetze nicht gemeinsam 
Gut,/Gewalt hat einer, der besitzet das Gesetz/Allein für sich — und dies ist nimmermehr 
gerecht“ (wörtlich: gleich)./„Jedoch, wenn aufgezeichnet die Gesetze sind,/ Dann hat 
der Schwache und der Reiche gleich das Recht,/Berufen mögen sich die Schwächeren 
darauf/Gen einen Mächtgen, wenn er einen hat gekränkt./Und es obsiegt des Großen der 
Geringre, hat er Recht“, (Euripides, Die Flehenden, Verse 429 ff. Nach der Übersetzung 
von F. Stoessl, Bd. 2, Zürich und Stuttgart, 1968) 
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Bereiche aus der solonischen Gesetzgebung: Aus dem ‚bürgerlichen Recht‘ (23) das 
Testamentsgesetz, sodann das Institut der Popularklage. Die Popularklage, auch 
später charakteristisch für das attische Recht, gestattet jedem (Voll-JBürger eine 
strafrechtliche (ebenso wie eine privatrechtliche) Klage einzuleiten (eine öffentliche 
Anklagebehörde hat es in Athen nicht gegeben). Während bei dem erratischen Block 
des Blutrechts das Klagerecht bei der Gruppe der Blutverwandten blieb, wurde also 
in allen übrigen Fällen von der Voraussetzung der Verwandtschaft abgesehen. Jeder 
einzelne Bürger sollte aus den alten Gruppenbeziehungen befreit und für das Recht 
verantwortlich sein; die Stoßrichtung der Maßnahmen ist klar: „Indem Solon ein 
Recht, das bisher in jedem Fall nur einer bestimmten Gruppe zustand, allen Bürgern 
einräumte, zerschnitt er ein Band, das die$e Verbände innerhalb des Staates zusam- 
mengehalten und abgesondert hatte: Es war ein Versuch, die Solidarität der Genos- 
senschaften durch ein Gemeingefühl aller Bürger zu ersetzen“ (24). 

Historisch ist offensichtlich — das ließe sich auch an der frühbürgerlichen 
Geschichte des modernen Europas zeigen — die Emanzipation des bürgerlichen 
Individuums gebunden an die Entstehung einer sanktionsmächtigen öffentlichen 
Instanz, einer selbst nicht mehr unmittelbar von den Handlungszwängen des Waren- 
verkehrs abhängigen zentralen Gewalt, die nicht ohne weiteres allerdings ein politi- 


lev d. trockij ZRAZENÄ 
are  MEVOLUCE 


Die 'Verratene Revolution' wurde auch auf tschechisch herausgege- 
ben - bereits im Jahre 1937. Dann wurde sie jedoch - wie auch alle 
nonkonformen Schriften des modernen Marxismus - verboten und aus 
dem Gedächnis verbannt. Diese Schrift Trocki1js, die man auch heute 
als die Grundlage der Kritik der stalinistischen Gesellschaftsfor- 
mationen ansehen sollte, wird jetzt neu herausgegeben und den Le- 
sern in der CSSR zugänglich gemacht. Da sie jedoch für das Buch 
nicht bezahlen können, ist es notwendig, daß die Herausgabe von 
den westeuropäischen Lesern finanziell unterstützt und gesichert 
wird, Wir rufen euch deshalb auf, wit Spenden zu der Herausgabe 
der 'Verratenen Revolution’ auf tschechisch beizutragen! 


Einzahlungen - mit dem Vermerk 'LDT' - auf: 
Sonderkonto Infomat, 24 20148 002, Berliner Bank, West Berlin 


ISP-Verlag, (infomat), Postfach 214, 1 Berlin 10 (West) 


23 Der Begriff ist nur mit Vorbehalt anzuwenden, vgl. die Ausführungen weiter unten. Zum 
bürgerlichen Recht sind bei Solon zu rechnen: die familienrechtlichen Bestimmungen, 
die Regelung der Grunddienstbarkeiten, der Bebauung und der Bepflanzung von Grund- 
stücksgrenzen, das Gesetz über Vereinsautonomie. (Nach E, Ruschenbusch, PHONOS. 
Zum Recht Drakons und seiner Bedeutung für das Werden des athenischen Staates. In: 
Historia Bd. 9 (1960) S. 129-154, hier S. 148; vgl. SOLONOS NOMOLIL Die Fragmente 
des Solonischen Gesetzeswerkes mit einer Text- und Überlieferungsgeschichte. Hrsg. 
E. Ruschenbusch. Wiesbaden 1966, S. 25 f. 

24 Latte, Beiträge zum griechischen Strafrecht. a.a.0. S. 264 f. Latte weist darauf hin, daß 
dies auch die Absicht der Reformen des Kleisthenes gewesen ist, auf die in unserem 
Zusammenhang nicht näher eingegangen werden kann. (Kleisthenes machte das Territo- 
rialprinzip anstelle der alten gentilizischen Einteilung zur Grundlage des Bürgerrechts und 
zerstörte so die Bindungen an die herkömmlichen, vielfach klassenmäßigen Gruppen). 
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scher Apparat in dem uns meist allzu selbverständlichen Sinn sein muß (25). Diese 
Aufgabe zumindest muß jedoch geleistet werden, und sei es auch durch einen 
absoluten Fürsten, ‚Tyrannen‘, oder durch eine Körperschaft etwa nach Art einer 
Kaufmannsgilde oder selbst eine Stammesreligion (die für jüdische Kaufleute viel 
von dem verpflichtenden, ja zwingenden Charakter jener Instanz übernehmen 
konnte). Dabei ist in keiner Weise an ein einseitiges Abhängigkeitsverhältnis zu 
denken, vielmehr an einen umfassenden Prozeß, in dem nur zeitweise einzelne 
Momente führend sein mögen. In der athenischen Entwicklung ist übrigens schon 
früh die Unterscheidung von Rechtsetzung und Rechtdurchsetzung erkennbar, 
wenngleich nicht in Gestalt deutlich unterschiedener, ja gegeneinander verselbstän- 
digter staatlicher Gewalten. Im übrigen ist mit diesen Feststellungen noch keines- 
wegs gesagt, daß der ‚Staat der Athener‘ wesentlich durch diese ‚rechtstaatlichen‘ 
Aufgaben bestimmt war; darauf ist unten noch näher einzugehen. 

Die Emanzipation des Individuums aus der traditionellen ‚Sippenhaftung‘ und 
seine Anerkennung als Privateigentümer wird als Perspektive noch deutlicher er- 
kennbar im Testamentsgesetz Solons (26). Für den Fall des Fehlens männlicher 
Nachkommen wird dem Erblasser hier Testierfreiheit zuerkannt, d.h. das Eigentum 
wird ein wenig aus seiner bedingungslosen Unterwerfung unter den ökonomisch-reli- 
giös-blutsmäßigen Zusammenhang der Großfamilie befreit. Besonders bemerkens- 
wert ist hier, daß das Testament nach dem solonischen Gesetz bei Willensmängeln 
angefochten werden kann, z. B. bei Schwachsinn und bei Gewalteinwirkung. Damit 
sind schon zwei bis heute wesentliche Voraussetzungen für die Willensfreiheit der 
Person festgestellt (freilich charakteristisch unbestimmt, denn es werden keine Kri- 
terien genannt, was zu endlosen Anfechtungsklagen geführt hat; überhaupt hat es im 
griechischen Recht nie eine gesetzliche Theorie der Willensmängel gegeben). 


25 Vgl. zu dieser historischen Feststellung die (begriffliche) „Ableitung“ der „Funktion 
Zwangsgewalt‘“ aus der Wareniorm bei Blanke/Kastendiek/Jürgens (Zur neueren marxisti- 
schen Diskussion ..., 22.0. S. 69 ff., bes. 71 f.). (Die Argumentation hätte hier die 
Notwendigkeit dieser Zwangsgewalt schärfer herausarbeiten konnen: 1. Ist den Kausch- 
subjekten von vornherein auch der Widerspruch zu der von ihnen als Charaktermasken 
vollzogenen Austauschbeziehung immanent? Nämlich auf der Stufe der Entwicklung, 
wo das Geld in seinen ersten beiden Formbestimmungen entwickelt ist? Oder kurz: sind 
die Warenaustauscher als solche bereits egoistische Individuen? (Das wäre der strikte 
Sinn einer Ableitung der Funktion Zwangsgewalt aus der Warenform, Blanke/Kasten- 
diek/Jürgens S. 72). 2. Wird dieser Widerspruch vielleicht erst, mit dem Übergang zum 
Geld in seiner dritten Bestimmung, als Interesse an der Übervorteilung zwecks Geldakku- 
mulation, entwickelt? Ist die Rede von der Rechtsperson, die ihre besonderen Bedürfnisse 
und Interessen domestiziert, indem sie sich auf ein Allgemeines bezicht, überhaupt erst 
sinnvoll bei Entwicklung aller Bestimmungen der einfachen Zirkulation? Ist nicht diese 
Domestizierung der Besonderheit durch das Allgemeine ‚der Staat‘ in jeder einzelnen Per- 
son, noch bevor er als gesonderte Funktion hervortritt? 3. Unterstellt diese Entwicklung 
aller Bestimmungen der einfachen Zirkulation nicht den Übergang zum Kapitalals Produk- 
tionsverhältnis? Muß nicht erst das ‚„‚Wertgesetz‘“ bzw. das entwickelte Kapitalverhältnis 
eingeführt sein, um die „Durchsetzung des Rechtsgesetzes“ zu begründen? (Zitate: 
Blanke/Kastendick/Jürgens, S. 72). 

26 Solon, Fragment 49, 50, nach der Ausgabe von Ruschenbusch, a.a.O. 
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Von verschiedenen Autoren werden weitere Zugnisse für die „grundsätzliche 
Anerkennung des Privateigentums‘“ (daneben auch von Leben, Freiheit, Ehre usw.) 
angeführt (27), z.B. die Unantastbarkeit des Hauses oder der seit dem frühen 
7. Jahrhundert übliche Eid der Jahresbeamten, in dem die Anerkennung aller be- 
stehenden Eigentumsverhältnisse proklamiert wird. Die verschiedenen Zweige des 
athenischen Rechts sind dabei nach den Kriterien des entwickelten römischen 
Rechts untersucht worden, ein leicht zu Fehleinschätzungen verführendes Verfah- 
ren; es seien einige charakteristische Titel genannt: Weiss, Griechisches Privatrecht 
auf rechtsvergleichender Grundlage, Ruschenbusch, Untersuchungen zur Geschichte 
des athenischen Strafrechts, Kahrstedt, Studien zum öffentlichen Recht 
Athens (28). In verschiedenen neueren Untersuchungen sind durch eine eindringen- 
dere, z. T. durch die Ethnologie und die vergleichende Rechtsgeschichte angeregte 
Interpretation allerdings mehr die Schranken der Entwicklung des griechischen und 
auch des attischen Rechts herausgearbeitet worden (29). Gerade weil sich diese 
Arbeiten hauptsächlich auf die Rechtentwicklung der klassischen und hellenisti- 
schen Zeit beziehen, sind sie interessant für die Schranken selbst der späteren Ent- 
wicklung des griechischen Rechts, die den Begriff des Privatrechts selbst fragwürdig 
werden lassen (und daher auch den Begriff des Staatsrechts, ja überhaupt des Staa- 
tes, der Souveränität, des Rechts, worauf abschließend einzugehen sein wird). Es 
soll dies im folgenden exemplarisch an der beschränkten Entwicklung der Begriffe 
des Privateigentums und des Vertrags gezeigt werden; die volle Emanzipation von 
gebundenen Formen des Eigentums zum Privateigentum ist ja die Voraussetzung für 
die Konstitution einer bürgerlichen Gesellschaft im engeren, im modernen Sinn des 
Wortes. 

Zunächst fällt bei genauerer Betrachtung auf, daß es gar keinen Begriff für 
Privateigentum gibt (und daher auch keine Unterscheidung zwischen Eigentum und 
Besitz), durchaus im Unterschied vom entwickelten römischen Recht (dominium, 
dominium ex jure Quiritium). Das Wort usia meint sowohl ‚Vermögen, Habe, Eigen- 


27 U. Kahrstedt, Studien zum öffentlichen Recht Athens. Teil I: Staatsgebiet und Staatsan- 
gehörige in Athen. Stuttgart 1934 (= Aalen 1969), S. 129 ff., hier S. 138. 

28 E. Weiß, Griechisches Privatrecht auf rechtsvergleichender Grundlage. 1. (einziger) Band: 
Allgemeine Lehren, Leipzig 1923 (= Aalen 1965); U. Kahrstedt, Studien zum öffentli- 
chen Recht Athens. Teil, a.a.O.; Teil II: Untersuchungen zur Magistratur in Athen. 
Stuttgart 1936 (= Aalen 1969); E. Ruschenbusch, Untersuchungen zur Geschichte des 
athenischen Strafrechts, Köln, Graz 1968. 

29 Vgl. zum folgenden insbes.: F. Pringsheim, The Greek Law of Sale, Weimar 1950; 
H. J. Wolff, Die Grundlagen des griechischen Vertragsrechts. In: Zeitschrift der Savigny- 
Stiftung für Rechtsgeschichte, Rom. Abt., Bd. 74 (1957), S. 26-72; Gernet, Sur la no- 
tion du jugement en droit grec, a.a.0.; Jones, The Law and Legal Theory of the Grecks, 
a.a.0., Kapitel XI. 
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tum‘ wie ‚Persönlichkeit, Wesen‘. Ausdrücke, die ‚jemand gehören‘ bezeichnen (30), 
beziehen sich wesentlich auf die tatsächliche physische Kontrolle und auf einen 
gewissermaßen auch psychischen Anspruch auf eine Sache. Am nächsten im Deut- 
schen kommt noch das Wort ‚Haben‘ oder das schwäbische ‚mei eigen‘, ‚mei Sach‘. 
Zu erinnern ist übrigens auch daran, daß die erlaubte Selbsthilfe sich auch für uns 
auf das eigene Selbst als körperliche Person wie auf körperlich vorhandenen Besitz 
bezieht (31). Auch etwa das Wort chremata, oft übersetzt als ‚Geldmittel‘, ist viel- 
deutig; sein Stamm verweist auf den Nutzen für den Gebrauch, auf das Bedürfnis; es 
kann dann die Masse nützlicher Gegenstände sein, das Vermögen, der Besitz, die 
Mittel; in bestimmtem Sinn dann auch die Geldmittel, das Geld, die Geldsumme, ja 
die Schulden oder die Waren (32). 

Wie wenig der Begriff des Privateigentums im Griechischen entwickelt ist, 
zeigt sich auch deutlich an den Rechtsmitteln zur Wiedererlangung beeinträchtigten 
oder verlorenen Eigentums. Immer ist es der Besitzer, der gezwungen ist, seine 
Ansprüche zu rechtfertigen; durch Klage konnte nur das relativ bessere Recht, nicht 
aber ein absolutes und ausschließliches Eigentumsrecht festgestellt werden (so war 
immer möglich, daß ein Dritter mit noch besserem Recht auftrat). Nur in dieser 
Form wird im Urteil zum Eigentumsrecht Stellung genommen, also keine Anerken- 
nung und Bestätigung eines subjektiven Rechts ausgesprochen; das Urteil gilt viel- 
mehr noch als Abschluß eines Streits. Und die Wiederherstellung des verlorenen 
‚Vermögens‘ war eine Wiederaneignung im wörtlichen Sinne: es gab keine direkte 
staatliche Hilfe bei der Vollstreckung, sondern der Obsiegende erhielt durch das 
Urteil nur ein Zugriffsrecht, er mußte sein Recht selbst herstellen, z.B. durch 
persönliche und gewaltsame Wegnahme vom Vorbesitzer oder durch Zugriff auf den 
Schuldner. Erst wenn dieser das seinerseits mit Gewalt verhinderte, wurde ein be- 
sonderer Klagetyp möglich (der eine Buße in Höhe des Streitwerts an den Staat 
vorsah); darauf konnte erneut zur Selbsthilfe geschritten werden. Diese ‚Eigentums- 
klage‘ war wesentlich „a form of execution, of enforcing rather than establishing 
rights, a means of realizing the power of self-help which early law regarded as 
bound up with that sphere of power which was involved in its concept of proper- 


30 Ta idia einaiemou, emautou einai, ta emou, hyparcheimoi. — 

Eine ähnliche Unterentwicklung grundlegender juristischer Kategorien ließe sich auch am 
altrömischen Recht zeigen, während das entwickelte römische Recht, wie es uns in der 
Kodifikation durch den spätrömischen Kaiser Justinian (6. Jahrhundert) vorliegt, das 
hellenistische Recht in wichtigen Punkten durchaus hinter sich gelassen hat. 

31 VgL BGB $$ 227, 859; StGB 8 53. 

32 VgL H. G. Liddell/R. Scott/H. S. Jones, A Greek-English Lexicon, Oxford 1940, unter 
chrona. — Diesen Doppelcharakter hat auch unsere Sprache vielfach noch bewahrt, 
womit gewissermaßen die Schwierigkeit angedeutet ist, alles rücksichtslos vom Stand- 
punkt des Werts aus zu betrachten, So etwa, wenn heute angesichts massenhafter Ver- 
nichtung von Äpfeln oder Tomaten gesagt wird: ein Jammer, daß solche Werte vernichtet 
werden — hier sind dann die nützlichen, genießbaren, unmittelbar iunsere Bedürfnisse 
ansprechenden Gebrauchswerte gemeint, nicht die Kapitalwerte, das nicht verwertbare 
Warenkapital des Tomatenkapitalisten. Ähnlich bei der Feststellung: jemand ist mir viel 
wert, 
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ty“ (33). Es kommt in diesem Verfahren sehr deutlich die konkret-individuelle 
Beziehung zum Ausdruck, die der Eigentümer zu seiner ‚Sache‘ hat (34). Diese 
Sache galt als Teil seiner Persönlichkeit (35), genauer: als Teil seiner gesellschaft- 
lichen Existenz in der bestimmten Funktion der Lebenserhaltung im Gemeinwesen 
der Polis. Sein ‚Vermögen‘ ist ein Teil seines persönlichen Hertschaftsbereichs inner- 
halb dieser spezifischen Gesellschaftsform der Polis, nämlich in dem besonderen 
Sinn, den dieser Bereich für den freien Athener hat: als Herr eines Oikos, einer 
Hauswirtschaft mit Grund und Boden, mit Haus und den notwendigen Werkzeugen 
und Gebrauchsdingen, mit ihm untertanen Menschen und Tieren (darunter Sklaven, 
in eingeschränkter Weise auch Frauen und Kinder) (36). 

Diese konkrete Beziehung zum Eigentum, die noch weit entfernt ist vom zus 


33 Jones, The Law and Legal Theory of the Greeks, 4.2.0. S. 204. 

34 Am deutschen Wort ‚Sache‘ läßt sich noch die Entwicklung von der konkreten zur 
abstrakten Beziehung illustrieren. Sache (lateinisch res) ist der juristische Terminus für 
Ware bzw. Privateigentum. Zu ihr hat man als Person, d.h. als Privateigentümer ein 
‚sachliches‘ Verhältnis, kann sie ohne Schmerz verkaufen! Im schwäbischen mei Sach 
hingegen steckt noch deutlich die konkrete Beziehung: gemeint wird damit etwa ‚meine 
Angelegenheiten, Aufgaben‘, ‚die nützlichen Dinge für eine bestimmte Tätigkeit‘, über- 
haupt ‚was mir zugehört‘. Man ist dabei immer auf eine konkrete Aktion bezogen, z. B.: 
‚i han mei Sach zamma‘ sagt eine Frau, wenn sie vor dem Baden Handtücher, Seife usw. 
zusammengelegt hat. Das hochsprachliche Wort ‚sachlich‘ wird im Schwäbischen nicht 
gebraucht. Solche Beobachtungen lassen sich an vielen Dialektausdrücken machen. Dia- 
lekte ragen gewissermaßen aus der vorkapitalistischen Vorstufe in unsere Gesellschaft 
hinein. Ihre vorbürgerlichen, häufig bäuerlichen Sprachformen drücken viel stärker die 
direkten, ‚emotionalen‘ (wie der distanzgewohnte Bürger sagt) Beziehungen zu Menschen 
und übriger Umwelt aus. Hochsprachen dagegen sind nicht nur Mittel bürgerlich-nationa- 
ler Vereinheitlichung, sondern Sozialisationsmittel für kühl-distanziertes Verhalten, Ab- 
straktion und Rücksichtslosigkeit gegenüber eigenen und fremden ‚Gefühlen‘ (die Ein- 
übung in die klassische lateinische Hochsprache hat jahrhundertelang diese Aufgabe er- 
füllt; heute sind die Hochsprachen entsprechend ‚logisch‘ geprägt; nicht zufällig haben 
die absolutistischen Fürsten Lateinschulen errichtet, um die juristische Schulung der 
Diener des Allgemeinen vorzubereiten). In der Entwicklung solcher ‚sachlichen‘ Bezieh- 
ungen steckt ein durchaus progressives Moment, nicht zuletzt die Voraussetzung von 
Wissenschaft überhaupt. Ein Fortschritt, der freilich dort an schmerzhafte Schranken 
stößt, wo die distanziert veräußerte Sache unablösbarer Teil der eigenen Existenz, zZ. B. 
das eigene Arbeitsvermögen ist. 

35 Im vorrevolutionären China hatte der Verkäufer zeitlebens das Recht, zu bestimmten 
Festen seiner verkauften Sache ‚Seufzerbilletts‘ anzuheften und damit seinen Schmerz 
über die Veräußerung auszudrücken, die ‚Veräußerung‘ also eines Teils seines Selbst. 

36 Übrigens ist noch bei dem frühbürgerlichen englischen Philosopen John Locke der Begriff 
Property ähnlich schillernd, er meint sowohl Herrschaft/Eigentum über den eigenen 
Körper wie über die Gebrauchsdinge der Umwelt, die durch eigene Arbeit der natürlichen 
Umwelt abgewonnen sind. Locke läßt freilich den Begriff sich entwickeln, sodaß einer- 
seits die Macht über den eigenen Körper als Eigentum an dessen Arbeitsvermögen er- 
scheint, andererseits fleißig-rationale Menschen durch Aufhäufung erarbeiteter Ge- 
brauchsdinge sich die zeitweise Verfügung über die Arbeitskraft anderer eintauschen 
können, und daher Akkumulation möglich wird. Er ist daher schon deutlich ein Vertre- 
ter der modernen bürgerlichen Gesellschaft. Vgl. Locke, Two Treatises of Government, 
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utendi et abutendi des entwickelten römischen Rechts (37) und die prinzipiell auf 
die Aufgaben als Athener, als Polities, Vollbürger der Polis Athen bezogen bleibt, 
drückt sich auch darin aus, daß der für das römische Recht zentrale Begriff der 
obligatio, (Schuldverhältnis, Verpflichtung), der Voraussetzung des Schuldrechts, 
im griechischen Recht nicht ausgebildet worden ist, daß die Kategorie des Vertrags 
vergleichsweise unentwickelt geblieben ist. Zwar war der Vertrag, der im allgemei- 
nen mündlich vor Zeugen geschlossen wurde, durchaus bekannt, sowohl im alltäg- 
lichen Kredit- und Darlehensverkehr wie in den auswärtigen Beziehungen; auch 
wurde die Notwendigkeit einer öffentlichen Sanktion klar gesehen (38). Jedoch 
bedurfte er grundsätzlich einer ‚realen‘ Basis, d.h. er wurde zu einem bestimmten 
Zweck abgeschlossen, dessen Nichterfüllung die Haftung des Schuldners begründete. 
Nur diese ‚Schädigung‘ konnte eine Klage begründen, die einen vergeltenden Zugriff 
ermöglichen sollte. Die bindende Wirkung konnte also nicht direkt aus dem Kon- 
sens, dem in Vertragsschluß bekundeten Zusammenhang mehrerer Willenserklärun- 
gen abgeleitet werden, wie es der Konsensualvertrag des entwickelten römischen 
Rechts vorsieht. Die Entstehung der Verpflichtung gilt als Wirkung der Überlassung 
des konkreten Gutes, z. B. eines Grundstücks, bzw. als Wirkung der Schädigung 
durch Nichtherausgabe usw. 

Die Dinge treten sozusagen noch ganz überwiegend in ihrer Gebrauchsqualität 
in Erscheinung, weil sie als Waren noch nicht voll entwickelt sind; deshalb sind ihre 
Besitzer auch noch kaum in der Lage, sie losgelöst von ihren konkreten Interessen 
und Bedürfnissen bloß als Träger von Wert, als Waren bzw. als Kapital zu betrach- 
ten. Die ‚Herren‘ dieser Dinge betrachten daher einander noch nicht als bloße 
Repräsentanten von Waren und Geld, als autonome Privateigentümer, deren Willen 
nur Ausdruck der Waren und ihrer bereits mehr oder weniger verselbständigten 
Bewegung sind. Wo dies aber doch schon geschieht, wird es abgewehrt und abge- 
lehnt — die Heftigkeit der Ablehnung mag immerhin bezeugen, wie sehr sich die 
Autonomie der Wertbewegung bereits bemerkbar machte (39). Hier ist allerdings 
die Frage anzufügen, ob sich die Mitglieder selbst einer entwickelten kapitalistischen 
Gesellschaft rein als autonome Privateigentümer, als bloße Repräsentanten von Wa- 
ren und Geld, bzw. der in diesen Formen sich äußernden Bewegung des Werts 
betrachten und behandeln können. Sie sind diese Rechtspersonen bzw. Charakter- 


Second Treatise. Hrsg. P. Laslett, Cambridge 19702.. 

37 Vgl. die Formulierung der Eigentumsfreiheit im BGB (8 903): „Der Eigentümer einer 
Sache kann, soweit nicht das Gesetz oder Rechte Dritter entgegenstehen, mit der Sache 
nach Belieben verfahren und andere von jeder Einwirkung ausschließen“. (Keine Hervor- 
hebung im Original). 

38 Schon Herodot (Mitte des 5. Jahrhunderts) bemerkt: „Ohne zwingende Sicherung wer- 
den Verträge nicht sicher bleiben“, bezogen freilich auf Verträge zwischen Fürsten bzw. 
Staaten (Herodot, Historiac, I, 74). In den überlieferten Gcerichtsreden (vor allem 4. Jahr- 
hundert) ist es eine stehende Redewendung, daß Vertragsparteien sich an ihre Verspre- 
chen zu halten haben, und Aristoteles hält gesellschaftlichen Verkehr ohne Gerichte für 
ausgeschlossen; vgl. Jones, The Law and Legal Theory of the Greeks, a.a.O. S. 216. 

39 Vgl. die eingangs zitierten Äußerungen von Platon und Sophokles. 
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masken doch immer nur soweit sie ihre unmittelbaren Bedürfnisse — wie immer 
gesellschaftliche vermittelt diese sind — zurückdrängen, sich moralisch domestizie- 
ren auf jenes Allgemeine hin, das ihre Gesellschaftlichkeit ist (und das ihnen äußer- 
lich als Staat gegenübertritt, ob nun durch ihre freiwillige Übereinkunft begründet 
oder als unvermeidlicher Not- und Verstandesstaat, ja Leviathan). 

Wie sehr etwa der Gläubiger am attischen Recht noch eine ganz konkrete 
Beziehung zu seiner Sache hat, zeigt sich an der Vorstellung, daß das Darlehen nicht 
in das Eigentum des Schuldners übergeht, diesem zur freien Verfügung (und das 
heißt zur Vermehrung mit beliebigen Mitteln) übereignet ist, sondern Eigentum des 
Gläubigers bleibt (unjuristisch auch noch bei uns, wenn jemand ‚sein Geld‘ zurück- 
fordert, das er jemand geliehen hat). „Wo immer in den attischen Reden von Dar- 
lehen gesprochen wird, da hören wir den Darlehensgeber sagen, daß der Entleiher 
sein Geld habe und ihn dadurch, daß er nicht zahle, um sein Geld beraube (aposte- 
rein). Von der scharfen Abgrenzung des entwickelten römischen Rechts, bei wel- 
cher das als mufuum oder depositum irregulare kreditierte Geld ins Eigentum des 
Schuldners übergeht, der dann aufgrund der angeknüpften Schuldbeziehung auf 
Rückgabe haftet, ist nichts zu bemerken“ (40). Vielmehr gibt der Gläubiger das 
Darlehen, auch wenn es Geldform hat, zu einem bestimmten Zweck, nicht zur 
beliebigen, allerdings zinstragenden Verwendung; die Verletzung dieses Zwecks, die 
Schädigung durch Nichtausführung der verfügten und vom Verfügungsgegner ange- 
nommenen Bedingungen, nicht der einfache Bruch des gegebenen Versprechens, 
begründet das Recht zum gerichtlichen Vorgehen. In den Gerichtsreden hebt De- 
mosthenes selbst im Falle des Seedarlehens die reale Natur des vom Beklagten 
„freiwillig in Empfang genommen und dann weggenommenen Talents‘ hervor. Be- 
ruhte die Beziehung nur auf ‚Glauben‘, wäre weder Pfand- noch Bürgschaft geleistet, 
so wäre eine Klage strenggenommen nicht möglich (41). 

er griechische Vertrag kennt also noch nicht die volle Anerkennung des 
freien Willens der Vertragschließenden, der abstrakten Rechtspersonen, im Sinne 


un 


40 Wolff die Grundlagen des griechischen Vertragsrechts, a.a.0. 8.508 f. 

41 Tatsächlich gibt es nach Aristoteles (Nikomachische Ethik, IX, 1, S. 1164 b 13 f.) in 
einigen Poleis keine Möglichkeit der Klage für den Gläubiger von Gelddarlchen; entspre- 
chend wollte Platon, daß im idealen Staat die meisten „freiwilligen Rechtsgeschäfte“ auf 
Gefahr des Gläubigers erfolgen sollten, Normalfall sollte das Bargeschäft sein (Platon, 
Staat, Buch VII, 8. 556 a, b; Die Vertragsvorstellung blieb im griechischen Recht immer 
im Umkreis des Barkaufs stechen; obwohl Kreditkauf und Anzahlungskauf spätestens seit 
der klassischen Zeit eine schr wichtige Rolle gespielt haben, sind sie nicht in der Form 
des Vertrags ausgedrückt worden. Vgl. zusammenfassend Jones, The Law and Legal 
Theory of the Greeks, a.2.0. S, 228: „... there is good ground for supposing that 
Greek law, like early Roman and English law, considered sale as essentially an exchange 
of land or goods for money, a cash transaction giving no right to enforce payment on the 
one side or delivery on the other. It was a two-sided affair; but there could be no 
question ofany outstanding obligations arising from the simple fact of agreement. In law 
the sale was compleie or it was nothing and it was not complete until the price hat been 
paid...“ Die wichtigste Untersuchung zur Frage des Barkaufs und seiner rechtlichen 
Ausdrucksform: Pringsheim, The Greek Law of Sale, a. a. ©. 
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des römischen Rechts; er ist nicht wirklich gegenseitig, sondern trägt noch deutliche 
Spuren der Ungleichheit der Beteiligten. Wenn also der Vertrag wesentlich „Zweck- 
verfügung“ (Wolff) blieb, so gilt das entsprechende für die Kategorie des Urteils und 
des Privateigentums: Das Eigentum, das als ein subjektives Recht um seiner selbst 
willen öffentlichen Schutz genießt und das im Urteil explizit bestätigt wird, ist dem 
griechischen Recht fremd geblieben. In diesem Sinn gibt es daher kein Privatrecht in 
der antiken griechischen Polis. 

Diese Feststellung bezieht sich im übrigen ohnehin nur auf die männlichen 
Vollbürger; daß deren Frauen und Kinder und vor allem deren Sklaven nicht oder 
nur sehr beschränkt rechtsfähig waren, ist bekannt. Allerdings ist die Vorstellung 
völliger Rechtslosigkeit der Sklaven nicht richtig, besonders wenn über den Bereich 
des Privatrechts hinausgegangen und das (öffentliche) Strafrecht und das Sakral- 
recht sowie das Handelsrecht berücksichtigt wird. Über die geminderte Rechtstel- 
lung der ansässigen und anerkannten Ausländer (Metöken) und der vorübergehend 
anwesenden Ausländer (Xenoi) kann Genaueres nur gesagt werden, wenn das Han- 
delsrecht im engeren Sinn und der durch Verträge mit anderen Stadtstaaten be- 
wirkte Rechtsschutz berücksichtigt wird; hier ist eine allmähliche Annäherung an 
den Status des Vollbürgers festzustellen, allerdings nicht hinsichtlich der politischen 
Rechte. Vielleicht sollte man aber die Konstatierung der beschränkten Entwicklung 
des griechischen Privatrechts und die Feststellung von der grundsätzlichen Rechtlo- 
sigkeit der Sklaven nicht einfach nebeneinander stehen lassen. Nur als These sei hier 
formuliert: die beschränkte Entwicklung des griechischen Rechts, die beschränkte 
und abgestufte Verleihung der bürgerlichen Rechte ist nur ein Ausdruck der Tat- 
sache, daß die Masse der unmittelbaren Produzenten Sklaven und nicht freie Lohn- 
arbeiter waren, daß die innere Struktur der Produktion vom Kapital noch fast gar 
nicht angestastet war. Das wirft allerdings die Frage nach der Basis für die höhere 
Entwicklung des römischen Rechts auf, das doch auch in einer Gesellschaft von 
Sklavenhaltern ausgearbeitet worden ist. Dem kann hier nicht im einzelnen nachge- 
gangen werden. Immerhin seien einige Vermutungen geäußert: das römische Recht 
war schließlich Recht des römischen Weltreichs, das in seiner Blütezeit ein mittel- 
meerisches Welthandelsreich mit weiträumiger Arbeitsteilung, manufakturähnlicher 
Massenproduktion usw. war, die immerhin einen beachtlichen Teil des gesellschaft- 
lichen Gesamtprodukts betrafen. In den langen Kriegen, die zur Errichtung einer 
kaiserlichen Herrschaft führten, wurde eine Form zentralisierter und kontinuier- 
licher staatlicher Souveränität herausgebildet, die der Republik und erst recht der 
tendenziell demokratischen Verfassung etwa der Polis Athen fremd war (zwei be- 
kannte Indizien: Ersetzung der Volksarmee durch ein Berufsheer; Ersetzung der 
ungeregelten Privatplünderung eroberter Gebiete durch eine bürokratische Reichs- 
verwaltung). Diese absolute, in der Person des Imperator lokalisierte Souveränität 
(‚Princeps legibus solutus‘) konstituierte zugleich eine allgemeine Unterworfenheit 
der römischen Bürger, vor der die internen Differenzierungen des Bürgerrechts und 
vor allem seine Abgeschlossenheit gegenüber der zunächst nichtbürgerlichen Reichs- 
bevölkerung immer mehr zurücktrat (immer weitergehende Verleihung des Bürger- 
rechts, und damit die ‚Weltgeltung‘ des römischen bürgerlichen Rechts). Und auch 
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der Unterschied zwischen Freien und Sklaven begann sich immer stärker zu ver- 
wischen, jedenfalls an den Grenzzonen (eine Entwicklung, die bereits in Athen und 
in der römischen Republik einsetzt). Einzelne hochqualifizierte Sklaven, ob freige- 
lassen oder nicht, übten bedeutende Funktionen als ‚Graue Eminenzen‘ aus, z.B. in 
der privaten Güterverwaltung und in der kaiserlichen Bürokratie; verbreiteter waren 
Freigelassene in ‚bürgerlichen Berufen‘ (Lehrer, Sekretäre, Schreiber; weiter Hand- 
werker und Händler). Alle blieben an ihre Herren in starker Loyalität gebunden, 
zumindest in erster Generation quasi hörig. Die Aufstiegsmöglichkeit, als Perspek- 
tive für viele Sklaven auch durch die Möglichkeit zur Vermögensbildung und damit 
vielleicht zum Selbstfreikauf eröffnet, darf natürlich nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß die große Mehrheit der Sklaven ‚unten‘ blieb — wo sich freilich auch zuneh- 
mend viele Freie befanden. In der Spätantike wurde die (intern immer stark diffe- 
renzierte Scheidung von Freien und Sklaven immer deutlicher zu einer ständischen 
Gliederung, welche sich im Recht als Unterscheidung zwischen ‚einfachen‘ und 
‚besseren‘ Menschen niederschlug. Jedenfalls ist der zentralisierte ‚Staatsapparat‘ des 
römischen Reichs gegenüber der Masse der Bevölkerung viel mehr verselbständigt, 
‚absolut‘, als der ‚Staat der Athener‘. 

Damit sind wir bei der abschließend anzusprechenden Frage, ob dem atheni- 
schem Staat überhaupt der Begriff Staat angemessen ist, da ja offenbar die Katego- 
rien der Person, des Privateigentums usw. und die darauf aufbauenden Rechtsbe- 
ziehungen nur unvollständig entwickelt waren, und daß damit auch der Staat nur 
nebenbei, nicht primär jener Garant des friedlichen Austauschs quasi außerhalb der 
Gesellschaft von Privatpersonen war. 

Zunächst fällt auf, daß es in Athen gar kein Wort für ‚Staat‘ gibt; und ebenso 
mangelt es am Begriff der staatlichen Souveränität. Die mit dem Territorium Attika 
verbundenen Rechte lassen sich erschöpfend aufteilen auf die Rechte der einzelnen 
Athener und auf die Rechte der Athener als Kollektiv. In Verträgen mit anderen 
Poleis ist das Rechtssubjekt auf der athenischen Seite bezeichnet als hoi Athenaioi 
„die Athener“; der Staat existiert jedenfalls dem Namen nach nicht als besonderes 
Rechtssubjekt, z. B. als die Krone. Wenn jemand in Athen explizit die Souveränität 
ausübt, dann noch am ehesten die Athener insgesamt, d. h. die versammelte Masse 
der Vollbürger. Souveränität jenseits davon gibt es nicht, weil es keinen staatlichen 
Machtapparat jenseits der, im Zweifelsfall bewaffneten, Masse der Athener, der 
freien Athener gibt. 

Heer und Flotte sind grob als Volksarmee zu beschreiben, mit von der Volks- 
versammlung gewählten Kommandeuren. Polizei (übrigens meistens Gemeindeskla- 
ven, wo also ‚die Athener‘ Kollektiveigentümer sind) existiert nur zu bestimmten 
Wachaufgaben. Eine bürokratisch organisierte Verwaltung gibt es, im deutlichem 
Unterschied zum Imperium Romanum allenfalls in Ansätzen: die leitenden Beamten 
sind fast ausnahmslos gewählte Jahresbeamte (z. B. zur Verwaltung der öffentlichen 
Einkünfte und des Tempelschatzes oder der Marinearsenale), ausführende Arbeiten 
werden von Gemeindesklaven besorgt (z. B. im Archiv, in der Münze oder in der 
Vorform von Strafvollzug). Der Unterschied zum modernen Staat ist besonders 
auffallend bei der Rechtsprechung, die nicht als besondere Gewalt organisiert ist: es 


22 


gibt keine hauptberuflichen Richter und Staatsanwälte, sondern nach bloßer Vorbe- 
reitung durch die Jahresbeamten wird Recht gesprochen in Gerichtshöfen, die mit 
ausgelosten Bürgern in großer Zahl besetzt waren. Zunächst waren es ja dieselben 
Athener, die abwechselnd Gesetze verabschiedeten und auslegten. Sodann war zwar 
strikteste Bindung an den Gesetzestext vorgeschrieben, aber das schloß Lücken und 
Unklarheiten in den Gesetzen nicht aus: vielfach waren Tatbestand und Strafmaß 
äußerst ungenügend definiert. Die Folge war die Übernahme legislativer Funktionen 
durch die Gerichte bzw. vielfach Willkür — der Rechtsprechung fehlte ein entschei- 
dendes Erfordernis, die Berechenbarkeit. 

Der athenischen Polis ist also der Begriff des Staates im modernen Sinn nicht 
eigentlich angemessen. Vielmehr handelt es sich um Momente des modernen Staats, 
die sich bereits unter wesentlich anderen Verhältnissen entwickeln und die vom 
entwickelten modernen Staat her als Keimformen begriffen werden können. Diese 
einzelnen Momente haben teilweise bereits eine beachtliche Entwicklung gehabt 
(ähnlich wie auch das Geld und seine Formen als Handels- und Geldkapital). Aber 
sie haben sich nicht zu einer separaten Einheit über einer rein ökonomischen Sphäre 
und zu deren Garantie verselbständigt. In Athen gibt es nicht den über die Masse der 
Bürger verselbständigten Staat. Diese Bürger sind prinzipiell und primär politische 
Bürger, nicht auseinandergelegt also in Citoyens und Bourgeois. Wenn es eine dieser 
Scheidung entsprechende Trennung gibt, so wohl nur ansatzweise die im einzelnen 
Menschen, viel eher die zwischen verschiedenen Schichten der Bevölkerung. Einer- 
seits die — im Vergleich zum Postulat voller politischer Gleichheit in der zeitgenössi- 
schen bürgerlichen Gesellschaft — privilegierten Polisbürger, ‚die Athener‘. Andrer- 
seits die in Gewerbe und in Waren- und Geldhandel tätigen ‚Metöken‘, fest ansässi- 
ge, freie Ausländer mit Sonderrechten (insbesondere der Rechts- und Prozeßfähig- 
keit), aber nur sehr beschränkten politischen Rechten (deren Basis das Recht auf 
Haus und Grundbesitz war — selbst in der klassischen Zeit waren die athenischen 
Polisbürger in ihrer großen Mehrheit Grundbesitzer). Die für die entwickelte bürger- 
liche Gesellschaft charakteristische Scheidung von ökonomischer und politischer 
Sphäre erscheint hier anscheinend als Trennung von ökonomischen und politischen 
Menschen. Die Grenzen sind allerdings in der Wirklichkeit keinswegs strikt eingehal- 
ten (wie auch nicht wenige Sklaven in Handel und Gewerbe tätig waren, teilweise 
mit erheblicher Selbständigkeit, und insoweit gewisse Rechte im Handelsrecht ge- 
nossen; im übrigen tun sie die ‚notwendigen Werke‘ (Aristoteles), d. h. die tagtägli- 
che Kleinarbeit unterhalb und außerhalb der Sphäre des Warentauschs). Vielmehr 
geht ein dauernder Druck von der ‚ökonomischen‘ Sphäre aus, dem durch politische 
Maßnahmen zu begegnen versucht wird. Wenn Sitte und direkte Verbote das Ein- 
dringen in den Bürgerstand erschwerten, so konnten doch in vielen Fällen allerlei 
Privilegien und Rechte gekauft werden; umgekehrt konnten Polisbürger die einträg- 
lichen Geschäfte durch Beauftragte erledigen lassen, z. B. durch Sklaven. Im übrigen 
waren sehr viele gerade der athenischen Bürger ‚Banausen‘, als Taglöhner, Handwer- 
ker und auch Händler und Kaufleute tätig, von den zahlreichen Bauern einmal 
abgesehen; sie standen also mit einem Bein in der Sphäre des ‚ökonomischen‘, 
banausischen Erwerbslebens. 
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Man wird die Gesellschaft der Polis Athen also nur angemessen begreifen 
können, wenn man sie als eine Übergangsgesellschaft versteht, als eine Gesellschaft 
im Konflikt zwischen zwei grundsätzlich verschiedenen Formen der Vergesellschaf- 
tung. Einzelne Momente des Neuen, das erst in der modernen bürgerlichen Gesell- 
schaft ganz zu sich kommt, sind hier bereits erkennbar entwickelt, wenngleich nicht 
so deutlich und selbständig wie im Römischen Reich. Das gilt besonders auch — 
darum ging es in diesem Aufsatz — von Momenten des modernen, des bürgerlichen 
Staates, die sich hier gegen eine im wesentlichen noch andersartige Umwelt heraus- 
bilden. Die antike bürgerliche Gesellschaft steht also am Anfang eines langwierigen 
Übergangs und Umwälzungsprozesses, der zur kapitalistischen Gesellschaft führt. 
Gerade die Langwierigkeit der Herausarbeitung solcher — für uns selbstverständli- 
chen — Formen, wie der Person, des Vertrags usw., kann ein wenig darauf verwei- 
sen, wie umfassend und langwierig der Übergangsprozeß von der kapitalistischen zu 
einer kommunistischen Gesellschaft zu verstehen ist (weshalb auch der Begriff der 
Übergangsgesellschaft diesen Prozeß etwas verharmlost). Das dürfte überhaupt der 
Sinn historischer Untersuchungen sein: es geht nicht um ein objektivistisches Sam- 
meln von antiquarischen Wissensstücken, sondern darum, das Bestehende und seine 
scheinbar selbstverständlichsten Existenz- und Bewußtseinsformen als gesellschaff- 
lich Produziertes zu begreifen. Es geht um das Verständnis der geschichtlichen 
Herkunft der eigenen Gesellschaft und aller in ihr hervorgebrachten Formen, die als 
Formen ihr Gewordensein verhüllen, bis hin zu den scheinbar festesten Kategorien, 
wie etwa dem Bewußtsein der eigenen subjektiven Identität und der Identität des 
Objektes oder dem Begriff des Gesetzes, der Kausalität usw. (42). Denn nur eine 
derart umfassende Auffassung der gesellschaftlichen Produktion — die allein in der 
kapitalistischen Gesellschaft zerfällt in Produktion im engeren Sinn, als Anhängsel 
der Mehrwertproduktion, und in Produktion im weiteren Sinn, als notdürftig von 
Familie, Staat usw. erledigter — kann die Aufgabe von Übergangsgesellschaften 
heute sichtbar machen. In den Gesellschaften im Übergangsprozeß zum Kommunis- 
mus werden alle Formen der bürgerlichen Gesellschaften ‚aufzuheben‘ sein, auch 
solche wie die der Person, des Vertrags usw. Aber selbst wenn man dieser Feststel- 
lung sogleich hinzufügt: aber keineswegs auf einen Schlag, sondern in einem lang- 
wierigen Prozeß, so ist damit doch immer noch wenig mehr als nichts gesagt; ja 
diese Feststellung kann gefährlich verkürzend sein. Denn ‚Aufhebung‘ ist Bewah- 
rung und Vernichtung; aber muß dies, wie das einzige Wort nahelegt, in einem 
geschehen? Und betrifft es alle Formen in gleichem Maße? Ist vielleicht bei einzel- 
nen mehr an Erhaltung zu denken, bei anderen mehr an Überwindung? Wie ist es 
etwa bei der Form der Person und ihrer Freiheit und Gleichheit vor dem Gesetz? 
Gehen diese Kategorien einfach in ihrer Funktion beim Austausch und bei der 
Verhüllung der Ungleichheit in der Sphäre der materiellen Produktion auf? Oder 
sind sie nicht zugleich weit über die bürgerliche Gesellschaft hinausweisende Grund- 


42 Yel. dazu die Anmerkung 3 angegebene Untersuchung. 
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formen, die als politische Teilnahmerechte (43) den Widerstandskampf der Arbei- 
terklasse legitimieren, ja Grundrechte der einzelnen Gesellschaftsmitglieder auch in 
der Übergangsgesellschaft antizipieren, welche ohne Gefahr des Rückfalls in Formen 
direkter Herrschaft als Errungenschaften nicht aufgegeben werden dürfen? Sind 
diese Bewußtseinsformen und Rechte in gewissem Sinne vielleicht unaufgebbare 
‚Errungenschaften‘ der bürgerlichen Gesellschaft, errungen oft erst durch die organi- 
sierten Arbeiter? Andererseits: sind es nicht gerade die im Begriff der Person zu- 
sammenzufassenden typisch ‚bürgerlichen‘ Verhaltensweisen, die jede tiefergreifende 
Überwindung der bürgerlichen Gesellschaft behindern oder unmöglich machen? 
Sind es nicht gerade diese verinnerlichten Orientierungen der einzelnen auf Einzel- 
verhalten, die in manchen Übergangsgesellschaften nicht ernstlich angetastet sind 
und aus denen daher die bürgerliche Gesellschaft erneut aufzuerstehen sucht? 

Mit Sicherheit läßt sich das Oszillieren zwischen diesen beiden Polen der 
‚Aufhebung‘ bürgerlicher Formen nicht allein durch Analyse und Kritik auflösen. 
Mochte Marx vor 100 Jahren jeden Versuch zur positiven Konstruktion einer sozia- 
listischen Gesellschaft als utopisch verwerfen; inzwischen steht die Konstruktion 
sozialistischer Übergangsgesellschaften so oder so auf der Tagesordnung, einer Kon- 
struktion, die positiv bis in die Details die Aufgaben gesellschaftlicher Produktion 
auf industrieller Stufe klären und praktisch bewältigen muß, wenn diese Gesell- 
schaft nicht untergehen oder unterliegen will. Und diese Aufgabe der Aufhebung 
der bürgerlichen Gesellschaft im umfassenden und im detaillierten Sinn stellt sich 
nicht nur in den heutigen Übergangsgesellschaften, sondern ist auch für die Linke in 
den kapitalistischen Gesellschaften keine utopische Aufgabe mehr. Das Vertrauen in 
die Fähigkeit der Massen zur spontanen Selbstorganisation im Augenblick der Revo- 
lution ist nur eine Verkennung dieser schwierigen Aufgabe. 


43 Etwa wenn das Recht der Gleichheit aller Staatsbürger auch als Forderung auf gleiches 
Wahlrecht verstanden wird; eine Forderung, die vom Proletariat gegen die politische 
Vorherrschaft der Bourgeoisie durch das Zensuswahlrecht gewendet und erst in unserem 
Jahrhundert weitgehend durchgesetzt wurde (in Portugal erst kürzlich, in Südafrika nur 
für die weißen Arbeiter). 
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